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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 4 Minuten 

Vor si t zen d e: Präsident Pöder, Zweiter 
Präsident Dr. Marga Hubinek. 

***** 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Ver­
zetnitsch. Dr. Helga Hieden-Sommer. Dr. Stix. 
Dr. Keppelmüller. Ing. Sallinger, [ng. Karl Ditt­
rich. Dr. :"oieisser lind Dipl.-Ing. Gasser. 

Mandatswrzicht und Angelobung 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist die 
Mitteilung eingelangt, daß Abgeordneter Dr. Jo­
sef Rieder auf sein Mandat verzichtet hat und an 
seiner Stelle Frau Dr. Elisabeth Hlavac in den Na­
tiOllalrat berufen wurde. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und die Ge­
nannte im Hause anwesend ist, werde ich sogleich 
die Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch die 
Schriftführerin wird die neue Mandatarin ihre 
Angelobung mit den Worten "Ich gelobe" zu lei­
sten haben. 

Ich ersuche nunmehr die Schriftführerin. Frau 
Abgeordnete Elfriede Karl, um die Verlesung der 
Gelöbnisformel. (Schriftführerin ELfriede Kar I 
verliest die Gelöbnisformel. - Abgeordnete Dr. 
ELisabeth' H I a va c leistet die Angelobung.) 

Ich begrüße die neue Abgeordnete herzlich in 
unserer Mitte. (Allgemeiner BeifaLL,) 

Einlauf 

Präsident: Ich ersuche die Schriftführerin, 
Frau Abgeordnete Elfriede Karl, um die Verle­
sung des Einlaufes. 

Schriftführerin Elfriede Karl: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 14. De­
zember 1989, Zl. 1005-03/12, folgende Ent­
schließung gefaßt: 

Unter teilweiser Reassumierung der Entschlie­
ßung vom 6. Dezember 1989, Zl. 1005-03/11, be­
traue ich auf Vorschlag des Bundeskanzlers für 
die Dauer der Verhinderung des Bundesministers 
für Inneres Dr. Franz Löschnak am 15. De­
zember 1989 den Bundesminister für Landesver­
teidigung Dr. Robert Lichal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Bericht des Budgetausschusses über die Regie­
rungsvorlage (1100 und Zu 1100 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1990 samt An­
lagen (1150 der Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe X 

Kapitel 65: Öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr (einschließlich Konjunkturausgleich-Vor­
anschlag) 

Kapitel 78: Post- und Telegraphenverwaltung 
(einschließlich Konjunkturausgleich-Voran-
schlag) 

Kapitel 79: Österreichische Bundesbahnen 
(einschließlich Konj unkturausgleich -Voran-
schlag) 

Präsident: Wir nehmen die vertagten Verhand­
lungen wieder auf und gehen in die Tagesordnung 
ein. 

Gegenstand ist der Bericht des Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (1100 LInd Zu 
1100 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1990 samt Anlagen (1150 der Beilagen). 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß mir ein An­
trag der Abgeordneten Dr. Fischer, Dkfm. DDr. 
König und Dr. Gugerbauer vorliegt, für die Bud­
getdebatte in dieser Sitzung eine Gesamtredezeit 
im Verhältnis von SPÖ 210, ÖVP 210, FPÖ 140 
sowie Grüner Klub 80 Minuten zu beschließen. 
Die Redezeit des Abgeordneten Bucher soll auf 
20 Minuten beschränkt werden. 

Für diese Beschlußfassung ist eine Zweidrittel­
mehrheit erforderlich. 

Nunmehr ersuche ich jene Damen und Herren, 
die dem Antrag zustimmen, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Ich stelle die Ein s tim m i g -
k ei t fest. 

Wir gelangen nunmehr .~ur Verhandlung über 
die Beratungsgruppe X: Offentliehe Wirtschaft 
und Verkehr. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Dr. Neidhart. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Mag. Dr. Neidhart: 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
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Spezialberichterstauer 'lag. Dr. Neidhart 

Haus! Ich erstatte den Spezialbericht zur 
Beratungsgruppe X umfassend die Kapitel 65: 
Öffentliche Wirtschaft und Verkehr, Kapitel 78: 
Post- und Telegraphenverwaltung, und Kapi­
tel 79: Österreichische Bundesbahnen. 

Der Budgetausschuß hat die in der Beratungs­
gruppe X zusammengefaßten Kapitel 65, 78 und 
79 des Bundesvoranschlages für das Jahr 1990 in 
seiner Sitzung am 27. November 1989 in Ver­
handlung gezogen. 

~Iit Gesamtausgaben in der Höhe von 
~8 862.-+ 1ylillionen Schilling und Gesamteinnah­
men in der Größenordnung \on 78 513,9 \lil­
lianen Schilling Wil\:1 in dieser Beratungsgruppe 
über rund ein Sechstel der gesamten Ausgaben 
und Einnahmen des allgemeinen Bundeshaushal­
tes für das Jahr 1990 entschieden. 

Kapitel 65: Öffentliche Wirtschaft und Ver­
kehr: Das Kapitel 65, "Öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr", enthält Ausgaben in der Größen­
ordnung von 11 854.342 Millionen Schilling, de­
nen Einnahmen in Höhe von 1 287,258 Millionen 
Schilling gegenüberstehen. 

Kapitel 78: Post- und Telegraphenverwaltung: 
Bei Kapitel 78, Post und Telegraphenverwaltung, 
sind für das Jahr 1990 im Grundbudget Gesamt­
ausgaben in der Höhe von 41 750,054 Millionen 
Schilling und Gesamteinnahmen in der Höhe von 
~8 021,539 Millionen Schilling veranschlagt. Die 
Gegenüberstellung eier Betriebsausgaben unel eier 
Betriebseinnahmen ergibt einen Betriebsüber­
schuß von 6 271,485 Millionen Schilling. 

Gegenüber dem Grundbudget des Bundesvor­
anschlages 1989 sind Ausgabenerhöhungen von 
insgesamt 2 172,511 Millionen Schilling vorgese­
hen. Wir haben 1990 um 2 583,137 Millionen 
Schilling höhere Betriebsausgaben. 

Kapitel 79: Österreichische Bundesbahnen: 
Der Bundesvoranschlag 1990 sieht bei Kapitel 79, 
Österreichische Bundesbahnen, Betriebsausgaben 
in Höhe von 35 258 Millionen Schilling und Be­
triebseinnahmen in der Höhe von 29 205 Mil­
lionen Schilling vor. 

Für Investitionen enthält der Voranschlag 1990 
im Grundbudget eine Vorsorge in Höhe von ins­
gesamt 5 485 Millionen Schilling. 

Für die Durchführung von Streckenausbauten 
im Rahmen des Projektes Hochleistungsstrecken 
enthält der Voranschlag eine Budgetvorsorge von 
963 Millionen Schilling. Zusammen mit den 
Fremdfinanzierungen über die Eurofirma, ASFI­
NAG und Bauträger beläuft sich das gesamte In­
vestitionsvolumen für Maßnahmen im Rahmen 
der "Neuen Bahn" im Jahr 1990 auf rund 6,4 Mil­
liarden Schilling. 

Für alle drei Budgetkapitel der Beratungs­
gruppe X sind im Konjunkturausgleich-Voran­
schlag Ausgabenbeträge eingesetzt, und zwar 

bei Kapitel 65 "Öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr" 40,260 Millionen Schilling, 

bei Kapitel 78 "Post- und Telegraphenverwal­
tung" 48,980 Millionen Schilling 

und bei Kapitel 79 ,.Österreichische Bundes­
bahnen" 1 000.000 Millionen Schillling. 

An der Debatte, die sich J.n die Ausführungen 
eies SpeziJlberichterstatters anschloß. beteiligten 
sich die Abgeordneten f:wl,md. Herbert Fux. 
Franz Stock;r. Hans Helmut \iloser. Kobil. Ing. 
Schindlbacher. Nürnberger. Resch. Scheucher, 
Probst, Strobl, PischI, Brennsteiner. Kirchknopf. 
Ropper!. fink. Kuba, Otto Keller. Helmuth Stok­
ker, FeIix Bergsmann, Vonwald und Dr. fassla­
bend. 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Dipl.-Ing. Dr. Streicher nahm zu den 
aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei eier Abstimmung am 27. November 1989 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der zur 
Beratungsgruppe X gehörenden Teile des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1990 unverändert 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit elen 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 65: Öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr, 

eiern Kapitel 78: Post- und Telegraphenverwal­
tung, und 

dem Kapitel 79: Österreichische Bundesbah­
nen, 

samt den dazugehörenden Teilen des Konjunk­
turausgleich-Voranschlages des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1990 (1100 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Spezialbe­
richterstatter für seine Ausführungen. 

Als erster zu Wort gemeldet hat sich Herr Ab­
geordneter Dkfm. Holger Bauer. Ich erteile es 
ihm. 

9.12 
Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 

Herr Präsident! Meine geschätzten Kolleginnen 
und Kollegen Abgeordneten! Herr Bundesmini­
ster, guten Morgen! Man sagt Ihnen Talent und 
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Dkfm. Holger Bauer 

Können im musischen Bereich nach, Herr Bun­
desminister! (Abg. Dr. 5 ehr an z: Nichl nur!) 

Man sage Ihnen Talent und Können im musi­
sche!?- Bereich nach. Sie und auch die Manager 
der OIAG haben aber ohne Zweifel auch noch in 
einem weiteren künstlerischen Sektor großes Ge­
schick: Sie können malen, rosarote Bilder können 
Sie ganz besonders gut malen. 

Es ist Ihnen gelung~n, in einer nicht immer im 
Detail informierten Offentlichkeit den Eindruck 
zu erwecken, die verstaatlichte Industrie sei aus 
dem Wasser, ja mehr noch: die verstaatlichte In­
dustrie sei nicht mehr und nicht weiter ~vlühlstein 
am Hals des Budgets und eies österreichischen 
Steuerzahlers. ~ 

Bei genauerer Betrachtung hält dieses rosarote 
Bild allerdings nicht stand, denn es ist ganz ein­
fach nicht alles Gold, was in der Konjunktursonne 
zurzeit ein wenig glänzt. 

Das fängt damit an, daß die vielfach bejubelten 
positiven Betriebsergebnisse des heurigen Jahres 
in v!.er der insgesamt sieben Branchenholdings 
der OIAG just und eigenartigerweise ziemlich ge­
nau jenen 5,5 Milliarden Schilling an Subvention 
entsprechen, die der Steuerzahler erst und allein 
heuer wieder der ÖIAG zugeschossen hat. 

Dabei fällt zweitens auf - und zwar unange­
nehm, wie ich glaube -, daß die Verstaatlichte 
ausgerechnet in jenen Bereichen nach wie vor 
rote Zahlen schreibt, die d!~ zukunftsträchtigen 
sind und auf die sich die OIAG daher auch in 
Zukunft zu stützen beabsichtigt, und in denen -
nebenbei bemerkt - private Konkurrenten über­
wiegend keineswegs schlecht verdienen und ab­
schneiden. Ich meine damit die Elektro- und 
Elektronikindustrie und den Maschinenbau. Aus­
gerechnet dort wird nach wie vor rund eine Milli­
arde Verlust gebaut. 

Die Q,ewinne der ÖIAG werden, wie gehabt, 
bei der OMV verzeichnet. Ich glaube - ohne das 
näher untersucht zu haben -, es gibt wohl kaum 
ein Unternehmen, dem es gelingt, mit Erdölpro­
dukten, mit Treib- und Brennstoffen zurzeit Ver­
luste zu bauen. 

Ein ausnehmend positives Betriebsergebnis 
wird aber zurzeit interessanterweise - muß man 
dazusagen - auch in der VOEST-ALPINE Stahl 
gemacht. Dafür ist neben den Umstrukturie­
rungsmaßnahmen, die keineswegs geleugnet wer­
den sollen, dem Personalabbau und der mehr als 
großzügigen Subvention seitens der öffentlichen 
Hand, auf die ich dann noch zu sprechen kom­
men werde, ohne Zweifel die internationale 
Stahlkonjunktur ausschlaggebend. 

Es ist halt ganz einfach so, daß sich eben nicht 
einmal die österreichische verstaatlichte Industrie 

gegen die Folgen konjunkturbedingter hoher 
Preise für Blech und Draht wehren kann, und sie 
verdient daher auch in dieser Sparte recht gut, 
und zwar recht gut insbesondere und vor allem 
am Standort Unz. Wenn ich sage "am Standort 
Unz", dann meine ich, daß es auch andere Stand­
orte gibt. Selbst in diesem Sektor aber, in dem 
zurzeit, glaube ich, europaweit, so gut wie alle 
anderen Stahlwerke gute Gewinne machen, ge­
lingt es uns, an einem Standort Verluste zu bauen. 
Ich meine damit den Standort Donawitz. 

Ich meine, daß in diesem Zusammenhang als 
ganz besonders ärgerlich der Umstand zu w;rten 
ist, daß man hier in ein neues Verfahren. in das 
KV A-Verfahren. 200 ivlillionen Schilling an Sub­
ventionen hineingesteckt hat. Das ist a'ber nicht 
der U mstand me.~nes Ärgernisses, sondern der 
Umstand meines Argernisses ist der, daß man ge­
meint hat - und das haben auch die schon er­
wähnten rosarot-malenden Schönfärber vom 
Dienst aus Politik, Management und Beleg­
schaftsvertretung gemeint -, daß man mit die­
sem neuen Verfahren den Standort Donawitz 
nicht nur halten könne, sondern daß man mit Hil­
fe dieses neuen Verfahrens diesen Standon in Zu­
kunft auch positiv führen könne. 

So weit, so gut beziehungsweise so weit. so 
schlecht! Man hat also daher, wie gesagt, rund 
200 Milllionen Schilling an Steuergeldern, an 
Subventionen in dieses Verfahren investiert. und 
hinterher ist man draufgekommen, daß hier ein 
nicht zu verantwortender krebserregender Dio­
xinausstoß zu verzeichnen ist und daß zweitens 
dieses zuerst eben so hochgejubelte Verfahren zu­
mindest in der Hochkonjunktur, die hohe 
Schrottpreise mit sich bringt, nicht rentabel ist. 
Daher hat man es jetzt wieder eingestellt. 

Man hat es wieder eingestellt, und die 200 Mil­
lionen Schilling an Subventionen können im 
wahrsten Sinn des Wortes in den Rauchfang ge­
schrieben werden. Ich meine, auch das ist eine 
Spielart des sorglosen Umgangs mit Steuergel­
dern, d~.n wir Freiheitliche ablehnen. (Beifall bei 
der FPO. - Abg. Fa u l a fl d: Nichts wissen und 
reden! - Ruf: Der hat ja keine Ahnung/) 

Herr Kollege Fauland, ich bin überzeugt, Sie 
werden dann herauskommen und sich hier pro­
duzieren und uns erklären, wie Sie es rechtferti­
gen - Sie haben ja dann die Möglichkeit, hier zu 
sprechen -, wie Sie es rechtfertigen, daß man 
200 Millionen Schilling in ein hochgejubeltes 
Verfahren investiert, von dem man sagt: Damit 
werden wir den Standort Donawitz halten kön­
nen, mit diesem Verfahren werden wir dort posi­
tiv weitermachen können!, dann aber das Verfah­
ren einstellt. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Fa u -
la n d: Wir haben es nicht eingestellt.') Natürlich 
haben Sie es eingestellt! (Abg. Fa u la n d: Nicht 
wir, das Wirtschaftsministerium.') Entschuldigen 
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Sie, Herr Kollege Fauland, wer es in Ihrer Regie­
rung einstellt, ist ja nicht mein Problem. Ich stelle 
das Faktum fest, daß es eingestellt ist und daß 
200 Millionen Subventionen und Steuergelder 
beim Rauchfang draußen sind. Herr Kollege Fau­
land! (Beifall bei der FPÖ.> Daß Sie und Ihre Kol­
legen geneigt sind. sich selbst und der Belegschaft 
ein X für ein U vorzumachen. das sind wir ge­
wöhnt. Herr Kollege Fauland. IAbg. Fa u la n d: 
Wir \1:erden es Ja klarstellen!) 

Das und andere UmstLlnde (Abg. Dr. 0 fn e r: 
Der FalllalUl hat es flicht eingestellt.'). das und an­
det'e Lmstände zeigen sehr deutlich auf. daß we­
sentliche und grundlegende Probleme eier ver­
staatlichten Industrie in diesem Lande nach \I, ie 
vor nicht gelöst sind. Man muß nämlich - ich 
sagte es schon - bei der Bewertung dieses hoch­
gejubelten Sanierungserfolges - ich sage das 
noch einmal. es ist überhaupt nicht zu leugnen. 
und ich will es auch gar nicht tun - neben den 
U mstrukturierungsmaßnahmen. die gesetzt wor­
den sind und die auch greifen - auch das soll 
gesagt sein -, neben dem Personalabbau und ne­
ben der erwähnten internationalen Hochkonjunk­
tur vor allem natürlich auch die Subventionen. 
die der verstaatlichten Industrie in den letzten 
Jahren zugeflossen sind, ins Kalkül ziehen, in 
Rechnung stellen. (Zwischenruf.) Natürlich müs­
sen Sie das tun! Es ist ja keine Kunst, Herr Kolle­
ge, mit 60 Milliarden Schilling an Steuergeldern 
auch wieder einmal Oberwasser zu bekommen 
und da und dort wieder ein positives Ergebnis 
auszuweisen. 

Ich will jetzt gar nicht bagatellisieren oder so 
tun, als sei das alles von selbst entstanden. oder so 
tun. als wäre das alles ohne diese Subventionen 
und ohne diese Sanierungszuschüsse möglich ge­
wesen, das stimmt halt ganz einfach auch nicht. 
Das müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Sie müssen aber zur Kenntnis nehmen - ich 
wende mich hier insbesondere an die linke Seite 
des Hauses, weil Sie vielleicht wirklich glauben. 
daß dort bereits wieder alles zum besten sei~ eini­
ge Äußerungen aus Ihrem Bereich nähren näm­
lich diesen Verdacht -, daß in die verstaatlichte 
Industrie in den letzten Jahren - und ich spreche 
jetzt nur für den ÖIAG-Bereich; ich lasse den Be­
reich der verstaatlichten Banken und ihrer Toch­
terunternehmungen einmal außer acht, für die 
neben den 60 Milliarden Schilling, auf die ich 
jetzt hinaus will, noch einmal weit über 10 Mil­
liarden zur Verfügung gestellt worden sind -, al­
lein in den verstaatlichten Sektor der ÖIAG 
60 Milliarden Schilling an Subvention geflossen 
sind. Das muß einmal in aller Deutlichkeit und 
immer wieder in Erinnerung gerufen werden. 

Da diese 60 Milliarden Schilling bekanntlich 
nicht aus Budgetüberschüssen finanziert worden 

sind. sondern kreditfinanziert werden mußten, 
mit Krediten bedeckt werden mußten, belasten 
diese den Steuerzahler, mit Zins und Zinseszins 
gerechnet. bis zum Jahre 2017 mit fast 120 Mil­
liarden Schilling; genau sind es 117 Milliarden 
Schilling. Im Jahr 2017 werden die wenigsten von 
uns noch in diesem Haus sitzen, aber das wird das 
Jahr sein, in dem der Steuerzahler von heute und 
von morgen die letzte Rate für diese 60 Mil­
liarden Schilling Subvention geleistet haben wird. 

Man muß sich wirklich vor Augen halten, was 
das bedeutet: 120 Milliarden Schilling bis zum 
JJhre 201-:. Beispielsweise: Der österreich ische 
Steuerzahler hat für die verstaatlichte Industrie 
allS diesem Titel im vergangenen Jahr. wieder ge­
rechnet mit Zins und Zinseszinsen. lallt Tilgungs­
plan 5,6 Milliarden Schilling geleistet, im kom­
menden Jahr und in den Folgejahren werden es 
5 Milliarden Schilling sein - also jedes Jahr 
5 Milliarden Schilling! Im Jahr 1995 und in den 
Folgejahren werden es 7.8 Milliarden Schilling 
sein. Sie merken, die Kurve der Annuitäten, die 
zu leisten sein werden. steigt. Diese Annuitäten 
werden im Jahre 1998 ihre Spitzenbelastung er­
reichen und 9,1 Milliarden Schilling ausmachen. 
end erst - wie gesagt - im Jahre 2017 wird 
dieses traurige Kapitel und diese für den Steuer­
zahler belastende Angelegenheit zu Ende sein. 

Ich sage. Hohes Haus, noch einmal - ohne 
jetzt verkennen zu wollen, was es an positiven 
Weichenstellungen gegeben hat -: Mit solchen 
Subventionen ausgestattet wäre es ja beinahe ein 
Kunststück. wenn man da und dort nicht auch 
einmal zu einem positiven Betriebsergebnis kom­
men würde. (Z~'vischenruf des Abg. Fa u l a f1 d.) 
Entschuldigen Sie. aber Sie werden doch nicht die 
60 Milliarden Schilling leugnen wollen! (Abg. 
Fall I a n d: Nein, aber dann müssen Sie auch 
gleichzeitig die Ziffern und Zahlen nennen, wie es 
auch die übliche andere Schwerindustrie. die keine 
verstaatlichte ist . .. !) Herr Kollege Fauland, ich 
bin überzeugt, das werden Sie dann tun. Ich bin 
gewohnt, daß Sie das Maß immer am schlechte­
ren Paar Schuhe nehmen. Aber Sie werden das ja 
machen, Sie werden uns aufzählen, wieviel an 
Subventionen in andere verstaatlichte Sektoren 
geflossen sind. So verstehe ich Ihren Zwischenruf, 
Herr Kollege Fauland! Das nehme ich an. 

Mich hat in diesem Zusammenhang eine erst 
vor wenigen Tagen erfolgte Erklärung seitens der 
ÖrAG neuerlich hellhörig gemacht - um mich 
einmal vorsichtig auszudrücken -, hellhörig ge­
macht, mißtrauisch gemacht, nämlich: daß man 
für die geplante Internationalisierung der ÖIAG 
weitere Milliardenbeträge braucht und daß man 
- ich konnte diese Aussage nur der Zeitung 
"Standard" entnehmen - diese Milliardenbeträ­
ge nach Auffassung eines Vertreters der ÖIAG 
nicht aus den Erträgen aufbringen könne. - Ja 
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was heißt denn das? Was kann das heißen? Das 
könnte unter Umständen heißen. daß man neuer­
lich dran denkt oder mit dem Gedanken liebäu­
gelt, die öffentlichen Hände noch einmal oder 
wiederum zur Kassa zu bitten. Wenn Sie uns dies­
bezüglich Aufklärung geben könnten, Herr Bun­
desminister, wären wir Ihnen sehr, sehr verbun­
den. 

Ich meine damit. zum Jubel ist erst dann Anlaß, 
wenn uns die verstaatlichte Industrie unter Ein­
rechnung. unter Aufrechnung dieser erwähnten 
Kreditbedienung, die der Steuerzahler für die 
verstaatlichte Industrie - ich sage noch einmal -
bis zum Jahre 2017 leistet. nicht mehr im Sacke 
h:-ingt. EI'st dann. wenn uns die verstaatlichte In­
dustrie nicht mehr im Sack hängt LInd Gewinne 
schreibt. können wir wirklich gemeinsam die 
Hände zum Applaus erheben. '-' Früher leider 
nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das sei allen Verstaatlichten-Enthusiasten ins 
Stammbuch geschrieben. (Abg. Fa u la n d.· Un­
verständlich.') Daß Sie, Herr Kollege Fauland, 
dort natürlich alles rosarot sehen und alles kriti­
klos verteidigen, das sind wir ja gewohnt. (Abg. 
Fa u la n d: Nein. das stinunc ja nicht!) Das ist der 
Grund. das ist einer der Gründe, warum die Ver­
staatlichte in diesem Land so abgewirtschaftet 
hat, weil Sie die Dinge nicht sehen und zur 
Kenntnis n~.hmen. wie sie wirklich sind! (Beifall 
bei der FPO. - Abg. Fa III a n d: Man muß die 
Leislllngen sehen, die erbracht worden sind VOll 

den Kollegen in den Betrieben! Sie müssen schau­
en: Wo sind wir /986 gestanden [md ~vo stehen wir 
1989?) Das soll ja nicht in Abrede gestellt werden, 
Herr Kollege Fauland! 

Aber um hier eine realistische Sicht der Dinge 
zu gewährleisten, verlangen wir Freiheitlichen 
nicht nur keine weiteren Zuschüsse, keine weite­
ren Subventionen für die verstaatlichte Industrie, 
sondern auch eine möglichst maximale Beteili­
gung der Verstaatlichten selbst an dieser Schul­
denrückzahlung. Die Verstaatlichte soll sich an 
dieser Schuldenrückzahlung nach Maßgabe der 
Möglichkeiten im größtmöglichen Ausmaße be­
teiligen. 

Ich sage noch einmal: Bevor das nicht sicherge­
stellt ist und bevor wir diese Fakten nicht auf dem 
Tisch haben, ist jeder Jubel falsch. Solange diese 
und viele andere Fragen nicht gelöst sind, ist es 
auch für eine Entwarnung an der verstaatlichten 
Front, die ich da und dort durchzuhören vermei­
ne, zu früh. Ich wähle ganz bewußt diesen kriege­
rischen Ausdruck "an der verstaatlichten Front", 
weil ich weiß, wie schwierig und hart es ist, dort 
wirklich Erfolg zu erzielen. 

Ich komme zum Schluß, Hohes Haus! (Abg. 
Dr. Elisabeth W a p pis.' Sehr gut.') - Ich weiß, 
daß Sie gerne nach Hause fahren wollen, Frau 

Kollegin. - Eine Entwarnung an der Verstaat­
lichten-Front ist aber auch so lange verfrüht, so­
lange die große Koalition im allgemeinen und die 
Sozialisten im besonderen von ihrem Dogma 
nicht abgehen. daß die staatlichen Mehrheiten 
auch weiterhin mit wenigstens 51 Prozent gesi­
chert bleiben müssen. - Nach Ihrem gemeinsa­
men Willen - das muß man immer wieder her­
vorheben. 

Nicht nur die Sozialisten wollen das, auch die 
Österreichische Volkspartei hat zumindest zuge­
stimmt. Ob Sie es wollen oder nicht - ich hoffe. 
nicht -. Sie haben zumindest zugestimmt. daß 
die staatlichen \IIehrheiten mit mindestens 
51 Prozent in allen Staatssektoren erhalten blei­
ben. Im Bereich der verstaatlichten Banken müs­
sen sie erhalten bleiben bis auf weiteres. bei der 
AUA müssen sie erhalten bleiben, bei der ÖIAG 
und ihren Tochtergesellschaften müssen sie erhal­
ten bleiben (Abg. M a r i z z i: Sollen ~9ir alles ans 
Allsland verkaufen?) 

Dieses Dogma, dieses, wie ich glaube, überholte 
und antiquierte Dogma der Sozialisten hat sich 
aus meiner Sicht, das müssen Sie mir zubilligen, 
auch durch ihren jüngsten Parteitag in Graz wie 
ein roter Faden im wahrsten Sinn des Wortes 
durchgezogen. (Abg. Fall la n d: Kollege Bau.er.' 
Wissen Sie, daß ..JO ProzelU der Industrie in Öster­
reich bereits in ausländischen Händen sind? Wol­
len Sie noch mehr?) 

Sie meinen. daß dann, wenn Sie dieses Dogma, 
daß die staatliche Mehrheit im Staatssektor erhal­
ten bleiben muß. aufgeben, alles an das Ausland 
verscherbelt wird. Horribile dictu. muß ich in die­
sem Zusammenhang sagen. Ich verstehe Sie nicht 
ganz. Für mich kommt in diesem Falle eine Aus­
länderfeins.llichkeit - möchte ich beinahe sagen 
- der SPO zum Durchbruch, die sie in anderen 
Bereichen zum Vorwurf macht. Es kommt eine 
Absage an eine internationale Kooperation und 
Zusammenarbeit zum Ausdruck, die Sie sonst 
predigen, meine lieben Genossinnen und Genos­
sen von der SPÖ! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie rücken von Ihrem antiquierten Dogma, daß 
die Staatsquote erhalten bleiben muß, aus einem 
zweiten Grund - aus Ihrer Sicht - offensichtlich 
nicht ab, weil Sie der Meinung sind - und das 
hören wir immer wieder in Ihren Reden -, daß 
privates Management, daß privates Eigentum bei 
Unternehmungen angeblich nicht besser sei als je­
nes von Staatsfunktionären. Und hier muß ich Ih­
nen leidenschaftlich widersprechen. (Abg. Fa u -
la n d: Das hat ja niemand gesagt.') Natürlich sa­
gen Sie es immer wieder, Sie sagen immer wieder 
Privatunternehmen sind nicht besser im Wirt­
schaften als verstaatlichte. (Abg. K e r s c h -
b a tl m: Das stimmt ja auch!) Herr Kollege, danke 
für den Zwischenruf. Sehen Sie, Herr Kollege 
Fauland, Ihr Genosse hat gerade gesagt: Stimmt 
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ja! Ich weiß es ja, ich beschäftige mich ja schon 
viele Jahre damit. (Abg. K er sc h bau m: Daß 
die Privaten nicht besser sind, das stimmt.') Also 
bitte, Herr Kollege Fauland, Sie haben die Auf­
fassung vertreten, daß Privatunternehmungen 
grundsätzlich nicht besser wirtschaften als ver­
staatlichte. 

Ich muß Ihnen aus Überzeugung und aus lang­
jähriger Beobachtung sagen: Am Anfang habe ich 
auch gedacht. grundsätzlich, von vornherein kann 
man nicht sagen, daß sie besser sind, aber ich 
habe elie Entwicklung jetzt viele Jahre verfolgt. 
und ich muß Ihnen sagen, ich habe einen \lei­
nungswanclel clurchgem:'1cht. Ich bin zur Auffas­
sllng gelangt: Ja, sie sind besser. 

Wenn es so wäre, wie Sie glauben, daß Private 
nicht grundsätzlich besser wirtschaften als ver­
staatlichte Industrien lind Unternehmungen, 
dann müßten beispielsweise staatlich geführte 
Konzerne in der Weltwirtschaft eine ähnlich gro­
ße Rolle spielen oder gespielt haben wie etwa die 
Agnellis, die Flicks oder die Wallenbergs lind wie 
sie alle heißen. (Abg. Fa III a n d: Die sind alle 
saniert worden.') Aber ich habe noch nie gehört, 
daß ein Staatskonzern in der Weltwirtschaft eine 
wirklich interessante und tragende Rolle spielt. 
(Beifall bei der FPÖ.) Ich habe das noch nie ge­
hört, Herr Kollege Fauland, wirklich nicht. 

Wenn dem so wäre, wie Sie glauben oder wie 
Sie zu glauben vorgeben, dann müßten Staats­
funktionäre lind ansonsten von mir hochge­
schätzte Ministerialräte, wenn sie in Aufsichtsrä­
ten und Hauptversammlungen sitzen, dort besse­
re Vertreter sein als Aktionäre, denen es um das 
eigene Geld geht. - Und dem ist natürlich nicht 
so. 

Noch etwas, weil es nicht so ist, wie Sie glauben 
oder wie Sie gewissen Leuten einreden wollen. 
nämlich daß die Staatskonzerne gleich gut oder 
besser sind. - Sie müssen jetzt nur den Blick auf 
die sozialistischen Länder in unmittelbarer Nach­
barschaft unseres Landes werfen - ich empfehle 
Ihnen, das zu tun -, dann werden Sie sehen, ge­
rade jetzt werden Sie sehen, daß alle Staatskon­
zerne in den Ländern rund um uns herum abge­
wirtschaftet haben und daß sie die privaten U n­
ternehmer zurzeit geradezu bitten, ins Land zu 
kommen und die Wirtschaft wieder in Ordnung 
zu bringen. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Fa u -
la n d: Der Vergleich ist doch eine Frechheit!) 

Hohes Haus! Ich glaube daher, es wäre höchste 
Zeit, daß auch in Österreich einige oder gewisse 
sozialistische Funktionäre ihre diesbezüglichen 
ideologischen Scheuklappen endlich ablegten. 
(Beifall bei der FPÖ.) 9.37 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Ruhaltinger gemeldet. Ich erteile ihm 
das Wort. 

9.37 
Abgeordneter Ruhaltinger (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es war echt wohltuend für das Hohe 
Haus und für diejenigen, die davon etwas verste­
hen, als noch Dr. Krünes Verstaatlichtensprecher 
der FPÖ war, denn mit Dr. Krlmes war ein Mann 
hier am Rednerpult. der von der Materie etwas 
verstanden und eier gewußt hat, was er sagte. 
(Abg. Dr. 0 file r: Die :Vachrufc karulSl dll dir 
f.!r5paren! Das hiiucst dll ihm sagf.!n sO({Cf1. als er 
noch hier Har.' - \\/citt'rf.! Zl\·ischeflruji:.) 

Ich darf die FPÖ an etwas erinnern. (Abg. Dr. 
K hol: Nein, sie will nicht erinnert werden.') Das 
soll ein "Nachruf" gegenüber der gesamten FPÖ 
sein für die Verstaatlichte, denn wenn es nicht die 
Sozialistische Partei gegeben hätte, als es darum 
ging, diese Betriebe finanziell am Leben zu erhal­
ten, sondern nur die FPÖ. dann müßten wir heu­
te über die Verstaatlichte gar nicht mehr diskutie­
ren, dann wären s~imtliche Betriebe zugesperrt. 
(Abg. Dr. 0 f n er: Das gefällt mir schon besser.' 
Du gibst es wenigstens zu.') Herr Dr. Ofner, das ist 
eine Tatsache, über die man nicht hinwegkommt. 

Ich darf auch dem Herr Dr. Bauer gleich dazu 
sagen, er müßte als Finanzmann doch wissen, daß 
diese Subventionen nicht nur der Verlustabdek­
kung, sondern im wesentlichen auch dazu gedient 
haben. in diesen Betrieben wesentliche Investitio­
nen zu tätigen. also jene Investitionen, die es uns 
heute ermöglichen, aus diesen Betrieben Gewin­
ne zu machen. Und das ist wohl das Entschei­
dendste. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie, Herr Dr. Bauer (Abg. Dr. 0 f ne r: 
Diplomkaufmann Bauer.' Darauf lege ich wen'), 
gemeint haben, unser Herr Minister sei ein guter 
Maler - bravo!, kann man nur sagen, er ist ein 
guter Dirigent, er ist ein musischer Mensch -, 
dann dürfen wir heute auch feststellen: Bundes­
minister Streicher war in dieser schwierigen Zeit 
für die verstaatlichte Industrie der beste Dirigent, 
den wir in diesem Bereich jemals gehabt haben. 
(BeifaLL bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
bestätigt sich heute und immer wieder einmal, 
daß das, was - von Ihnen - einmal totgesagt 
wurde, sehr, sehr lange lebt. (Abg. Dr. 0 f n e r: 
Das gilt auch für die FPÖ.') Und es zeigt sich, 
wenn der Herr Bundesminister uns mit berechtig­
tem Stolz mitteilt, daß die Sanierung zwei Jahre 
vor dem Programm erfüllt wurde, daß in diesen 
Bereichen sehr viel geleistet wurde. Und wenn 
immer wieder auf die Mittelzuführungen hinge­
wiesen wird, da muß man doch, glaube ich, auch 
sachlich abwägen, was investiert wurde und was 
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ein Zusperren bedeutet hätte: Viele Tausende 
Menschen wären durch das von der FPÖ propa­
gierte Zusperren in diesem Bereich damals ar­
beitslos geworden. Daher war es richtig, daß die 
Mittel hier beschlossen wurden, daher war es 
richtig, daß die Mittel angewendet wurden und 
daß die U mstrukturierung durchgeführt wurde. 

Und wenn wir den ÖIAG-Konzern mit einem 
Umsatz von rund 150 Milliarden Schilling in die 
internationalen Größen einordnen können. dann 
bedeutet das. daß Österreich diesen Großbetrieb 
braucht, um nicht nur national. sondern auch in­
ternational :.wf dem \brkt und international kon­
kurrenzßhig zu sein. Denn mit einer Exponquo­
te von 79 Prozent brauchen wir cbs. und das be­
deutet natürlich. daß man investieren muß. daß 
man Mittel braucht. Es bedeutet aber auch. daß 
diese Mittel, die immer wieder angesprochen wer­
den, Herr Abgeordneter Bauer, sehr sinnvoll und 
zielführend in der verstaatlichten Industrie im In­
teresse von Österreichs Wirtschaft und im Inter­
esse der dort beschäftigten Menschen eingesetzt 
werden. Und das sollen Sie auch einmal zur 
Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Daß 
die Eigenleistungen der ÖIAG - Herr Abgeord­
neter Bauer, das haben Sie auch verschwiegen 
IAbg. Dkfm. Ho/ger Ball e r: Ich habe gewußt. 
daß jetzt du kommst!) - in den letzten paar Jah­
ren bei 10 Milliarden Schilling aus den Erlösen 
des Verkaufes von gewissen Anlagen gelegen 
sind. das muß man doch auch irgendwie positiv 
sehen. 

Nur eines ist für uns klar - Kollege Fauland 
hat das schon in einem Zwischenruf gesagt -: Es 
ist etwas bedenklich, wenn 50 Prozent von den 
10 Milliarden Schilling ins Ausland abgeflossen 
sind, weil Österreich nicht so finanzstark ist. So­
mit ist der ausländische Einfluß auf die österrei­
chische Industrie sehr weitgehend und sehr ge­
stärkt, während wir vor Jahren noch keinen hat­
ten, wo es doch so gehandhabt wird, daß, wenn 
wirtschaftliche Schwierigkeiten auftreten, in je­
nen Bereichen immer zuerst zugesperrt wird, die 
man im Ausland hat. Ich glaube, die Folgen der 
damaligen Politik sind uns allen leider Gottes zu 
gut bekannt. 

Daher müssen wir im Interesse unserer Be­
schäftigten in den Betrieben und im Interesse der 
österreichischen Wirtschaft das alles, was jetzt an 
Strukturmaßnahmen ergriffen wurde, nachdem 
bei den Belegschaften schon ein wesentlicher Ein­
bruch erlitten wurde, jetzt auch positiv sehen. Es 
wurden Opfer gebracht, nicht nur bei der Arbeit, 
sondern auch persönliche Opfer in Form von 
Verzicht auf manches. was eben heute nicht mehr 
möglich ist. Und jene Privatisierungspolitik bis zu 
51 Prozent, die Sie immer wieder ansprechen, 
wäre meiner Meinung nach das Gefährlichste für 

Österreichs Industrie überhaupt, daher werden 
und müssen wir Sozialisten dieses Ansinnen für 
alle Zukunft ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
haben aber auch sehr viel für die Umwelt getan. 
Wir haben in unseren Bereichen von 1987 bis 
1989 4,4 Milliarden Schilling in Umweltanlagen 
investiert, und daher glaube ich, daß wir mit be­
rechtigtem Stolz sagen können. daß die verstaat­
lichte Industrie den Umweltschutz sehr, sehr 
ernst nimmt. Und wenn diese Maßnahmen auch 
greifen. dann wird auch die Bevölkerung verste­
hen. daß hier sehr. sehr viel getan wird. und es 
sollen diejenigen. elie gar nicht wissen. wo elie Be­
triebe stehen, nicht den Kopf schütteln. Es wtire 
besser, sich davon zu überzeugen LInd nicht im­
mer durch unqualifizierte Maßnahmen jene Ar­
beitsplätze in Gefahr zu bringen, die Sie einfach 
total ignorieren. Denn für manche gibt es ja nur 
eine Möglichkeit: Alles. was beim Rauchfang hin­
ausgeht, ist umweltschädigend! - Interessant ist 
aber, was in den Betrieben los ist, denn dort fängt 
der Umweltschutz für die Menschen, die dort ar­
beiten, an, und daher können wir, glaube ich, 
auch mit berechtigtem Stolz sagen, daß wIr Im 
wesentlichen wirksamen Umweltschutz betrei­
ben. 

Die Haltung gegenüber der Industrie ist eigent­
lich bezeichnend. meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Was sich hier entwickelt. ist für mich 
schön langsam eine Industriefeindlichkeit. Ich 
habe eine Liste bekommen. Die Frau Umweltmi­
nisterin hat eine Überprüfung von 21 großen In­
dustrieanlagen auf ihre Schadstoffemissionen an­
geordnet. Und siehe da, auf dieser Liste mit den 
Anordnungen der Frau Ministerin sind nur ver­
staatlichte Unternehmen. fAbg. N ü r n be r ger: 
Hört. hört!) So gesehen müssen wir jetzt sagen: 
Sind wir denn allein in Österreich, gibt es denn 
nicht viele Tausende Gewerbebetriebe, viele Tau­
sende Mittelbetriebe in Österreich, die unter Um­
ständen auch geprüft werden sollten? Es ist be­
zeichnend, daß man jenen Bereich überprüfen 
will, der zum verstaatlichten Bereich gehört. Das 
ist eine Maßnahme, die wir in der Form. in der 
man es offensichtlich machen will, nicht akzeptie­
ren können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Neuordnung und Sanierung des ÖIAG-Konzerns 
ist dank der guten Konjunktur gelungen. Und das 
ist halt auch ein Unterschied, Herr Abgeordneter 
Bauer! Sie vergessen ganz, daß damals die euro­
päische und die Weltstahlindustrie, auch die Pri­
vaten, mit Milliardenbeträgen subventioniert 
wurden, und mit diesen Milliarden an Subventio­
nen in die Stahlindustrie hat sich natürlich die 
Preissituation so verschlechtert, daß es sich für 
Österreich, wenn wir dorthin exportieren mußten 
- und unser Export geht in diese Länder - ein-
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fach katastrophal ausgewirkt hat. Ich glaube. da 
muß man halt einmal das Ganze sehen: Die Stahl­
krise war keine nationale, sondern eine interna­
tionale Krise. Und daher sind wir heute froh, daß 
wir diese gute Konjunktur haben und alle Maß­
nahmen treffen können, um auf eine derartige Si­
tuation vorbereitet zu sein. 

Ich sage daher noch einmal: Die hervorragen­
den Leistungen der Belegschaften. die letzten En­
des auch ganz schön reduziert wurden - nicht zu 
unserer Freude. aber das war im Strukturpro­
gramm drinnen -, mihsen anerkannt werden. Es 
war notwendig, aber ich habe es nicht get:l.t1. Das. 
was hier geschehen ist. trägt die Handschrift -
ich sage es bewußt - des ehem:tligen Generaldi­
rektms und jetzigen Bundesministers Dr. Strei­
cher. Im Zusammenhang mit dieser Sanierung, 
die dem Programm zwei Jahre voraus ist, können 
wir, glaube ich, dem Minister sagen, daß er gute 
Arbeit geleistet hat. In Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften, mit den Betriebsräten und mit 
den Belegschaften ist dieses Werk gelungen. Und 
dieses Werk sollen und dürfen wir uns nicht mehr 
zerstören lassen, auch von der FPÖ nicht. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Daher sage ich abschließend. meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, folgendes: Die Verstaat­
lichte wäre tot, wenn es nach der FPÖ gegangen 
wäre. Die Verstaatlichte lebt und hat Zukunft un­
ter der Führung der Sozialisten! (Beifall bei der 
SPÖ.) 9.50 

Präsident: Als nächster Redner ist Abgeordne­
ter Eigruber zum Wort gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

9.50 

Abgeordneter Eigruber (FPÖ): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ganz 
kurz zum Kollegen Ruhaltinger. Totgesagte, wie 
er wörtlich betont hat, leben lange. Die Freiheitli­
che Partei, die du totgesagt hast, lebt sicherlich 
auch lange! 

Meine Damen und Herren! Wenn Kollege Ru­
haltinger heute vom Umweltschutz gesprochen 
hat, dann möchte ich ihn noch fragen: Was ma­
chen die vielen Steyregger auf der Donaubrücke? 
(Abg. Ruh alt i n ger: Das waren Unzer!) Es 
waren nicht Linzer, es waren viele Steyregger, 
Kollege Buchner war auch dabei. Interessant war 
natürlich, daß man wieder ein paar Jugendliche 
verhaftet hat, die wirklich nichts getan haben, als 
mit Transparenten dort zu stehen und sich über 
die Umwelt und über die schlechte Luft, der sie 
dauernd ausgesetzt sind, zu beklagen. (Beifall bei 
der FPÖ und bei den Grünen.) 

Interessant war aber auch, meine Damen und 
Herren, daß es kein Politiker für notwendig be­
funden hat, hinzugehen und mit diesen Leuten zu 

reden, weder der Landeshauptmann noch der 
Bürgermeister, noch der zuständige Stadtrat. 
(Abg. Ruh alt in ger: Herr Kollege, darf ich Ih­
nen etwas sagen?) Lieber Kollege Ruhaltinger, 
bitte sehr. (Abg. Ruh all in ger: Ich kann 
mich noch gut erinnern: Als die Entwicklung der 
VOEST-ALPINE und der Chemie im Gang war. 
\var der Baugrund in Sleyregg sehr billig.' Da hat 
man ihn gekauft.') Das ist richtig, das ist alles be­
kannt, genauso wie der Baugrund beim Flughafen 
Hörsching sehr billig war. Das alles war sehr bil­
lig. Aber trotzdem leben dort jetzt Tausende von 
\lenschen. Ihr habt sie ansiedeln lassen. Man h5t­
te dort halt ein Bauverbot aussprechen müssen, 
dann \v5re es anders gewesen. Die Leute haben 
nicht alle SO\ iel Geld ;ie ein Betriebsrat oder ein 
Abgeordneter, daß sie sich teure Gründe irgend­
wo anders kaufen können. (Ruf bei der SPO: Ich 
kenne eine Familie in Sreyregg.' Die wohnen gern 
dorr! ) 

~'Ieine Damen und Herren! Meine Zeit ist kurz, 
ich kann mich leider nicht auf Diskussionen ein­
lassen. Ich habe um 10 Uhr einen Unterausschuß 
und muß deswegen weg. Wir Freiheitlichen ha­
ben nie die Verstaatlichte generell in Frage ge­
stellt. Ich empfinde es als eine arge Unterstellung, 
der Freiheitlichen Partei jetzt das Versagen der 
Manager in der Verstaatlichten unterzujubeln. 
Hätten Sie die Betriebe seinerzeit privatwirt­
schaftlich geführt, wie wir es immer verlangt ha­
ben, wäre es zu dieser Misere nicht gekommen! 
(Beifall bei der FPÖ und bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Die Investitionen, 
die gemacht wurden, lieber Kollege Ruhaltinger, 
haben sich in der letzten Zeit so ausgewirkt. daß 
sich die Herrschaften in der VOEST und in der 
Chemie teilweise wieder zurücklehnen und sagen: 
Uns kann sowieso nichts passieren, der Staat sorgt 
für uns. Ich weiß es von den Mitarbeitern, die mir 
das geklagt haben. Sie sind sehr verunsichert. 
(Abg. R II h Cl I ( in ger: Das sind jene Mitarbeiter. 
die damals auch nicht gedacht haben!) 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini­
ster! Wenn wir schon dabei sind. Es wäre halt 
einmal schön, wenn wir soweit wären, daß die 
ÖIAG kein Thema mehr für das Plenum wäre. 
Wir würden uns das wünschen, und ich würde Sie 
auch bitten, hier in dieser Richtung tätig zu sein. 
Wir haben jetzt aus der Verstaatlichten Jubelmel­
dungen bekommen, die verkünden, wie hoch die 
Gewinne sind. Ich kann nur sagen: Viel Glück, 
die Hochkonjunktur dauert noch länger. Ich hof­
fe, daß es Ihnen in dieser Zeit gelingen wird, die 
ÖIAG und all ihre Betriebe so zu sanieren oder 
einzurichten, daß sie wirklich hier herinnen in 
dieser Form nicht mehr besprochen werden müs­
sen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist ja bekannt, daß die Elektroholding in 
Schwierigkeiten ist, und ich habe von Ihnen, glau-
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be ich, die Zusage, daß die Elektrobau AG, die ja 
hoch positiv ist, von Umstellungen hoffentlich 
nicht betroffen ist. Ich sage nichts von Privatisie­
rung, dafür sind wir immer, aber wir wollen nicht, 
daß sie zerrissen wird. Es geht ja hauptsächlich 
um die Elin und andere Betriebe, die saniert wer­
den müssen, dasselbe gilt für Wagner-Biro. Wir 
werden uns genau anschauen, was die ÖIAG mit 
diesem Betrieb machen wird. Wir würden uns 
wünschen. daß auch hier eine Regelung gefunden 
wird, die es ermöglicht, diesen Betrieb so interes­
sant zu machen. daß man ihn dann eventuell pri­
vatisieren kann. 

Dasselbe gilt für die Pharma. Es Wil'c\ j:1 immer 
von Verkauf gesprochen. Heute sollen Gespr~iche 
stattfinden. Ich bin der Meinung, daß man hier 
schon sehr lange zugewartet hat. Es hat östen'ei­
chische Interessenten gegeben, die man immer 
wieder hingehalten hat. Ich würde mir wünschen, 
daß die heutigen Entscheidungen so ausfallen, 
daß es wirklich für die Pharma gut ist, für den 
Betrieb und für die Erhaltung der Arbeitsplätze, 
denn wir sind der Meinung, daß man hier viel 
verschleppt hat, und man hat auch versäumt, 
rechtzeitig etwas zu tun, um die Verluste, die in­
zwischen entstanden und noch größer geworden 
sind, zu verhindern. 

Meine Damen und Herren! Anlagenbau und 
Maschinenbau in der VOEST: Hier hat es natür­
lich auch Probleme gegeben. Wir wissen jetzt, daß 
hier einiges auf dem Personalsektor geschieht. In­
teressant ist natürlich, daß man vor der Arbeiter­
kammerwahl überhaupt nichts gehört hat, nach 
der Arbeiterkammerwahl hat es dann auf einmal 
geheißen: Ein Teil der Beschäftigten im Anlagen­
und Maschinenbau wird in die Langzeitarbeitslo­
sigkeit geschickt. Zirka 150 haben eine befristete 
Arbeitszeit noch bis Juni 1990, dann werden sie 
entlassen. Andere werden aus diesem Betrieb in 
andere Betriebe der VOEST übersiedelt, was un­
bedingt notwendig ist, denn im Stahlbau und der 
Hütte fehlen die Arbeitskräfte, im Stahlbereich 
gibt es Hunderte von Überstunden, die teilweise 
gar nicht eingelöst werden können, weil dort mo­
mentan Gott sei Dank so viel Arbeit ist. 

Meine Damen und Herren! Generell ist zu sa­
gen, daß Milliardenspritzen, wie die letzten 5 Mil­
liarden, die die Verstaatlichte wieder bekommen 
hat, in Zukunft nicht mehr vorkommen sollen. 
Wir Freiheitlichen werden uns das genau an­
schauen. Wir würden uns wünschen, daß diese 
Betriebe von selbst funktionieren. 

Meine Damen und Herren! Noch ein Problem: 
Es läuft, lieber Kollege Ruhaltinger, im nächsten 
Jahr der Vertrag für das Nacht- und Schichtarbei­
ter-Schwerstarbeiterprogramm aus. Bisher wurde 
diesbezüglich noch nichts getan. Ich würde mir 
wünschen, daß hier vom Hohen Haus Aktivitäten 
gesetzt werden, die die Geltungsdauer dieses Ge-

setzes, das gerade für die, die am schwersten ar­
beiten, so notwendig ist, verlängert wird. (Abg. 
Fa u l a n d: Richtig!) Sie werden sicher die U n­
terstützung der Freiheitlichen Partei finden. 

Noch eines zum Schluß - ich komme noch 
rechtzeitig zum Ausschuß -, meine Damen und 
Herren: Bis jetzt wurde in der Verstaatlichten, 
entgegen der Koalitionsvereinbarung, der ge­
meinsame Stimmzettel noch nicht eingeführt. Ich 
finde das nicht sehr demokratisch und würde Sie 
bitten. endlich wieder einmal einen Schritt in 
Richtung Demokratie - hier spreche ich für Linz 
und nicht für Donawitz und nicht für die Steier­
mark - zu machen. (Beifall bei der FPÖ lind Bei­
fall der Abg .. Hag. Cordllla Frieser.) Y.5 7 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Franz Stocker zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

9.58 

Abgeordneter Franz Stocker (ÖVP): Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eines 
der wichtigsten industriepolitischen Ziele der 
Bundesregierung, nämlich die rasche Sanierung 
des ÖIAG-Konzerns, konnte im wesentlichen 
schneller erreicht werden, als erwartet wurde. 

Damit wurde ein wesentlicher Punkt des Ar­
beitsübereinkommens zwischen den beiden Re­
gierungsparteien erfüllt. Die Sanierung wurde 
möglich durch eine Neustrukturierung des Kon­
zerns und durch Rationalisierungsmaßnahmen. 
Damit verbunden war eine entsprechende Steige­
rung der Produktivität, nicht zuletzt durch Eigen­
leistungen und Privatisierungen. 

Heute war hier schon des öfteren von dem Sa­
nierungserfolg die Rede. und das ist, glaube ich, 
ein Anlaß, einmal öffentlich jenen zu danken, die 
unter sehr großen Opfern, oft unter ungerecht­
fertigten Anfeindungen in der Öffentlichkeit 
trotz ihres ungeheueren Einsatzwillens, wesent­
lich mit dazu beigetragen haben, daß der Sanie­
rungserfolg erreicht werden konnte, nämlich den 
Mitarbeitern in den Betrieben und Unternehmen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Der Sanierungserfolg wird deutlich, wenn man 
sieht, daß im Jahr 1989 ein konsolidierter Kon­
zernumsatz von rund ISO Milliarden Schilling er­
wartet wird, daß erstmals seit vielen Jahren wie­
der ein positives Bilanzergebnis in der Höhe von 
3 Milliarden Schilling erwartet wird und daß ein 
Betriebsergebnis von etwa 5 Milliarden Schilling 
erzielt werden wird. Ein positiver Cash-f1ow von 
10 Milliarden rundet das an sich erfreuliche Bild 
ab. 

Betrachten wir die Holdings im einzelnen. 
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Bei der AMAG mit 5 600 Mitarbeitern wird der 
erwartete Umsatz bei 16 Milliarden Schilling lie­
gen, und es wird ein Betriebserfolg in der Grö­
ßenordnung zwischen 550 und 600 Millionen 
Schilling erwartet. 

Im Maschinen- und Anlagenbau wird der Um­
satz 23,6 Milliarden betragen. Wir finden dort 
15 500 Mitarbeiter vor und leider noch immer ein 
negatives Betriebsergebnis von 600 Millionen. 

Sehr erfreulich ist das Bild bei der VOEST -Al­
pine Stahl. wo voraussichtlich ein Cmsatz von 
-P.5 \lilliarden erzielt werden wird. 31 000 \lit­
arbeiter be<;chiftigt <;ind lind ein Betriebsergebnis 
in der Größenordnung zv.. i<;chen 3 und 3.5 ~lil­
liarclen Schilling en\,iartet wird. 

Gleichfalls erfreulich die ÖMV mit geschätzten 
46,6 Milliarden Umsatz, 8 700 Mitarbeitern und 
1 650 Millionen an erwartetem Betriebserfolg. 

Die Chemie Unz wird einen Umsatz von 
10,7 Milliarden erreichen, beschäftigt sind 4 250 
Mitarbeiter, und der Betriebsgewinn wird 
200 Millionen Schilling betragen. 

Dann kommen zwei Sorgenkinder: der Berg­
bau. Der Umsatz wird rund 2.7 Milliarden Schil­
ling betragen, und 3 700 Mitarbeiter sind noch 
beschäftigt. Das erwartete Betriebsergebnis wird 
ein Negatives von 100 Millionen sein. allerdings 
ohne Bergbauförderung; mit der Bergbauförde­
rung ergibt sich ein annähernd ausgeglichenes Er­
gebnis. 

Und bei der Elektronik und der Elektrotech­
nik: 12 Milliarden Umsatz, 11 100 Mitarbeiter 
und ein negatives Betriebsergebnis von 390 Mil­
lionen Schilling. 

Unbestritten ist, daß den Sanierungsbemühun­
gen die gute internationale Konjunktur zugute 
gekommen ist. Aber am Beispiel der VOEST-AL­
PINE Stahl AG, die zum Beispiel im Jahr 1987 
noch ein negatives Ergebnis von 3,55 Milliarden 
Schilling verzeichnen mußte und im heurigen 
Jahr ein positives Ergebnis von 3,5 Miliarden 
Schilling erreichen wird, zeigt sich, wie sich das 
Verbesserungspotential auf die 7 Milliarden 
Schilling, um die das Ergebnis verbessert wurde, 
verteilt. 

Und zwar entfallen rund 2,4 Milliarden auf 
konjunkturbedingte Faktoren wie Preis-Mengen­
Entwicklung und 4,6 Milliarden Schilling auf Ei­
genleistung. Dabei handelt es sich im einzelnen 
um rund 3,7 Milliarden, die sich durch die Redu­
zierung des Personalstandes um rund 11 000 Mit­
arbeiter ergaben, um 700 Millionen Schilling 
durch den Abbau von Sozialleistungen und um 
200 Millionen durch den Verkauf des Werkes 
Krieglach. 

Dabei soll keineswegs verschwiegen werden -
und den vorhin angeführten Daten war das ja be­
reits zu entnehmen -, daß von den sieben Hol­
dings noch drei, nämlich Maschinen- und Anla­
genbau, Bergbau, Elektrotechnik und Elektronik, 
in den roten Zahlen sind. Von der Bergbau-Hol­
ding, die von besonderen Strukturproblemen be­
troffen ist, abgesehen, ist aber doch zu erwarten, 
daß auch in diesen Holdings in absehbarer Zeit 
ein positives Ergebnis erzielt werden wird. 

Wenn wir von der internationalen Konjunktur 
reden. ist es vielleicht ganz sinnvoll. einen Blick 
auch auf die Entwicklung im Ausland zu werfen. 
Cnd da zeigt sich. daß in Bereichen. in denen wir 
nun bescheidene Gewinne erwirtschaften, im 
Ausland bereits sehr hohe Gewinne zu verzeich­
nen sind. end das hat natürlich auch entspre­
chende Auswirkungen auf die Eigenkapitalaus­
stattung und damit auch auf Möglichkeiten der 
Strukturbereinigung und entsprechende Investi­
tionstätigkeit. 

Ich habe einmal in einer Zeitung gelesen: Mehr 
Geld in der Kriegskasse bedeutet das für diese 
ausländischen Konzerne. 

Und damit sind wir bei einem Thema, das uns 
in der Zukunft wesentlich beschäftigen wird. Die 
Konjunktur wird nicht immer gleich hoch sein. 
Der Stahlboom wird zu Ende gehen, die ersten 
Anzeichen sind ja bereits bemerkbar. Das heißt, 
wir haben als nächsten Schritt - nach der ersten 
Sanierung - die Zukunft dieser Unternehmen, 
deren Weubewerbsfähigkeit und Wirtschaftlich­
keit abzusichern. Das ist nur möglich durch eine 
Verbesserung der Eigenkapitalbasis. ausreichende 
Internationalisierung, mehr Investitionen im Be­
reich von Forschung und Entwicklung und auch 
Investitionen in viele Betriebe, und da ist vor al­
lem die Obersteiermark zu nennen. Ich nenne 
nur einige Standorte, ohne Anspruch auf Voll­
ständigkeit zu erheben: Donawitz, Judenburg und 
Mürzzuschlag. 

Das bedeutet gleichfalls, daß auch in Zukunft 
entsprechende Mittelzuführungen notwendig sein 
werden. Und wir müssen klarstellen, daß es kei­
nen Weg zurück gibt, nämlich einen Weg zurück 
wieder in die Tasche des Steuerzahlers. 

Und unter diesem Gesichtspunkt ist auch die 
Diskussion der Vergangenheit, in der es um die 
Freigabe der letzten Tranche aus der Mittelzu­
führung gegangen ist, zu sehen. Dabei kam es im­
mer wieder zu Auseinandersetzungen über weite­
re Privatisierungen. Auch heute war bereits da­
von die Rede. Und da gibt es immer wieder Ap­
pelle, diese Diskussion nicht ideologisch zu füh­
ren. Diese Appelle kommen manchmal von Leu­
ten, die sie in der Vergangenheit sehr wohl sehr 
ideologisch geführt haben. Und ich glaube, das ist 
auch ein Thema, das ideologisch berührt ist. 
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Die Sozialistische Partei hat lange Zeit in der 
verstaatlichten Industrie in der Form des Eigen­
tums an Produktionsmitteln durch den Staat die 
Möglichkeit gesehen, hohe Beschäftigungen, 
hohe Sozialleistungen und Löhne zu sichern, 
ohne dabei aber auf die Wirtschaftlichkeit zu ach­
ten, vor allem im internationalen Konkurrenz­
kampf waren diese Ziele nicht aufrechtzuerhal­
ten. 

Für die Österreich ische Volkspartei bedeutet 
Privatisierung breite Eigentumsstreuung. und vor 
;1llem auch das Ziel der Mitarbeiterbeteiligung. 
der Beteiligung eier \litarbeiter ;1n den Betrieben. 
(Beifall heide,': Ö I/P.I 

Ich beclJuere es zutiefst. daß bei den bisher 
durchgeführten Privatisierungsmaßnahmen die­
sem Ziel viel zuwenig Rechnung getragen wurde, 
weil es einerseits eine zusätzliche Motivation für 
die Mitarbeiter und andererseits auch Dank an 
die Mitarbeiter wäre. Dank dafür, daß sie in 
schweren Zeiten das Unternehmen mitgetragen 
haben. IBeifall bei der ÖVP wut Beifall des Abg. 
Nürnberger. ) 

Aber natürlich kann in diesem Zusammenhang 
auch nicht an einer sachbezogenen Diskussion 
vorbeigegangen werden. Natürlich stehen im Vor­
dergrund wirtschaftliche Effizienz und Erfolg. 
Daher meine ich, daß jene Beteiligungs- und Füh­
rungsform gewählt werden sollte. die den größt­
möglichen Erfolg erscheinen läßt. Denn der Er­
folg des Unternehmens kommt letztlich auch den 
Mitarbeit~rn zugute. 

Da möchte ich auch das Beispiel KV A-Dona­
witz erwähnen, weil ich befürchte, daß dort Feh­
ler, die in der Investitionspolitik der Vergangen­
heit gemacht wurden, noch nicht ganz ausge­
merzt sind. Ich mache es mir nicht so leicht wie 
Herr Dkfm. Bauer in seinen Ausführungen (Abg. 
Dkfm. Ho/ger Bau e r: Na geh.'), weil ich weiß, 
daß es im nachhinein viel leichter ist, besser zu 
wissen, was man tun hätte müssen und was nicht, 
weil ich weiß, wie schwierig die Situation auf die­
sem Standort ist und daß sich, um es bildlich aus­
zudrücken, die dort Beschäftigten an jeden Stroh­
halm klammern, der ihre Existenz sichert. 

Ich erinnere mich an einen Vortrag des Herrn 
Vorstandsdirektors Bogdandy, fast genau auf den 
Tag vor einem Jahr. am 16. Dezember, hier im 
Parlament. Einige Passagen möchte ich doch heu­
te zitieren. 

Es war davon die Rede, daß die Umbaukosten 
in Donawitz 205 Millionen Schilling betragen 
werden - weniger als ursprünglich angenommen 
-, daß aber die Gesamtentwicklungskosten den 
doch beachtlichen Betrag von 1 Milliarde Schil­
ling erfordern werden. Es war auch davon die 
Rede, daß im Falle der Nichtrealisierung der 

zweiten Baustufe im Jahr 1988 der Sanierungs­
plan zeitlich und ergebnismäßig bis 1991 nicht zu 
halten ist. 

In der Zusammenfassung wurde darauf hinge­
wiesen, daß das KVA-Verfahren im Zusammen­
wirken mit den klassischen Rationalisierungsin­
strumentarien die einzige Chance für die Wieder­
gewinnung der Wirtschaftlichkeit der Hütte 00-
nawitz ist. Nicht zuletzt wurde behauptet. daß die 
konsequente Anwendung der KV A-Metallurgie 
eine unabdingbare Voraussetzung für den Be­
stand von Donawitz sei. 

Diese Aussagen waren Juch für mich der 
Grund dafür. diese hohe Investitionssllmme an 
sich positiv zu beurteilen. obwohl bereits damals 
Stimmen zu hören waren. die diese optimistische 
Einschätzung nicht teilten. 

Es hat ja dann die Entwicklung gezeigt - es ist 
ja nicht nur der Dioxinausstoß. der diese Proble­
me letztlich verursacht hat, das war vielleicht ein 
Punkt, der nicht vorhersehbar war. daher bin ich 
auch sehr vorsichtig in der nachträglichen Beur­
teilung; ich möchte mich nicht so verhalten wie 
sehr viele Zuschauer am Fußballfeld oder bei Ski­
rennen. die immer alles besser wissen als der Trai­
ner oder die Sportler selbst. ich weiß. daß es im 
Unternehmen anders aussieht als von außen -. 
es hat sich gezeigt, daß die mahnenden Stimmen. 
vor allem im Hinblick auf die Entwicklung des 
Schrottpreises und nicht zuletzt auch auf auftre­
tende Qualitätsprobleme. ernst zu nehmende 
Einwendungen waren. 

Und nun haben wir eine völlig andere Situa­
tion. Ich weiß nicht, ob dieses KVA-Verfahren 
eingestellt wird, ob es als Entwicklungsprojekt 
weitergeführt wird, aber plötzlich ist es nicht 
mehr ausschlaggebend für die Existenz von Do­
nawitz. Nun heißt es, daß Donawitz auch mit 
konventionellen Rationalisierungsmaßnahmen 
sanierbar ist. Ja in letzter Zeit haben sich bereits 
leichte Erfolge gezeigt. Die Hütte Donawitz ist 
leicht positiv. 

Auch da weiß ich, daß uns dabei die Konjunk­
tur zugute kommt und daß bei einer anderen 
Konjunkturlage das Bild sehr bald wieder anders 
aussehen wird. 

Ich habe auch Verständnis für den Kollegen 
Fauland und für die Belegschaft, daß sie sich, 
wenn sie von den zuständigen Herren des U nter­
nehmens hören, daß das ein Weg ist, ihre Exi­
stenz zu sichern, mit aller Vehemenz dafür ein­
setzen, daß die erforderlichen Mittel dafür zur 
Verfügung gestellt werden. 

Ich habe aber weniger Verständnis für die Ver­
antwortlichen in den Organen des Unterneh­
mens, daß es, wenn sie auf der einen Seite Hoff-
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nungen wecken, auf der anderen Seite sich aber 
doch zeigt, daß es nicht so ist, wie sie es darge­
stellt haben, plötzlich auch anders geht. Dabei lei­
det die Glaubwürdigkeit dieser Herren. Und sol­
che Vorgangsweisen führen zu einer zunehmen­
den Verunsicherung der Belegschaften. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.J 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: 
Die verstaatlichte Industrie ist auf dem richtigen 
Kurs, aber n<?ch nicht über dem Berg. Mit dem 
Eintritt der Osterreichischen Volkspartei in die 
Regierung wurde nach einer letztmaligen Steuer­
mittelzuführung gesichert. daß die darüber hin­
aus notwendigen Mittel durch Privatisierung LInd 
Eigenleistllngen aufgebracht werden. Und die Sa­
nierung eier verstaatlichten Industrie ist neben der 
Stellerreform ein weiterer Beweis für die erfolg­
reiche Arbeit der großen Koalition. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) JIi.JJ 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Nürnberger zu Wort gemeldet. Ich ertei­
le es ihm. 

10./3 
Abgeordneter Nürnberger (SPÖ): Sehr geehr­

ter Herr Präsident! Geschätzter Herr Minister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
hatten erst am 28. September dieses Jahres Gele­
genheit, den Bericht der ÖIAG über das Jahr 
1988 und insgesamt die Situation in der ÖIAG 
sehr ausführlich hier in diesem Hohen Haus zu 
diskutieren. Bin aber froh, daß es heute die Mög­
lichkeit gibt, über Probleme der verstaatlichten 
Industrie zu sprechen, weil heute bereits das Er­
gebnis für 1989 absehbar ist. Ich darf da in einer 
Punktation jene rosaroten Bilder, die Herr Abge­
ordneter Bauer hier gemeint hat und die mein 
Kollege Stocker ebenfalls in seiner Rede schon 
angesprochen hat, anführen. 

Dem Kollegen Stocker darf ich überhaupt für 
den sachlichen Diskussionsbeitrag, den er hier ge­
leistet hat, der frei jeder politischen Demagogie 
gewesen ist, danken; danken, weil wir gemeinsam 
in der Gewerkschaft Metall, die am härtesten von 
den Problemen in der ÖIAG betroffen ist, als 
Funktionäre tätig sind, und du hier heute genauso 
argumentiert hast, wie wir das in der Gewerk­
schaft in unseren Gremien seit vielen Jahren pfle­
gen, nämlich als sachliche Auseinandersetzung. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Ich darf kurz diese sogenannten rosaroten Bil­
der aufzeigen, Eines der rosaroten Bilder ist, daß 
die ÖIAG erstmals nach vielen Jahren wieder ein 
positives Bilanzergebnis legen wird. Ein rosarotes 
Bild ist, daß der Umsatz 10 Prozent des österrei­
chischen Bruttoinlandsproduktes betragen wird. 
Ein rosarotes Bild ist, daß das wirtschaftliche Er­
gebnis heuer 4,5 Milliarden Schilling betragen 
wird. Man muß bedenken, daß das Ergebnis im 

Vorjahr noch minus 3 Milliarden Schilling war. 
Es konnte sich die Verstaatlichte heuer um 
7,5 Milliarden Schilling gegenüber dem Vorjahr 
verbessern. Erstmals seit 1986 wieder ein Cash­
flow, der positiv ist und 10 Prozent des Umsatzes 
betragen wird. 

Wir haben uns gemeinsam sehr ehrgeizige Zie­
le gesteckt, der Herr Minister. die Manager und 
elie Belegschaftsvertretungen, wir haben gemein­
sam an den Zielen gearbeitet. Das oberste Ziel 
war die Verlustfreim;chung eies ÖIAG-Konzerns, 
LInd das ist zwei Jahre früher. als dies geplant war. 
geschehen. 

Herr Abgeordneter Bauer! Sie haben in Ihrer 
Rede ganz locker gesagt. elie rosaroten Bileler 
werden gezeichnet vom Minister. vom Manager, 
und dann im selben Atemzug auch die Beleg­
schaftsvertreter genannt. Der Minister ist in der 
Lage, sich selbst zu verteidigen. Ich fühle mich 
sicher nicht berufen, hier als Anwalt eier Manager 
zu sprechen, aber ich fühle mich sehr wohllegiti­
miert. für elie Belegschaftsvertreter und für die 
Belegschaften insgesamt zu sprechen. Und da 
muß ich Ihre Aussage zurückweisen. Ich lasse 
mich nicht in Mißkredit bringen. 

Es sind sehr wohl rosarote Bilder. es sind gute 
Bilder, wir sind stolz darauf, weil die Belegschaf­
ten sehr große Opfer erbringen mußten, daß wir 
heute von diesen rosaroten Bildern sprechen kön­
nen. Und Ihre Argumentation. Herr Abgeordne­
ter Bauer, darf ich zurückweisen. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.J 

Es wäre aber verfehlt - und da gebe ich Ihnen 
recht, Ihnen, Herr Bauer, und auch dem Kollegen 
Stocker -, in großen Jubel auszubrechen, es ist 
dafür kein Grund vorhanden. Die ÖIAG ist nicht 
frei von Problemen. Wir sind fast tagtäglich noch 
mit Problemen konfrontiert. Es ist richtig, daß 
von den sieben Branchenholdings insgesamt nur 
fünf positiv bilanzieren und daß die größten 
Schwierigkeiten noch in der Elektro-, Elektronik­
Holding und im Maschinen- und Anlagenbau 
sind. 

Ich darf nur ein Problem zum Beispiel aus dem 
Maschinen- und Anlagenbau herausgreifen, das 
uns, in den letzten Tagen auch die Öffentlichkeit, 
wieder stark beschäftigt hat, nämlich das Problem 
Zeltweg. 

Ich darf vorweg feststellen, daß der Belegschaft 
in Zeltweg seit dem Jahr 1977 - also weit über 
ein Jahrzehnt - sehr übel mitgespielt worden ist 
und daß die Zeltweger Belegschaft sehr oft für 
politische Effekthascherei mißbraucht worden 
ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin in der Lage, Ihnen hier Zeitungen der letzten 
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Tage zu nennen, wo man Politiker - ich unter­
scheide jetzt nicht nach Couleurs, ich sage: Politi­
ker insgesamt - sieht, wo man sieht, wie sie sich 
demonstrativ vor einer Maschine fotografieren 
lassen, mitten in der Belegschaft. Sie glauben, 
daß, wenn es derartige Fotos in der Öffentlichkeit 
gibt. das wirtschaftliche Problem in diesem Be­
trieb gelöst ist. So, mit politischer Demagogie, 
werden wir wirtschaftliche Probleme sicherlich 
nicht lösen können. 

Herrn Abgeordneten Burgstaller muß ich her­
ausgreifen. seine Rolle. die er gerade in Zeltweg 
gespielt hat. Es gab natürlich von seiten des \b­
nagements nicht gerade die feinste Vorgangswei­
se. Es gab Äußerungen, Drohungen in Richtung 
Belegschaft, die auf das schärfste zurückzuweisen 
sind. 

Ich zitiere jetzt wörtlich ein Interview - "Mit­
tagsjournal" , 22. 11. 1989 - des Herrn Abgeord­
neten Burgstaller: Ich - Burgstaller - habe zu 
den Arbeitern im Betrieb gesagt - und ich stehe 
dazu -, daß ich persönlich garantiere, daß es kei­
ne Entlassungen geben wird. 

Es geht dann noch weiter. und ich könnte auch 
noch Zeitungsartikel vorlegen, wo er ähnliche 
Garantien abgibt. (Abg. Dr. G Il ger ball e r: 
Wenn er Bundeskanzler wird.') 

Ich weiß nicht, wie er. da wir ja die Verstaat­
lichte insgesamt entpolitisiert haben, diese Zusa­
gen machen kann. Ich weiß es nicht, aber ich 
kann mir nicht vorstellen, daß Sie, Herr Minister, 
dem Herrn Abgeordneten Burgstaller gesagt oder 
zugesichert haben, daß es keine Entlassungen 
oder sonst etwas gibt, wenn die Verantwortung 
der Vorgangsweise im Bereich der Manager gele­
gen ist. 

Er ist sicher nicht in der Lage, den Betroffenen 
Rechtsschutz zu geben. Er hätte sie nicht in 
Schutz nehmen können vor Schadenersatzan­
sprüchen, die an die einzelnen gesteILt werden 
können. Aber er hat ja in seiner Fraktion einen 
ausgezeichneten Rechtsanwalt, er könnte sich bei 
Herrn Dr. Graff einmal erkundigen, welche Scha­
denersatzprozesse hier an die einzelnen herange­
tragen hätten werden können. 

Der Gipfel war der, daß gestern oder vorge­
stern im Raum Leoben noch ein Flugblatt verteilt 
worden ist, wo verlangt wird: Mittels eines Ent­
schließungsantrages soll der Minister dem Parla­
ment Rechenschaft über den Standort Zeltweg 
ablegen. 

Ich kann mich erinnern an die Diskussion, die 
wir hier über die Entpolitisierung der Ö lAG ge­
führt haben. Ich kann mich erinnern an die Aus­
sagen der Abgeordneten Taus und Schüssel, die 
die Entpolitisierung verlangt haben, und dann 

gibt es einen Abgeordneten, der die Politik wieder 
in die ÖIAG hineintragen will! Denn das, was für 
Zeltweg Gültigkeit hat, muß, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, auch für jeden anderen 
Standort, für jedes andere Problem gelten. Dann 
kann ich gleich anfangen bei Judenburg, Dona­
witz, daß der Minister über alles, wo wir noch 
Probleme haben, im Parlament hier politisch Re­
chenschaft ablegt. 

Wenn im Flugblatt. das von der ÖVP und von 
der Kommunistischen Partei ausgegeben worden 
ist - überhaupt eine ganz merkwürdige Allianz: 
aber bitte. das soll halt möglich sein -. weiters zu 
lesen ist. daß bei den Besprechungen alle gegen 
das vorgelegte Konzept gewesen seien. nur die 
Gewerkschaft habe eine gegenteilige Haltung ein­
genommen, dann muß ich, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, die Gelegenheit nützen, das 
ein bißchen zu relativieren. 

Wir haben es immer. bei allen Problemen, die 
es im Rahmen der ÖIAG gegeben hat, so gehal­
ten, daß man nicht von vornherein bei Konzepten 
gesagt hat: Die sind unbrauchbar, die gehen nicht. 
Wir haben ein viel zu großes Verantwortungsbe­
wußtsein auch für den Standort Zeltweg. Ich sag­
te schon, die Beschäftigten dort sind seit über ei­
nem Jahrzehnt verunsichert worden. Die Be­
schäftigten dort haben das Recht, endlich einmal 
zu wissen, wie es mit ihnen in Zukunft weiter­
geht. Daher haben wir die Vorlage eines Konzep­
tes verlangt, und wir werden bei dieser Kon­
zeptvorlage genauso vorgehen wie bei allen ande­
ren, nämlich das Konzept ansehen, analysieren, 
dann beurteilen, dann verhandeln und, wenn ein 
Paket auf dem Tisch liegt, die Entscheidung tref­
fen. ob das Konzept angenommen werden kann 
oder nicht. 

Wenn ein gewerkschaftlicher Kampf zur 
Durchsetzung der einen oder anderen Forderung 
notwendig sein sollte, dann sage ich hier auch 
sehr deutlich: Es wird niemanden in der Gewerk­
schaft Metall, Bergbau und Energie geben, der 
sich für Zeltweg nicht verantwortlich fühlt, sodaß 
wir auch das härteste Mittel in Angriff nehmen 
werden, aber nur dann, wenn wir es für notwen­
dig erachten und als die letzte Möglichkeit sehen. 
Aber wir gehen nicht den Weg, zuerst kämpfen 
und dann verhandeln, sondern zuerst verhandeln 
und, wenn notwendig, werden erst dann andere 
Wege beschritten. 

Ein Satz auch zu dem auslösenden Moment, 
daß Zeltweg jetzt wieder in das politische Tages­
geschehen hineingekommen ist. Das auslösende 
Moment war eine Zahnfräsmaschine, eine Klin­
genberg-Maschine. Hier haben wir eine Lösung 
gefunden, und so stellen wir uns in unserer Ver­
antwortung eben eine Lösung vor. Die Maschine 
wird sicherlich am 8. Jänner vom Käufer, der sie 
gekauft hat, abgeholt werden, aber wir haben 
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gleichzeitig erreicht. daß als Äquivalent für die 
Maschine 30 bis 40 - und ich gehe an die untere. 
realistische Grenze: ich bleibe bei 30 -, also 30 
neue. zusätzliche Arbeitsplätze, die es bisher in 
Zeltweg nicht gegeben hat, durch eine Koopera­
tion zwischen der Käuferfirma und der Zeltweger 
Gruppe geschaffen werden. Ich glaube. daß man 
so, liebe Kolleginnen und Kollegen. Probleme lö­
sen lind Politik machen soll. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Ich habe in der g~nzen politischen Stellungnah­
me de5 Herrn Abgeordneten Burgst~ller eines 
\ermißt: d(1ß er jene aufgezeigt hj,tte. cbß er ver­
bngt hJtte. jene zur Ver:lIltwortung zu ziehen. 
die. wie ich "chon sagte. seit 1987 Jahr für Jahr in 
Zeltweg Verluste geballt haben. Verluste in der 
Gesamtgrößenordnung von insgesamt 2.5 Mil­
liarden Schilling. Jene Manager, die vor denen. 
die jetzt am Werk sind, die Verantwortung für 
Zeltweg getragen haben, sollten dementspre­
chend zur Verantwortung gezogen werden, weil 
über ein Jahrzehnt hier sehr leichtfertig nur Ver­
luste zu produzieren. die Belegschaften zu verun­
sichern. das kann sicherlich nicht jene Verantwor­
tung sein, die Manager auch in der Verstaatlich­
ten haben müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 
können versichert sein. die Gewerkschaft Metall. 
die für Zeltweg zuständig ist. wird gemeinsam mit 
den Betriebsräten und Beschäftigten eine Lösung 
finden. die sie mit Optimismus in die Zukunft 
blicken läßt. (Beifall bei der SPÖ.) lfC'; 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Ing. Schindlbacher gemeldet. Ich erteile 
ihm das Wort. 

IO.~5 

Abgeordneter lng. Schindlbacher (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Es ist sehr erfreulich. 
daß, so wie es in der vergangenen Woche darge­
stellt wurde, im ÖIAG-Bereich auch in diesem 
Jahr entsprechende Verbesserungen erzielt wer­
den konnten. Wir haben - das wurde heute be­
~~its hier erwähnt - ja Ende September den 
OIAG-Bericht 1988 hier diskutiert und können 
feststellen, wie es mein Kollege Franz Stocker be­
reits getan hat, daß man in weiten Bereichen die 
Ziele früher erreicht hat als im Plan vorgesehen. 

Ich glaube aber, wir sollen doch auch über eini­
ge Dinge reden, die noch nicht so zur Zufrieden­
heit funktionieren, wie wir es uns wünschen. 

Als Obersteirer interessiert mich natürlich in 
erster Linie, wie es den Betrieben der Mur- und 
Mürzfurche geht. Mein unmittelbarer Vorredner, 
Herr Abgeordneter Nürnberger, hat ja in erster 
Linie das Werk Zeltweg behandelt. Ich freue 
mich, daß, wie gestern in der "Kleinen Zeitung" 

stand: .,Die Weichen für die Zukunft gestellt", ein 
Auftrag in der Höhe von 1,7 Milliarden Schilling 
erreicht werden konnte - das allerdings in jenem 
Bereich. der auch bisher bestens funktioniert hat. 

Die Sorgen gibt es in jenem Teil, der eben auch 
jetzt die Verluste produziert hat. Herr Kollege 
Nürnberger! Ich freue mich. wenn das eintritt, 
was Sie zum Schluß gesagt haben, daß es durch 
diese Umschichtung, den Verkauf der Spezial­
fräsmaschine. möglich ist. 30 bis 40 neue Arbeits­
plätze. vor allem hoffentlich Arbeitsplätze. die 
sich :luch in der Folge gewinnbringend Juswir­
ken. geschJffen werden. (Abg. Xii r 11 b erg er: 
Dll\' iSI Icrcinhllrf. Herr ;":o/ll'gc.l

) Ja. wir hoffen. 
cLtß :luch cbs Ergebnis d:lllll entsprechend :lUS­
sieht. \Vir werden es in der Folge wohl sehen. Es 
geht ja in erster Linie darum. daß die Leute dort 
endlich auch zu einer entsprechenden Sicherheit 
kommen. 

Ich möchte gar nicht auf meine Fragestellung 
im Budgetausschuß vom 27. November eingehen, 
wo ich vom Herrn Bundesminister - ich glaube, 
wohl etwas scherzhaft. mit Symbolcharakter -
den Verkauf dieser besagten Maschine als Ant­
wort erhalten habe. 

Meine Damen lind Herren! Natürlich ist es ge­
nerell notwendig, daß man versuchen muß. weite­
re Verbesserungen zu erreichen. Wenn es gelingt, 
den Maschinen- und den Anlagenbau auch in je­
nen Bereich zu bringen, in dem letzten Endes der 
Weichenbau immer gewesen ist. dann sind wir si­
cherlich damit zufrieden. 

Herr Bundesminister! Für die Obersteiermark 
wird es sicher auch von entsprechender Bedeu­
tung sein, welche Investitionen in nächster Zeit 
dort durchgeführt werden. etwa im Werk Juden­
burg, das heute andeutungsweise hier erwähnt 
wurde. Ich glaube, man muß dort unbedingt ver­
suchen. durch einen entsprechenden Investitions­
schub eine weitere Verbesserung, nachdem man 
doch gewisse Dinge in Ordnung gebracht hat, zu 
erzielen. 

Ich maße mir nicht an, zum Thema KV A weite­
res zu sagen. Erstens hat das Kollege Stocker mei­
nes Erachtens sehr deutlich behandelt, und eine 
Wiederholung ist nicht unbedingt sinnvoll. Ich 
glaube aber, daß man ganz besonderen Wert auf 
die Ausbildung der Mitarbeiter legen muß. Das 
beginnt bei den Lehrlingen in den Werksschulen 
und setzt sich fort bis zu den Facharbeitern. Ich 
glaube, dieser Teil muß ein ganz besonderer 
Schwerpunkt sein, um eine entsprechend gesi­
cherte Struktur und entsprechend gesicherte Ar­
beitsplätze zu haben. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Einen Wermutstropfen, meine Damen und 
Herren, aus steirischer Sicht muß ich schon er­
wähnen, das ist leider Gottes Elin-Weiz. Wir hof-
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fen, daß das eintreten möge, was bei der Budget­
ausschußsitzung zugesichert wurde: daß man 
durch entsprechend gezielte Maßnahmen eben 
auch hier von den roten zu den schwarzen Zahlen 
kommen möge. 

Ähnliches. Herr Bundesminister, erwarten wir 
uns natürlich von der SEH, der Sonderabfallent­
sorgungs-Holding. Sie haben uns auch hier mitge­
teilt: 64 Leute im September beschäftigt, vieles in 
Aufbau und daß keine Verluste zu erwarten sind. 
\-Vir werden sicher von unserer Sicht aus diesen 
Teil der ÖIAG auch in Zukunft entsprechend be­
obachten. 

'vleine Damen und Herren~ Ich glaube, es ist 
unbedingt notwendig, dafür zu sorgen, (laß man 
elen Steuerzahler in Zukunft nicht weiter belastet. 
Es ist in der letzten Zeit sicherlich gelungen, 
durch viele Maßnahmen Besserungen zu errei­
chen. Das Ziel muß es sein, daß in allen ÖIAG­
Betrieben nach wirtschaftlichen Grundsätzen ge­
arbeitet werden kann und es auch entsprechende 
Gewinne gibt. 

Ein zweites Ziel muß es auch sein, daß eine 
weitere Dezentralisierung durchgeführt wird 
dort. wo es sinnvoll ist, und daß ein gewisser Ver­
walwngsüberbau - es gibt sicherlich dort und da 
noch solche Dinge - weiter abgebaut wird. 

Daß die Arbeitsplatzsicherung ein zentrales 
Anliegen ist, darüber, glaube ich, brauchen wir 
nicht zu reden - da sind wir uns sicherlich von 
allen Fraktionen her einig -, und daß es ertrag­
reiche Produktionsstätten zu sichern gilt. den 
dort Beschäftigten ein entsprechendes Einkom­
men zu ermöglichen, darüber hinaus bei den Leu­
ten Zufriedenheit zu erreichen, die sich auf das 
gesamte Betriebsergebnis positiv auswirkt. 

Die Privatisierung - auch heute hier bereits 
erwähnt - wird weitergeführt werden müssen. 
Sie darf aber kein Selbstzweck sein. Es muß auch 
Modelle geben, wo man über diese 49 Prozent 
hinaus Möglichkeiten schafft. 

Wir brauchen eine gesicherte Versorgungs­
struktur; das ist unserer Ansicht nach sehr not­
wendig. 

Wir bekennen uns zu einer Mitarbeiterbeteili­
gung; ich habe es schon erwähnt. Wenn sich ein 
Mitarbeiter voll und ganz mit seinem Betrieb 
identifiziert, wird sich das sicherlich auf das ge­
samte Geschehen im Betrieb positiv auswirken. 

Wir sind überzeugt, daß in der Forschung und 
Entwicklung noch mehr gemacht werden muß, 
daß die Forschung und Entwicklung in Zusam­
menarbeit mit der Ausbildung vom Lehrling bis 
zum Facharbeiter noch weiter forciert werden 
muß. 

Und so glaube ich, daß es. wenn man diese 
Schritte konsequent weiter fortsetzt. möglich sein 
muß, auch in jenen Teilbereichen, die derzeit 
noch nicht zur Zufriedenheit aller funktionieren, 
Besserungen zu erzielen, sodaß - und das wäre 
unser Wunsch - wir in Bälde überall Bereiche 
haben, die aktiv blianzieren können und somit Si­
cherheit für die dort Beschäftigten gegeben ist. 
(Beifall bei der ÖVP.J 10.34 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Fauland. Ich erteile es ihm. 

11!.34 
Abgeordneter Fauland (SPÖ): Herr Prjsident~ 

Herr Bunclesminister~ Werte Damen lind Herren 
des Hohen Hauses! Als wir 1986 hier über die 
Verstaatlichte diskutierten, war die Situation in 
den Betrieben gegenüber heute, 1989, unerfreu­
lich. Wir dürfen nicht vergessen, daß seinerzeit. 
1986, im ÖIAG-Konzern der verstaatlichten Be­
triebe rund 12,4 Milliarden Schilling an Minus er­
wirtschaftet worden waren. Und wir standen da­
mals vor dem Dilemma, in welcher Art und Weise 
es mit diesem Flaggschiff der Verstaatlichten, be­
sonders der VOEST -ALPINE AG, weitergehen 
wird. 

Wir sind damals als Politiker und auch als Ge­
werkschafter den Vorschlägen seitens der ÖIAG. 
eine U mstrukturierung vorzunehmen, Holding­
Branchen zu schaffen und eigene operative Ge­
sellschaften in diesen Holding-Gesellschaften zu 
errichten, zuerst sehr skeptisch gegenübergestan­
den. Auch in der Belegschaft mußten wir erst das 
Vertrauen finden zu all diesen Maßnahmen, wie 
sie von seiten der ÖIAG vorgeschlagen worden 
sind. 

Heute, werte Damen und Herren, drei Jahre 
danach, müssen wir sagen, daß der Weg, wie er 
beschritten worden ist, richtig gewesen ist. Da­
durch kommt es wieder zu positiven Ergebnissen 
draußen in den Branchen-Holdings - in diesen 
sieben, bis auf zwei -, und auch die Menschen, 
die Kollegen, die in diesen Betrieben beschäftigt 
sind, haben wieder Hoffnung, daß es weitergehen 
wird. Sie sehen aber auch, daß die Leistungen, die 
sie erbracht haben - und sie haben Leistungen 
erbracht, durch Rationalisierungen, durch Kür­
zungen von Sozialleistung und dort und da auch 
durch Lohnkürzungen -, daß ihr Beitrag sinn­
voll gewesen ist, daß es scheint, daß jetzt für die 
Zukunft ihre Arbeitsplätze in diesen Betrieben 
abgesichert sind. 

Werte Damen und Herren! Hohes Haus! Und 
das sollten wir heute nicht übersehen. Ich glaube, 
wir müssen positiv herausstreichen, daß all das, 
was von seiten der Belegschaft, aber auch vom 
neuen Management verlangt wurde, dazu beige­
tragen hat, daß heute die Standorte eine gewisse 
Sicherheit haben. 
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Wir können heute noch nicht jubeln darüber 
und sagen: Wir sind schon über Wasser! Aber ei­
nes, glaube ich, müssen wir heute hier zum Aus­
druck bringen: Die verstaatlichte Industrie in der 
ÖIAG ist wieder herzeigbar. Ich glaube, das müs­
sen wir heute wieder einmal klarstellen, und das 
soll man auch hier zum Ausdruck bringen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) Herzeigbar durch den Einsatz 
des Bundesministers. Herr Bundesminister Strei­
cher~ Ich muß sagen, du hast großen Mut bewie­
sen. Aber auch den Generaldirektor Sekyra sollen 
wir nicht übersehen, der ebenso elort mitgeholfen 
hat. Das Geld hat nicht nur die verstaatlichte In­
dustrie erhalten. das haben ja auch andere Betrie­
be erhalten. 

Werte Damen und Herren~ Weil besonder5 ein 
Bereich hier auch angezogen worden ist, möchte 
ich sagen: Ich habe vorgehabt, zu mehreren Be­
reichen zu sprechen, ich möchte heute aber zu 
einem Bereich sprechen. und das ist der Langpro­
duktenbereich in der VOEST-ALPINE Stahl AG. 
Dieser Langproduktenbereich liegt überwiegend 
in der Steiermark, da sind die Betriebe Donawitz, 
Kindberg, Austria-Draht und Judenburg. 

Werte Damen und Herren~ Man soll nicht 
übersehen, daß in diesen Betrieben, in diesem 
Langproduktenbereich, wo die größten Schwie­
rigkeiten vom Markt her gesehen waren, da dieses 
Produkt sehr empfindlich ist und auch keine ho­
hen Preise erzielen kann, weil diese Produkte 
zum Teil mit anderen herkömmlichen Produk­
tionsmitteln im Ausland zum Teil billiger produ­
ziert wurden, daher also ein großer Konkurrenz­
kampf war, daß im Langproduktenbereich in eler 
Steiermark, wo es immerhin 5 000 Beschäftigte 
gibt, ein Umsatz von 11 Milliarden Schilling er­
wirtschaftet wird, ebenfalls ein Plus von rund 
400 Millionen Schilling für 1989 zu erwarten ist 
- und darüber hinaus ein Cash-flow von einer 
Milliarde Schilling. Ich glaube, das müssen wir 
einmal hier aussprechen, daß eben auch diese 
Standorte für die Zukunft wirklich die Aussicht 
haben, zu überstehen, das heißt, daß ihre Stand­
orte abgesichert werden können. 

Und dazu ist es erforderlich, die FllIssigphase 
in der Steiermark in Donawitz für die Langpro­
dukte weiterzuführen. Diese Flüssigphase ist er­
forderlich, um diese Betriebe Kindberg, Juden­
burg und Austria-Draht mit dem nötigen Vorma­
terial beliefern zu können. Das ist eine Kette. 

Das Hüttenwerk Donawitz war für uns ein 
Schwachpunkt, von der ganzen Konstruktion her. 
Warum aber ein Schwachpunkt? Weil wir von der 
Seite Erzberg-Roheisen etwas Schwierigkeiten 
mit dem Preis des Vormaterials gehabt haben. 

Jetzt komme ich zum KVA. Diesbezüglich war 
immer die Diskussion: Wir brauchen ein zweites 

Bein, damit wir flexibel sind. Das habe ich hier 
schon einmal erwähnt. 

Auf der einen Seite die Roheisenphase, auf der 
anderen eine Schrottphase. Wenn es zu Schwan­
kungen in der Konjunktur kommt, soll man auf 
der einen Seite, wenn es möglich ist, auf der Bil­
ligseite, mit Schrott fahren, wenn es nicht mehr 
notwendig ist, mit Roheisen. 

Diese Flexibilität wollten wir mit dem KV A er­
reichen. KVA ist in Donawitz als Forschungspro­
jekt durchgeführt worden. Das KV A, Herr Kolle­
ge Bauer, ist machl):)r von eier rvletallurgie unel 
\'on eier Technik her. Es wurele \'on seiten des 
Wi rtschaftsmi nisteri ums überraschenderweise 
eingestellt. weil man in der Versuchsphase erhöh­
te Dioxinwerte festgestellt hat. Wir waren noch in 
eier Forschungs- und Versuchsphase, ela hat man 
uns schon Auflagen erteilt, als ob das Produkt 
schon in der Endfertigung wäre. Das war unge­
recht und war nicht richtig. Daß das KVA durch­
geführt worden ist, die Forschungen betrieben 
worden sind, war richtig und gut. Sie sind mo­
mentan eingestellt, aber wir werden die For­
schungen weiterführen, weil sie notwendig sind. 

Diese 200 Millionen Schilling, Kollege Bauer, 
von denen Sie behauptet haben. daß sie der Bund 
zugeführt hätte, stimmen nicht, sondern 140 Mil­
lionen Schilling sind zugeflossen und den Rest hat 
der Betrieb aufgebracht, selbst erwirtschaftet, und 
sie haben sich auch bezahlt gemacht. 

Werte Damen und Herrenl Es ist daher in der 
Steiermark unbedingt erforderlich, daß die Flüs­
sigphase erhalten bleibt in Zusammenhang mit 
dem Erzberg, den Hochöfen in Donawitz, mit 
dem Betrieb in Kindberg. mit dem Betrieb in Ju­
denburg und mit dem Betrieb Austria-Draht. Das 
ist erforderlich, um diesen ganzen Langproduk­
tenbereich für die Zukunft abzusichern. 

Herr Minister! Ich ersuche Sie daher ebenfalls, 
mitzuhelfen und dazu beizutragen, daß diese 
Flüssigphase in Donawitz erhalten werden kann. 

Und daß es möglich ist, beweisen ja, werte Da­
men und Herren, die Zahlen. Es wird aus heuti­
ger Sfcht ein mittelfristiges Programm erstellt, 
1990 und 1994, aber nicht nur mit der Konjunk­
tur gerechnet, auch Einbrüche werden in einem 
gewissen Prozentsatz berücksichtigt. Es zeigt sich 
deutlich, daß Donawitz dem wirtschaftlichen Mi­
nus-Ergebnis von 1988 mit 900 Millionen Schil­
ling heuer auf ein wirtschaftliches Minus-Ergeb­
nis von nur mehr 100 Millionen kommen und 
daß in den Jahren 1990, 1991, 1992 und 1993 ein 
positives wirtschaftliches Bilanzergebnis erzielbar 
sein wird, und das ist das Erfreuliche dabei; das 
muß man sehen. So setzt sich das auch fort in 
Kindberg, so setzt sich das fort bei Austria-Draht, 
und so setzt sich das fort bei Judenburg. 
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Daher, werte Damen und Herren, sehe ich sehr 
wohl voller Hoffnung in die Zukunft auch für 
diese Betriebe im Langproduktenbereich. Sicher 
war es erforderlich, Investitionen vorzunehmen, 
Rationalisierungen, Verbesserungen, Verbesse­
rungen im Verkauf, Verbesserungen vom Mana­
gement her, aber das ist eben geschehen und wur­
de gemacht, und wenn das nicht gemacht worden 
wäre, wäre es nicht möglich, in diesen Betrieben 
bereits heute positiv zu bilanzieren. Das ist für 
uns erfreulich, das ist ein Hoffnungsschimmer für 
die Mitarbeiter in diesen Betrieben. und das muß, 
glaube ich, hier auch einmal auSgeSIJrochen wer-
~ ~ 

den. 

Werte Damen und Herren~ Es gibt auch noch 
die Seite der Förderungen, und auch diesbezüg­
lich muß ich heute von hier aus sagen: Es ist sehr 
viel geschehen, es wurden sehr viele Mittel für die 
Arbeitsplatzförderung im obersteirischen Raum 
zur Verfügung gestellt, mit denen sehr viele Ar­
beitsplätze geschaffen und neue Produkte entwik­
kelt wurden. 

Aber, werte Damen und Herren, es ist jetzt so, 
daß diese Förderungsmittel umgestellt werden 
sollen, ein neues Konzept erarbeitet werden wird. 
Es werden bereits mit den Bundesländern Ge­
spräche geführt, auch mit der Steiermark, und da­
her, Herr Minister, möchte ich Sie ersuchen, zu 
versuchen, diese Verhandlungen raschest weiter­
zuführen, damit ab Jänner 1990 oder zumindest 
ab Frühjanr 1990 dieses Konzept mit den neueren 
Förderungsmitteln steht, wie sie vorgesehen sind, 
mit Förderungen, die das Bundesministerium für 
die Obersteiermark vorsieht. 

Im Ganzen gesehen, werte Damen und Herren, 
ist noch etwas erfreulich: daß diese besseren Er­
gebnisse nicht nur deswegen erzielt werden konn­
ten, weil es eine bessere Konjunktur gibt, sondern 
überwiegend dadurch, daß Maßnahmen gesetzt 
wurden, die durch die Betriebe erfolgten. Es zei­
gen ja die Zahlen und die Unterlagen, daß zwei 
Drittel des erwirtschafteten Ergebnisses auf die 
Betriebe zurückzuführen sind - aufgrund von 
Rationalisierungen, Investitionen, Umstellungen, 
besseren Verwaltungssystemen - und nur ein 
Drittel - ein Drittel! - auf die bessere Konjunk­
tur. 

Das zeigen die Zahlen, die uns vorgegeben, 
vorgelegt und überreicht worden sind, und diese 
Zahlen geben uns Hoffnung für die Zukunft, daß 
wir auf dem richtigen Weg sind und daß wir da­
durch auch unsere Betriebe in diesem Bereich 
werden absichern können, denn eines steht fest: 
Für die Steiermark ist es erforderlich, daß wir, 
um auch in der Mur-Mürz-Furche. wie es heute 
schon angeklungen ist, die Arbeitsplätze sichern 
zu können, den Erzberg sehen, den Langproduk­
tenbereich sehen und daß wir für diese Linie voll 
die Unterstützung erhalten, aber auch unsere 

ganze Kraft einsetzen, daß dieser Bereich auch in 
Zukunft für die nächsten Jahre, bis in das Jahr 
2000 hinein, abgesichert ist. 

Ich darf daher nochmals danken dem Bundes­
minister Streicher für seinen Einsatz, aber auch 
den Herren von der ÖIAG, die dazu beigetragen 
haben. Wir von der Belegschaftsseite werden un­
seren Beitrag so wie bisher leisten und glauben, 
daß es, wenn wir gemeinsam diesen Weg, wie wir 
ihn jetzt beschritten haben, weitergehen, auch 
möglich sein wird, diese Betriebe in der Steier­
m1rk im Langproduktenbereich für die Zukl\l~ft 
1bzusichern. - Danke. fBeifall bei der SPO.) 
!Ii.r 

Präsident: Als nächster zu \Vort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dr. Pilz. Ich erteile es ihm. 

f(J..!7 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine Damen 
und Herren~ Ursprünglich hätte heute von mei­
nem Klub zum Kapitel verstaatlichte Industrie 
Andreas Wabl Stellung nehmen sollen. Andreas 
Wabl befindet sich nach wie vor gemeinsam mit 
den Naturschützern auf dem Kraftwerkspla­
nungsgelände in Fisching. (Zwischenrufe bei SPÖ 
und ÖVP. - Beifall bei den Grünen.) Es ist Auf­
gabe von Parlamentariern, bedrängten Natur­
schützern ... (Abg. Hof man n: Herr Präsident.' 
Wie ist das mit der Anwesenheicspflichc?) 

Präsident: Entschuldigen Sie, Herr Abgeordne­
ter, eine Minute Unterbrechung! Ist das ein Ge­
schäftsordnungsantrag? (Abg. Hof man n: Wie 
ist das mit der Geschäftsordnung? Ich glallbe. nur 
bei Krankheit gibt es eine ElUscllltldigung.' Die An­
wesenheitspflicht des Kollegen Wabl ~t'äre gege­
ben.' - Abg. EI m eck er: Er ist nicht als .. ver­
hindert" gemeldet.' Er soll sein Geld zurückgeben!) 

Abgeordneter Wabl ist meines Wissens ent­
schuldigt. (Abg. Hof man n: § 11.' - Zwischen­
rufe bei der SPÖ: Er ist auf dem Baugelände.' ) Ich 
weiß nicht, wo er ist. 

Herr Abgeordneter! Ich muß die Entschuldi­
gung eines Abgeordneten zur Kenntnis nehmen, 
ohne daß ich nachspüre, wo er sich dann befindet. 
Bitte, das schon freundlich zur Kenntnis nehmen 
zu wollen! (Beifall bei den Grünen.) 

Herr Abgeordneter, setzen Sie Ihre Rede fort. 

Abgeordneter Or. Pilz (fortsetzend): Ich nehme 
einmal zur Kenntnis, daß jemand, der da dazwi­
schenreden will, wie Sie, Herr Abgeordneter, so­
fort das Wort erteilt bekommt. Ich frage mich, wo 
das geschäftsordnungsmäßig gedeckt ist. Aber 
bitte, die Mehrheit regiert auch in dieser Frage. 

Und weil Sie das angesprochen haben: Gestern 
ist zum Punkt Kraftwerk Fisching in diesem Haus 
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so ungeheuer viel gelogen worden (Abg. Mag. 
Sc h äff er: Von Ihnen.') 

Es ist behauptet worden, es gibt keine Verletz­
ten. Ein Naturschützer ist von einem Lastwagen 
überfahren und schwerst verletzt worden! Eine 
Naturschützerin ist von einer Baggerschaufel am 
Kopf verletzt worden, es hat etliche Verletzte ge­
geben! Sie behaupten hier: Keine Verletzten, 
stimmt alles nicht. Die Propaganda der STEWE­
AG und der Gendarmerie ist in sich zusammen­
gebrochen. (Abg. lV ein be r ger: Von uns hai 
niemand behauptet. daß es keine Verlctzten gege­
bcn h({l.') 

Sie hJben behauptet, der Bau sei sofort einge­
stellt worden. Was ist passiert? - Den g~1l1zen 
gestrigen Tag ist gebaut worden, Künetten sind 
gegraben worden, Kabel sind verlegt worden, 
Hohlwege sind ausgebaggert worden. Sie haben, 
meine Damen und Herren, es sich bieten lassen, 
daß Abgeordnete dieses Hauses Sie glatt belogen 
haben. 

In Fisching wird von der STEWEAG und von 
der Gendarmerie ein zweites Hainburg vorberei­
tet, und nur dem Einsatz der Naturschützer und 
auch des Grünen Klubs gestern in der Nacht ist es 
zu verdanken, daß es seit heute früh einen Bau­
stopp in Fisching gibt. (Beifall bei den GrÜnefl.) 

Wir haben den Baustopp in Fisching durchge­
setzt. und jetzt wird es darum gehen, die politi­
sche Verantwortung für die Ausschreitungen in 
der Fischinger Au zu klären. 

Die volle politische Verantwortung trägt Wirt­
schaftsminister Schüssel, gemeinsam mit der ge­
samten Bundesregierung. (Beifall bei den Grü­
nen.) Wir haben ihn gestern aufgefordert, die Ge­
walttätigkeiten zu verhindern, er hat darauf ge­
antwortet: Reine Propaganda, stimmt alles nicht! 

Unter der Ägide von Schüssel können fünf Jah­
re nach Hainburg Menschen in der Au, Natur­
schützer, von Lastwagen überfahren und schwerst 
verletzt werden. Sie haben mich dazu provoziert, 
Sie haben mich mit Ihren Zwischenrufen und Un­
terbrechungen dazu provoziert. das jetzt festzu­
stellen. 

Wir werden verhindern, daß es zu einem zwei­
ten Hainburg kommt, und wir werden gemeinsam 
mit den besonnenen Menschen in der Verwaltung 
und in der Exekutive dafür sorgen. daß weitere 
Gewalttätigkeiten in der Fischinger Au verhin­
dert werden. (Beifall bei den Grünen.) Es wird 
kein Kraftwerk in Fisching geben! Das garantiere 
ich Ihnen hier und jetzt. 

Und jetzt zur verstaatlichten Industrie. Meine 
Damen und Herren! Herr Bundesminister! Ich 
empfehle Ihnen sehr, sich aufgrund der günstigen 
Stahlkonjunktur nicht über die strukturellen 

Schwächen der verstaatlichten Industrie hinweg­
täuschen zu lassen. Sie wissen genausogut wie ich, 
daß eine teilweise vernünftige Organisationsre­
form und die von mir genannte Stahlkonjunktur 
langfristig nicht dazu ausreichen werden, dieser 
verstaatlichten Industrie eine Zukunft zu geben. 
(Abg. Hai ger m 0 s e r: Kassieren und sch wän­
zen.') Offensichtlich, Herr Kollege Haigermoser, 
können Sie es nicht verwinden, daß die Herr­
schaften Ihrer Partei und speziell auch der Öster­
reichischen Volkspartei während des Plenums 
ständig ihren privaten Geschäften nachgehen. der 
Junguntemehmer Taus zum Beispiel fast nie an­
\\lesend ist. weil er ja sein L nten'lehmen autl)Juen 
muß (Al)g. 5 lei 11 b l/ 11 C r: Empörend.' Pil: niellI 
da.'), aber wenn ein steirischer Abgeordneter vor 
Ort die Interessen der Bevölkerung vertritt, dann 
empören Sie sich. 

Eines sage ich Ihnen, Herr Kollege Haigermo­
ser: Nur weil auch Sie parlamentarisch in der Fra­
ge der Kraftwerkspolitik so versagen, müssen 
Menschen wie Andreas Wabl die Naturschützer 
in der Fischinger Au schützen (Abg. Hai ger -
mo s er: Pilz.' Hast du schlecht geschlafen?), und 
ich stelle fest: Sie haben fünf Jahre nach Hain­
burg nichts gelernt. Sie brauchen keine Nach­
denkpause, sondern Sie. Herr Kollege Haigermo­
ser, brauchen überhaupt einmal eine Denkpause, 
um diesen prinzipiellen Vorgang einmal am eige­
nen Subjekt studieren zu können, wie das so tut, 
wenn man nachdenkt. überlegen Sie sich das ein­
mal! I Nellerlicher Beifall bei den Grünen.) 

Grundsätzlich weiter zur verstaatlichten Indu­
strie. Herr Bundesminister! Wenn wir verschiede­
ne Bereiche der verstaatlichten Industrie durch­
gehen, Bereiche, die gerade für uns Grüne auf­
grund der Zukunftschancen ganz bestimmter öf­
fentlicher und privater Märkte besonders wichtig 
sind, dann fällt auf, daß strukturell die wichtig­
sten Entwicklungen nach wie vor verschlafen 
werden. Wir haben als Grüne und Umweltschüt­
zer vor 15 Jahren die damalige Führung der VO­
EST ALPINE AG und der ÖIAG darauf auf­
merksam gemacht, daß es unbedingt notwendig 
ist und große wirtschaftliche Chancen mit sich 
bringt, in die Umweltreparaturtechnologie einzu­
steigen. Die verstaatlichte Industrie hat das völlig 
versäumt. 

Heute wissen wir und wissen manche in der 
verstaatlichten Industrie, daß es höchst an der 
Zeit wäre, jetzt gar nicht in die Umweltreparatur­
technologie, sondern in die Umstellung auf völlig 
neue ökologische Produktionsverfahren umzu­
steigen. Das ist der entscheidende Punkt. 

Es geht nicht mehr darum, auf die Schornsteine 
der Chemie Linz Filter zu picken, es geht darum, 
sanfte Chemie in der gesamten Chemieindustrie 
einzuführen, den Abschied von der Chlorchemie 
technisch vorzubereiten. Und, Herr Bundesmini-
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ster, genau auf diese großen Aufgaben der Zu­
kunft ist die verstaatlichte Industrie wieder nicht 
vorbereitet. 

Die Technologien der Zukunft, die neuen öko­
logischen Produktionsverfahren mit Abschied 
von der Chlorchemie und Abschied von anderen 
umweltschädigenden Verfahrensbereichen, haben 
in der heutigen Verstaatlichten keinen Platz, sie 
werden in internationalen Konzernen entwickelt. 

Und ich frage Sie: Was werden Sie unterneh­
men, um elen schon historischen technischen 
Rückstand der verstaatl ichten Inel ustrie in eI iesen 
Zukunftsbereichen aufzuholen'? (Beifall bei deli 
Grünen.) 

Wo sind die zentralen Entwicklungen in Rich­
tung sanfte Chemie, wo ist der große Konver­
sionsprozeß im Bereich der ganzen chemischen 
und pharmazeutischen Produktion, wo haben Sie 
hier be2:onnen was haben Sie vorzuweisen? Wie 
schaut ~s aus ~it der Forschung in diesen Berei­
chen? Welche Technologieschwerpunkte haben 
Sie hier gesetzt? - Und Sie werden mir wahr­
scheinlich, Herr Verstaatlichtenminister, genau 
auf diese Fragen leider sehr wenig konkrete Ant­
worten geben können. 

Oder: Warum ist die Fahrzeug- und die Eisen­
bahn- und Waggonproduktion in Österreich nach 
wie vor preismäßig fast nicht konkurrenzfähig? 
Warum geht da nichts weiter? Warum sind wir 
nicht in eier Lage, durch einheimische Nachfrage­
politik kombiniert mit Technologie- und Investi­
tionspolitik endlich zumindest mit den internatio­
nalen Anbietern gleichzuziehen, wenn nicht bes­
sere und billigere Produkte anzubieten? Warum 
gelingt es nicht, in diesen ökologischen Schlüssel­
bereich einzusteigen? Das ist der eine Punkt. 

Wir könnten über den Industrieanlagenbau. die 
Finalindustrie der VOEST, die verschiedenen Be­
reiche von Böhler und Schoeller-Bleckmann, die 
KVA-Katastrophe und so weiter und so fort, in 
etliche Details gehen, wo sichtbar wird, daß das 
strukturelle Problem der verstaatlichten Indu­
strie, nämlich die falschen Produkte mit falschen 
Produktionsverfahren zu immensen Preisen an­
zubieten, nach wie vor nicht bereinigt ist. (Neuer­
licher Beifall bei den Grünen.) Und darüber kann 
eine günstige Stahlkonjunktur auch jetzt nicht 
hinwegtäuschen. 

Zum zweiten: Herr Verstaatlichtenminister! 
Wann werden Sie endlich in der Lage sein, mit 
der ungeheuren Mißwirtschaft an der Spitze der 
verstaatlichten Industrie Schluß zu machen? 
Wann werden Sie endlich bereit sein, zu verhin­
dern daß in Schlüsselbereichen der verstaatlich­
ten I'ndustrie Betriebe von teilweise bereits ange­
klagten, international bekannten Waffenschie­
bern geführt werden? Wann werden Sie endlich 

damit Schluß machen, daß zentrale Bereiche der 
verstaatlichten Industrie von bereits öffentlich be­
schuldigten und angeklagten Waffenschiebern ge­
führt werden? Wann werden Sie damit Schluß 
machen, daß Betriebe der verstaatlichten Indu­
strie nur noch von der Anklagebank aus im Lin­
zer NORICUM-Prozeß geführt werden können? 
Wann wird es endlich für Verbrechen in und an 
der verstaatlichten Industrie Konsequenzen von 
seiten des Eigentümervertreters geben? (Beifall 
bei den Grünen.) 

Sie versuchen gerade jetzt - oder Ihre Mana­
lTer oder der ÖIAG-Gener:1ldir:1ktor. cbs können 
~ir uns immer :1l1ssuchen. denn einer schiebt die 
Verantwortung :1uf den :1nderen -. einen der 
NORICCN'l-Haupt:1ngekbgten. Herrn Helletz­
gruber. in der BPI unterzubringen. Wissen Sie, 
was die BP!. die Böhler Pneumatik International 
auf internationalen Märkten verkauft? - Granat­
werfer! Einen der bekanntesten Waffenschieber 
Österreichs, den Herrn Helletzgruber, lassen Sie 
jetzt wieder als Waffenverkäufer der verstaatlich­
ten Industrie einsetzen. (Abg. Sm 0 LL e: Unbe­
lehrbar.') Das muß man sich einmal vorstellen: 
Einem, der jetzt auf der Anklagebank sitz~: weil 
er mit in der größten Waffenkriminalität Oster­
reichs drinnensteckt, mit Kanonen und Granaten­
schiebereien. soll jetzt der Bereich Granatwerfer­
produktion und Granatwerferverkauf überant­
wortet werden! Sagen Sie. was denken Sie sich 
eigentlich bei derartigen Postenbesetzungen? 
Sind Sie und der ÖIAG-Generaldirektor bereits 
so fest in den Händen dieser Manager. daß Sie 
nicht mehr anders können, oder aus welchen 
Gründen gehen Sie heute her und sagen Sie, die 
größten Waffenschieber dieses Landes werden 
nicht aus diesen Positionen entfernt? Wie lange, 
Herr Bundesminister, .. , (Abg. R Li h aLt i n -
ger: Warum tun Sie vorverurteilen?) 

Herr Kollege Ruhaltinger! Sie werden noch ge­
nug Gelegenheit haben, vor dem NORICUM­
Ausschuß über Ihr Wissen in der NORICUM-Af­
färe auszusagen. Das garantiere ich Ihnen heute 
schon. (Beifall bei den Grünen.) Sie brauchen es 
jetzt nicht durch Zwischenrufe zu machen. wir 
werden Ihnen die Gelegenheit geben, uns stun­
denlang zu erklären, was Sie über diese ganze Af­
färe gewußt haben. (Abg. Ruh a lr in ger: Sind 
Sie noch normal. Herr Kollege?) Sie können sich 
heute schon darauf vorbereiten! 

Ohne die Art und Weise, wie auch schlampige 
Betriebsräte mit dieser Affäre umgegangen sind, 
wäre es wahrscheinlich nicht soweit gekommen. 
Aber wenn man 150 000 S oder 200 000 S im 
Monat verdient, dann wird man möglicherweise 
mit der Zeit ein bißchen schwerhörig. 

Der entscheidende Punkt ist: Herr Bundesmini­
ster wie können Sie zulassen, daß heute wesentli­
che' Bereiche der verstaatlichten Industrie von 
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Managern geführt werden sollen, die schwerer 
Verbrechen angeklagt sind und die in den näch­
sten Jahren nicht die Zeit haben werden, über­
haupt diese Betriebe zu führen? Wie können Sie 
das gegenüber den Beschäftigten in diesen Betrie­
ben verantworten? Und wie können es Gewerk­
schafter verantworten, daß diese Firmen von 
Menschen geführt werden sollen, die nicht dazu 
in der Lage sein werden? Wollen Sie wirklich die 
verstaatlichte Industrie endgültig zugrunde rich­
ten lassen? rAbg. R II h a Li i n ger: Sie sind gera­
de dabei!) Wollen Sie wirklich die gesamte ver­
staJtlichte Industrie diesen WJffenschiebereien 
opfern? 

Sie, Herr Kollege Ruh:lltinger. h:üten Zlls Be­
triebsratsobmann und :1ls "Betriebskaiser" der 
VOEST wirklich jahrelang die Möglichkeit ge­
habt, im Produktbereich. im Investitionsbereich. 
im Sozialbereich. im Bereich der Frage. ob die 
verstaatlichte Industrie kriminell wird. und im 
Bereich der Parteibuchwirtschaft gegenzusteuern. 
Heute sitzen Sie hier als gescheiterter Exzentral­
betriebsratsobmann auf Ihrem Ausgedinge als 
Nationalrat dieses Hohen Hauses und sind nicht 
einmal mehr in der Lage. zu rechtfertigen. wozu 
Sie jahrzehntelang geschwiegen haben. Sie haben 
Ihren Leuten keinen guten Dienst erwiesen! Sie 
haben als Betriebsratsobmann Ihre Leute letzten 
Endes mit Parteibuchwirtschaft, mit Wegschauen 
bei diesen ganzen Geschichten im Stich gelassen! 
(Beifall bei den Grünen.) 

Sie haben das Recht verwirkt, heute hier 
scheinheilig die Interessen der Belegschaft zu ver­
treten. Genau diese Art von Gewerkschaftern wie 
Sie, Herr Kollege Ruhaltinger (Abg. R II hai -
li n ger: Sie sind ein ganz mieser Verleumder, ein 
ganz mieser Mensch! J, ist es, die die Belegschaft in 
die Sackgasse geführt hat! (Abg. Rem p l bau -
er: Das ist der größte Unsinn, den ich je gehört 
habe.' J Genau Interessen vertreter wie Sie haben 
die Leute im Stich gelassen. r Abg. 
Re nz p I ball e r: Das ist eine Frechheit!) 

Die Leute in der VOEST -ALPINE werden es 
Ihnen und anderen "Betriebskaisern" bei Gele­
genheit noch danken, was Sie dort alles angerich­
tet haben. (Abg. Dr. 5 ehr a n z: Er weiß nicht, 
was er redet.') 

Sie sind einer der Totengräber der Gewerk­
schaftsbewegung in diesem Land, und dafür tra­
gen Sie die volle politische Verantwortung. I Bei­
fall bei den Grünen.) 

Grundsätzlich, Herr Bundesminister, zu einem 
konkreten Punkt noch: Ich meine, wenn die ver­
staatlichte Industrie eine Zukunft haben soll. geht 
es nicht nur um neue Technologien, geht es nicht 
nur um ökologische und soziale Projekte, geht es 
nicht nur um neue Nachfragepolitik, sondern da 
geht es auch darum, daß die verstaatlichte Indu-

strie überhaupt noch Nachwuchs unter den jun­
gen Menschen hat, daß gewährleistet ist, daß 
überhaupt noch in nennenswertem Ausmaß junge 
Menschen als Facharbeiter in der verstaatlichten 
Industrie ausgebildet werden. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Was haben 
Sie unternommen, um etwa in der Lehrwerkstätte 
Judenburg, die jetzt geschlossen werden soll, die 
das Rückgrat für die Lehrlings- und Facharbeiter­
ausbildung der Region ist, dem Ganzen entgegen­
zuwirken? 

Sie wissen. d~ß seinerzeit unter Bundeskanzler 
Kreiskv die Lehrwerkstätte Judenburg mit gro­
ßem T;'ara eröffnet worden ist: \iachw~chshlfte. 
Lehrlingsausbilclung. Zukunft für die verst~at­
lichte Indsutrie. Inzwischen hat es jede Menge 
von Interventionen von seiten von Privatunter­
nehmen gegeben. die gesagt haben: Wir wollen 
nicht, daß Lehrlinge in geschützten Bereichen mit 
gutem Lohn und hervorragender Ausbildung un­
tergebracht werden. Wir wollen das nicht. Wir 
wollen in unserem Raum billige Lehrlinge haben, 
private Lehrlinge haben, die wir ausnützen kön­
nen, die den Betrieb putzen, die jeden Blödsinn 
machen müssen und die wir lohnmäßig drücken 
können. Es hat starken Druck von seiten Privater 
gegeben, die Lehrwerkstätte Judenburg zuzusper­
ren. 

Herr Bundesminister! Sie wissen genausogut 
wie jeder Beschäftigte in der verstaatlichten Indu­
strie: Diese Industrie hat nur dann eine Chance, 
wenn es fachlichen Nachwuchs gibt. Mit dem 
Schließen der Lehrwerkstätte Judenburg verhin­
dern Sie, daß es in Zukunft genau diesen Nach­
wuchs in der Krisenregion Judenburg, Knittel­
feld, Zeltweg gibt. 

Was werden Sie tun, daß in diesem schwerbela­
steten Gebiet sowohl junge Menschen als auch die 
verstaatlichte Industrie durch forcierte staatliche 
Lehrlingsausbildung eine Chance bekommen? 
(Beifall bei den Grünen.) 

Was werden Sie tun, damit es überhaupt in der 
verstaatlichten Industrie noch Nachwuchs gibt? 
Das ist die zentrale Frage! Die Beschäftigten aus 
dem Federwerk Judenburg und den anderen dort 
ansässigen Betrieben warten auf Ihre Antwort. Sie 
haben oft an Sie appelliert, und sie haben bis heu­
te nicht einmal klare Antworten betreffend die 
Zukunft der Lehrlingsausbildung bekommen. 
Deswegen haben mich die Leute aus Judenburg 
ersucht, heute hier im Parlament an Sie diese Fra­
ge zu richten. 

Ich richte diese Frage an Sie im Namen der Be­
troffenen in der verstaatlichten Industrie in Ju­
denburg. Sie müssen eines dabei mitbedenken: 
Bei dem Raum Judenburg, Zeltweg, Knittelfeld 
handelt es sich um ein Gebiet, wo mit den Men-
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sehen, den Betroffenen dort das Unglaublichste 
von ganz Österreich aufgeführt wird: Riesenar­
beitslosigkeit, geringe wirtschaftliche Perspekti­
ven, die Jugend weiß dort überhaupt nicht, was 
sie in Zukunft tun soll. Und was haben Sie ihnen 
zu bieten? - DRAKEN-Stationierung, Müllde­
ponie im Murwald, Müllverbrennungsanlage der 
STEWEAG, die jetzt geplant ist und dort die Luft 
verpesten soll, und das Kraftwerk Fisching, wo 
die Au- und Naturschützer niedergeprügelt und 
schwer verletzt werden, und dann noch das 
Schließen der Lehrwerkstätte und das Aushun­
gern der Betriebe in dieser Region, wie arn Bei­
~piel VOEST -ALPINE Zeltweg ja heute bereits 
diskutiert und besprochen worden ist. 

Ist das alles, was Sie der früheren Hoffnungsre­
gion Aichfeld - rvlurboden zu bieten haben: Ist 
das wirklich alles? 

Sie können sich sicher noch erinnern: Vor 
15 Jahren ist von Bundeskanzler Kreisky, von Ih­
rem Parteifreund Bundeskanzler Kreisky, die Re­
gion Aichfeld - Murboden zum sozialistischen 
Paradebeispiel für erfolgreiche Verstaatlichtensa­
nierung ernannt worden. 

Es ist gesagt worden: Wir Sozialisten werden 
am Beispiel Aichfeld - Murboden, Zeltweg, Ju­
denburg, Knittelfeld und Fohnsdorf beweisen, 
daß wir in der Lage sind, eine Krisenregion der 
verstaatlichten Industrie von Grund auf zu sanie­
ren. 15 Jahre später ist Ihnen der Negativbeweis 
völlig gelungen. Diese Region ist am Ende, und 
Sie benüt~en diese Region, um die dümmsten und 
schädlichsten Projekte der österreichischen Indu­
strie- und Energiepolitik dort noch loszuwerden. 
(Präsident Dr. Marga Hub i 11 e k übernimmt 
den Vorsitz.) 

Der Widerstand der Kraftwerksbesetzer in 
Fisching, der Widerstand der ortsansässigen Be­
völkerung gegen die Mülldeponie im Murwald, 
der Widerstand gegen die DRAKEN, der Wider­
stand gegen die Auflösung der Lehrwerkstätte der 
Verstaatlichten in Judenburg und der Widerstand 
gegen die Absiedlung von Maschinen aus 
der VOEST-ALPINE Zeltweg zeigen, daß die 
Menschen in dieser Region trotz aller Schwierig­
keiten nicht aufgehört haben, um ihre ökologi­
schen und sozialen Rechte zu kämpfen. 

Wenn Sie diese Rechte weiterhin in der bisheri­
gen Art und Weise ignorieren, dann werden Sie in 
Zukunft dort mit einigem an Widerstand zu rech­
nen haben. (Beifall bei den Grünen.) 

Den Menschen in der Region Aichfeld - Mur­
boden ist so wie den Menschen in allen anderen 
Bereichen der verstaatlichten Industrie dabei die 
Solidarität der Grünen im Parlament und außer­
halb des Parlaments sicher! (Beifall bei den Grü­
nen.) I1.U9 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeord­
neter Burgstaller gemeldet. Er weiß sicher, daß 
diese die Dauer von 3 Minuten nicht überschrei­
ten darf. 

Bitte, Herr Abgeordneter. 

ll.lJ9 
Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Frau Präsi­

dent! Hohes Haus! Meine Damen lind Herren! 
!Abg. 5 f1l 0 11 e: Nichts zu berichtigen.' Zu einer 
wlsächlichen Besläligllng kannst dll dich melden!) 
Abgeordneter Pilz hat im Zusammenhang mit 
dem Kraftwerksbau Fischi.ng gemeint, Klubob­
mann \VabL der dort anwesend ist. vertrete die 
Interessen der Bevölkerung. 

leh berichtige tatsächlich: Herr Klubobmann 
Wahl, der dort anwesend ist, vertritt nicht die In­
teressen der Bevölkerung (Abg. 5 moLL e: Ja­
\1Johl! - Abg. 5 chi e der: Das ist keine Berichti­
gung.'), sondern der Ökoterroristen, die wahr­
scheinlich vom "Chef" Pilz dorthin geschickt 
worden sind. Diese Interessen wird er wahr­
scheinlich vertreten. (Beifall bei Ö VP (md SPÖ.) 

Es ist ja merkwürdig. daß 90 Prozent der soge­
nannten .,Auschützer". obwohl es dort keine Au 
gibt. keine Steirerinnen und Steirer sind. sondern 
anscheinend ferngesteuert vom Grünen Klub und 
da vom Ökoterroristen Pilz ... !Abg. 5 l1l 0 LL e: 
Das ist keine Berichtigung.' Bimmeln. Frau Präs i­
dem.') 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Eine Berichtigung und nicht 
einen Debattenbeitrag, bitte! ! Beifall bei den Grü­
nen.) 

Abgeordneter Burgstaller (fortselzend): Ich be­
richtige nochmals: Es handelt sich dabei nicht um 
Hainburg 2, sondern um eine Inszenierung des 
Chefs der Ökoterroristen Pilz in der Steiermark, 
die wir ablehnen, Frau Präsident! (Beifall bei der 
ÖVP.) 11.10 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Die Abgrenzung 
zwischen einer tatsächlichen Berichtigung und ei­
nem Debattenbeitrag ist sehr schwierig. Ich 
möchte mich da nicht als Zensor aufspielen, aber 
es gelingt wirklich in den seltensten Fällen. (Abg. 
5 moLL e: Frau Präsident!) 

Der nächste in der Rednerliste ist Abgeordne­
ter Marizzi, und Sie, Herr Abgeordneter Smolle, 
melden sich bitte ordentlich zu Wort. 

Der nächste ist Herr Abgeordneter Marizzi. 

11.11 
Abgeordneter Marizzi (SPÖ): Geschätzte Frau 

Präsident! Herr Bundesminister! Wenn Herr Ab­
geordneter Pilz meint, Abgeordneter Ruhaltinger 
sei ein "Totengräber" der Industrie, dann sage 
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ich, das ist eine Frechheit! (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Was hat Herr Abgeordneter Pilz eigentlich mit 
der Verstaatlichten zu tun? Hat er dort gearbeitet, 
hat er dort schon irgend etwas Positives gemacht? 
(Abg. 5 chi e Li e r: Nein.' - Abg. Pro b s t: Un­
terlagen hat er sich beschafft.') Hat er sich hier zu 
irgendeinem Thema positiv gemeldet? - Nein, 
neinl 

Um den ÖIAG-Konzern ist es ruhiger gewor­
den. medial ruhiger geworden. im positiven Sinn. 
Es gibt keine Demonstrationen mehr \on ~litar­
beit'ern, \vor:tn sich Herr Kollege Pilz beteiligen 
kann. Es gibt keine Stanclortk:i.mpfe mehr. woran 
sich Herr Kollege Pilz beteiligen kann. Es gibt 
keine harten Verhandlungen über Stahlstiftun­
gen, wo Herr Kollege Pilz dazwischenredet. Dar­
um versteht er davon nichts. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aber 
zurück zur Tagesordnung und zum eigentlichen 
Thema. Die Situation in der verstaatlichten Indu­
strie war in den Jahren 1985 und 1986 wirklich 
nicht rosig. Sie hat die Verantwortlichen und 
auch die Beschäftigten vor sehr große Probleme 
und Ausgaben gestellt. 

Herr Bundesminister! Es war nicht leicht, aber 
die Herkulesarbeit ist im wesentlichen abge­
schlossen. Und man sieht, es ist gelungen, mit 
Konzentrationen auf die Kernbereiche, mit Au­
genmaß, mit Privatisierung, mit dem ÖIAG-Fi­
nanzierungsgesetz, mit Reorganisation und vor 
allem auch mit Entpolitisierung der Organe. mit 
Strukturprogrammen, mit Hilfe der Beschäftigten 
und mit Hilfe der Betriebsräte, sehr geschätzter 
Herr Kollege Pilz, die ÖIAG zu sanieren. 

Wir geben schon zu, es gab eine Strukturkrise, 
und es gab auch eine Stahlkrise. Sie wurde bewäl­
tigt, ohne Industriefriedhöfe zu hinterlassen. Son­
derfinanzierungsprogramme für Strukturmaß­
nahmen wurden erfolgreich, sehr erfolgreich ab­
gewickelt. 

Die Investitionsprojekte rund um die Betriebe, 
wie zum Beispiel für Betriebsansiedlungen, wur­
den mit 705 Millionen Schilling gefördert und ha­
ben - man höre! - private Investitionen aus 
dem In- und Ausland in der Höhe von 22 Mil­
liarden Schilling ausgelöst. 

Durch diese Schritte, die gesetzt wurden - und 
das sind die Fakten -, ist es gelungen, bedrängte 
Regionen abzusichern, und das war eines der we­
sentlichsten Ziele. Und dieser Weg wird fortge­
setzt mit einer neuen regionalen Innovationsprä­
mie. 

Weiters wurde eine Lösung für die Stahlpensio­
nisten gefunden und auch akzeptiert. Heute 
spricht man wieder vom Start einer Pensionskasse 

für die Mitarbeiter der Verstaatlichten, für die 
Mitarbeiter der ÖIAG, in die heuer noch 70 Mil­
lionen fließen werden. 

Zum Beispiel läuft auch die Internationalisie­
rung des Blechbereiches sehr gut an, und zwar 
mit einer kanadischen Kooperation. Ich weiß 
schon, für strukturschwache Regionen muß eini­
ges geschehen. wie zum Beispiel für die Oberstei­
ermark. Und ich bin überzeugt und ich weiß, daß 
in den nächsten Tagen ein Vertrag abgeschlossen 
wird, wodurch sich in Mürzzuschlag/Hönigsberg 
ein Betrieb m'it zirka 300 Beschäftigten ansiedeln 
wird. Die Sozialistische Partei l~nc1 auch die 
Volkspartei haben dort Hilfe geleistet. Ich möchte 
mich bei allen, die dort mitge\virkt haben, recht 
herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ lind bei 
Abgeordneten der ÖVP.) 

Sicherlich, bei den Erfolgen, die zu verzeich­
nen waren, hat uns auch der konjunkturelle Rük­
kenwind geholfen. Aber es war nicht leicht, Maß­
nahmen für einen erfolgreichen Sanierungskurs 
durchzusetzen. 

Im Zusammenhang damit muß man auch se­
hen, daß diese Sanierung drei Jahre gedauert hat, 
ursprünglich waren fünf Jahre geplant. Somit ist 
"das Flaggschiff der Industrie" oder "ein 
Flaggschiff der Industrie", nämlich die ÖIAG, 
wieder auf Erfolgskurs. 

Die jüngsten Daten sprechen für sich: 150 Mil­
liarden Umsatz, ein Cash-flow von 15 Milliarden, 
ein Gewinn von 4,5 Milliarden. Das sind keine 
rosaroten Zahlen. Kollege Bauer ist jetzt nicht 
hier, aber er hat gemeint, das seien rosarote Zah­
len. Es sind schwarze Zahlen, Herr Kollege Bau­
er. Und das ist ausgezeichnet für einen Mischkon­
zern, das sind ausgezeichnete Werte für einen 
Mischkonzern! Denn 17 Prozent aller Beschäftig­
ten in der Industrie arbeiten in der ÖIAG. 
22 Prozent aller Industrieaufwendungen für For­
schung und Entwicklung leistet die ÖIAG, die 
Exportquote beträgt mehr als 50 Prozent, wovon 
die Hälfte in die EG geht. Damit ist die ÖIAG ein 
wichtiger Nachfrager und Stütze und Arbeitgeber 
für mittlere und kleinere Unternehmen. Das sei 
vor allem jenen ins Stammbuch geschrieben, die 
immer wieder versuchen, künstlich eine Bresche 
zwischen die mittelständische und die verstaat­
lichte Industrie zu schlagen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es wird im­
mer wieder von Facharbeitermangel gesprochen. 
Die ÖIAG ist ein Garant für das hohe Qualifika­
tionsniveau unserer Arbeitnehmer, das gilt insbe­
sondere für den Lehrlingsbereich, sie ist eine Ga­
rant für die Weiterbildung der Facharbeiter wäh­
rend ihrer gesamten Berufslaufbahn, und sie ist 
ein Garant im Bereich der Umwelttechnik. Die 
Zahlen wurden heute schon vom Kollegen Ru­
haltinger genannt, ich darf sie wiederholen: 
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4,4 Milliarden Schilling 1987 bis 1989 in den Um­
weltschutz, 3,6 Milliarden 1990 bis 1991 für den 
Umweltschutz! 

Daher kann ich zusammenfassend sagen: Ver­
staatlichtenminister Streicher ist es trotz beträcht­
licher Schwierigkeiten gelungen, die ÖIAG zu sa­
nieren. Das Ziel dieser Regierung, dieser Koali­
tion und der ÖIAG. keine weiteren Mittel vom 
Staat in Anspruch zu nehmen, ist aus heutiger 
Sicht erreicht. Der Konzern steht wieder auf ge­
sunden Beinen. die ÖIAG hat zukunftsweisende 
Konzepte und Aufgaben vor sich. Mit einer moti­
vierten Belegschaft kann sie das in Angriff neh­
men. meine sehr geehrten Damen und Herren! 

\flan sieht eines, und das ist am wichtigsten: 
Nicht die Eigentumsform ist entscheidend, son­
dern der Erfolg! - Danke schön. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der Ö VP.) Il.I7 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Tychtl. 

11./7 .. 
Abgeordneter Ing. Tychtl (SPO): Frau Präsi-

dentin! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Meine 
sehr geschätzten Damen und Herren! Vor weni­
gen Wochen haben wir hier im Hohen Hause den 
Bericht über die Lage des ÖIAG-Konzerns zum 
31. 12. 1988 diskutiert. Und es war dies ein Be­
richt. welcher. wie schon ein Jahr zuvor, die posi­
tive Entwicklung und damit den Erfolg der Um­
strukturierungs- und Sanierungsmaßnahmen der 
ÖIAG sehr eindrucksvoll darstellte. 

Dies, so glaube ich. ist sicherlich erfreulich, 
denn damit konnte das seinerzeit hochgesteckte 
ZieL nämlich die Unternehmen der ÖIAG-Grup­
pe innerhalb eines überschaubaren Zeitraumes 
wieder in schwarze Zahlen zu führen, um mehr 
als zwei Jahre früher als prognostiziert erreicht 
werden. 

Wesentlich aber für diesen Erfolg waren neben 
den durchgeführten Maßnahmen sicher die be­
reits länger anhaltende positive Entwicklung der 
österreichischen Konjunktur sowie die hervorra­
genden Einsätze aller in der verstaatlichten Indu­
strie beschäftigten Mitarbeiter, die dabei zugleich 
auch die Grundlage lieferten, daß dieser erfolg­
reiche Weg auch weiter fortgesetzt werden kann. 

Die gute Gesamtentwicklung des Konzerns ist 
allerdings in den sieben Branchenholdings - das 
wurde heute ja schon einige Male dargestellt -
unterschiedlich ausgeprägt, zeigt im Maschinen­
und Anlagenbereich sowie im Elektro- und Elek­
tronikbereich noch Probleme auf und bringt na­
türlich damit auch negative Ergebnisse. 

Ich möchte mich daher in meinen Betrachtun­
gen und Überlegungen der zur Elektro- und 
Elektronikholding gehörenden ehemaligen Elin 

zuwenden, welche mit l. 10. 1989 in mehrere 
rechtlich selbständige Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung aufgeteilt wurde. Seit 
1. 10. 1989 gibt es im ehemaligen Hauptwerk der 
Elin in Weiz die Elin-Energieversorgungs 
GesmbH mit den Geschäftsbereichen Maschinen. 
Transformatoren und den Maschinen- und Stahl­
bau sowie die Elin-Energieanwendungs GesmbH 
mit den Geschäftsbereichen Niederspannungs-. 
Hochspannungs- und Mittelmaschinen sowie die 
Magnetfertigung. 

Der Zweck dieser ümstrukturierung lag einer­
seits in dem Bemühen, ::l.US organisatorisch gro­
ßen kleinere Einheiten zu formen, 'Welche flexi­
bler auf die immer rascher wechselnden Verhält­
nisse auf dem Markt reagieren können, und ande­
rerseits in der Möglichkeit, den aufgeblähten 
Zentralapparat der ehemaligen Elin den einzel­
nen Geschäftsbereichen zuzuordnen. 

Während nun der erste Teil durch Umstruktu­
rierung und eine Straffung der Fertigung in den 
Werkstätten sowie durch die Verlagerung der 
Motorenfertigung von der Fabrik Brünner Straße 
nach Weiz durchgeführt wurde, zeigten sich in 
der Frage der Auf teilung des ehemaligen Zentral­
apparates aber bis heute große Probleme. Dies 
wohl vor allem deshalb, weil im Gegensatz zu den 
Redimensionierungsmaßnahmen auf dem Perso­
nalsektor in den Werkstätten und Büros im Wei­
zer Bereich die Personalstände und damit die Ko­
sten in der weiterhin bestehenden Elin-Zentrale 
von derartigen Redimensionierungsmaßnahmen 
nicht nur nicht betroffen wurden, sondern ganz 
im Gegenteil: Die Kostenanteile für die einzelnen 
Geschäftsbereiche steigen ständig weiter. 

Dies kann dadurch untermauert werden, daß 
auch der Generaldirektor der Holding in einer 
"APA"-Nachricht ebenfalls die Meinung vertritt, 
daß eine Abgabe der Elin-Zentrale und eine Kon­
zentration der Elin am Standort Brünner Straße 
jedenfalls - ich zitiere wörtlich aus dieser 
"AP A" -Meldung - "relativ einfach eine zweistel­
lige Millionenziffer einsparen könnten". 

Ich kann dem Herrn Generaldirektor diesbe­
züglich nur beipflichten, weil ich auch glaube, 
daß im Zuge der Umstrukturierung und Neu­
orientierung des Konzerns sinnvollerweise auch 
davon ausgegangen werden müßte, daß - wie im 
Unternehmenskonzept der ÖIAG vorgesehen -
die Einheiten als Ganzes flexibler gemacht wer­
den sollten. Und dazu gehört meiner Meinung 
nach auch, daß die Verwaltung ihren Sitz nicht 
200 Kilometer von der Produktionsstätte entfernt 
hat. 

Es gibt auch ein gutes Beispiel dafür, daß diese 
These richtig ist, nämlich die Verwaltung an den 
Betriebsort zu bringen. Diese These wird ver­
stärkt durch eine Firma, nämlich durch die Firma 
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Böhler. Diese hatte nämlich ihre Verwaltung 
ebenfalls an einem sehr weit entfernten Standort 
und konnte allein durch die Zusammenlegung 
der Verwaltung zur Betriebsstätte hin die Kosten 
wesentlich reduzieren und die Probleme damit ra­
scher lösen. 

Diese Frage sollte auch bei der Elin, so glaube 
ich, rasch einer Lösung zugeführt werden. Und 
ich darf Sie, sehr geehrter Herr Bundesminister, 
ersuchen. als Vertreter des Eigentümers den 
Herrn Generaldirektor der Holding bei der Cm­
setzling seiner Bemühungen in dieser Richtung 
zu unterstützen. 

Ein zusjtzliches Problem. welches aber die Ge­
sundung beziehungsweise die Aktivitäten der Ge­
schäftsbereiche stark behindert. ist in der seiner­
zeit nicht richtig eingeschätzten Kapazität der 
Produktionstätten zu sehen, wobei ein Teil davon 
sicher durch das Anspringen der Konjunktur aus­
gelöst wurde. 

So stiegen die Auftragseingänge allein in den 
Sparten MKG-Motoren und Hochspannungsmit­
telmaschinen ab etwa August 1988 bis zum Jah­
resende 1988 um etwa 50 bis 100 Prozent höher 
als geplant an, was wieder zu großen Engpässen 
in der Produktion durch fehlende Kapazität so­
wohl auf dem Maschinen- als auch auf dem Per­
sonalsektor zurückzuführen ist und letztendlich 
zu Schwierigkeiten bei Lieferterminen führt. 

Auf dem Sektor Transformatoren zeigt sich ein 
ganz ähnliches Bild: Auch hier Engpässe in der 
Kapazität, welche offensichtlich unter dem Ein­
druck der seinerzeitigen Rezession in einer Art 
Panik zu gering angesetzt wurde, sodaß heute 
Aufträge zum Teil nur unter beträchtlichen 
Überstundenleistungen oder überhaupt nicht ab­
gewickelt werden können. 

Sicher kommt dazu, daß während der Um­
strukturierungsmaßnahmen im Werkstättenbe­
reich Maschinen und Anlagen zum Teil über län­
gere Zeit nicht voll genützt werden konnten und 
sich auch daraus Schwierigkeiten ergaben, sodaß 
letztlich die Forderung des Vorstandes nach hö­
herem Ausstoß nicht erfüllt werden konnte. 

Ganz anders stellt sich der Maschinenbau dar, 
welcher unter dem fehlenden Ausbau der Wasser­
kraft leidet und dem es nur unter Aufbringung 
aller Kräfte und unter dem Einsatz aller Mitarbei­
ter gelingt, die Politik der Ausnützung von Auf­
tragsnischen fortzusetzen und hierin das Ausla­
gen zu finden. 

Leider ist aber der österreichische Markt zu 
klein und die Akquisition von Aufträgen im Aus­
land meist von Kreditzusagen abhängig, deren 
Beibringung durch die Oesterreichische Kontroll­
bank nur sehr schwer möglich ist. Gerade eine 

Unterstützung der Aktivitäten auf dem Welt­
markt oder auf Hoffnungsmärkten ist aber eine 
ganz wesentliche Voraussetzung für die weitere 
Zukunft dieses Bereiches und dieser Sparte im 
Gesamtkomplex der Holding. 

Wie problematisch allein der Ausfall eines Auf­
trages sein kann und um welche Größenordnun­
gen es sich dabei handelt, zeigt sich am Ausfall 
der Kraftwerkes Nagymaros. dessen Baustopp für 
das Werk Weiz einen Beschäftigungsentgang von 
150 produktiven Mann-Jahren darstellt. Darat1 
zeigt sich auch, daß die langjährige Forderung 
n:1ch :11ternativen Beschäftigungsfelclern als Er­
satz für die traditionellen Sparten bis heute leider 
Gottes eine leere Forderung geblieben ist und 
nicht erfüllt werden konnte. 

Ganz anders allerdings wird gehandelt, wenn 
der Eigentümer an die Belegschaft die Forderung 
richtet, das erforderliche Maßnahmenpaket mit­
zutragen. Die Belegschaft hat diese Forderung 
sehr rasch erfüllt. Wurde nämlich im Jahre 1987 
mit einer Belegschaft von 1 802 Beschäftigten 
eine Werksleistung von 1 330 Millionen Schilling 
erbracht, wird in diesem Jahr die gesamte Werks­
leistung von zirka 1 300 Millionen Schilling mit 
nur 1 ~94 Mitarbeitern oder mit einem um 
15 Prozent geringeren Personalstand erbracht 
werden. Damit findet aber auch die Reduzierung 
des Personals seine Grenzen. denn die hohe Zahl 
von Überstunden, die kontinuierlich geleistet 
wird und die bereits zu Beanstandungen durch 
das Arbeitsinspektorat geführt hat. zeigt dies sehr 
deutlich auf. 

Dazu kommen eine ganze Reihe von zusätzli­
chen Eigenleistungen der Belegschaft durch den 
freiwilligen Verzicht auf Sozialleistungen, was 
zum Teil für den einzelnen Betroffenen auch zu 
Einkommensverlusten geführt hat. Allerdings 
muß heute folgendes ganz klar gesagt werden: 
Ein weiterer Abbau von innerbetrieblichen So­
zialleistungen für die Belegschaft ist nicht mehr 
möglich, und das aus einem ganz einfachen 
Grund, meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren: Es gibt dort keine Sozialleistungen mehr, 
und daher kann man dieses Thema für die Beleg­
schaft ad acta legen. Dies sollte, glaube ich, auch 
nicht mehr gefordert werden, wenn das Konzept 
für die U mstrukturierung der Elin richtig war 
und die Konjunktur wie in diesem auch im näch­
sten Jahr anhält, dann müßte eigentlich eintreten, 
was erwartet wird, nämlich daß die Elin-Energie­
versorgungs GesmbH und die Elin-Energiean­
wendungs GesmbH, ab dem Jahre 1991 wieder 
ein positives Betriebsergebnis erzielen wird. 

Vom Eigentümer erhielten die beiden Gesell­
schaften auch das hiefür erforderliche und inter­
nationalen Maßstäben entsprechende Eigenkapi­
tal in der Höhe von 25 Prozent beziehungsweise 
20 Prozent. Für diese Mittelzuführung darf ich 
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der ÖIAG und Ihnen, sehr geehrter Herr Bundes­
minister, im Namen der Beschäftigten der beiden 
Gesellschaften danken. (Abg. Bur g s ta LL e r: 
Sind die Mittel ausreichend, weil dll dich be­
dankst?) Man muß sich auch für Kleinigkeiten be­
danken, und man wird das dazu benützen, um aus 
diesem Wellental herauszukommen. (Abg. 
Bur g s t a LL e r: Sich für Kleinigkeiten zu bedan­
ken, dagegen bin ich.') Ich hoffe, du wirst auch in 
Zukunft diese Meinung beibehalten. 

Für diese Mittelzuführung, Herr Bundesmini­
ster, nochmals recht herzlichen Dank, ich darf Sie 
aber bitten - (bs ist unser großer Wunsch -. 
dafür vorzusorgen. c1aß die österreichische Elek­
troindustrie auch in Zukunft erhalten bleibt. 

Sehr geschätzte Damen und Herren! Der Weg 
der Sanierung der verstaatlichten Industrie ist im 
letzten Jahr - das haben alle meine Vorredner 
betont - wieder ein gutes Stück weitergekom­
men. Und ich meine, wir sollten uns darüber 
freuen, denn damit ist es gelungen, einem wichti­
gen Bestandteil unserer Volkswirtschaft wieder 
den richtigen Stellenwert zu geben. - Wir wer­
den daher diesem Budget unsere Zustimmung ge­
ben. (Beifall bei SPÖ llnd ÖVP.) 1l.:'9 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeord­
neter Ruhaltinger gemeldet. Diese darf die Dauer 
von 3 Minuten nicht übersteigen und soll eine 
Berichtigung und kein Debattenbeitrag sein! 

/1.:'9 
Abgeordneter Ruhaltinger (SPÖ): Frau Präsi­

dentin! Meine Damen und Herren! Ich werde Ih­
nen diesen Gefallen tun und berichtige folgendes: 
Ich habe nie 150 000 S im Monat verdient. 

Ich berichtige weiters: Ich bin nicht abgescho­
ben worden, sondern ich bin überall aus meinen 
Funktionen in der Gewerkschaft mit Ehren ver­
abschiedet worden. 

Zur Niveaulosigkeit des Herrn Pilz möchte ich 
sagen: Wer mit dem Begriff "Totengräber" hier 
im Parlament argumentiert, verliert jeden An­
spruch auf Anständigkeit und eine sachliche Dis­
kussion. (Beifall bei der SPÖ.) 1l.30 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det hat sich Herr Bundesminister Streicher. 

1130 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr Dipl.-Ing. Oe Streicher: Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
kann auf die vielen Fragen, die heute aufgewor­
fen wurden, kurz antworten. Ich hatte viele Gele­
genheiten, im parlamentarischen Leben des ver­
gangenen Jahres auf diese heute aufgeworfenen 
Fragen teilweise beziehungsweise gänzlich Stel­
lung zu nehmen. 

Ich möchte einige objektiv verwertbare Merk­
male darstellen. Wir hatten 1985 im ÖIAG-Kon­
zern ein Bilanzergebnis von minus 14 Milliarden, 
1986 minus 11 Milliarden, 1987 minus 8 Mil­
liarden, 1988 minus 3 Milliarden, 1989 plus 
4,5 Milliarden bei einem Cash-flow von 15 Mil­
liarden Schilling. 

Das ist ein Ergebnisverlauf. der die Sanierung 
beschreibt. Und ich verkenne nicht, daß auch der 
konjunkturelle Rückenwind dabei eine Rolle ge­
spielt hat. Aber Analysen haben gezeigt: Es waren 
sehr viele eigene Maßnahmen, die diese Ergebnis­
verbesserung herbeigeführt haben. Punkt 1. 

Punkt 2: \\'ir haben eine neue moderne Struk­
tur im Bereich der ÖIAG, kleinere dezentrale 
Einheiten in Branchendächern verschachtelt, eine 
starke Holding nach internationalem Muster, ein 
professionelles Management. In allen Bereichen 
haben wir den Einfluß der Politik abgewehrt. Es 
war der Wunsch dieses Parlamentes, daß die Pro­
portionalisierung in den Organen eben nicht 
mehr gegeben sein solL Daran haben wir uns ge­
halten, und das haben wir auch konsequent 
durchgeführt. 

Punkt 3: Wir haben logische U nternehmens­
konzepte, Unternehmensstrategien in allen Berei­
chen. Es muß anerkannt werden, daß sich insbe­
sondere im Bereich der strategischen Planung 
diese Holding sehr viel Mühe gemacht hat. Es ist 
auch die internationale Anerkennung in diesem 
Zusammenhang fast in allen namhaften interna­
tionalen Wirtschaftszeitungen nachzulesen. Also 
da ist auch eine entsprechende Anerkennung er­
folgt. 

Wir haben ein Internationalisierungskonzept 
mit dem Ziel, Mitte der neunziger Jahre etwa 
25 Prozent unserer Mitarbeiter im Ausland tätig 
zu haben. 

Wir bekennen uns zur Konzernidee, weil wir 
glauben, daß damit ein entsprechender Lokomo­
tiveffekt für andere Wirtschaftsbereiche entsteht. 
- Ich konnte darauf schon einige Male eingehen. 

Wir haben in allen Bereichen die Eigenleistun­
gen, die wir versprochen haben - sprich Privati­
sierung -, mehr als erfüllt. 

Als wir seinerzeit im Koalitionspapier das Aus­
maß der Eigenleistungen besprochen haben, ha­
ben manche der Verhandler gemeint, zwischen 3 
und 4 Milliarden werden zustande kommen. Herr 
Kollege Taus hat gemeint, 4 bis 5 Milliarden 
müßten in diesem Zusammenhang möglich sein. 
In der Zwischenzeit haben wir aber Eigenleistun­
gen im Ausmaß von 10 Milliarden Schilling ein­
gebracht, und bis Ende der Legislaturperiode 
werden es Eigenleistungen in der Größenord­
nung von 13 Milliarden Schilling sein. - Die Li-
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ste dieser Eigenleistungen habe ich vor wenigen 
Tagen hier darstellen können. 

In allen Bereichen haben wir eine gute Beleg­
schaft und ebenso eine gute Motivation. Überall 
- das wurde heute schon anerkennend bemerkt 
- sind auch die Produktivitätsziffern gestiegen. 
Und trotzdem jubeln wir nicht. Ich möchte das 
ausdrücklich sagen. Ich folge dem Abgeordneten 
Bauer, auch anderen Abgeordneten. die mich 
heute hier eindringlich ermahnt haben, nicht zu 
jubeln. sondern anzuerkennen, daß noch viel zu 
tun ist. Das weiß ich natürlich auch. das weiß 
~\LIch die Holding. das wissen auch die entspre­
chenden Branchenmanager. und das weiß auch 
die Belegschaft. \,\'ir haben natürlich in vielen Be­
reichen noch sehr viel zu tun, insbesondere im 
Finalbereich und im Elektro- und Elektronikbe­
reich. 

Nun möchte ich zu eInlgen Debattenrednern 
Stellung nehmen. Herr Abgeordneter Holger 
Bauer bringt eine direkte Korrelation hier zum 
Ausdruck, und zwar zwischen der letzten Rate 
der Zuführung nach dem ÖIAG-Finanzierungs­
gesetz und dem positiven Ergebnis. Ich muß ihn 
mißverstanden haben, denn er ist ein viel zu hoch 
ausgebildeter Ökonom, als daß er diese beiden 
Positionen mehr oder weniger in einen direkten 
Zusammenhang bringt. Also entweder war es eine 
bewußte Irreführung, oder ich habe das falsch 
verstanden. 

Jedenfalls, Herr Abgeordneter Bauer, ist es ja 
- das habe ich auch vor wenigen Tagen gesagt -
genau das Konzept gewesen, und zwar sowohl was 
die Privatisierung als auch die Veränderung der 
Eigentümerstruktur betrifft, das noch in der Koa­
litionsregierung von SPÖ und FPÖ beschlossen 
wurde. Ich möchte damit zum Ausdruck bringen, 
daß das Programm Privatisierung keine Partei 
hier als ihr eigenes Patent in der Öffentlichkeit 
verkaufen kann. 

Ich möchte jetzt zu den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Pilz einiges sagen. (Abg. 
5 t a Cl d i n ger: Der ist nicht da.'> Das macht 
nichts; er wird es im Protokoll nachlesen können. 

Herr Abgeordneter Pilz muß zur Kenntnis neh­
men, daß die ÖIAG - und das wollte dieses Haus 
- eine Aktiengesellschaft ist wie jede andere, 
eine Aktiengesellschaft, in der Organdisziplin 
herrscht, in der genau dem Eigentümer eine be­
stimmte Rolle zugewiesen ist, in der dem Auf­
sichtsrat der ÖIAG eine bestimmte Rolle zuge­
wiesen ist, dem Vorstand der ÖIAG eine be­
stimmte Rolle und bestimmte Aufgaben zugewie­
sen sind. Das setzt sich nach unten so fort. 

Es kann doch nicht so sein, daß man immer 
dann, wenn irgendein Detail in irgendeinem Be­
reich nicht stimmt, sagt: Der Minister trägt die 

politische Verantwortung. Man bekommt hin und 
wieder sogar den Eindruck, der Minister müsse 
sich in Kalkulationsbüros begeben und selbst ei­
nen Großauftrag nachkalkulieren, denn wenn 
dieser schiefgeht, trägt er die Verantwortung. 

So kann man nicht Industriepolitik machen! 
Und so kann auch ein ordentliches großes Unter­
nehmen, das nach den Regeln einer Aktiengesell­
schaft geführt wird, nicht behandelt werden! 
Denn daß die ÖIAG wie eine normale Aktienge­
sellschaft geführt wird - ich wiederhole mich -, 
clas wollte eben dieses Haus. end wenn dieses 
Haus das durch ein Gesetz zum Ausdruck bringt. 
dann soll man nicht den zLlstiindigen Eigentümer­
vertreter dauernd angreifen, lJvenn er sich nicht in 
operative Bereiche einmischt. 

Das gilt genauso für die Personalbesetzung, das 
gilt genauso für die Ausrichtung der Strategie. 

Wenn mich Herr Abgeordneter Pilz heute ein­
mal mehr gefragt hat, warum Leute, die in be­
stimmte Ereignisse verwickelt sind, noch immer 
in ihren Positionen sind, so muß ich ihm einmal 
mehr die Antwort geben - ich habe das zwei­
oder dreimal schriftlich getan, er hat mich ja auch 
schriftlich gefragt -: Das ist Sache der jeweiligen 
Aufsichtsräte. Diese haben zu entscheiden. was 
mit diesen Managern geschieht. Und die haben 
sich auf den Standpunkt gestellt, daß für jeden, 
auch für einen Manager. die Unschuldsvermu­
tung bis zu jenem Zeitpunkt gilt, wo eben ein or­
dentliches österreichisches Gericht ein Urteil ge­
fällt hat und nicht irgendwelche Einzelpersonen. 
Ich muß das einmal zum Ausdruck bringen. (Bei­
fall bei der SPÖ. - Abg. 5 t a II Li i 11 ger: Genügt 
es nicht, wenn der Pilz schon das Urteil gefäLLt 
hat?) Es steht mir nicht zu, dazu eine Bemerkung 
zu machen. Es ist völlig unmöglich, daß jemand 
Richter, Staatsanwalt, Justizminister, alles in ei­
ner Person sein will. Das ist einfach gar nicht 
möglich. (Abg. Hai ger m 0 s e r: Gefängnisauf­
seher auch noch!) 

Aber einige sachliche Argumente, die Abgeord­
neter Dr. Pilz hier gebracht hat, möchte ich rich­
tigstellen. Er hat den Vorwurf geäußert, daß die 
verstaatlichte Industrie, der ÖIAG-Konzern, im 
Bereich des Umweltschutzes zuwenig getan habe. 

Meine Damen und Herren! Von 1987 bis 1989 
wurden im Bereich des ÖIAG-Konzerns 4,5 Mil­
liarden Schilling für Umwelteinrichtungen inve­
stiert; die laufenden Kosten sind etwa gleich hoch. 

Für Forschung und Entwicklung für Umwelt­
technik wurden 200 Millionen Schilling ausgege­
ben; das ist ein Fünftel des gesamten Budgets, das 
der ÖIAG-Konzern für Forschung und Entwick­
lung ausgegeben hat. Kollege R~.haltinger hat ja 
heute schon dargestellt, daß die OIAG sehr wohl 
ein großes Verständnis, eine große Bereitschaft 
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und große Ambitionen hat, in diesem Geschäfts­
feld - wenn wir es so nennen - tätig zu sein. 
Passiv auf der einen Seite - und aktiv auf der 
anderen Seite. Es gibt einige Beispiele hiefür. Die 
ÖIAG hat praktisch die erste Technologie ent­
wickelt, die bei Müllverbrennungdie NOx-Konzen­
trationen entscheidend senkt. 

Wir waren die ersten in Europa, die eine Neu­
entwicklung für die Hochtemperaturverbrennung 
zustande gebracht haben. Wir waren die ersten in 
Europa, die ein Batterie-Recycling in größerem 
Umbng entwickelt haben. Also es kann doch 
wit'klich nicht behauptet werden, daß in diesem 
Bereich nichts geschieht. 

Und was die Lehrwerkstätten betrifft: Meine 
Damen und Herren~ Ich selbst stamme aus einem 
Gewerbebetrieb. Mein Vater hat Lehrlinge ausge­
bildet. Ich selbst bin in einer großen Lehrwerk­
stätte ausgebildet worden. Ich verstehe wirklich 
etwas von der Lehrlingsausbildung. Und ich be­
kenne mich auch zur größtmöglichen Qualität 
dieser Ausbildung. Das habe ich auch in meinen 
früheren Tätigkeiten immer wieder aktiv zum 
Ausdruck gebracht. 

Und wir haben immer im verstaatlichten Be­
reich erheblich mehr Lehrlinge ausgebildet, als 
wir selbst benötigt haben. In Ranshofen war es 
beispielsweise der Faktor 2, 5, in der VOEST in 
Linz war es der Faktor 3. Das heißt, die VOEST 
hat dreimal so viele Lehrlinge ausgebildet, als es 
dem Eigenbedarf entsprochen hat. 

Als die verstaatlichte Industrie in große 
Schwierigkeiten gekommen ist, in die Ergebnis­
schwierigkeiten, mußten natürlich, weil die Lehr­
lingsausbildung pro Jahr etwa zwischen 550 und 
680 Millionen Schilling, je nach Lehrwerkstätte, 
kostet, die Manager entsprechende Modelle ent­
wickeln, die auf der einen Seite die Ausbildung 
des Eigenbedarfes abdecken und auf der anderen 
Seite natürlich auch den Auftrag und die Mög­
lichkeiten, die wir durch die Investition dieser 
Lehrwerkstätten gehabt haben, zum Ausdruck 
bringen. Die Lehrwerkstätte in Donawitz wurde 
einer anderen Struktur unterworfen, die sicher­
stellt, daß der Eigenbedarf ausgebildet wird, aber 
auch andere Unternehmungen davon profitieren. 
Und für jede einzelne dieser Lehrwerkstätten gibt 
es maßgeschneiderte Modelle. 

Was Judenburg betrifft, so ist natürlich auch 
dort der zu.~ünftige Lehrlingsbedarf geringer. Es 
gibt auch Uberlegungen in Judenburg hinsicht­
lich einer derartigen überregionalen Lösung, wie 
wir sie beispielsweise in Donawitz haben. 

Daß wir uns insgesamt, wenn ich mir die Be­
merkung erlauben darf, der Lehrlingsausbildung 
anzunehmen haben, ist ganz selbstverständlich. 
Aber wenn wir in allen Bereichen von der Ko-

stenwahrheit reden, dann müssen wir auch, wenn 
wir Lehrlinge ausbilden, die über den Eigenbe­
darf der verstaatlichten Unternehmungen hinaus­
gehen, über die Kostenzuordnung reden. 

Wenn es einen derartigen Auftrag von irgend 
jemandem gibt, dann wird man selbstverständlich 
diese Lehrlinge ausbilden. Aber ich warne davor, 
daß hier wieder Kostenstrukturen vermantscht 
werden. Das ist keine asoziale Haltung. Es ist 
überhaupt keine Frage, wir wollen, daß die Aus­
bildungskapazitäten beibehalten werden. Die So­
zialistische Partei weiß. daß der Lehrlingsausbil­
dung große Bedeutung zukommt. Aber l;an kann 
nicht Cnternehmen eine Ausbildungsfunktion 
zuordnen, die weit über den Eigenbedarf dieser 
U n~~rnehr~!ensgrllppe hinausgeht. (Beifall bei 
SPO wut OVP.! Il.n 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächste zu 
Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete Erlin­
ger. 

11.";3 
Abgeordnete Helga Erlinger (Grüne): Sehr ge­

ehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Apgeordneter Burgstaller hat vorhin den Begriff 
"Okoterrorist" verwendet. Nun, ich bin mir voll­
kommen darüber im klaren, daß wir im Gegen­
satz zu Ihnen einen anderen Begriff dafür ver­
wenden würden. Was er nämlich meint, ist nicht 
Umweltschutz. Oder: Wir schützen die Umwelt 
als Terroristen. Oder: Umweltschutz ist nicht 
gleich Umweltschutz. All diese Dinge ver­
mantscht Herr Burgstaller. Ich würde ihm raten, 
diesen Begriff nicht in dieser Form zu verwenden, 
denn ein Ökoterrorist zerstört meiner Meinung 
nach die Umwelt, und das tun die Naturschützer 
in Fisching sicher nicht. 

Und wenn Sie, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von den anderen Parteien, eine Natur 
aus zweiter Hand wollen mit Gießgängen und -
ich habe es gestern schon erwähnt - Goldfischli, 
die ausgesetzt werden, dann können wir ganz ein­
fach nur im Widerstand zu Ihnen leben. Das ist 
für mich überhaupt keine Frage. Und wenn Sie 
uns dabei als "Ökoterroristen" ... (Zwischenruf 
des Abg. He in z in ger.) Was sagen Sie, Herr 
Kollege? (Abg. He in z i n ger: Wie weit geht der 
Widerstand?) Wir sind immer im Widerstand ge­
wesen gegen die Zerstörung der Natur, und es 
war immer ein gewaltfreier, ein gewaltloser Wi­
derstand. Immer, sehr verehrter Herr Kollege! 
(Abg. He in z in ger: OpernballkrawaLle.'J Denn 
dabei geht es um die Zerstörung des unmittelba­
ren Lebensraumes. Herr Kollege Heinzinger! Ich 
kenne Ihr Engagement in Sachen Tropenwald. 
Ich kenne Ihr Engagement in Sachen Waldzerstö­
rung. (Abg. He in z in ger: Ich glaube Ihnen, 
nicht dem Kollegen Pilz!) Das freut mich außeror­
dentlich, daß Sie mir glauben. Ich habe nämlich 
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vielleicht ein ähnlich großes Engagement wie Sie, 
wenn nicht ein noch größeres, weil ich nicht die 
Wirtschaft im Rücken habe. 

Aber ich denke, daß Sie keine Unterschiede 
machen sollten zwischen einem Stückchen oberer 
Mur, einer großen Fläche Tropenwald und unse­
ren zerstörten Wäldern. Sie sollten sich einmal 
die Frage stellen, was Sie mit Umweltschutz ei­
gentlich meinen. Ich bin jetzt leider nicht imstan­
de, mit Herrn Burgstaller darüber zu diskutieren, 
weil er nicht da ist. 

Ich glaube, daß es notwendig i<;t, bei eier ver­
staatlichten Industrie nicht nur davon zu spre­
chen. wie es Herr Bundesminister So"eichel' ger:t­
de getan hat, daß in den Jahren 19~7 oder 19~9 
4,5 Milliarden in Umweltschutzeinrichtungen in­
vestiert worden sind. Das ist sehr schön, das freut 
uns außerordentlich, aber ich muß halt auch dazu 
anmerken: Das ist erst ab dem Jahr 1987 gesche­
hen. Und all die Dinge, die vorher passiert sind, 
werden nicht erwähnt. Ich denke da speziell an 
die Mitterndorfer Senke, wo die Firma Schoeller­
Bleckmann massiv an der Umweltzerstörung mit­
gewirkt hat, indem sie chlorierte Kohlenwasser­
stoffe zur Entfettung ihrer Rohre verwendet hat. 
Es ist ganz einfach so, Herr Bundesminister. daß 
noch immer viel zuwenig im Bereich Umwelt­
schutzeinrichtungen in der verstaatlichten Indu­
strie passiert. 

Wir haben in der Umweltpolitik den Ylega­
skandal Mitterndorfer Senke. Dort wurde das 
Grundwasser jahrzehntelang verseucht. Jahr­
zehntelang! Wir stehen dort vor der ungeheuren 
Gefahr, daß man dieses Grundwasser überhaupt 
nicht mehr revitalisieren kann. Die Maßnahmen, 
die jetzt getroffen worden sind, sind minimal. 
kann man sagen. Im Bereich Schoeller-Bleck­
mann hat man Sperrbrunnen gesetzt. Man pumpt 
momentan die chlorierten Kohlenwasserstoffe 
aus der Erde. Aber es werden natürlich weiterhin 
chlorierte Kohlenwasserstoffe bei Schoeller­
Bleckmann verwendet. Und das ist dann halt so. 
als ob ich Gift entziehe und Gift nachschütte. Das 
kann ganz einfach keine Umweltschutzeinrich­
tung sein, wie wir sie uns vorstellen. 

Wenn man von der verstaatlichten Industrie 
spricht, dann muß man auch davon sprechen, daß 
die verstaatlichte Industrie in falsche Projekte in­
vestiert hat. Herr Kollege Tychtl, glaube ich, hat 
vorhin von Nagymaros gesprochen. Wir alle wis­
sen, daß dieses zerstörerische Projekt in Ungarn 
sehr massiv bekämpft worden ist. Wir alle haben 
gewußt, daß es vielleicht eingestellt werden kann. 
Aber die verstaatlichte Industrie hat weiter in die­
ses Projekt investiert, sie hat nicht begriffen, daß 
sie eigentlich auf dem falschen Dampfer sitzt. 
Und durch den Demokratisierungsprozeß in der 
Tschechoslowakei, über den wir selbstverständ­
lich alle in diesem Haus - ich schließe da keine 

Partei aus - sehr, sehr froh sind, durch das Auf­
rechtgehenlernen der tschechoslowakischen Be­
völkerung wird es jetzt vielleicht auch zu einem 
Stopp von Gabcikovo kommen. 

Gabcikovo, Nagymaros - die umweltzerstöre­
rischsten Projekte. die man sich nur vorstellen 
kann. Und in dieser Richtung muß man die ver­
staatlichte Industrie sehen. Sie haben in falsche 
Projekte. in falsche Technologien investiert. 

Und wenn Sie, Herr Bundesminister Streicher, 
von Industriepolitik reden, dann würde ich Sie 
schon sehr gerne fragen. wie Sie. wären Sie :-vhna­
ger einer privaten Industrie. die Industriepolitik 
der Verstaatlichten sehen. Denn ich kann mir 
nicht vorstellen, daß ein privates Unternehmen 
noch leben würde mit solch einer falschen Indu­
striepolitik. Es ist selbstverständlich, daß ich nicht 
mehr Privat als Staat haben will. aber wir müssen 
uns schon die Frage stellen: Inwieweit gibt es in 
dieser verstaatlichten Industrie überhaupt Mana­
ger, die innovativ denken, die umweltorientierte 
Industriepolitik überhaupt verstehen? Und da, so 
bin ich der Meinung, habe ich halt noch nicht 
sehr viel von sehr guten Managern gehört. 

Es gibt zwar Umweltberater in der verstaatlich­
ten Industrie... (Bundesminister Dr. S t r ei -
c her: Haben Sie SChOll mit einem geredet?) Ich 
habe schon mit mehreren geredet, aber diese Ge­
spräche sind halt nicht immer offiziell, Herr Bun­
desminister, so wie sehr viele Gespräche mit Mi­
nisterien oft nicht offiziell sein können. Ich bin 
der Meinung, daß wir nicht nur Anträge in die­
sem Haus hier stellen oder uns nicht nur an Ple­
nardebatten beteiligen, sondern auch mit den ver­
nünftigen Menschen reden sollen, die es in den 
Ministerien gibt, die es auch auf Ministerebene 
gibt. All diese Dinge sind für uns Teil der parla­
mentarischen Arbeit. (Abg. Ne II wir [h: Sie 
kümmern sich zU\-1.'enig um die Wirtschaft.') 

Zurückkommend auf die Umweltberater: Sie 
sollten Sitz und Stimme in den Geschäftssitzun­
gen haben, momentan erfüllen sie größtenteils 
eine Alibifunktion. 

Herr Bundesminister, Sie tragen die mmlste­
rielle Verantwortung dafür, und Sie können sich 
um diese Verantwortung nicht drücken, wenn Sie 
vorhin erwähnt haben: Ja wir wissen noch nicht, 
ob einzelne Manager überhaupt verurteilt wer­
den. - Hier müssen Sie zu einer Lösung kom­
men, und wenn es eine vorläufige Karenzierung, 
eine vorläufige Suspendierung vom Dienst ist, bis 
diese Manager entweder abgeurteilt oder freige­
sprochen sind. Das ist überhaupt keine Frage. 
(Zwischenruf des Abg. Neu wir t h.) Ich weiß 
schon, daß Ihnen das weh tut, aber ich kann 
nichts dafür. Ich bin keine Managerin dort und 
auch keine Ministerin. 
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Sie sagen, Herr Bundesminister, Sie können 
sich da nicht einmischen, das sei Sache der Auf­
sichtsräte. Ich würde das an Ihrer Stelle nicht so 
formulieren, denn wir alle wissen, wie die Auf­
sichtsräte zusammengesetzt sind. Es geht hier 
nach Parteiinteressen. Die Manager werden von 
den Parteien bestellt. (Abg. Ruh all in ger: Lei­
der nicht mehr.') Ich weiß, daß Ihnen die Bevölke­
rung draußen diese Art von Politik nicht mehr 
abnimmt. (Beifall bei den Grünen.! 

Ich habe vorhin von den falschen Technologien 
gesprochen. Ich muß ein bißchen in die Ge­
schichte zurückgehen. Wir luben am 
5. :--Jovember 1978 in einer Volksabstimmun!l 
entschieden. daß Kernenergieanbgen in Östt\:-:' 
reich nicht in Betrieb gehen dürfen. Seitdem ha­
ben wir ein Modell im Maßstab I : 1 stehen, das 
niemals in Betrieb gegangen ist und niemals in 
Betrieb gehen wird - Zwentendorf. Eine "Ener­
gieruine" kann man es auch nennen. Ich habe 
schon einmal in einer Museumsdebatte vorge­
schlagen, dieses Modell Zwentendorf im Maßstab 
1 : 1 der Bevölkerung zu präsentieren und damit 
zu zeigen, daß nicht alles technisch Machbare 
ökologisch und sozial verträglich ist. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Wenn ich hier in die Geschichte zurückgegan­
gen bin, dann deswegen, weil es in der verstaat­
lichten Industrie Betriebe gibt, die Einrichtungen, 
die Anlagen, die Teile von Anlagen bauen, die in 
Kernkraftwerken Verwendung finden. Sehr ge­
ehrter Herr Bundesminister! Ich denke, wir sind 
der gleichen Auffassung, daß die Volksabstim­
mung aus dem Jahre 1978 auch für diese Firmen 
zu gelten hat. Ich glaube nicht, daß österreichi­
sche verstaatlichte Firmen da eine Ausnahme ma­
chen dürfen, denn wenn ich heute einen Teil ei­
ner Kernanlage liefere beziehungsweise baue, ma­
che ich mich mit schuldig. Das ist für mich über­
haupt keine Frage. Wenn hier in diesem Haus in 
letzter Zeit so oft von politischer Moral und poli­
tischer Verantwortung gesprochen wird, dann 
müssen Sie als Verstaatlichtenminister und Sie, 
meine sehr geehrten Damen und Herren in die­
sem Haus, sich an der Nase nehmen und die poli­
tische Verantwortung auch wahrnehmen. 

Es ist so, daß es im Bereich des Nuklearge­
schäftes Hauptbeteiligte gibt, und zwar 
die VOEST, die Simmering-Graz-Pauker und die 
Elin, um nur diese drei größeren Betriebe zu nen­
nen. 

"Andritz beschäftigt sich mit der Lieferung von 
Hauptkühlmittelpumpen sowie Anlagen für das 
Brennelementehandling. Viel massiver ist die In­
volvierung der VOEST über die Siemens-Tochter 
KWU und MAN im internationalen Atomge­
schäft: Aufbau des brasilianischen sowie argenti­
nischen Atomprogramms samt acht Kernkraft­
werken und Schwerkomponentenproduktions-

stätten. Weitere Kernpunkte: Zulieferung für 
Ohu 2 sowie der Innenbehälter des französischen 
Brutreaktors ,Superphenix' sowie von Schlüssel­
komponenten für den Schnellen Brüter von Kal­
kar." Reaktortank und Reaktordeckel sind dazu 
geliefert worden. 

Das heißt: "Alleine in den letzten fünf Jahren 
betrugen die Umsatz- und Gewinnkennzahlen 
der kerntechnischen Sparte der ÖIAG 2,5 Mil­
liarden Umsatz und 220 Millionen Gewinn bei ei­
ner durchschnittlichen Personalbindung von 250 
bis 300 Menschen:' 

Ich muß mich da etwas fragen. Wenn wi .. jetzt 
diese DemokrJ.tisierungsbewegung in der Tsche­
choslowakei miterleben, wenn wir vor !lar nicht 
~.Ilzulanger Zeit alle registriert haben, ;"ie viele 
Osterreicherinnen und Osterreicher schon gegen 
Temelin unterschrieben haben, daß Temelin nie­
mals fertiggebaut werden darf, daß Temelin nicht 
in Betrieb gehen darf (Beifall bei den Grünen), 
und wenn wir sehen, was sich heute in der Tsche­
choslowakei tut, wie groß der Widerstand der 
Anti-Atombewegung dort geworden ist, weil sie 
nicht mehr geknebelt wird, weil sie nicht mehr 
geprügelt wird, weil sie nicht mehr eingesperrt 
wird, weil diese Leute heute offiziell Widerstand 
leisten dürfen gegen umweltvernichtende Tech­
nologien, dann müssen wir trotzdem feststellen: 
Wir sind noch immer mit der VOEST an dem 
Kraftwerk Temelin beteiligt. 

Mir wurde in einer Besprechung mit VOEST­
Managern gesagt: Ja, sehr verehrte Frau Abge­
ordnete, daß ist ja ein Teil der Sicherheitsanlage. 
- Na gut. Ein Teil der Sicherheitsanlage: Was 
bedeutet denn das? - Es ist ein wichtiger Teil an 
dem Atomkraftwerk Temelin und nichts anderes. 
Daß es sich um die Sicherheitsanlage handelt, so­
daß man dann vielleicht sagen kann: Wir wurden 
durch österreichische Sicherheitsanlagen vor ei­
nem Reaktorunglück bewahrt, weil die österrei­
chischen Sicherheitsanlagen so gescheit sind, daß 
uns überhaupt nichts passieren kann!, ist für mich 
keine Begründung, sehr verehrter Herr Bundes­
minister! (Beifall bei den Grünen.) 

Ich mache Sie noch einmal darauf aufmerksam: 
Es gibt zahlreiche Unterschriften gegen eine Be­
teiligung Österreichs an dem Atomkraftwerk Te­
melin. Und Österreich ist beteiligt - egal mit 
welcher Anlage. Herr Bundesminister! Sie verste­
hen noch immer nicht. (Bundesminister Dr. 
5 t r eie her: Ich verstehe es schon.') Aber Sie 
werden es verstehen, denn Temelin wird nicht in 
Betrieb gehen, und die VOEST wird mit ihren 
Sicherheitsanlagen baden gehen. (Beifall bei den 
Grünen.) Dann wird das nämlich der nächste Ver­
lust. Das kann ich Ihnen heute schon sagen. 

Ich habe Ihnen vorhin gesagt: Sie haben in der 
verstaatlichten Industrie auf falsche Projekte, auf 
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falsche Ziele gesetzt. Nehmen Sie das endlich zur 
Kenntnis, und versuchen Sie, eine innovative, 
umweltorientierte Industriepolitik in der Ver­
staatlichten durchzuführen! Sie können doch 
nicht annehmen, daß es so weitergeht wie bisher 
und daß Sie von einem Jahr zum anderen herum­
hopsen können, in welche Richtung sich jetzt die 
Verstaatlichte schlagen will. Das geht nicht mehr, 
Herr Minister! 

Sie müssen sich die Frage stellen: Was wird in 
Zukunft notwendig sein, um die verstaatlichte In­
dustrie aus den Verlustzonen herauszubringen? 
Wenn hier immer wieder Ge\\innzahlen in ::'vlilli­
ardenhöhe genannt werden. dann muß man dJzu­
sagen, daß auch in zig-\Iilliarden-Höhe vom 
österreichischen Staat, von elen österreichischen 
Steuerzahlern mitgeholfen wird. daß diese ver­
staatlichte Industrie überhaupt noch existiert. 
Nehmen Sie das auch einmal zur Kenntnis! (Bei­
fall bei den Grünen.) 

Ich denke, es ist wichtig, daß wir über diese 
Dinge sehr offen reden. Es ist wichtig, daß wir 
Temelin im Auge haben und daß Sie, Herr Bun­
desminister. sich darauf einstellen können. daß 
Temelin nicht fertiggebaut wird. Darauf möchte 
ich wetten. Und deshalb möchte ich Sie noch ein­
mal ersuchen. die verstaatlichte Industrie in den 
Bereich der U mwelttechnologien hineinzuführen. 
Machen Sie eine umweltorientierte Industriepoli­
tik, dann werden Sie auch keine Arbeiter mehr 
entlassen müssen, keine Arbeiter mehr frühpen­
sionieren müssen, denn für mich ist das nichts 
anderes als versteckte Arbeitslosigkeit. Diese Pen­
sionisten müssen wir früher auszahlen, müssen 
wir früher erhalten in diesem Land. All diese Din­
ge sollte man sich in einem vernünftigen Konzept 
überlegen. 

Wenn ich hier Temelin und die VOEST er­
wähnt habe. dann möchte ich auch noch erwäh­
nen, daß in diesem Zusammenhang Frau Bundes­
minister Flemming einen Brief an uns geschrie­
ben hat. in dem sie unsere Anfrage beantwortet, 
ob sie auch dafür ist, daß die verstaatlichte Indu­
strie, daß die VOEST aus dem Temelin-Projekt 
aussteigt. 

Ich zitiere wörtlich: "Ich bin daher natürlich 
mit Ihnen einer Meinung, daß eine Beteiligung 
österreichischer Firmen an der Errichtung derar­
tiger Kernanlagen in welcher Form auch immer 
keinesfalls den Intentionen der österreichischen 
Bürger entsprechen kann, und habe daher in die­
sem Sinne auch an Bundesminister Dr. Rudolf 
Streicher geschrieben." Zitatende. (Abg. 
5 moLi e: Gibt es den Antwortbrief, Herr Mini­
ster?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
erlaube mir, in diesem Sinne einen Entschlie­
ßungsantrag einzubringen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten HeLga Erlinger und Genossen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert. im 
Wege der Walzrnehmllng der Eigemiimerreclzle des 
Bundes al1 del1 öSlerreichischen [ndllslrieumernelz-
11I1lIzgen den llfzl'crzüglichen Allsstieg dieser Umer­
nehl11l1llgen (/IlS allen Bereichen der .\4ilH'irkl/ng an 
der Pla/lllng, Errichtul/g. "111 Ball - insbesondere 
auch der Zuliefenmg 1011 Sidzcrhcitskoll1pOllefl(CIl 
- WH'ic am Bctrieb \'011 Kerne/lcrgiclllllagcn al/­
zl/Ordne/I und die Dllrchjiihrlllzg ihrer Anordnung 
zu kOlltrollieren. 

ll. 

Der Bundesminisler für öffentliche Wirtsclzaft 
und Verkehr 'rvird allfgefordert. über die Durch­
führung dieser El1lschließullg dem Nationalrat bis 
zum 30. 6. 1990 Bericht Zll erstatten. (BeifaLL bei 
den Grünen.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ab­
schließend möchte ich diese Gelegenheit nicht 
ungenützt lassen, Sie an 1986 zu erinnern: an 
Tschernobyl. Ich glaube, daß uns Tschernobyl 
noch allen in den Knochen sitzt, und ich meine, 
daß wir uns dieses Tschernobyl immer wieder vor 
Augen halten sollten, wenn die verstaatlichte In­
dustrie nicht aus dem Anlagenbau, aus dem Teil­
anlagenbau von Kernenergiekraftwerken heraus­
kommt. 

Wir alle sollten dazu beitragen, der verstaat­
lichten Industrie den Wink zu geben, sich auf eine 
andere Industriepolitik zu besinnen. (Beifall bei 
den Grünen.) 1::'.0::' 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Der Antrag der 
Frau Abgeordneten Erlinger ist genügend unter­
stützt und steht mit in Verhandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich der Herr Bundesmi­
nister. 

12.02 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr Dipl.-Ing. Dr. Streicher: Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau 
Abgeordnete Erlinger hat ganz bewußt bei ihrer 
statistischen Überlegung einen fünf jährigen Hori­
zont gewählt, weil sie ganz genau weiß, daß im 
letzten Jahr die VOEST aus dem Kernkraftpro­
jekten-Komponentengeschäft bereits ausgestie­
gen ist. (Abg. Helga E r l in ger: Nein, Herr Bun­
desminister! Sicherheilsanlagen bauen sie noch im­
mer.') Man mußte daher einige Jahre zurückgrei­
fen, um hier noch eine relativ attraktive Zahl dar-
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zustellen. Das hat mir die VOEST mitgeteilt. 
(Abg. Helga E r l in ger: Das stimmt nicht!) 

Frau Abgeordnete Erlinger! Ich wollte Sie ja 
nur berichtigen. Sie haben gesagt, daß auch dieses 
Temelin für die VOEST-ALPINE ein Verlustge­
schäft werden wird. Bitte. abgesehen davon. daß 
wir darüber diskutieren können, ob diese Kompo­
nenten dorthin hätten geliefert werden sollen 
oder nicht. so stimmt doch die Behauptung, daß 
es ein Verlust wird. nicht. Dieser Auftrag ist abge­
wickelt und bereits bezahlt. 

Ich möchte wirklich in diesem Zuszullmenhang 
bitten. daß man sich. wenn man hier im Hohen 
H~lUS derartige Beh.:lllptungen aufstellt. auf einen 
seriösen Befund stützt. 

Im übrigen haben wir alle diese Fragen, die Sie 
heute wieder aufgeworfen haben, vor drei Mona­
ten dem Abgeordneten Klubobmann Wabl beant­
wortet. 

Was Ihre Forderung, Ihre nochmalige Forde­
rung oder Aufforderung betrifft, in umweltrele­
vante Produktionen einzusteigen, beziehe ich 
mich auf meine vorige Wortmeldung. die nicht 
vollständig war. Ich könnte Ihnen eine ganze li­
ste aufzählen. die zeigt, wo Unternehmungen des 
ÖIAG-Konzerns in diese Geschäftsfelder inve­
stiert haben und auch in diesen Geschäftsfeldern 
Forschungs- und Entwicklungsarbeit leisten. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. He/ga Er l i fl ger: 
Herr Bundesminister.' Was soll ich darauf sagen? 
Aber ich konune 110ch auf Sie zurück! Ich rede eh 
gleich '.i'ieder.') 1 ::..rJ..t 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Pischl. (Abg. Dr. P II f1 -

[ i ga m: Karl. mach 's gut.') 

1::'.04 .. 
Abgeordneter PischI (OVP): Frau Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Die VerstaatIichtendebatte ist 
eigentlich überraschend schnell zum Ende ge­
kommen. 

Ich spreche zum Bereich Verkehr und möchte 
eingangs feststellen: Ich hatte gestern mit einigen 
Kollegen Gelegenheit, bei einer Diskussionsver­
anstaltung zu sein, veranstaltet von der Gesell­
schaft für Verkehrspolitik, mit dem Thema: Ge­
winner und Verlierer der Transitpolitik bezie­
hungsweise des Transitverkehrs. 

Es hat diese Diskussion eigentlich sehr deutlich 
gezeigt - ich weiß nicht, wie es den anderen Kol­
legen gegangen ist -, daß dieses Thema von der 
Argumentationsseite her erschöpft ist, daß dieses 
Thema mehr oder weniger ausgereizt ist. Denn 
man kann hier stundenlang, glaube ich, diskutie­
ren und findet keine neuen Argumente, aber man 
findet immer mehr eine Pattstellung. 

Ich glaube, das ist schlecht. Es ist schlimm in 
einem demokratischen System, daß man nicht 
mehr bereit ist, auf Argumente anderer einzuge­
hen. 

Die eine Seite bemüht sich um Lösungen - sei 
es jetzt kurz- oder mittel- oder langfristig, wobei 
man immer wieder sagen muß, daß in der Ver­
kehrspolitik Veränderungen nicht von heute auf 
morgen geschehen können -. auf der anderen 
Seite steht eine Gruppe von Menschen, die ein­
fach nicht bereit sind. auf solche Lösungsvor­
schlJge einzugehen. und einfach auf dem Stand­
punkt stehen. man müsse .:dles verbieten. was hier 
an Belastungen vorhanden ist oder auf den Bür­
ger zukommt. 

Es wird hier einfach ein Feindbild innerhalb 
des Verkehrs geschaffen. und momentan ist es der 
LKW. Man spricht nur vom LKW und nicht vom 
PKW, obwohl die Belastungen auf der Personen­
wagenseite extremer sind. Und wir neigen jetzt 
schon langsam dazu, daß wir uns selbst auch ein 
Feindbild Schiene beziehungsweise Bahn womög­
lich aufbauen. Dem sollten wir gemeinsam durch 
verstärkte Gespräche, durch Lösungen wehren. 

Die Diskussion gestern gipfelte in einer Aussa­
ge, die für mich einfach unverständlich ist und die 
auch bei der heutigen Verkehrsclebatte nicht un­
widersprochen bleiben darf. Es hat die Vertrete­
rin einer Bürgerinitiative aus dem Ennstal dort 
die Behauptung aufgestellt, in Tirol habe es einen 
Verkehrsinfarkt gegeben: sie hat von der Kata­
strophensituation in Tirol gesprochen. 

Ja wir wissen alle - ich möchte überhaupt 
nichts wegnehmen - , wie belastet dieses Bun­
desland, mein Heimatland Tirol, durch den Tran­
sitverkehr ist, aber, daß man nur mehr von "In­
farkten", von "Katastrophen" und so weiter 
spricht, das ist, glaube ich, nicht der richtige Weg, 
das Problem zu lösen, wenn wir uns auf der ande­
ren Seite bemühen - und zwar gemeinsam be­
mühen - um die Lösungsvorschläge, die auch 
bereits greifen und, sagen wir, eine gewisse Entla­
stung Zug um Zug bringen. 

Ich bin überzeugt: Wenn wir diesen Weg ge­
meinsam konsequent weitergehen, dann wird 
auch die Verkehrsproblematik in Tirol zu regeln 
sein beziehungsweise in den Griff zu bekommen 
sein. Dieses Aufbauen von Feindbildern, was den 
Verkehr anlangt, wird uns keine Lösung bringen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man von ei­
ner Katastrophensituation spricht, sollte man 
auch bedenken, daß Tirol nach wie vor das Frem­
denverkehrsland Nummer eins ist und da Millio­
nenbeträge in die Fremdenverkehrswerbung hin­
einfließen, damit die Gäste auch in dieses wun­
derschöne Land kommen. Ich glaube, wir sollten 
auch in diesem Zusammenhang einmal diese Dis-
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kussion und diese Argumentation neu überden­
ken. (Beifall bei der ÖVP.) Wir können doch 
nicht in unserer Verantwortung hergehen und 
hier einfach alles schlechtmachen. 

Meine Damen und Herren, zum Nachtfahrver­
bot. Momentan ist die Situation mit Italien nicht 
ganz durchschaubar und auch die Haltung der 
Italiener nicht ganz verständlich. Es gibt jetzt auf 
nationaler Ebene bei uns in den verschiedenen 
Bundesländern. vor allem in Tiro!. Schuldzuwei­
sungen. wo es darum geht. wer daran schuld ist. 
claß diese Situation eingetreten ist. Ich weiß nicht. 
ob es hier überh::l.LIpt einen Schuldigen gibt. (Abg. 
R 0 P per l: Die Sc)/ulerne!zmigllfzgcll.' Danll \t'llfZ­

den mall sich. da}] die ItalienCf reagieren. und 
dann gibt's keinen Schuldigen.') 

Herr Kollege Roppen! Alles in Ordnung, ich 
verstehe das voll und ganz. Nur muß ich mich 
jetzt bei meiner Information verlassen auf eine 
Aussage des Herrn Landesparteiobmannes der 
SPÖ. des Landeshauptmann-Stellvertreters Tan­
zer. der gleichzeitig der Verkehrsreferent in Tirol 
ist und der die Vorwürfe des Verkehrsministers 
Streicher, wonach Tirol zu viele Ausnahmegeneh­
migungen erteilt hat. schärfstens zurückweist. 
(Abg. Dr. Dill e r s b erg er: Die Vorwürfe des 
Ministers sind richtig.') 

Ja. Kollege Dillersberger. jetzt aber folgendes: 
Die Argumentation der Italiener lautete. es habe 
hier eine Wettbewerbsverzerrung gegeben. Es 
habe diese Ausnahmeregelungen nur für Tiroler 
Frächter beziehungsweise in anderen Bundeslän­
dern nur für Landesfrächter gegeben. (Abg. Dr. 
DiLL e r s b erg e r: Das ist falsch.') 

Diese Aussage ist einfach falsch, denn nach die­
ser Aussage in der "Tiroler Tageszeitung" hat der 
Herr Landeshauptmann-Stellvertreter Tanzer er­
klärt. es wurden 60 italienischen Frächtern Aus­
nahmegenehmigungen erteilt, 80 Frächtern der 
Bundesrepublik und so weiter. I Bundesminister 
Dr. S t r e ich e r: Aber 600 in Österreich.') 660 
insgesamt, steht zumindest hier. Ich kann es jetzt 
nicht überprüfen. Im selben Artikel steht aber. 
daß in der Nacht von Montag auf Dienstag insge­
samt nur 187 LKW die Grenze überschritten ha­
ben. Heute steht in der Zeitung, daß es in der 
Nacht von Mittwoch auf Donnerstag anscheinend 
nur 200 waren. 

Ich weiß nicht, wie diese Ausnahmegenehmi­
gungen vom einzelnen Fuhrunternehmer genützt 
werden. Tatsache ist, daß es keine einseitige Si­
tuation hier ist, sondern daß auch die Ausländer, 
wenn sie den Nachweis erbringen konnten, daß 
sie einen lärmarmen LKW bestellt haben, eine 
Ausnahmegenehmigung erhalten haben. Befristet 
sind diese Ausnahmegenehmigungen bis 
28. 2. 1990. 

Natürlich kann man jetzt hier darüber streiten, 
ob es sinnvoll ist oder weniger sinnvoll war, daß 
man diese Ausnahmen gegeben hat. Es war si­
cherlich ein Entgegenkommen gegenüber der 
Transportwirtschaft, internationaler Art, vor al­
lem auch nördlich und südlich unseres Landes, zu 
sagen: Wenn jemand einen solchen lärmarmen 
LKW bestellt hat. fällt er auch in diese Ausnah­
meregelungen hinein. Man wollte damit bestimmt 
Härten vermeiden. einen wirtschaftlich positiven 
Weg gehen. aber trotzdem aufzeigen, daß es nicht 
bis zum Nimmerleinstag geht. sondern nur für die 
nächsten drei Monate. 

\leine Damen und Herren! Diskussionen in der 
Verkehrspolitik werden sich in elen nächsten jah­
ren meines Erachtens noch verschärfen. Die Aus­
einandersetzungen werden wahrscheinlich natio­
nal wie international einen entsprechenden 
Schwerpunkt bilden. Unser Ziel sollte es oder 
muß es sein, zu einer Neuorientierung dieser Ver­
kehrspolitik zu kommen, denn auch diese Kon­
troverse, diese internationale Diskussion jetzt um 
das Nachtfahrverbot für nicht lärmarme LKWs. 
zeigt eigentlich nur die Spitze eines Eisberges. 
was in der Verkehrspolitik los ist. wie die Situa­
tion hier ausschaut. Und wir haben die Aufgabe. 
das in nächster Zeit, in nächster Zukunft entspre­
chend breit zu diskutieren. 

Dabei dürfen wir nicht in den Fehler verfallen 
- ich habe es schon gesagt -, wenn wir vom 
Straßenverkehr sprechen, nur einseitig den Gü­
terverkehr zu verteufeln, sondern wir müssen 
über das hohe Gesamtverkehrsaufkommen disku­
tieren. und hier ist einfach auch der Personenver­
kehr als ein Schwerpunkt zu sehen. 

Auch die Zunahme im Personenverkehr bringt 
natürlich entsprechende Umweltbelastungen. 
auch was den Lärm und die Abgassituation be­
trifft. Auch wenn wir in Österreich die Katalysa­
torregelung verpflichtend eingeführt haben, müs­
sen wir versuchen, daß das auch international 
übernommen wird. 

Meine Damen und Herren! Diese Situation gilt 
in besonderer Weise für den Alpenraum. Diese -
ich möchte fast sagen - einmalige Naturland­
schaft gehört zu den ökologisch sensibelsten Re­
gionen in Europa, und deshalb bedarf sie des 
Schutzes von uns allen. 

Ich erinnere noch an die Diskussion, die es vor 
Jahren im europäischen Raum gab, wo man die 
Alpen als den "Dachgarten Europas" bezeichnet 
hat, und das sollte auch zu entsprechenden Kon­
sequenzen führen, um eben ökologisch in Rich­
tung Verbesserung von der verkehrstechnischen 
Seite her einiges zu tun. 

Letzten Endes wird es nicht nur reichen, wenn 
wir beschwörend immer wieder sagen: Verlage-
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rung von der Straße auf die Schiene, sondern wir 
werden auch auf dem Sektor Straße einiges ver­
pflichtend tun müssen. Denn - geben wir uns 
keinen Illusionen hin - wir werden die Straße 
auch in Zukunft dringend für unseren Verkehrs­
ablauf brauchen. 

Die heutige Situation ist ja auch so zu sehen, 
daß die EG vielleicht durch die Entscheidung be­
treffend Nachtfahrverbot österreichischerseits 
viel gesprächsbereiter ist. Ihr ist die Situation jetzt 
bewußt. und die Verkehrsministerkonferenz vom 
-1-./5. Dezember hat einiges in dieser Richtung an 
Durchbruch gebracht. Das merkt man, wenn man 
hört. daß diese Verkehrsrninister eine Umweltdis­
kussion sozusagen einleiten wollen. über die För­
derung des Kombinierten Verkehrs verhandeln 
wollen. Es sind Arbeitskreise einzurichten, und 
zwar schnellstens. mit den betroffenen Transit­
Iändern, vor allem mit der Schweiz und mit 
Österreich. Wie wir hören, sollten diese Arbeits­
kreise bereits zu Beginn des kommenden Jahres 
ihre Arbeit aufnehmen. 

Meine Damen und Herren! Die positive Ent­
wicklung auch in der EG. sollte uns, glaube ich, 
aber nicht dazu verführen, uns im eigenen Land 
über einige Dinge, vor allem, was den Schienen­
bereich anlangt, nicht klar zu sein. Denn der 
Wunsch dieser Verlagerung von der Straße auf 
die Schiene klingt sehr schön. man muß aber die 
Problemstellungen im Schienenbereich hier klar 
erkennen. Sie reichen von Kapazitätsengpässen 
zu fehlenden Investitionsmitteln. auch wenn wir 
die Voraussetzungen jetzt geschaffen haben für 
die HL-AG und so weiter, für einen Investitions­
schub, aber das ist ja erst die erste Phase. Wir 
müssen auch über die Lärmbelastung von der 
Schiene her sprechen und Maßnahmen setzen. 
Auch über die bislang mangelnde Wettbewerbsfä­
higkeit der Bahn, glaube ich, müssen wir uns klar 
sein. 

Dazu kommt noch bei allen baulichen Investi­
tionen der Zeitfaktor. Und ich habe schon darauf 
hingewiesen: Gerade im Bahnbereich sind nicht 
Sachen von heute auf morgen zu erledigen. 

Ausgehend von diesen grundsätzlichen Überle­
gungen, meine Damen und Herren, zu zwei 
Schwerpunkten noch einige Sätze. zu beiden gro­
ßen Verkehrsträgern, zuerst zum Verkehrsträger 
Straßenverkehr. 

Die Österreichische Volkspartei bekennt sich 
voll zur Fertigstellung unseres Autobahnnetzes 
- wir haben ja gestern auch die Diskussion dar­
über gehört -, da wir einfach davon überzeugt 
sind, daß es, wenn die Baulücken geschlossen 
sind, dadurch zu einer Flüssigkeit des Verkehrs 
kommt, wodurch man auch einen positiven Bei­
trag in Richtung Umweltschutz, also für Mensch 
und Lebensraum schafft. Verkehrsflüssigkeit ist 

für mich immer noch umweltschonender als 
Staus, lange Kolonnen und so weiter, und gleich­
zeitig bringt eine solche Verkehrsflüssigkeit auch 
einen hohen Beitrag an Verkehrssicherheit für 
die einzelnen Verkehrsteilnehmer. 

Ich glaube, wir haben die Verpflichtung, schon 
heute entsprechend nachzudenken, zu diskutie­
ren und zu überlegen, wie die technische Seite auf 
diesem Sektor ausschaut. Wir müssen die entspre­
chenden Forderungen und Nonnen der Wissen­
schaft und der Forschung vorgeben in Richtung 
Reduzierung des Schadstoffes und eies Lärms. 
Wir wollen einfach auf eier Straße immer den 
letzten Stand der Technik haben. 

Beim Schienenverkehr, glaube ich, hat diese 
Regierung den richtigen Weg beschritten: Die 
Rahmenbedingungen stimmen, der Bundeszu­
schuß wurde gedrückt, das Personal um zirka 
3 000 Planposten reduziert, das Angebot wurde 
gesteigert. Wir müssen natürlich konsequent und 
vielleicht noch etwas beschleunigter in diese 
Richtung gemeinsam arbeiten. Die Zukunfts­
aspekte können nur so aussehen, daß die Bahn 
schneller, flexibler, moderner und dadurch ein­
fach von sich aus konkurrenzfähiger wird. 

Einige Schwerpunkte noch dazu: Organisa­
tionsreform. Wir müssen schauen, daß es gezielt 
zu konkreten Auswirkungen der Gemeinkosten­
wertanalyse kommt. vor allem daß es dadurch 
Konsequenzen im Bereich der Gesamtorganisa­
tion gibt. Eine Organisationsänderung muß der 
ÖBB ein modernes Management bringen, die 
ÖBB muß zu einem modernen Dienstleistungsbe­
trieb werden. 

Was den Bereich Absatz und Infrastruktur an­
langt, haben wir die Trennungsrechnung. Hier 
höre ich, was kaufmännische Seite und gemein­
wirtschaftlichen Bereich anlangt, daß man in Zu­
kunft neue Zuordnungen treffen wird. Sicher 
sollte man auch darüber diskutieren, nur wäre es 
gefährlich, wenn man einfach zu Ad-hoc-Ent­
scheidungen kommt, ohne die Sinnhaftigkeit zu 
überlegen. Als Beispiel: Wie ich höre, sollte der 
zentrale Einkauf jetzt aufgelassen werden. Ich 
weiß nicht, ob dies sinnvoll wäre, natürlich muß 
man überlegen, was alles zentraler Einkauf ist, 
aber für das rollende Material - sicher auch für 
andere Sachen - wird auch in Zukunft der zen­
trale Einkauf vernünftig sein. 

Was den Transit- und Umweltbereich anlangt 
- das habe ich schon gesagt -, wird es eine Her­
ausforderung für die Bahn sein. Meine Damen 
und Herren! Ziel muß es sein, daß wir schon in 
kürzerer Zeit zum Containerverkehr kommen, 
daß wir neue Strukturen dadurch im Verkehrsbe­
reich legen können. 
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Hohes Haus! Wir haben vor zwei Tagen das 
Objektivierungsgesetz beschlossen, auch ein 
wichtiges Gesetz für die ÖBB, gerade was die Per­
sonalpolitik anlangt. Ich hoffe, daß dieses Gesetz 
die Transparenz der Neuaufnahmen zeigt, daß es 
bei diesen Neuaufnahmen nach fachlichen Quali­
fikationen und Leistungen geht. Ich wünsche uns 
allen, aber vor allem der sozialistischen Fraktion 
der Eisenbahner, daß damit jetzt einfach das Ge­
rede, das, wie man immer wieder hört. ja nie ge­
stimmt haben soll, daß man nur durch Partei­
buchwirtschaft zur Bahn gekommen ist. ein für 
allemal zu Ende ist. Ich hoffe, daß \Ai ir mit diesem 
Objektivierungsgesetz für die Zukunft wirklich 
eine durchschaLlb~ll'e Personalpolitik bei der Bahn 
haben. I Beifall bei der ÖVP.I 

Meine Damen und Herren! Abschließend noch 
einen Punkt: Zentralbahnhof. Herr Bundesmini­
ster! Wir hören oder lesen jetzt, es gebe wieder 
Gespräche zwischen der Gemeinde Wien. den 
ÖBB und dem Ministerium, man habe sich schon 
weitestgehend geeinigt. Herr Bundesminister! Ich 
weiß nicht, wieweit man sich wirklich geeinigt 
hat, wieweit man in den Gesprächen ist. auf alle 
Fälle wird man, bevor hier eine Entscheidung zu 
falten hat, für Wien einfach ein Gesamtkonzept 
vorlegen müssen, denn die momentane Situation 
(Abg. Dr. S 1 ein er und Abg. Dipl.- Vw. K i 1-
l i s c h - H 0 r Il: Der hört nicht zu.'). Herr Bun­
desminister, ist doch so, daß man den Hauptzu­
bringer ausgelegt hat von Wien her, sei es jetzt bei 
den Neuinvestitionen der U-Bahn. alles in Rich­
tung Westbahnhof, und jetzt hören wir, daß das 
nicht sein sollte, es sollte zu einem neuen Zentral­
bahnhof kommen. 

Meine Damen und Herren! Bevor wir hier zu 
Entscheidungen kommen, ersuche ich wirklich 
um eine Grundsatzdiskussion im Interesse nicht 
nur der Wiener, sondern auch aller. die von und 
nach Wien pendeln. 

Wir haben in den letzten Tagen miterlebt, was 
sich im Osten getan hat. Gott sei Dank! Man 
könnte jetzt wahrscheinlich länger darüber strei­
ten, ob man das erwarten konnte oder nicht. Tat­
sache ist, daß wir hier ein neues Verkehrsaufkom­
men erhalten werden. Wir lesen täglich in den 
Zeitungen, wie viele Besucher aus Ostregionen, 
aus der Tschechoslowakei, aus Ungarn und so 
weiter, in unser Land kommen. 

Wir müssen eine neue Verkehrsentwicklung 
für diese Donauachse schaffen. Herr Bundesmini­
ster! Wir brauchen, um in die Gespräche mit die­
sen Nachbarstaaten wahrscheinlich sehr schnell 
eintreten zu können, ein verbindliches Verkehrs­
gesamtkonzept, damit auch die dort Verantwort­
lichen wissen, wie unsere Vorstellungen sind. 

Darüber hinaus muß unser Schwerpunkt sofort 
in Richtung Schiene gehen. Natürlich müssen wir 

auch alle Möglichkeiten ausschöpfen, was die 
Wasserstraße Donau anlangt, aber den Schwer­
punkt in bezug auf den Güterverkehr müssen wir 
von vornherein in Richtung Schiene legen. Ich 
kann mir vorstellen, daß das auch eine Herausfor­
derung für die Österreich ischen Bundesbahnen 
sein wird. 

Über eine weitere Transversale Ost - West 
über Wien, Burgenland. Steiermark wird mein 
Kollge Kirchknopf noch sprechen. 

Hohes Haus! Ziel eier Verkehrspolitik muß es 
'lein, ein neues integriertes Konzept fLtr elie zu­
künftigen Aufgaben zu finden. eine internationa­
le Abstimmung 'lchnellstens herbeizuführen. In 
eliesem Sinne hoffe ich, daß das Budget 1990 Vor­
a.~ssetzungen bietet. - Danke. (Beifall bei der 
OVP.i 1:'.:'7 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Moser. 

1~.27 

Abgeordneter Maser (FPÖ): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zur Diskussion 
steht heute das Budget 1990, und zwar die Berei­
che der Post- und TelegraphenverwaItung und 
der Österreichischen Bundesbahnen. 

Ich darf mit der Österreichischen Post- und Te­
legraphenverwaltung beginnen. Im Bundesvoran­
schlag sind als Betriebsausgaben ausgewiesen 
41,7 \tlilliarden Schilling, die Einnahmen belau­
fen sich auf 48 Milliarden Schilling. 

Es ist erfreulich, daß wir hier einen Betriebs­
überschuß in der Höhe von rund 6,3 Milliarden 
Schilling erwirtschaften, aber dies, meine Damen 
und Herren, ist nur die halbe Wahrheit. Nicht im 
Budget ausgewiesen sind die außerbudgetären Fi­
nanzierungen, und diese belaufen sich auf immer­
hin 7,2 Milliarden Schilling. Daher bleibt vom 
Betriebsüberschuß eigentlich nicht mehr viel 
übrig. Ich meine, daß sich gerade aufgrund dieser 
sich hier darstellenden Budgetpolitik dieser Bun­
desregierung der Schuldenstand der Post- und 
Telegraphenverwaltung besonders dramatisch 
entwickelt. 

1989 beläuft sich dieser Schuldenstand auf 
47,4 Milliarden Schilling, und er wird bis zum 
Jahr 1995 auf 92 Milliarden Schilling ansteigen, 
er wird sich nahezu verdoppeln. 

Ähnlich entwickelt sich das Verhältnis zwi­
schen Eigenkapital und Fremdkapital. Dieses 
Verhältnis beträgt 1989 56 Prozent Eigenkapital 
und 44 Prozent Fremdkapital. 

1995 dreht sich dieses Verhältnis um, wir haben 
dann 36 Prozent Eigenkapital und 64 Prozent 
Fremdkapital. Das ist - da sind wir im Gegensatz 
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zu Ihnen. Herr Bundesminister - aus unserer 
Sicht sehr wohl eine besorgniserrende Entwick­
lung. (Bundesminister Dr. 5 t r ei c her: Ganz 
normal!) Das ist ganz normal aufgrund dieser 
Budgetpolitik, das ist mir schon klar. (Beifall bei 
der FPÖ.) Wir meinen, daß das äußerst bedenk­
lich und auch unverantwortlich ist. 

Aber auch bei den Österreichischen Bundes­
bahnen entwickelt sich eine ähnliche Situation. 
Dort ist die Lage aus unserer Sicht noch katastro­
phaler. \Vir haben im Kapitel 79 35.2 Milliarden 
Schilling Betl'iebsausgaben. lind diesen 35.2 Mil­
lbrden Betriebsausgaben stehen EinnJhmen von 
29.2 Milliarden Schilling gegenüber. \Vir hJben 
hier daher von vornherein ein Defizit von 6 Mil­
liJrden Schilling. 

Aber es kommen noch dazu 5.2 Milliarden 
Schilling in Form der außerbudgetären Finanzie­
~~ngen, 6,4 Milliarden Schilling Abgeltung an die 
OBB, ausgewiesen im Kapitel 65, und 860 Mil­
lionen Schilling als Kostenersatz für das Hochlei­
stungsstreckennetz. (Abg. Ku b a: Milchmädchen­
rechnung! ) 

Nicht zu vergessen sind dann noch die 
11.5 Milliarden Schilling Pensionszuschüsse an 
die ÖBB, sodaß wir, wenn wir das zusammenzäh­
len, einen eigentlichen Betriebsabgang im Bereich 
der Österreich ischen Bundesbahnen von 30 Mil­
liarden Schilling haben, meine Damen und Her­
ren! (Abg. Par ni gon i: Wie viel Betriebsallt­
wand hat das Bwzdesheer?) Das ist fünfmal so 
hoch. als es im Budget ausgewiesen ist, nämlich 
da sind es 6 Milliarden. (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Ku b a: Das ist eine kühne Konstruktion, 
Herr Kollege! Äußerst kühn.' "Fahrlässig" müßte 
man schon sagen.') 

Aber sie stimmt. wenn Sie alles zusammenzäh­
len, Herr Kolle.ge! Deshalb ist, meine Damen und 
Herren, eine ÜBB-Reform vordringlicher denn 
je, wichtiger denn je, es ist höchste Zeit, und die 
Steuerzahler warten darauf! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist bedauerlich. 
daß selbst dieser hohe Anteil am Budget für den 
Verkehr, der hier zur Verfügung gestellt wird. 
nicht optimal eingesetzt wird. Aus unserer Sicht 
werden die Mittel nicht konsequent genug ver­
wendet, obwohl ich auch zugestehen muß, daß 
sehr viele positive Akzente gesetzt worden sind. 
gerade im Zusammenhang mit der Lösung des 
Transitproblems im Raum Tiro!. 

Aber. Herr Bundesminister - und hier setzt 
unsere Kritik ein -, es wird aus unserer Sicht 
nicht konsequent genug der Nord-Süd-Transit auf 
die Schiene verlegt, nämlich der Nord-Süd-Tran­
sit über die Alpen. Herr Bundesminister! Aus un­
serer Sicht brauchen wir keinen Semmering-Ba-

sistunnel. Er ist wirtschaftlich nicht vertretbar, 
und er ist ökologisch nicht vertretbar. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Verwenden Sie diese Mittel für andere Zwecke, 
nämlich dort, wo sie sinnvoller sind. Verkünden 
Sie endlich - und ich habe das im November hier 
im Hohen Haus bereits einmal gesagt - das Aus 
dieses Projekts. denn die 20 Minuten Zeitgewinn 
gehen ohnehin verloren beim Ver- oder Entladen 
auf die Eisenbahn. bei den Verkehrsstaus an den 
Grenzen oder bei der Zollabfertigung. wo immer 
Sie wollen. C nc\ diese 5.2 MilliJrden Schilling 
können doch wirklich besser genutzt werden. 
I Bt.'ifalf bt.'i da FPÖ.I 

Aus unserer Sicht hat auch die neue Westbahn, 
angesichts der geänderten Situation in unseren 
Nachbarstaaten nicht mehr jene Priorität. die sie 
vielleicht früher gehabt hat. 

Herr Bundesminister! Bauen Sie daher die Tau­
ernbahn aus, bauen Sie die Pyhrn und die Scho­
berpaßlinie aus! (Beifall bei der FPÖ.) 

Führen Sie zusätzliche Rollende Landstraßen 
ein, und zwar in die Bundesländer Kärnten und 
Steiermark, damit diese beiden Bundesländer 
auch entlastet werden, damit den Menschen dort 
in diesem Raum geholfen wird! Denn das wären 
dann auch die notwendigen begleitenden Maß­
nahmen, wenn der Verkehr dann von der Straße 
auf die Schiene gelegt werden kann. damit wir in 
Zukunft nicht jene Situation vorfinden, wie wir 
sie derzeit in Tirol haben und die in einer Ho­
ruck-Partie gelöst werden mußte. 

So wird es notwendig sein, die Rollende Land­
straßen auch über unsere Landesgrenzen hinaus 
zu führen. denn erst dann wird dieser Schienen­
transit, sei es der Güter- oder auch der Personen­
transit. die notwendige Attraktivität erhalten. Es 
wird dann ein echter Beitrag zur Lösung anste­
hender Probleme sein. 

Diese Rollenden Landstraßen werden dann 
Zeit sparen, sie werden kostengünstiger sein, und 
sie werden besonders die Menschen und das Ma­
terial weniger belasten. 

Etwas. was besonders wichtig ist, meine Damen 
und Herren: Diese Rollenden Landstraßen wer­
den dann auch von der Wirtschaft angenommen. 
Das ist unser derzeitiges Problem. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
erleben - es ist sehr viel in diesem Hohen Hause 
bereits darüber gesprochen worden - die drama­
tische Entwicklung in unseren östlichen Nachbar­
staaten. Wir sehen, wie der Eiserne Vorhang fällt, 
zunächst gegenüber Ungarn, jetzt bei der Tsche­
choslowakei. 
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Es eröffnet sich daher für uns der Ost- und der 
Südostraum in ganz besonderer Weise. Das glei­
che gilt auch für die Menschen dort, nämlich daß 
sich unser Raum für diese Menschen öffnet. Wir 
sollen auch froh sein, daß die Leute auch her­
kommen. Aber wir werden nun durch dieses 
Kommen der Menschen von einem neuerlichen 
Transit überrollt. Wir haben schon den Transit, 
nämlich den Nord-Süd-Transit über die Alpen. 
Jetzt kommt noch dazu der Transit von Westen 
nach Osten beziehungsweise in den Südostraum. 
(Abg. K er sc h baum: Es haben Ja I"iele Ver­
wllndte don') Spielt ja keine Rolle. eben deswegen 
sollen sie kommen. 

Daher, Herr Bundesminister. haben Sie Hand­
lungsbedarf. Sie haben Handlungsbedarf. daß Sie 
die zu erwartende Belastung der Umwelt und un­
serer Menschen in den Griff bekommen. 

Umso bedauerlicher ist es, daß in diesem Bud­
get 1990 keine ausreichenden Mittel dafür vorge­
sehen sind, rasch darauf zu reagieren oder not­
wendige Maßnahmen einzuleiten. Es ist bedauer­
lich - und es wäre eigentlich genügend Zeit vor­
handen gewesen -, daß im Unterausschuß dar­
über nicht beraten und verhandelt worden ist. 

Es kommt aus unserer Sicht nämlich darauf an, 
daß die bisherigen Schwerpunkte der Bundesre­
gierung verändert werden müssen. Wir Freiheitli­
chen fordern in diesem Zusammenhang den Aus­
bau des Schienenverkehrs in die Tschechoslowa­
kei und nach Ungarn. wobei ganz besonders die 
Grenzregionen in diesen Eisenbahnverkehr mit­
einzubinden sein werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir verlangen zusätzliche Rollende Landstra­
ßen. die einzurichten sind. damit der Gütertransit 
aus Westeuropa bis weit nach Südosteuropa hin­
ein und umgekehrt geführt werden kann. Was be­
sonders zu beachten sein wird und worauf wir be­
sonderen Wert legen wollen, ist, daß die Wasser­
straße, die Donau, ausgebaut wird. 

Meine Damen und Herren! Gerade für den 
Transit bietet die Binnenschiffahrt optimale Vor­
aussetzungen aus ökologischen Gründen, aus 
Gründen des Umweltschutzes, aus wirtschaftli­
chen Gründen und aus der Tatsache heraus, daß 
nämlich dadurch die Binnenschiffahrt die zweck­
mäßigste und günstigste Form des Transportes 
ist. Dafür werden Investitionen notwendig sein, 
und für diese Investititonen ist im Budget nichts 
vorgesehen. 

Ein besonderes Anliegen in diesem Zusammen­
hang muß es aber sein: Wir dürfen den Fluß nicht 
an das Schiff anpassen, sondern wir müssen es 
umgekehrt machen, wir müssen das Schiff an das 
Gewässer anpassen. (Zwischenruf des Abg. 
K e r s c h bau m.) 

Hohes Haus! Österreich allein wird nicht in der 
Lage sein, den Transit über unser Land in den 
Griff zu bekommen. Es ist auch zuwenig, wenn 
die Europäischen Gemeinschaften nur mit uns, 
mit der Schweiz und mit Jugoslawien verhandeln. 
Wir meinen und wir schlagen daher vor, daß eine 
Konferenz für Umwelt und Verkehr stattfinden 
soll und daß diese Konferenz ein gesamteuropäi­
sches Verkehrskonzept auszuarbeiten hat. 

So wie seinerzeit die Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa richtungweisend 
war in der Entwicklung der Sicherheit auf unse­
rem Kontinent. so wird es jetzt darauf ankom­
men, daß diese Konferenz auch richtungweisend 
für die weitere Entwicklung der Verkehrspolitik 
in Europa ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte daher heute folgenden Entschlie­
ßungsantrag einbringen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Moser, Probst, Dr. Dillersber­
ger, Eigruber und Genossen betreffend gesamtell­
ropäisches Verkehrskonzept 

Die gegenwärtigen Ereignisse rund W11 die Ein­
führung des LKW-Naclufalzrverboles auf Transit­
rollten haben nicht nur der österreichischen, SOIl­

dern der gesam.teuropäischen Bevölkerung in dra­
matischer Weise I'Or Augen geführt, daß die 
derzeitige europäische Verkehrssituation eine 
schwerwiegende Beeilllrächcigllng der Lebensqlla­
lirät für die Bevölkerung aller Bundesländer, ins­
besondere die der Alpenländer. darstellt und zu­
sätzlich exiscenzgefährdende Unni'elcschäden pro­
duziert. Diese gesamteuropäische Ex is te n zfrage 
kann nur im Zusammenwirken aller europäischer 
Staaten unter besonderer Berücksichtigung der po­
litisch-wirtschaftlichen EnewickLung in OSleuropa 
gelöst werden. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher 
den 

Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die österreichische Bundesregierung wird er­
sucht, im Rahmen der in Frage kommenden inter­
nationalen Organisationen dafür einzutreten, daß 
innerhalb Jahresfrist eine "Konferenz für Umwelt 
und Verkehr in Europa" einberufen wird, deren 
Aufgabe es ist, ein umfassendes gesamteuropäi­
sches Verkehrs- und Transitkonzept zu erarbeiten. 
Dieses hat auch optimale Strategien hinsichtlich 
Wirtschaftlichkeit, Umweltfreundlichkeit und 
Menschenfreundlichkeit zu beinhalten. 
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Bis zur Erstellung hat der weitere Ausbau der 
österreichischen Verkehrs-Infrastruktur unter fol­
genden Prämissen stattzufinden: 

1. Der alpenüberquerende Transitverkehr ist 
konsequent von der Straße auf die Schiene zu brin­
gen, insbesondere durch den forcierten Ausbau der 
Brenner-Linie und die Errichtung einer Tllilnel­
verbindung durch die nördlichen Kalkalpen zwi­
schen Inl1sbruck {md dem Raum München sOlvie 
durclI das Vorziehen des Ausballes der Tauern­
{md Pyhrnmarginale. 

2. Der Trclnsill'erkchr in den l)Sl- lind q'ido51cu­
ropiiischcn Rallm iS1 dllrd! hessere .Vlll::1lI1g der 
OS(- und fVontbahn lluf die Schiene sOll'ie dl/reh 
SlllzlIng der Don/lU auf die Binnellschiffahrt zu 
rcrtagern. 

Dadurch H,'erden die Sclnverge\vichte beim Pro­
jekt "Neue Bahn" den Erfordernissen der Gegen­
\vart angepaßl und neu gesetzt. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Hohes Haus! Ich komme nun zum Schluß. Das 
vorliegende Budget 1990, insbesondere die Ka­
pitel 78 und 79, entspricht nicht unseren Vorstel­
lungen. Dieses Budget trägt dazu bei, daß das 
Budgetdefizit und die Staatsschulden noch weiter 
wachsen werden, es erlaubt nicht. die unmittelbar 
und sofort zu ergreifenden Maßnahmen im Zu­
sammenhang mit der Entwicklung des Transit­
verkehrs über unser Land zu treffen. Die Frei­
heitliche Partei wird daher diesen beiden Kapiteln 
keine Zustimmung erteilen. - Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) /2.42 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Der soeben vor­
gelegte Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Moser und Genossen ist genügend unterstützt, 
steht mit in Verhandlung. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Strobl. 

/2.';2 
Abgeordneter Strobl (SPÖ): Frau Präsidentin! 

Herr Bundesminister! Hohes Haus! Wenn wir 
heute in der Beratungsgruppe X unter anderem 
das Budgetkapitel 79 beschließen, Österreichi­
sche Bundesbahnen, dann ist es schon sehr wich­
tig, zu wissen, daß 35,2 Milliarden Ausgaben und 
29,2 Milliarden Einnahmen vorgesehen sind. 
Wenn man die drei Kapitel 65, 78 und 79 be­
trachtet, so sind an Ausgaben 88,9 Milliarden, an 
Einnahmen 78,5 Milliarden zu verzeichnen, das 
heißt umgerechnet ein Sechstel der Einnahmen 
und Ausgaben des Gesamtbudgets. 

Meine Damen und Herren! Wenn der Vorred­
ner Abgeordneter Moser versucht hat, im Budget 
einige Dinge darz~legen, dann möchte ich sagen, 
man sollte nicht Apfel und Birnen miteinander 
vergleichen, wenn man einen reinen Apfelsaft ha-

ben will. Um zu beurteilen. welche Bauvorhaben 
für die "Neue Bahn" zweckmäßig sind. sollte man 
die verkehrspolitischen Überlegungen doch in er­
ster Linie den Fachleuten überlassen. (Abg. Ei­
g r u b e r: Der Semmeringtunnel sicher nicht!) 

Es hat den Anschein, daß wir in wesentlichen, 
in wichtigen Verkehrsfragen uns irgendwo nahe­
kommen. Das war nicht immer so. Zum Vor­
schlag, eine europäische Verkehrskonferenz ab­
zuhalten, möchte ich vorerst sagen - es hat ja 
fünf Minuten vor dieser Diskussion ein Gespräch 
gegeben. nach dem dieser Entschließungsantrag 
. , . IAbg. Dr, D i [[ t' r sb l' r ger: 16 .Hi/lilil'Il.'1 
So waren es 16 ~Iinllten. Kollege Dillersberger. 
wenn dir damit geholfen ist. mir soll es recht sein. 

Aber man sollte eine so wichtige Sache nicht 
fünf Minuten vor Beschluß des Budgets aus rei­
nem Populismus hier einbringen. Ich habe gesagt, 
nach Rücksprache mit meinen Freunden von eier 
ÖVP, daß wir so wichtige Sachen im Verkehr­
sausschuß besprechen und beraten und dann, wie 
gesagt, dieses Thema einer Behandlung zuführen. 
(Abg. Dr. D i Li e r sb erg e r: Darauf komme ich 
zurück, Herr Kollege.') 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich das 
Jahr 1989 in Blickrichtung auf die Österreichi­
schen Bundesbahnen folgendermaßen charakteri­
sieren. 

Auf der einen Seite besteht großes Bedürfnis 
der Österreicher nach Förderung der Bahn als 
umweltfreundlich und volkswirtschaftlich günsti­
ges Verkehrsmittel zur Lösung der bestehenden, 
aber auch der zu erwartenden Verkehrsprobleme. 
Auf der anderen Seite stehen die ÖBB und deren 
Mitarbeiter unter größtem Rationalisierungs­
druck. Das Management der Bahn versucht, bei­
den Aspekten in ihrem Unternehmensfahrplan 
gleichermaßen Berücksichtigung zu schenken. 

Allerdings sind die Voraussetzungen für eine 
Modernisierung der Bahn schwierig, und zwar 
deswegen, weil die Bahn einen ungeheuren Auf­
holprozeß zu bewältigen hat. Bedenken Sie doch 
nur, daß das Schienennetz der ÖBB in seinen we­
sentlichen Teilen noch aus der Bahnbauzeit des 
vorigen Jahrhunderts stammt und seither prak­
tisch unverändert geblieben ist. Die Österreichi­
schen Bundesbahnen haben ihre Verkehrsleistun­
gen mit dieser Infrastruktur zu erbringen. 

Die Chance, unmittelbar nach dem Zweiten 
Weltkrieg ein modernes Schienennetz zu errich­
ten, konnte nicht genützt werden. Warum konnte 
sie nicht genützt werden? - Weil die vorhande­
nen Investitionsmittel praktisch in erster Linie in 
die Straße geflossen ~ind. Erst Anfang der siebzi­
ger Jahre haben die Osterreichischen Bundesbah­
nen höhere Budgetmittel erhalten. 
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Es ist also undenkbar, daß die Bahn innerhalb 
kurzer Zeit den notwendigen Aufholprozeß 
durchführen kann. 

Wenn wir auch im März dieses Jahres im Natio­
nalrat das Projekt "Neue Bahn" beschlossen ha­
ben mit dem hiezu notwendigen Hochleistungs­
streckengesetz und der für die Finanzierung so 
wichtigen ASFINAG-Novelle, so ist das praktisch 
als Dringlichkeitsprojekt zu bezeichnen, denn 
ohne dieses Bauvorhaben wäre die Existenz der 
Bahn gefährdet. 

Daß dieses Projekt aber eineinhalb Jahre lang 
zum Gegenstand der Tagespolitik gemacht wurde 
- ich ehrf nur erinnern: einige Junktirnierungen 
wie EG-Brief oder im Bereich der Lwdesvertei­
digung, im landwirtschaftlichen Bereich -, allein 
das läßt erkennen, wie wenig die problematische 
verkehrspolitische Lage Österreichs von einigen 
politischen Gruppierungen beachtet wird, wo­
durch die Lösung verzögert wird. 

Wie schon erwähnt, deckt die "Neue Bahn" die 
wichtigsten Bedürfnisse der ÖBB für die Moder­
nisierung ab. Vor allem aber die politische Ent­
wicklung bei unseren östlichen Nachbarländern 
macht es erforderlich, zusätzlich zum Projekt 
"Neue Bahn" Überlegungen anzustellen, wie der 
zu erwartende Ost-West-, West-Ost-Verkehr von 
vornherein auf die Schiene gebracht werden 
kann. Zu jener Zeit, als das Projekt "Neue Bahn" 
konzipiert wurde, konnte diese rasante Entwick­
lung im Osten noch keineswegs abgesehen wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Daher mein Ersu­
chen und meine Forderung an die Unterneh­
mensleitung, an den Herrn Bundesminister, aber 
auch an alle verantwortlichen Politiker: Es bedarf 
der dringlichen Erstellung eines Verkehrskonzep­
tes für die Ostregion mit der Einbindung der 
Franz-Josef-, der Ost- und Nordbahn mit dem 
Ziel, rasche und zeitgemäße Tagesrandverbin­
dungen nach Berlin, nach Prag, nach Brünn, nach 
Bratislava, Krakau und Warschau zu schaffen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wir brauchen so rasch als möglich ein Ost­
West-Schienenverkehrskonzept in Abstimmung 
mit dem Projekt "Neue Bahn". Es liegt im natio­
nalen, im internationalen Interesse, aber auch im 
Interesse der österreichischen Wirtschaft, hier 
rasch eine Realisierung zu finden. 

Hohes Haus! Es ist für alle verständlich, daß 
nicht aus dem bereits beschlossenen Projekt 
"Neue Bahn" Mittel umgeschichtet werden kön­
nen, denn eine Kette braucht alle Glieder. Setzen 
wir gemeinsam eine Initiative für eine weitere 
ASFINAG-Novelle zum raschen Ausbau und zur 
Finanzierung des Schienennetzes für den Ostver­
kehr! Hier könnten wir nicht nur eine verkehrs-

politische, sondern auch eine umweltpolitische 
Leistung setzen. Es wird vordringlich sein, dieses 
Thema ebenfalls sehr ausführlich im Verkehrs­
ausschuß zu beraten und Aktivitäten zu setzen. 

Nun aber, meine Damen und Herren, zum 
zweiten Teil meiner Replik, dem Rationalisie­
rungsdruck. unter dem sich die ÖBB und ihre 
Mitarbeiter befinden. 

Ich darf eine Studie des WIFO zitieren: Nach 
dem nunmehr vorliegenden Jahresabschluß ver­
besserte sich die Produktivität und Wirtschaft­
lichkeit der ÖBB spürbar. Die Bahn profitierte 
von der allgemeinen Konjunkturbelebllng. es 
wurde gleichzeitig mehr Personal eingespart als in 
elen Jahren zuvor. Seit 1988 werden täglich um 
rund 600 Reisezüge mehr geführt. Neue Service­
angebote wie der Haus-Haus-Gepäckverkehr 
wurden eingeführt. Der Stückguttransport wurde 
aktiviert. Die Personenverkehrsleistungen sind 
seit Jänner 1989 gegenüber 1988 um 15 Prozent 
gestiegen, die Güterverkehrsleistungen um 6 Pro­
zent. 

Meine Damen und Herren! Der Personalstand 
hingegen wurde aufgrund technischer und orga­
nisatorischer Rationalisierungsmaßnahmen ver­
ringert. Es verringerte sich der Stand der Plan­
stellen von 1987 bis 1989 um 3 700. und hier ist 
die Personalredllzierung für das Jahr 1990 - Sie 
können es selbst im Budget nachlesen - noch 
nicht berücksichtigt. 

Angesichts dieser Zahlen darf den Eisenbah­
nern wohl bestmögliche Mitarbeit bei sinnvollen 
Rationalisierungen bescheinigt werden. Aller­
dings möchte ich hinzufügen, daß nach den Ein­
sparungen von über 2 Millionen Überstunden in 
den Jahren 1987 und 1988 heuer wieder ein An­
steigen zu verzeichnen ist. 

Meine Damen und Herren! Es sei mir auch ge­
stattet, mit einigen Kenndaten darauf hinzuwei­
sen, daß der Bundeszuschuß für die ÖBB von 
1986 mit 27,8 Milliarden bis 1990 mit 24,1 Mil­
liarden Schilling abgesenkt wird. Das sind 
3,7 Milliarden. Die Frage: Gibt es ein anderes Mi­
nisterium mit so hohen Einsparungen?, kann ich 
hier freiweg mit Nein beantworten. 

Ein anderer Vergleich. Der Bundeszuschuß für 
die ÖBB im Verhältnis zu den Nettosteuern des 
Bundes in Prozenten: 1986 12.7 Prozent, 1990 
ein Absinken auf 8,8 Prozent. Im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt: 1986 2 Prozent, 1990 nur 
mehr 1,4 Prozent. Der kassenmäßige Betriebsab­
gang konnte ebenfalls abgesenkt werden, und 
zwar 1986 noch 10,7 Milliarden, 1990 wird er nur 
mehr 6,1 Milliarden betragen. Im kaufmänni­
schen Leistungsbereich wurde rechnerisch ein 
Reingewinn erzielt: 1986 0,6 Milliarden, 1990 
werden es 1,4 Milliarden sein. 
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Meine Damen und Herren von der ÖVP! Das 
sind Fakten und Tatsachen, die einige von Ihnen 
nicht gerne wahrhaben wollen, weil die Parteibril­
le halt für manchen den Blick trübt. 

Die Schlußfolgerungen aus diesen Bemerkun­
gen: Die Bahn erbringt heute aufgrund veränder­
ter Rahmenbedingungen höhere Leistungen. Der 
Reformwille der OBB führte zu einer Reduktion 
des Personalstandes bis an die Grenzen des Mög­
lichen. All diese Maßnahmen wurden bis jetzt 
durch Gewerkschaft und Personalvertretung mit­
getragen. 

Ab jetzt. meine D.lmen und Herren, \vird es zu 
überlegen sein, ob die Person.lleinsp.lrungspolitik 
noch sinnvoll ist. Ich verweise auf das Beispiel 
Deutsche Bundesbahn. Diese konnte nach einem 
Gesundschrumpfungsprozeß und großen Perso­
naleinsparungen die von der Wirtschaft und von 
den Reisenden verlangten Leistungen nicht mehr 
erbringen. Nun mußte wieder Personal eingestellt 
werden, mußte entsprechend ausgebildet werden. 

Und allen notorischen Kritikern an der ÖBB, 
die es sich zum Sport gemacht haben, stereotyp 
und nichtssagend eine Reform der ÖBB zu ver­
langen, möchte ich vorerst einmal entgegenhal­
ten: Eine Sanierung der Bahn ist nur über eine 
Erhöhung des Angebotes und der Nachfrage zu 
erhalten, verbunden mit einer entscheidenden 
Verbesserung der Rahmenbedingungen. - Ein 
Weg, den Bundesminister Dr. Streicher konse­
quent verfolgt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir können es uns einfach nicht mehr leisten, 
mit der Verkehrspolitik, insbesondere mit der 
Bahn, Tagespolitik zu betreiben. Die ÖBB und 
die Eisenbahner haben alles, was möglich war, ge­
tan, um die mit 1. 12. durch das LKW-Nachtfahr­
verbot für die Eisenbahn entstehenden Probleme 
zu entschärfen. 

Durch betriebsorganisatorische Maßnahmen 
wurde mit 1. 12. zusätzlich zu den 48 verkehren­
den Güterzügen über den Brenner 29 neue Ver­
bindungen vorwiegend für den Kombinierten 
Verkehr angeboten. Im unbegleiteten Kombinier­
ten Verkehr wurden von den beteiligten Bahnver­
waltungen der Bundesrepublik Deutschland und 
Italiens acht Regel- und acht Bedarfszüge verein­
bart. Im begleiteten Kombinierten Verkehr wur­
den zu den zwischen München und Verona ver­
kehrenden vier Zügen zusätzlich zwei installiert. 
Und in der Relation Ingolstadt - Brenner: zehn 
neue Zugsverbindungen. 

Das notwendige LKW-Terminal am Brenner, 
die sogenannte Betriebsstelle, konnte zeitgerecht 
zum 1. 12. binnen zwei Monaten fertiggestellt 
werden. Und hier haben die ÖBB und der Bau­
dienst bewiesen, daß sie imstande sind, großartige 

Leistungen in kurzer Zeit zu erfüllen, wenn man 
ihnen das nötige Geld zur Verfügung stellt. 

Um aber bei den Frächtern und Spediteuren 
die nötige Akzeptanz für die Angebote der Bahn 
sicherzustellen, hat Bundesminister Streicher eine 
auf sechs Monate befristete 50prozentige Tarifer­
mäßigung im Kombinierten Verkehr auf der 
Transitstrecke Kufstein - Brenner - Kufstein 
angeordnet. 

Ich meine daher, daß seitens der ÖBB alles ge­
tan wurde. um innerhalb kürzester Zeit rasch 
\Iaßnahmen zu ergreifen, um den Bedürfnissen 
der \Virtschaft nach einem reibungslosen Ver­
kehrsablauf, .lber auch den Bedürfnissen der Ti­
roler Bevölkerung n.lch einer besseren Lebens­
qualität gerecht zu werden. 

Neben der Lösung des Nord-Süd-, Süd-Nord­
Transitproblems ist für Österreich schon heute 
ein neues Transitverkehrsproblem abzusehen, 
und zwar im Ost-West-, West-Ost-Transit. Die 
Entwicklung in unseren östlichen Nachbarlän­
dern ist durchaus erfreulich. Sie wird positive 
Wirtschaftsimpulse für beide Seiten möglich ma­
chen. 

Meine Damen und Herren! Die Autobusse aus 
dem Osten sind ja schon da, die LKW-Flotten ste­
hen bereit. Wir müssen auch hier versuchen, die 
Verkehre von der Straße auf die Schiene zu verla­
gern. Wie Sie wissen, ist diese Aufgabe sehr müh­
sam. Wir hätten die Chance, durch entsprechende 
verkehrspolitische infrastrukturelle Maßnahmen 
den Verkehr von vornherein auf der Schiene ab­
zuwickeln. 

Um dem drohenden Verkehrsansturm aus dem 
Osten mit all seinen negativen Begleiterscheinun­
gen zu begegnen, sollte man beim Eisenbahnver­
kehr zusätzliche Züge einsetzen und gleichzeitig 
eine Tarifermäßigung gewähren. Dies wäre ein 
Beitrag zur Lösung des Verkehrs- und Umwelt­
problems. 

Unsere Wirtschaftshilfe an die Oststaaten sollte 
auch den notwendigen Ausbau der Schieneninfra­
struktur und die Förderung des Kombinierten 
Verkehrs miteinschließen. Es besteht heute kein 
Zweifel mehr, daß die Schiene eine volkswirt­
schaftlich wichtige Verkehrsart ist. Der Kosten­
deckungsgrad der Schiene liegt beispielsweise um 
11 Prozent über jenem der Straße. 

Würde die Bahn ausschließlich nach betriebs­
wirtschaftlichen Grundsätzen geführt werden, so 
gäbe es auf der ganzen Welt keine einzige Bahn, 
die positiv bilanziert. 

Der große volkswirtschaftliche Nutzen öffentli­
cher Verkehrsträger wird erst dann sichtbar, 
wenn Verkehrs- und Umweltpolitik gemeinsam 
betrachtet werden. Und hier hinken wir eben 
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nach. vor allem was die Kostenwahrheit betrifft. 
Der Straßenverkehr ist bei Berücksichtigung der 
externen Folgekosten in hohem Maße defizitär. 

Die Österreicher haben ein Recht darauf. zu 
erfahren, was der Straßenverkehr tatsächlich ko­
stet. Derzeit haben wir ein Abgabensystem. das 
dem Verursacherprinzip nicht gerecht wird. Wir 
brauchen eine Verkehrsbilanz, die alle Kosten 
und Erträge des Straßenverkehrs einander gegen­
überstellt. Anhanel der Ergebnisse dieser Ver­
kehrsbilanz sollten wir ein neues Abgabensystem 
entwickeln. das für eine gerechte Kostenvertei-
lung sorgt. ~ 

Verkehrspolitisches Handeln bedeutet flexibel 
sein. um auf wirtschaftspolitische VerCinelerungen 
rasch zu reagieren. 

Treten wir. meine Damen und Herren, in eine 
gemeinsame Diskussion, die unter den öffentli­
chen Verkehrsträgern, dem gewerblichen Stra­
ßengüterverkehr und dem Individualverkehr ge­
führt werden soll! Nur so wird es gelingen, ein 
effizientes, möglichst sicheres und volkswirt­
schaftlich günstiges Verkehrssystem in Österreich 
zu schaffen. 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluß 
möchte ich vor der Beschlußfassung des Budgets 
1990 dem Herrn Bundesminister Dr. Streicher. 
dem Management der ÖBB für das Engagement 
in diesen Verkehrsfragen, aber auch allen Bedien­
steten der Österreichischen Bundesbahnen für 
die Leistungen, die sie im laufenden Jahr im In­
teresse der Wirtschaft. im Interesse der Bevölke­
rung erbracht haben. sehr herzlich danken. (Bei­
fall bei SPÖ lind FPÖ.) 12.59 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Dillers­
berger. 

12.59 
Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPÖ): Sehr 

geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Da 
mein Kollege Moser ja bereits das ausgeführt hat, 
was die Opposition und die Regierung bei diesem 
Budgetkapitel trennt, möchte ich jenen Teil der 
Problematik, die heute zur Diskussion steht. be­
leuchten, in dem ich sehr viel Gemeinsamkeit 
sehe: die Nord-Süd-Transitverkehrsproblematik. 
(Der Prä si den t übernimmt den Vorsitz.) 

Lassen Sie mich zunächst auf einige Argumente 
meiner Vorredner eingehen und dem Kollegen 
Strobl sagen, daß er an sich ein guter Rechner 
sein mag - ich weiß nicht, ob die Zahlen, die er 
hier vorgerechnet hat, im Detail stimmen -, daß 
er sich in der politischen Argumentation aber 
ganz sicher im Ton vergriffen hat, wenn er sagt, 
wir hätten den Antrag, den wir heute eingebracht 
haben, aus populistischen Gründen gestellt. 

Herr Kollege Strobl! Wir haben in diesem An­
trag all das zusammengefaßt, was sich bisher an 
Gemeinsamkeiten in diesem Haus gefunden hat, 
und waren der Auffassung, daß wir Herrn Bun­
desminister Streicher, bevor er sich in seine 
schwierigen Weihnachtsverhandlungen begibt. 
die er aus ganz gewissen Gründen führen muß, 
einen gemeinsamen Nationalratsbeschluß mitge­
ben sollten. Wir nehmen aber zur Kenntnis, daß 
Sie diesen Antrag in einem Unterausschuß schu­
bladisieren wollen, und dort wird es ihm wahr­
scheinlich so gehen wie unserem Antrag 9/A, 
Herr Kollege StrobL der seit 28. 1. 1987 zur Tran­
sitverkehrsproblematik in einem L nterausschuß 
des Verkehrsausschusses liegt. Ich IJ../erde auf die­
sen Antra~. noch zu sprechen kommen. (Bclfall 
bei der FPO. J 

Herr Kollege PischI hat mit Recht ausgeführt, 
daß man in der öffentlichen Diskussion manch­
mal das Gefühl hat, daß sich diejenigen. elie ver­
suchen, politischen Konsens in der Transitver­
kehrsproblematik zu erzielen - und ich zähle 
mich zu diesen -, mit der Argumentation, die 
ihnen entgegenschlägt, nicht mehr recht ausken­
nen und daß es zu einer gewissen PattsteIlung ge­
kommen ist - durchaus, Kollege PischI. 

Ich stimme dem Kollegen Pischi auch dahin ge­
hend zu, daß wir alle die Verpflichtung haben, 
auf die Schwierigkeiten in unserem Heimatland 
Tirol gerade hier im Parlament hinzuweisen, daß 
es aber nicht angemessen ist, hier die Worte In­
farkt und Katastrophe ernsthaft in den Mund zu 
nehmen, denn gerade an meine Tiroler Kollegin­
nen und Kollegen gerichtet möchte ich doch sa­
gen: Wenn wir nach fünf Tagen hier im Parla­
ment jetzt an unser Heimatland denken, denken 
wir eigentlich an gute Luft, an schöne Berge und 
an ein wunderschönes Land, in das wir gerne zu­
rückkehren. (BeifaLL bei der FPÖ und bei Abge­
ordneten der ÖVP.J 

Meine Damen und Herren! Es gibt in dieser 
Bundesregierung - ich habe ja Gelegenheit, das 
hier fallweise auszuführen - erfolgreiche Mini­
ster, weniger erfolgreiche Ministerinnen und Mi­
nister und ganz erfolglose, die zum Teil aus ihren 
Ämtern entfernt und zum Teil aus ihren Ämtern 
von der eigenen Partei gegangen wurden. Herr 
Bundesminister Dr. Streicher gehört für mich -
ich sage das auch als oppositioneller Abgeordne­
ter - durchaus zu den erfolgreichen Ministern in 
dieser Legislaturperiode. Ich möchte mich nicht 
einmischen in den Streit hinsichtlich der verstaat­
Lichten Industrie. Ich gLaube aber, daß er mit 
Recht darauf hingewiesen hat, daß gerade in der 
Zeit der sozial-liberalen Koalition eine sich jetzt 
sehr positiv auswirkende Weichenstellung erfolgt 
ist. (Beifall bei der FPÖ und Beifall des Abg. Dr. 
Johann Bauer.) 
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Meine Damen und Herren! Wenn ich Herrn 
Bundesminister Dr. Streicher als erfolgreichen 
Minister bezeichne, dann bezieht sich das auch 
auf die Verkehrs- und insbesondere auf die Tran­
sitverkehrsproblematik. Hier ist er - er darf mir 
nicht böse sein, wenn ich das sage - hauptsäch­
lich deshalb so erfolgreich, weil er rechtzeitig auf 
die von der Freiheitlichen Partei vorgegebene Li­
nie eingeschwenkt ist. (Beifall bei der FPÖ. -
Z'rvischellrtlfe bei der SPÖ.) Ich werde Ihnen das 
auch begründen, meine Damen und Herren. 

Es ist der freiheitlichen Opposition gelungen, 
in relJtiv kurzet" Zeit elen Kemsatz eies Arbeits­
übereinkommen<; z\vischen elen beielen Regie­
rung<;parteien vom 16. 1. 19R7 zu konterkarieren. 
:\'leine Damen und Herren! Sie können nicht be­
streiten, elaß in diesem Papier steht: 

"Seitens Österreichs besteht der feste politische 
Wille, für eine reibungslose Abwicklung des euro­
päischen Verkehrs zu sorgen." 

Wir haben eben dieser These die Antithese un­
seres Antrages 9/ A entgegengesetzt. Wir glauben, 
daß wir alle heute doch dahin weitgehend über­
einstimmen, daß dieses Ziel der Regierungspoli­
tik zumindest in der gegenwärtigen Situation 
kaum mehr zu erreichen sein wird. Wir sind froh 
darüber! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ausgangspunkt 
und Kern der derzeitigen Diskussion in der Öf­
fentlichkeit ist das Nachtfahrverbot. Wir sollten 
uns um die Diskussion über das Nachtfahrverbot 
auch heute hier nicht drücken. Die Entwicklung 
des Herrn Bundesministers Streicher in dieser 
Frage - ich habe durchaus eine ähnliche Ent­
wicklung genommen, ich gestehe das zu - war 
die vom Nachtfahrverbot-Saulus zum Nachtfahr­
verbot-Paulus. 

Herr Bundesminister! Sie erinnern sich, daß 
wir am 24. Februar 1988 hier in der Fragestunde 
ein Gespräch geführt haben, bei dem Sie gesagt 
haben: 

"Auf Basis des jetzigen gesamteuropäischen 
Verkehrsklimas, auf Basis der Konsequenzen, die 
ich im Zusammenhang mit einem derartigen Ver­
bot erkennen kann, würde ich aus heutiger Sicht 
einem derartigen Nachtfahrverbot, selbst wenn es 
im Tiroler Landtag beschlossen werden würde, 
nicht meine Zustimmung geben." (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wahrscheinlich 
würde der Herr Bundesminister heute froh sein, 
wenn er bei dem geblieben wäre, was die Soziali­
stische Partei, die Österreichische Volkspartei 
und die Freiheitliche Partei anläßlich der Budget­
beratungen am 15. Dezember 1988 hier im Ho­
hen Haus gemeinsam beschlossen haben, als wir 

die Umstellung auf lärmarme LKWs zum 1. 1. 
1991 und abgasarme LKWs zum 1. 1. 1993 in 
Aussicht genommen haben. 

Sie würden heute wahrscheinlich auch froh sein 
darüber, wenn Sie wenigstens den gut gemeinten 
freiheitlichen Vorschlag, den wir in dieser Sitzung 
gemacht haben, realisiert hätten, wo wir beantragt 
haben: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Natio­
nah"at unverzüglich einen Bericht über die Mög­
lichkeiten der Verhängung eines Nachtfahrverbo­
tes für LK\Vs nach dem \!luster eier Schweiz im 
gesamten Bundesgebiet. insbesondere hinsichtlich 
der Transitrouten vorzulegen und in diesem Be­
richt die rechtlichen \'[öglichkeiten unel die von 
der Bundesregierung beabsichtigten Maßnahmen 
aufzuzeigen. 

Meine Damen und Herren! Wer jetzt erwartet. 
daß ich mich jetzt auch nur einen Millimeter vom 
Nachtfahrverbot absetze, der täuscht sich. (Abg. 
Hilde 5 eil e r: Aber es hat sich so angehört.') 
Denn nachdem die Regierungsmehrheit noch am 
28. Februar 1989 diesen Vorschlag, diesen gut ge­
meinten Vorschlag der Freiheitlichen Partei, der 
uns viel Schwierigkeiten erspart hätte, abgelehnt 
hat. hat es am 12. März 1989 Landtagswahlen ge­
geben, die mit einer katastrophalen Niederlage 
der Regierungsparteien geendet und zu einem 
Umdenken geführt haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Bundesminister! Die Freiheitliche Partei 
hat Ihnen Glauben geschenkt, als Sie der Wirt­
schaft zum 1. Dezember 1989 Flüster-LKWs und 
Umbausätze versprochen haben, als Sie der 
LKW-Branche genügend Kapazität für den 
Nachtshuttleverkehr versprochen haben. Und ich 
muß heute hier feststellen, daß diese Erwartun­
gen, die auch wir gehabt haben, zu optimistisch 
waren, um es im Sinne des konsensualen Klimas, 
das wir heute hier aufbauen wollen, zu formulie­
ren. Es gibt weder Flüster-LKWs noch Umbau­
sätze in ausreichender Zahl. Der Shuttle Ingol­
stadt - Brenner löst das Problem nicht. 

Sie werden vielleicht einwenden: Der Dillers­
berger hat den Shuttel Langkampfen - Brenner 
mit verhindert. Und ich darf Ihnen replizieren, 
daß Sie natürlich keine Stadt - noch dazu die 
zweitgrößte Stadt im Bundesland Tirol - mit 
dem Nachtverkehr belasten und die anderen Ge­
meinden entlasten können. Ich habe Ihnen aber 
die Alternative beim Grenzübergang Kiefersfel­
den aufgezeigt. 

Trotz allem, meine sehr geehrten Damen und 
Herren: Die Freiheitliche Partei bleibt dabei: Das 
Nachtfahrverbot und seine Einführung haben 
sich positiv auf die Bevölkerung ausgewirkt, ha­
ben zu einem Umdenken in Europa geführt, ha­
ben zu einer Verbesserung der Umweltsituation 
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geführt, und daher macht es die Freiheitliche Par­
tei nicht so, wie es andere politische Kräfte in die­
sem Land machen, und versucht nun nicht, das 
LKW-Nachtfahrverbot durch diffuse Erklärun­
gen oder durch Ausnahmegenehmigungen zu un­
terlaufen. 

Ich höre schon - das heißt, ich höre es nicht, 
aber ich sage es trotzdem -, daß auch der Lan­
deshauptmann von Kärnten Ausnahmen erteilt. 
Aber: Mit heutigem Tag sind das 62 Ausnahmen, 
und im Bundesland Tirol hat es weit über 
600 Ausnahmen gegeben, also das Zehnfache. 
lind diese Ausnahmen im Bundesbnd Tirol haben 
das provoziert, was sich heute an unseren Gren­
zen abspielt, und haben jene Reaktionen ausge­
löst, die Italien und die Bundesrepublik Deutsch­
lanc:t. an den Tag gelegt haben. (ßcifall bei der 
FPO /lnd bei Abgeordneten der SPO.) 

Ich darf Ihnen sagen, daß sich unser Klub heute 
darum bemüht hat, aus Tirol die ganz aktuellen 
Zahlen zu bekommen, und daß man uns im Büro 
des Herrn Landeshauptmann-Stellvertreters Tan­
zer von der Sozialistischen Partei keine Auskunft 
erteilt hat. Ich bin dankbar dafür, daß der Herr 
Bundesminister hier die Zahl 660 in etwa (Bllf1-

desminister Dr. S l r eie her: Insgesamt!) insge­
samt bestätigt hat. 

Wenn wir uns vorstellen, meine Damen und 
Herren, daß bisher auf der Inntal Autobahn und 
auf der Brenner Autobahn rund 800 LKWs in der 
Nacht gefahren sind, müssen wir sagen. es nützt 
nichts, wenn man uns heute die Statistiken darlegt 
und sagt, in dieser Nacht waren es nur 200 und in 
jener Nacht waren es nur 230, es ist zu einer 
Durchbrechung gekommen! 

Herr Bundesminister! Ich möchte Ihnen im Na­
men der Freiheitlichen Partei hier im Interesse 
der österreichischen Wirtschaft viel Erfolg für 
Ihre Verhandlungen mit der Bundesrepublik 
Deutschland und mit Italien zur Herstellung jenes 
Zustandes, den Sie den Österreicherinnen und 
Österreichern vor Einführung des Nachtfahrver­
botes versprochen haben, wünschen. Wir tragen 
weiter die Verantwortung mit Ihnen für die ge­
troffenen Entscheidungen. Aber wir werden na­
türlich mit Ihnen auch, wenn all das ausgestanden 
ist, sehr wohl die Diskussion über Ihre Verspre­
chungen an die Wirtschaft zu führen haben. 

Sie haben Sorge zu tragen dafür, daß die Ver­
sprechungen hinsichtlich der Ausstattung der 
LKWs und hinsichtlich des Shuttleverkehrs er­
füllt werden. Und ich bitte Sie, Sorge zu tragen 
dafür, daß Österreich nicht zum Spielball in Eu­
ropa wird. Und notfalls - auch da sind wir bereit 
mitzuziehen - haben wir ja auch noch eine Mög­
lichkeit der Gegenmaßnahmen, die wir ins Auge 
fassen sollten. 

Meine Damen und Herren! Abgesehen von der 
Einführung der lärmarmen LKWs zum 1. 12. die­
ses Jahres und der Ankündigung des Herrn Bun­
desministers, zum 1. 1. 1993 abgasarme LKWs in 
Österreich zu erzwingen (Bundesminister Dr. 
Streicher: 1991!), 1991 zu erzwingen, fehlt 
mir nach wie vor die Vision der Bundesregierung, 
wie wir das Transitverkehrsproblem insgesamt lö­
sen können. 

Ich glaube. daß wir auch Schwierigkeiten haben 
werden, und da müssen wir uns etwas einfallen 
lassen. wenn wir jetzt die \Virtschaft dazu veran­
bssen. sich auf den l~rmarl11en LK\V umzustel­
len, LInd in ganz kurzer Zeit, innerhalb derer eine 
Abschreibung dieser Fahrzeuge natürlich noch 
nicht erfolgen hat können, noch einmal einen In­
vestitionsschub in Richtung des abgasarmen 
LKWs verlangen. 

Sie alle wissen ganz genau, daß es gerade im 
Bundesland Tiro) Unternehmungen gibt - wir 
haben Sie nicht mit verursacht in dieser Größe -. 
wo Investitionen in Milliardenhöhe hier zur Dis­
kussion stehen. Ich glaube, daß man hier ein sehr 
sorgfältiges Gespräch führen wird müssen. 

Herr Bundesminister! Von seiten der freiheitli­
chen Opposition muß ich Ihnen natürlich heute 
schon vorwerfen, daß Sie den Auftrag, den Ihnen 
das Parlament am 7. Juni 1989 erteilt hat, nicht 
erfüllt haben. 

Sie haben damals den Auftrag bekommen: Die 
Bundesregierung wird ersucht, den Mitgliedern 
des Nationalrates über die Gesamtheit der in dem 
Zusammenhang mit der Transitverkehrsproble­
matik eingeleiteten und getroffenen Maßnahmen 
unter Bedachtnahme auf die zukünftige Entwick­
lung des europäischen Transitverkehrs bis zum 
31. Oktober 1989 einen Bericht zu übermitteln. 

Ich habe bis zum heutigen Tag gewartet, diesen 
Bericht anzumahnen, weil ich der Meinung war, 
daß Sie ihn den Abgeordneten heute vielleicht auf 
den Schreibtisch legen. Herr Bundesminister! Mit 
einem mündlichen Bericht wird es nicht getan 
sein. Wir wollten damals, wir haben uns darauf 
geeinigt, einen schriftlichen Bericht bekommen. 
Und dies ist ja ein mit den Stimmen der Sozialisti­
schen Partei, der Österreichischen Volkspartei 
und der Freiheitlichen Partei gefaßter Antrag. 

Ich glaube, daß wir, wenn wir von den Visionen 
in der Tranistverkehrsproblematik sprechen, 
wirklich ernsthaft, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, über die von der Freiheitlichen Par­
tei eingebrachten Anträge 9/A vom 28. Jänner 
1987 und 194/A (E) vom 28. September 1988, die 
im Unterausschuß des Verkehrsausschusses da­
hindämmern, sprechen müssen und daß es nicht 
genügt, daß wir den Menschen sagen: Seid froh, 
daß wir jetzt durch die Einführung des Nacht-
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fahrverbotes eine gewisse Verbesserung erbracht 
haben, sondern daß wir hier mehr tun müssen. 

Wenn ich heute ein wenig Bilanz ziehe über die 
Regierungstätigkeit des Herrn Bundesministers 
Streicher im Bereich der Transitverkehrsproble­
matik, dann muß ich sagen: Die positivste aller 
Entwicklungen liegt darin, daß Sie sich vom 
Kernsatz des Koalitionsübereinkommens, der Ga­
rantie für den Transitverkehr verabschiedet ha­
ben. dann gibt es das Positive im Bereich des 
Nachtbhrverbotes. und elann gibt es elas Positive. 
daß von den von der Freiheitlichen Partei in die 
Diskussion eingebrachten Dingen einiges ver­
wirklicht wurde: Tempolimits finden statt. eine 
höhere Tr::ll1sitm3ut ist eingeführt worden. lärm­
dämmende rvIaßnahmen werden gesetzt. Nutzung 
eier neuen Technologien zur Verminderung des 
Lärms und der Schadstoffemissionen. Verkehrs­
beschränkungen auf derartige Fahrzeuge, Moder­
nisierung des bestehenden ÖBB-Netzes beginnt, 
Nachtfahrverbot auf den Transitstrecken. All das 
haben wir verlangt und gefordert. Das ist bisher 
erfüllt worden. 

Aber, meine Damen und Herren, wir dürfen 
uns darüber nicht hinwegtäuschen, daß es noch 
sehr, sehr viel zu tun gibt. 

Ich habe bereits bei der Diskussion des Budget­
kapitels Inneres hier strengere Kontrollen und 
Kontrollen überhaupt im Bereich der Transit­
strecken angemahnt. Ich sehe immer noch, daß es 
viel zu viele Ausnahmen gibt. Ich sehe immer 
noch, daß man - Kollege Pischi hat das angetönt 
- viel zuwenig in die Diskussion mit der Bevöl­
kerung auf allen Ebenen eintreten kann. Wir ha­
ben dazu die Transitverkehrsausschüsse. an die 
Sie sich sicherlich erinnern können, vorgeschla­
gen, in denen Bundes-, Landes-, Gemeindepoliti­
ker mit gewählten Vertretern der Bevölkerung 
diskutieren sollten. 

Ich glaube, daß wir im Bereich des Nachtfahr­
verbotes die bereits angeklungenen Maßnahmen 
setzen sollten und daß wir uns vor allen Dingen 
darauf einigen sollten. daß die große Herausfor­
derung des Transitverkehrs durch unser Land, die 
ja letztlich nicht nur eine Herausforderung im 
Nord-Süd-Bereich, sondern unter Umständen die 
noch größere Herausforderung im Ost-West-Be­
reich werden wird, nur dadurch gelöst werden 
kann, daß wir wirklich auf der Basis von neuen 
Unterlagen - ich denke dabei an einen interna­
tionalen Ideenwettbewerb - an die Lösung der 
Situation herangehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich glaube, daß die Freiheitliche Partei einen 
sehr, sehr sinnvollen Vorschlag macht, indem sie 
die Auffassuang vertritt, daß wir gemeinsam eine 
Studiengesellschaft gründen sollten, deren Aufga­
be es ist, aU das, was im Bereich der Transitver­
kehrsproblematik als gute Ideen auf uns zu-

kommt - ich denke zum Beispiel an die Idee des 
Herrn Zentralsekretärs Marizzi, die ja nicht ganz 
neu ist, an die Frage Untertunnelung der Nördli­
chen Kalkalpen, an die Frage Magnetschwebe­
bahn und so weiter -, untersuchen zu lassen, und 
daß man darüber hinaus von dieser Studiengesell­
schaft auch einen internationalen Ideenwettbe­
werb zur Lösung der Frage ausschreiben sollte. 
Denn eines muß uns klar sein: Verlagerung von 
der Straße auf die Schiene ist gut. Verlagerung 
von der Straße auf die Schiene führt aber natür­
lich zu neuen Problemen im Bereich der Lärm­
entwicklung an den betroffenen Strecken. 

\leine Damen und Herren! Lassen Sie mich mit 
folgendem schließen: \Vir machen viel zu oft elen 
Fehler, daß wir uns, wenn wir über Transitver­
kehrsproblematik diskutieren, nur und aus­
schließlich mit dem LKW beschäftigen. 

Wir brauchen den LKW für die Nahversor­
gung. Es wird notwendig sein, all diese gemein­
sam besprochenen Maßnahmen auch im Fernver­
kehr zu setzen. Aber zum Transitverkehr gehört 
in viel größerem Maße noch der PKW-Verkehr, 
der ja ein Zehnfaches von der Frequenz her aus­
macht. gehört der Omnibusverkehr und gehört. 
wenn wir Verlagerung von der Straße auf die 
Schiene betreiben wollen. auch der Eisenbahn­
verkehr. der von der Lärmseite her so belastungs­
frei wie möglich für die Anrainerschaft gestaltet 
werden muß. 

Ich darf also abschließend sagen, daß Sie die 
Gegenstimmen der Freiheitlichen Partei zu die­
sem Budgetkapitel nicht in dem Sinne verstanden 
haben sollen, daß wir uns auch nur in irgendeiner 
Weise von den bisher getroffenen Maßnahmen 
im Bereich des Nachtfahrverbotes absentieren 
wollen. Wir stehen weiterhin zu diesen Maßnah­
men. Wir sind weiterhin bereit, hier Verantwor­
tung mitzutragen - in welcher Weise und unter 
welchen Voraussetzungen, habe ich Ihnen, glaube 
ich, deutlich genug dargelegt. (Beifall bei der 
FPÖ.) 13.19 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Bundesminister gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

13.19 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr Dipl.-Ing. Dr. Streicher: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu­
nächst bedanke ich mich natürlich für das Lob 
des Kollegen Dillersberger, muß aber seine Dar­
stellungen doch in dem einen oder in dem ande­
ren Punkt relativieren, insbesondere, wenn er be­
hauptet, ich bin vom Nachtfahr-Saulus zum 
Nachtfahr-Paulus geworden. 

Richtig ist, daß ich mir das Nachtfahrverbot a la 
Schweiz nicht vorstellen konnte. Richtig ist, daß 
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ich mir nie vorstellen konnte, daß das in das ge­
samteuropäische Verkehrsklima hineinpaßt und 
daß es ohne wesentliche Retorsionsmaßnahmen 
abgehen kann. Aber ich habe schon mehrmals ge­
sagt, Herr Kollege Dillersberger, die Möglichkeit 
hat mir der Flüster-LKW gegeben. Ich habe den 
seinerzeitigen Tiroler Landtagsbeschluß, der da 
gelautet hat, ein absolutes Nachtfahrverbot a la 
Schweiz gewissermaßen insofern wirtschafts­
freundlich entschärft, indem ich die Möglichkeit 
des weiteren :'\fachtfahrens mit LKW -Typen ganz 
bestimmter Art erlaubt habe, und dazu hat mir 
die Technologie des Flüster-LKWs die \!löglich­
keit gegeben. 

Herr Kollege Dillersberger! Ich cbt'f einmal 
mehr hier festhalten. daß wir. ausgehend vom Re­
gierungsprogramm. in dem erstmals die freie 
Wahl des Verkehrsmittels in Frage gestellt wor­
den ist - für besonders belastete Gebiete, für be­
sonders gefährliche Transporte; mit dieser Festle­
gung das erste europäische Papier dieser Art -. 
Abschied genommen haben von den erwähnten 
falsch verstandenen Dogmen in der Verkehrspoli­
tik, in der Verkehrsplanung der letzten 30 Jahre. 

Und in diesem Regierungsprogramm steht wei­
ters, was den Verkehrslärm betrifft, daß in beson­
ders belasteten Gebieten der Verkehr schrittweise 
auf besonders lärm- und schadstoffarme Fahrzeu­
ge beschränkt werden soll. 

Was den Transitverkehr betrifft, steht neben 
anderem dezidiert, daß gezielte Geschwindig­
keitsbegrenzungen, 60 km/ho Tageszeitbeschrän­
kung - also das Nachtfahrverbot - und techni­
sche Vorschriften bei Kraftfahrzeugen eingeführt 
werden sollen. 

Und, Kollege Dillersberger, damit hier keine 
Legendenbildung entsteht: Ich habe niemals ver­
sprochen, daß ab I. Dezember dieses Jahres ge­
nügend Nachrüstpakete oder genügend LKWs 
dieser Art vorhanden sein können. Bitte. ich 
komme aus dieser Branche und weiß, daß das 
nicht möglich sein kann bei 50 000, 
60 000 LKWs, die vom Nachtfahrverbot in ir­
gendeiner Weise betroffen sind; das sind ja nicht 
nur die, die ausgenommen sind. IAbg. Dr. D i L -
L e r s b erg e r: Da gibt es aber Aussagen von Ih­
nen. Herr Minister!) Nein, ich habe lediglich eines 
festgehalten: daß die Industrie das können wird. 
Denn als wir das Nachtfahrverbot in dieser Art 
hier diskutiert haben, hat ja die internationale 
LKW -Industrie gemeint, das wäre eine "Lex 
Steyr". nur weil Steyr dieses Modell habe, mache 
der Streicher das. Bitte, ich habe vorher auch bei 
der ÖAF nachgefragt. 

Und ich habe damals gesagt, ich weiß, daß die 
Industrie - ich komme ja aus der Industrie -
immer mehr kann, als sie zugibt, und ich weiß, 
daß zum Zeitpunkt des Nachtfahrverbots derarti-

ge Modelle zur Verfügung stehen werden. Und 
ich hatte recht behalten. Mercedes beispielsweise 
hat gesagt, das gehe nicht einmal theoretisch, um 
nur ein Beispiel zu nennen, und bei der Automo­
bilausstellung in Frankfurt hat sich jeder Auto­
mobilhersteller - LKW-Hersteller - Europas 
beeilt. seinen Flüster- LKW vorzustellen. Das 
heißt, ich konnte wirklich beweisen, daß ich recht 
gehabt habe mit der Behauptung. daß es derartige 
LKWs gibt und daß jeder in eier Lage sein wird, 
sie auch zu erzeugen. 

Und es ist ein Jltes Problem - wir wissen das 
JUS der Katalvsator-Diskussion -: Wenn man 
nicht vorschreibt. wird nicht gekauft. und wenn 
nicht gekzwft wird. \\ird nicht erzeugt. lJnd daher 
sind knappe Termine immer notwendig. wenn 
man Veränderungen herbeiführen will. 

Herr Abgeordneter Dillersberger! Visionen: Sie 
sagen. es fehle dem Ganzen die Vision. Dieses 
Nachtfahrverbot paßt in das Programm, und ich 
möchte dieses kurz beschreiben. Ich glaube, das 
sind Visionen. Denn das erste und allerwichtigste 
- Sie haben es ja angedeutet. da sind wir uns 
einig - heißt ja. unnotwendigen Verkehr von 
Haus aus zu vermeiden. Das ist doch das aller­
wichtigste, wenn wir das Transitverkehrsproblem 
oder das Verkehrsproblem überhaupt in den 
Griff bekommen wollen. Das heißt: Wegfall von 
Leerfahrten: hier gibt es entsprechende Modelle. 
Wegfall von Umwegtransit - das ist alles unnöti­
ger Verkehr. Die Transportwürdigkeit mancher 
Produkte überhaupt in Frage stellen. Manche 
Produkte verdienen es gar nicht. transportiert zu 
werden. IAbg. 5 moll e. applaudierend: Mu.cig. 
mlllig.' Handeln. Herr Minister.') 

Wir müssen insgesamt den Verkehr reduzieren, 
denn wir sind doch alle miteinander zu der Er­
kenntnis gekommen, daß wir den Verkehrszu­
wachs. die Zuwachsraten technisch nicht mehr 
bewältigen können. Ich bleibe bei meinem Bild -
Sie haben es ja auch öfter bestätigt -: Unsere 
Vision kann es nicht sein, 15-, 16-, 20bahnige Au­
tobahnen durch schmale Täler zu legen. 

Und der zweite Punkt dieses Programms ist: 
Von der Straße auf die Schiene. Und da hat gera­
de dieses Nachtfahrverbot eindrucksvoll bewie­
sen, daß die Bahn mehr kann, als man ihr zuge­
traut hat. Das ist nicht nur unsere Bahn, das ist 
die deutsche Bahn, die österreichische und die ita­
lienische Bahn. Wir haben 29 Zugtrassen auf die 
Bahn, auf die Schiene bringen können in unserem 
kurzfristigen Programm. (Abg. Dr. DiLL e r s­
be r ger: AusLastung, Herr Minister?) Auslastung 
80 Prozent in den ersten Tagen. Das ist eine wun­
derbare Auslastung. Wir haben ganz beachtliche 
... (Abg. Dr. DiLL e r s b erg e r: Da muß ich die 
falschen Züge gesehen haben!) Ja, ich kann mich 
natürlich nur auf die Zahlen verlassen, die die 
Leute, die das abrechnen und die das Geld dafür 
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kassieren, genannt haben. Wir haben das ja auch 
entsprechend subventioniert. Zu 80 Prozent sind 
die 29 Zugtrassen ausgelastet. 

Und der dritte wesentliche Punkt ist: Modern­
ste Technik zum frühestmöglichen Zeitpunkt. 

Also wenn das keine Visionen sind in diesem 
Zusammenhang, dann weiß ich nicht, was dann 
wirklich Visionen sind. 

Und noch einmal, Herr Abgeordneter: Allein 
die Technologie des Flüster-LKWs hat uns die 
,'vlöglichkeit. eine derartige vlaßnahme einiger­
maßen - einigermaßen! - über die Bühne zu 
bringen. erlaubt. Das möchte ich in diesem Zu­
sammenhang sagen. 

Wir haben hier ein Gesetz einstimmig beschlos­
sen - nicht einstimmig; Herr Präsident Mader­
thaner hat dagegen gestimmt -. und die Landes­
hauptleute legen dieses Gesetz einfach ganz an­
ders aus. als es gemeint war. Es werden hier näm­
lich unter dem Titel "erhebliches öffentliches In­
teresse" auch wirtschaftliche Faktoren einbe­
zogen, die wir ausdrücklich aus dem Gesetz 
herausgenommen haben, nämlich eine Ausnahme 
nach Vorweis eines Bestellscheins zu erteilen, und 
das hat zu einer von den Italienern vermuteten 
Ungleichbehandlung geführt. 

Die Italiener haben die Grenzübertrittereignis­
se der ersten zehn Tage analysiert. Hier sind nur 
Österrreicher über die Grenze gefahren und kein 
einziges italienisches Fahrzeug. Das hat den ita­
lienischen Verkehrsminister veranlaßt, obwohl er 
in diesem Zusammenhang versprochen hat. Wort 
zuhalten, obwohl er praktisch keine Retorsions­
maßnahmen ins Auge gefaßt hat. eben auch ein 
kleines Nachtfahrverbot für Fahrzeuge mit sol­
chen Ausnahmebewilligungen zu verfügen. Da­
von waren in den letzten Tagen 20 bis 40 LKWs, 
die man am Grenzübertritt gehindert hat, betrof­
fen. 

Und es sind nicht nur die Tiroler, das muß ich 
in diesem Zusammenhang fairerweise auch sagen. 
Es sind leider in den Ländern Verordnungen er­
lassen worden, die den Anrainerverkehr bevorzu­
gen, die Zufahrten für österreichische Frächter 
erlauben, die deshalb eben nicht GATT -konform 
sind und die unser ganzes Argumentationsgebäu­
de zusammenbrechen lassen. 

Aber sowohl Landeshauptmann Haider als 
auch Landeshauptmann Ratzenböck haben noch 
gestern versichert, daß diese Verordnungen korri­
giert werden. Es ist richtig, daß weniger Direktbe­
scheide von Kärnten ausgegeben wurden, sodaß 
wir mit unseren italienischen Kollegen, glaube 
ich, in diesem Zusammenhang zurechtkommen 
werden. 

Ich habe ausdrücklich darauf aufmerksam ge­
macht, daß jedes Element einer Diskriminierung 
in irgendeinem Bescheid, in irgendeiner Verord­
nung uns in größte Schwierigkeiten bringen wird. 
Fast alle betroffenen Landesregierungen haben 
diesen Gesichtspunkt nicht ernst genommen, und 
eigentlich sind wir nur deshalb mit Italien in 
Schwierigkeiten gekommen. Ich hoffe, daß wir 
das noch in den nächsten Tagen korrigieren kön­
nen. 

Aber insgesamt - und jetzt bin ich beim Punkt 
- hat in den ersten zwölf Tagen das ~achtfahr­
verbot wirklich einen positiven Effekt gezeigt: 
Wir haben Lärmrecluktionen in der Größenord­
nung von 5,5 bis 6.5 Dezibel. und 'Wenn Sie ;}uf 
der Brenner ... fAbg. Dr. D i { (e r sb erg er: 
Da haben ~rir keinen Gegensatz.' Das ist alles rich­
tig. was Sie sagen.') Ja. ja, ich repliziere nicht nur 
auf Sie, sondern ich wollte hier berichten. daß in 
den ersten Tagen genau das eingetreten ist, was 
dieses Parlament beschlossen hat, nämlich eine 
ganz gewaltige Lärmreduktion. Das ist ein Kate­
goriensprung, die 6,5 Dezibel, und wenn man 
jetzt noch den Flüsterasphalt aufbringt - und 
Kollege Schüssel hat zugesagt, daß das in der 
nächsten Zeit passieren wird -, dann wird genau 
der Wert erreicht. den wir wollten, nämlich zwi­
schen 10 und 11 Dezibel Lärmreduktion. Das ist 
die Halbierung des Lärms für eine stark betroffe­
ne Bevölkerung. 

Die angekündigte deutsche Retorsion ist nicht 
GATT -konform. die EG steht auf unserer Seite. 
Wir werden sehen, daß wir das noch einigerma­
ßen korrigieren können. Daß es für das Trans­
portgewerbe schwierig ist, muß ich anerkennen, 
muß ich einsehen. Aber wir haben gewußt, daß 
eine derartige Maßnahme in der europäischen 
Verkehrslandschaft nicht konfliktfrei über die 
Bühne gehen wird. (Allgemeiner Beifall.) 13.31 

Präsident: Als nächste Rednerin zum Wort ge­
meldet ist Frau Abgeordnete Helga Erlinger. Ich 
erteile es ihr. 

13.3/ 
Abgeordnete Helga Erlinger (Grüne): Sehr ge­

ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, es ist wichtig, daß wir heute hier etwas 
erwähnen: So, wie der Verkehr in der Vergangen­
heit organisiert worden ist, kann es eigentlich 
nicht weitergehen, denn das ist die größte flä­
chenhafte Umweltvergiftung, die wir uns vorstel­
len können. Bei allen wesentlichen Schadstoff­
gruppen sind nun einmal, so gerne wir sie auch 
haben, die Autos, die PKWs und die LKWs, die 
Emittenten Nummer eins in unserem Land. 
Schon eine Vollmotorisierung bei nur einem 
Bruchteil der Menschen führt zu katastrophalen 
Auswirkungen an Energievergeudung, sprich: 
Kraftstoffverbrauch, an Luftvergiftung, sprich: 
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Emissionen, und Bodenversiegelung, sprich: Stra­
ßenbau. 

Nun stehen wir zum Beispiel vor der Frage, was 
in Osteuropa passieren soll, ob dort der gleiche 
Weg der einseitigen Verkehrsorganisation über 
das Automobil gegangen werden soll. Wir wissen 
ja, daß sich heimische Baufirmen und heimische 
Banken gemeinsam mit dem Wirtschaftsminister 
sehr intensiv bemühen, in diesen osteuropäischen 
Staaten Autobahnen vorzufinanzieren. \Vir ex­
portieren also unser Umweltproblem Nummer 
eins in osteuropäische Länder. 

Es ist wichtig. in diesem ZU5ammenlung zu er­
wähnen. daß sich das Problem seit 1996 ver­
sch5rft hat. Seit Benzin wieder billiger geworden 
ist. steigen die jährlichen Fahrleistungen auf Au­
tobahnen und Schnellstraßen im Ausmaß zwi­
schen 5 und 10 Prozent an, weiters steigen auch 
die Fahrleistungen je PKW deutlich an. Wir alle 
wissen, daß, als wir höhere Benzinpreise gehabt 
haben, als wir zum Beispiel einen autofreien Tag 
gehabt haben, uns das gar nicht so sehr geschadet 
hat, und wir haben gar nicht so sehr unter dieser 
Maßnahme gelitten. Wir sehen also. daß es 
durchaus möglich ist. daß mit Verordnung oder 
mit Gesetz der Autoverkehr beziehungsweise der 
LKW-Verkehr ein bißchen gestoppt, gebremst 
werden kann. 

Ich denke. daß es in diesem Zusammenhang 
wichtig ist, auf das Versagen der Politik hinzuwei­
sen, denn es zeigt sich derzeit am Osttransit. daß 
es da in keiner Weise eine flexible, eine zukunfts­
orientierte Verkehrspolitik in unserem Land gibt. 
Qa öffnen sich die Grenzen nach Ungarn und zur 
CSSR und es gibt teilweise noch aus der Vergan­
genheit recht gut ausgebaute Bahnverbindungen. 
wo man als ersten Schritt bloß einen radikalen 
Taktfahrplan einführen müßte, wie zum Beispiel 
von Wien über Marchegg nach Bratislava. Die Si­
tuation ist derzeit so, daß pro Tag dort bloß zwei 
Züge fahren, zwei Züge pro Tag nach Bratislava 
über Marchegg nach Wien. Der nächste Witz ist, 
daß diese zwei Züge drei Stunden von Bratislava 
nach Wien brauchen. 

Das nächste. Ich wohne ja in Hainburg, und wir 
ersticken derzeit an der Verkehrsbelastung aus 
der Tschechoslowakei, aus Bratislava. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es geht mir nicht 
darum, zu sagen, daß diese Autos die Grenze 
nicht mehr passieren dürfen. Denn wenn man 
sich die Situation in der Tschechoslowakei an­
schaut, wenn man historisch 40 Jahre zurückgeht, 
dann muß man verstehen, daß Menschen, die sich 
40 Jahre nicht frei bewegen konnten, natürlich 
von dieser Freiheit intensiven Gebrauch machen 
wollen und natürlich diese Freiheit umsetzen 
wollen, um in ein freies Land zu kommen, den 
Nachbarstaat Österreich zu begrüßen, zu besu­
chen, Freunde kennenzulernen. Freunde wieder-

zusehen, die sie vielleicht sehr viele Jahre nicht 
gesehen haben. 

Auf der anderen Seite sehe ich eben die unge­
heure Problematik dieser Verkehrslawine. die 
derzeit von Preßburg über Hainburg nach Wien 
rollt. Zum Teil fahren die Autos in zwei Spuren, 
wir haben einen ungeheuren Stau, wir haben eine 
ungeheure Emissionsbelastung. 

Nun gibt es die Preßburger Bahn. die von Wien 
nach Hainburg und WolfsthaI fährt. Es wäre mei­
ner \ileinung nach doch durchaus denkbar, daß 
man in Bratislava eine sehr intensive Werbung 
macht mit Plakaten. mit Information über die 
derzeit zust:indigen Stellen in Bratisklva. daß man 
zum Beispiel in Bratislava Busse bereitstellt. um 
die wlenschen von Bratislava nach WolfsthaI zu 
führen, damit sie in Wolfsthai in die Bahn einstei­
gen können und mit der Bahn nach Wien fahren 
können. Die Preßburger Bahn verkehrt stündlich 
und ist zeitweise halb leer. Das ist meiner Mei­
nung nach unökonomisch. Wir müssen hier flexi­
bler vorgehen. 

Wir befinden uns - ich sage das ganz bewußt 
- derzeit in einer ungeheuren Notsituation. Wir 
sollten diese Notsituation erkennen, und wir soll­
ten aus dieser Notsituation das Beste herausholen. 
Wir sollten uns überlegen, wieviel Geld Verkehrs­
minister Streicher braucht, um zum Beispiel im 
10-Minuten-Takt von Bratislava an die Grenze 
nach Wolfsthai zu fahren. um dort die Menschen 
in die Bahn steigen lassen zu können. Wieviel 
Geld würde das kosten? Kostet das vielleicht 
200 Millionen Schilling. dann muß uns das dieses 
Geld wert sein. denn die Folgekosten wären viel 
höher. Die Umweltbelastung, die Gefährdung der 
Menschen, die Verkehrsproblematik, die Ver­
kehrsunfälle, all diese Dinge kosten uns viel, viel 
mehr als eine außerbudgetäre Finanzierung von 
vielleicht 200 Millionen Schilling. 

Ich würde Sie bitten, Herr Bundesminister, sich 
vielleicht diese Summe ausrechnen zu lassen und 
dann dem Parlament Ihre nächsten Schritte mit­
zuteilen. Ich glaube nicht, daß eine der hier anwe­
senden Parteien nein zu einem solchen Vorschlag 
aus Ihrem Ministererium sagt. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Es wird wirklich darauf ankommen, in Zukunft 
der Bahn die Chance zu geben, die ihr gebührt. 
Ich komme immer wieder. sooft ich mich zur 
Verkehrsproblematik in diesem Haus gemeldet 
habe, auf den Bau der A 9 und auf den Bau der 
A 4. Die A 9, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist die dritte Nord-Süd-Route in Öster­
reich. Wir alle wissen, was es bedeutet, wenn das 
letzte Stück fertiggebaut ist. Wir haben die glei­
che Problematik, die wir heute im Inntal und im 
Wipptal haben. Sie müssen das endlich einmal be­
greifen. Wenn wir dieses Stück fertigbauen, dann 
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müssen wir Nachtfahrverbote machen, dann müs­
sen wir Geschwindigkeitsbeschränkungen ma­
chen, denn der LKW-Transit wird nicht aufhören. 
Wenn die Tschechoslowakei frei ist, wenn Bulga­
rien frei ist, wenn Ungarn frei ist, dann hört die­
ser Transit nicht auf. Wir müssen daher die Bahn 
so attraktiv machen, daß man sie gerne benützt. 

Wenn ich an die A 4 denke: Es ist ganz einfach 
so - und dazu brauche ich keine Verkehrsexper­
tin mehr zu sein -. daß Autobahnen den Ver­
kehr anziehen. Wenn ich mir die derzeitige Situa­
tion an der B 9 und an meiner B 10 anschaue -
ich sage jetzt bewußt "meine BIO". weil das eben 
meine Straße ist. die ich nach Hainburg verwende 
-. dann muß ich feststellen: Das ist. man kann es 
eigentlich nur mehr so sagen. Horror zur Potenz! 
Ich weiß. wie sehr die Leute an der B 10 unter 
dieser Situation leiden, und ich weiß auch. wie 
sehr die Leute an der B 9 unter der derzeitigen 
Situation leiden. (Abg. Pro b sc: Womit fahren 
Sie nach Hainburg?) Herr Probst! Wenn Sie mir 
nur einmal einen ordentlichen Zwischenruf ma­
chen könnten, dann könnte ich Ihnen ordentlich 
antworten; aber das passiert leider nicht. 

Sie wissen es, Sie sagen es. daß Autobahnen 
Verkehr anziehen, Sie nicken mir zu. und trotz­
dem bauen Sie die A 9 und trotzdem bauen Sie 
die A 4! 

Was soll man denn von Ihrer Politik noch hal­
ten? Man kann an den Fingern abzählen, welche 
Politik Sie im Auge haben. 

Ich möchte jetzt vor allem darauf hinweisen, 
daß Ihnen das Ausmaß des Problems bewußt ist, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist 
jedem einzelnen Abgeordneten und jeder einzel­
nen Abgeordneten in diesem Haus bewußt. Sie 
haben die Mandatstärke in diesem Haus. diese Si­
tuation zu ändern, gemeinsam mit dem Verkehrs­
minister. 

Wir brauchen für Österreich Verkehrskonzep­
te - Österreich liegt ja jetzt im Herzen Europas 
wie noch nie -, die die umliegenden Nachbar­
staaten voll involvieren. Die Bahnverbindungen, 
die Taktfahrpläne gehören mit diesen Staaten ab­
gesprochen, partnerschaftliche Verträge gehören 
abgeschlossen. Das ist das allerwichtigste. 

Es bedarf wirklich nur des politischen Mutes 
des Ministers, diese Konzepte umzusetzen. Ich 
zähle diese auf: Es geht darum - und da wird es 
einen Aufschrei geben, das ist schon klar, aber wir 
müssen uns der jetzigen Problematik auch be­
wußt sein -, dem Verbrennungsmotor, dieser 
Ölvernichtungs- und Luftvergiftungsmaschine, 
eine klare Absage zu erteilen. 

Wir müssen uns heute dazu aufraffen, zu erklä­
ren, daß im Jahr 2000 Kraftfahrzeuge nur mehr 

höchstens 5 Prozent der heutigen Emissionen ha­
ben dürfen. Das ist technisch längst möglich, und 
wer sich die Prototypen der Automobilindustrie 
anschaut, der sieht, daß heute Elektromotoren, 
Wasserstoffmotoren und so weiter so weit entwik­
kelt sind, daß das geht. 

Letztlich geht es um die kostenmäßige Waffen­
gleichheit. anders gesagt, um den Privilegienab­
bau im Autoverkehr. Alle Nichtautobesitzer, alle 
Steuerzahler und meist jene, die eben über gerin­
gere Einkommen verfügen. subventionieren die 
Straße. Nicht die ÖBB sind der teuerste Ver­
kehrsträger. sondern die Straße. 

Z~lhlen wir die Kosten auf: '\leben den Straßen­
baukosten die Cberwachungskosten. die ünfall­
folgekosten. die Gerichtsko;ten, die Planungsko­
sten, die Umweltkosten, die Kosten durch gerin­
gere Erträge in der Holzwirtschaft. Wir wissen 
heute, wie sehr Waldbesitzer vom Waldsterben 
betroffen sind und welche Ausmaße das Wald­
sterben angenommen hat. 

All das wissen wir. Wir sollten heute den Mut 
haben. den Leuten klar und deutlich zu sagen: 
Wir kommen um eine drastische Erhöhung der 
Kosten des Autoverkehrs nicht mehr herum. und 
es gibt eine Reihe von Möglichkeiten - ich bin 
überzeugt davon, daß auch das Verkehrsministe­
rium diese Möglichkeiten kennt -. die ich eben­
falls nennen möchte. 

Wir haben als erstes einmal eine Reform der 
Kfz-Steuer vorgeschlagen. Der Hubraum ist ein 
unzureichender Parameter. Ein Umweltindex, 
der vor allem die Schadstoffemissionen und den 
Benzinverbrauch berücksichtigt, soll zukünftige 
Grundlage der Kfz-Steuerbemessung sein. 

Zweitens: Die Mineralölsteuer soll erhöht und 
zweckgebunden für den längst fälligen Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs verwendet werden. Das 
wäre eine Möglichkeit, die Bundesbahnen, die 
ÖBB, im nötigen Ausmaß mit Geld zu versorgen, 
das wir aus umweltpolitischen, aus ökologischen 
und aus ökonomischen Gründen für dieses Land 
brauchen. 

Drittens der Bereich der Städte. Alle, die sich 
dieser Tage in Wien aufhalten und vielleicht das 
Pech haben, nicht mit der Straßenbahn zum Ziel 
kommen zu können und ein Stückerl zu Fuß ge­
hen müssen, wissen, was es bedeutet, in Wien zu 
Fuß unterwegs zu sein. 

Es wird einem übel vom Schadstoffausstoß, 
von den Auspuffgasen der Autos, und zwar nicht 
nur der heimischen Autos, sondern auch der 
LKWs, der Busse und der tschechoslowakischen 
PKWs. 

All diese Dinge haben wir ja in Wien in 
schrecklichster Weise vor Augen. Es ist ganz ein-
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fach so: Das Auto fährt nicht mehr in Wien, es 
zerstört bereits beim Stehen, im Stau unsere Um­
welt und unseren unmittelbaren Lebensbereich. 

Wir müssen uns die Frage stellen, was eine le­
benswerte Stadt ist und wie wir eine lebenswerte 
Stadt bekommen, und ich bin sicher, daß Sie mir 
nicht heute, aber vielleicht morgen recht geben 
werden, wenn ich meine, daß wir den Autover­
kehr soweit wie möglich aus der Stadt hinausbe­
kommen müssen. 

Weiters sollten wir nicht die Illusionen wecken. 
clJß e1urch elen Ausbau weiterer Str:1ßen d:1s Pro­
blem gelöst werden bnn: ganz im Gegenteil. 

D:1her schrittweises Zurückdrängen des Autos 
aus der Stadt. e1ie Rückeroberung d~s öffentlichen 
Raumes für Anwohner, kulturelle Zwecke und 
ökologisch verträglichen Individualverkehr. Ich 
denke insbesondere an das Radfahren und an den 
öffentlichen Verkehr mit eigenen Bus- und Tram­
spuren, für die Autos möchte ich mehr Park-and­
ride-System, daß man das Auto vor der Stadt las­
sen kann und die Möglichkeit hat, mit öffentli­
chen Verkehrsmitteln in die Stadt zu fahren. 

Die Parkplätze. Man müßte für die Parkplätze 
eine Gebühr verlangen, denn für jede Wohnung 
bezahlt man Miete, also sollte man auch für den 
Raum, den man in der Stadt benützt, eine Art 
Miete bezahlen. (Abg. K e r s c Iz ball m: Kllrz­
parkzonen gibl es schon in Wien,') 

Wir glauben auch, daß es sehr wichtig ist, daß 
der Verkehrsminister heuer eine sehr mutige 
Handlung gesetzt hat, indem er auf Aufforderung 
der Grünen und dann auf Aufforderung der 
Wählerinnen und Wähler ein Nachtfahrverbot 
durchgesetzt hat. 

Es ist meiner Meinung nach idiotisch, daß ei­
nerseits ein Verkehrsressort die allgemeine Ver­
kehrspolitik zu machen glaubt, andererseits es 
aber einen Straßenbauminister gibt, der durch 
seine Entscheidungen für oder gegen Straßen -
meistens für weitere Straßen - andere verkehrs­
politische Voraussetzungen schafft als der Ver­
kehrsminister. 

Unsere klare Forderung lautet: Schaffung eines 
Verkehrsministeriums in einer Hand und Aus­
gliederung des Straßenbaus aus dem Wirtschafts­
ressort! (Beifall bei den Grünen.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß es notwendig ist, über die Transitpro­
blematik, über die Verkehrsproblematik vernetzt 
nachzudenken. Wir brauchen die Bahn, überle­
gen Sie sich aber gut, ob das Konzept "Neue 
Bahn 2000" wirklich das ist, was in unserem Land 
Priorität haben sollte. 

Meiner Meinung nach steht das an zweiter Stel­
le. Ich bin der Ansicht, daß wir die bestehenden 
Strecken ausbauen sollten, daß wir den Nahver­
kehr ausbauen sollten, daß wir mit der Bundes­
bahn dorthin kommen können, wohin wir wollen, 
daß wir nicht mit dem Auto fahren müssen. Das 
hat meiner Meinung nach bei dieser Problemstel­
lung Vorrang. und erst sekundär kommt für mich 
das Konzept "Neue Bahn", 

Ich möchte abschließend noch sagen, daß das 
derzeitige Budget all diesen Problemen, all diesen 
Forderungen, die wir Grüne schon seit vielen Jah­
ren aufstellen, in keiner Weise Rechnung trägt. 

Es sind keine ausreichenden :VIittel für die Un­
terstützung eies Bahnnetzes in eier Tschechoslo­
wakei unel in Ungarn vorgesehen, denn wir haben 
uns sehr wohl vorgestellt, daß der österreich ische 
Staat intensiv mithilft. das Bahnnetz in Ungarn 
und in der Tschechoslowakei zu revitalisieren und 
auszubauen. Es sind keine Mittel dafür im Budget 
vorgesehen. 

Es werden auch keine Maßnahmen gesetzt, die 
bestehenden Verbindungen in diese Länder kurz­
fristig auf den höchsten technischen und organi­
satorischen Standard zu bringen. 

Wenn ich, meine sehr geehrten Damen und 
Herren - damit komme ich schon zum Schluß 
-, an die Weltausstellung im Jahr 1995 denke, 
dann empfehle ich Ihnen, sehr rasch mit einem 
umfassenden Verkehrskonzept zu beginnen, denn 
sonst läuft Ihnen die Weltausstellung durch die 
Straße davon. (Beifall bei den Grünen.) /3.51! 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Felix Bergsmann zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

13.50 
Abgeordneter Bergsmann (ÖVP): Sehr geehr­

ter Herr Präsident! Herr Minister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Zunächst ein Satz zu 
Dr. Dillersberger, der das Wollen der Koalitions­
regierung kritisierte, im Nord-Süd-Verkehr be­
züglich des Transits für eine reibungslose Ab­
wicklung zu sorgen, und das schon zu Zeiten der 
Regierungserklärung beziehungsweise des Koali­
tionsabkommens im Jänner 1987. 

Ich möchte Dr. Dillerberger, auch wenn er 
nicht da ist, sagen: Das bedeutet noch lange nicht, 
daß SPÖ und ÖVP gemeint hätten, daß die rei­
bungslose Abwicklung dieses Verkehrs aus­
schließlich auf der Straße erfolgen soll; ganz im 
Gegenteil. 

In diesem Wollen der Koalitionspartner ist seit 
Jänner 1987 all das längst enthalten, was Kollege 
Moser heute im freiheitlichen Entschließungsan­
trag in sehr allgemeiner Form und erst zu Beginn 
dieser heutigen Sitzung eingebracht hat. 
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Diese Anliegen sind alle bekannt, nur in dieser 
Form sind sie nicht geeignet, bearbeitet zu wer­
den. Aus diesem Grunde wird die ÖVP diesem 
Entschließungsantrag auch heute nicht zustim­
men, obwohl sie prinzipiell nicht gegen die Lö­
sung dieses Problems ist. 

Wenn Dillersberger im Zusammenhang mit 
dem Nachtfahrverbot gemeint hat, daß er es nicht 
so verstanden haben will, daß er prinzipiell dage­
gen wäre, so nehmen wir für uns in Anspruch, 
daß wir es nicht so verstanden haben wollen, daß 
wir prinzipiell gegen diese Anliegen wären. fA.bg. 
Sc h Ö i1 h (/ r r: Warum sind Sie dagegen. H'l'/1Jl Sie 
daflir sind?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
der gebotenen Kürze zum Budgetkapitel Verkehr 
in sieben Punkten einige kurze Bemerkungen: 

Erster Punkt: "Neue Bahn". Ich habe an dieser 
Stelle am 1. März dieses Jahres erklärt, daß die 
technischen Möglichkeiten der Verkehrstechno­
logie, Stahlschiene/Stahlrad, ohne weiteres die 
Voraussetzungen bringen, mit 500 Stundenkilo­
metern Geschwindigkeit zu fahren. 

Vor eineinhalb Wochen haben die Franzosen 
den Beweis erbracht: Sie haben einen Zugfahrt­
geschwindigkeitsrekord von 480 Kilometern pro 
Stunde aufgestellt. 

Warum sage ich das? Weil gerade an diesem 
Beispiel zu ersehen ist, wie sehr eigentlich die 
Österreich ischen Bundesbahnen in den vergange­
nen Jahrzehnten ins Hintertreffen gekommen 
sind. 

Es nützen alle Erklärungen nichts, es ist halt 
doch so, daß in dieser Zeit 16 Jahre einer soziali­
stischen Regierung enthalten sind, 16 Jahre mit 
sozialistischen Verkehrsministern, und erst - das 
möchte ich dem Kollegen Strobl sagen - mit 
Eintritt der Österreichischen Volkspartei in die 
Regierung ist hier, auf einen Nenner gebracht, et­
was weitergegan.gen! Es ist nicht so, wie Strobl 
meinte, daß die Osterreichische Volkspartei dieje­
nige gewesen wäre, die die Finanzierung der 
"Neuen Bahn" um etliche Monate verzögert hät­
te, nein, denn er weiß ganz genau, warum eine 
etliche Wochen dauernde Verzögerung herausge­
kommen ist, weil nämlich die Volkspartei darauf 
bestanden hat, die einzelnen "Neue­
Bahn"-Projekte auch bis zum Ende ausfinanziert 
und festgelegt zu haben, und daran hat es sich 
gespießt und nicht an irgend welchen anderen 
Dingen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Unverständlich ist mir neben diesen Bemer­
kungen des Kollegen Strobl auch eine Feststel­
lung im Zentralorgan der Gewerkschaft der Ei­
senbahner, übergetitelt "Der Eisenbahner", vom 
Dezember 1989, in der Franz Hums, der Vorsit-

zende der Gewerkschaft der Eisenbahner, 
schreibt: 

"Mit 1. März wurde nach Überwindung der be­
kannten parteipolitischen Widerstände" - also 
wieder diese Widerstände - "das Hochleistungs­
streckengesetz als Grundlage für den Ausbau der 
,Neuen Bahn' durchgedrückt." 

Durchgedrückt wurde von wem bitte was? Bei 
den gesamten Verhandlungen über die 
"Neue Bahn" war der damalige Vorsitzende des 
Verkehrsausschusses, der Vorsitzende eier Ge­
werkschaft der Eisenbahner, der Sozialist Hans 
Schmölz, nicht ein einziges .\lJ.l anwesend. Die 
gesamten Verhandlungen über die ,,;'\eue Bahn" 
hat der hier ~ltlwesende Vorsitzende-Stellvertreter 
Karl PischL Verkehrssprecher der Österreichi­
schen Volkspartei, geführt. (Beifall bei der ÖVP. 
- Abg. R 0 P per t: Das ist unerhört.' Warum 
sagst du nicht dazu, daß er krank isc!) Auch am 
1. März war Kollege Schmölz nicht anwesend. 
(Abg. R 0 P per c: Warum sagst du nicht. daß er 
erkrankt ist?) Moment, Kollege Roppen. keine 
künstliche Aufregung! (Abg. R 0 pp e r t: Das ist 
deine soziale Einstellung.') Das ist kein Vorwurf 
gegen einen Abwesenden. (Abg. R 0 P per t: Du 
hast es so formuliert. sonst hättest du dazllsagen 
müssen. daß er krank ist.'), sondern das ist ein 
Vorwurf gegen eine Partei, die sagt (Abg. R 0 P -
per t: Unerhört.') , sie hat etwas durchgedrückt. 
und der, der durchdrücken sollte - er war ver­
ständlicherweise entschuldigt -. war gar nicht 
dabei. Dann bitte nicht vom Durchdrücken zu re­
den! Darum geht es und nicht gegen den Kollegen 
Schmölz. (Beifall bei der ÖVP. Abg. 
R 0 P per t: Unerhön'j Unerhört ist es nur, weil 
es peinlich ist für euch! (Abg. R 0 P per t: Die 
Krankheit als Vorwand zu nehmen.' Herr Kollege 
Pischl! Das ist ein Vorfall, der Schande \'erur­
sacht.' ) 

Kollege Roppert, zu diesem Zwischenruf: Das 
ist nicht Schande, ich habe dem Kollegen 
Schmölzl nicht vorgehalten. daß er krank ist, oder 
sonst etwas, Tatsache ist, er war nicht hier. (Abg. 
R 0 P per t: Du hast ihm vorgehalten, daß er nicht 
da ist, und hast nicht dazu gesagt, warum er nicht 
da ist.') 

Tatsache ist, daß die Sozialisten behaupten, sie 
hätten es durchgedrückt, und das stimmt nicht, 
auch wenn andere berechtigterweise entschuldigt 
waren. Durchgedrückt und durchverhandelt hat 
es Herr Kollege Pischi! So ist es. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Jetzt zum zweiten Punkt. Sehr geehrter Herr 
Minister! Sehr viel Geld wird in die Werbung hin­
eingesteckt, das ist oft sehr positiv. Ich muß mich 
sehr kurz halten, daher nur ein einziges bezeich­
nendes Beispiel: 

128. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 53 von 105

www.parlament.gv.at



:-';ationalrat XVIL GP - 12~. Sitwng - 15. Dezernher 1%9 15089 

Bergsmann 

Auch wenn Plakatwerbung, Fernsehwerbung 
für die Bahn sehr, sehr positiv sind, offenbar fehlt 
bei verschiedenen Fremdenverkehrswerbungsträ­
gern einiges. 

Kollege Roppert, jetzt komme ich noch einmal 
in deinen Bereich, nämlich nach Kärnten. 

Mich erreichte vor einiger Zeit ein Brief aus 
Nürnberg von einem im österreichischen Frem­
denverkehr Beschäftigten, der mir mit seinem 
Brief diesen schönen Prospekt aus Kärnten mit­
schickte. Dieser Prospekt enthält eine wunderba­
re Panor::ullakarte. die ganz Kärnten darstellt. Es 
<;ind wohl die Straßen. die Autobahnen. die Seil­
bahnen eingezeichnet, aber in dieser ganzen Kar­
te gibt es keine Eisenbahn! Aus ~ürnberg muß 
mir berichtet werden, daß die Verkehrswerbung 
in Kärnten keine Eisenbahn kennt! 

Ich weiß schon, Herr Minister, das stammt 
noch aus der Zeit, in der Kärnten ein sozialisti­
sches Land war, aber auch in der blauen Zeit in 
Kärnten wurde es noch nicht geändert. Ich stelle 
Ihnen diesen Prospekt, Herr Minister, anschlie­
ßend gerne zur Verfügung. (Abg. 5 c h Ö n h art: 
Ist er noch einmal nachbestellt worden. seit der Dr. 
Haider Landeshauptmann ist?) Das kann ich nicht 
sagen. Es gibt ihn jedenfalls noch, er wurde nicht 
eingezogen. 

Die Pensionszuschüsse möchte ich als dritten 
Punkt ganz kurz erwähnen, überhaupt die Pen­
sionsproblematik. 

Die Pensionsproblematik der Bundesbahnen ist 
ein sehr sensibler Bereich, der sogar dazu geführt 
hat und immer wieder dazu führt, daß es große 
parteipolitische Auseinandersetzungen auch in­
nerhalb der Koalitionspartner darüber gibt. 

Die sozialistischen Eisenbahner haben diesen 
Punkt als Hauptwerbepunkt bei den vergangenen 
Personalvertretungswahlen mit Erfolg verwendet. 
Sie haben mit 88 Prozent die Personalvertre­
tungswahlen gewonnen. 

In der Zwischenzeit hat sich aber herausge­
stellt, daß nicht oder doch zumindest nicht nur 
Vertreter der ÖVP oder von Teilen der ÖVP es 
sind, die behaupten, die Privilegien der Eisenbah­
ner gehören ausgemerzt, sie gehören abgebaut, 
sondern es ist folgendes geschehen - ich möchte 
Ihnen das nicht vorenthalten -: 

Im Oktober dieses Jahres hat die Sozialistische 
Partei Österreichs einen Bundesparteitag in Graz 
durchgeführt. Bei diesem Bundesparteitag stand 
ein Antragsheft mit vielen Anträgen zur Be­
schlußfassung und zur Debatte. Auf Seite 157 
dieses Antragsheftes des sozialistischen Bundes­
parteitages steht unter dem Kapitel "Soziale Si­
cherung im Alter" folgendes geschrieben: 

.. Vorteile und Lasten einer zukünftigen umfas­
senden Pensionsreform sollen auf alle gesell­
schaftlichen Gruppen gleichmäßig verteilt wer­
den. Ziel einer derartigen Reform muß ein ge­
rechtes, durchschaubares System der Altersver­
sorgung sein, das die Beibehaltung des erreichten 
Lebensstandards im Alter ermöglicht." - So 
weit, so gut. 

.. Das setzt ein einheitliches Recht für alle Be­
rufsgruppen - einschließlich der öffentlich Be­
diensteten. der Eisenbahner, der Politiker und an­
derer in eier Öffentlichkeit als privilegiert be­
zeichneter Gruppen - voraus." 

Das heißt also. die Sozialistische P::utei hat am 
Parteitag diesen Antrag beschlossen, mit den 
Stimmen der dort delegierten Eisenbahner. Das 
weiß ich vom Landtagsabgeordneten Edelmayr 
aus Oberösterreich, der ebenfalls dabei war und 
das zugegeben hat. Sie hat dort erstens einmal 
festgestellt, daß die Eisenbahner Privilegien ha­
ben oder ein privilegiertes Pensionsrecht haben, 
und zweitens, daß das weggehört. - Dann noch 
zu sagen, die andere Partei wäre es, die da etwas 
von Privilegien redet. ist, glaube ich, ein starkes 
Stück. 

Der vierte Punkt meiner Bemerkungen, eben­
falls eine sensible Sache: die Privatisierungen, Ge­
samtprivatisierung der Österreich ischen Bundes­
bahnen und auch der Post. Ich möchte grundsätz­
lich festhalten, daß das noch immer gültige Wirt­
schaftsprogramm der Österreichischen Volkspar­
tei auf Seite 21 festlegt, daß die Österreichische 
Volkspartei eine Privatisierung der Post und der 
Bahn für nicht zweckmäßig erachtet und daß sie 
darüber hinaus meint, daß innerhalb des Bundes­
rahmens kaufmännische Führung der richtige 
Weg wäre. 

Und auch bei dem Sturm, der gegen die Teil­
privatisierungen von seiten der Sozialisten immer 
wieder geführt wird, ist ein grundsätzlicher Feh­
ler drinnen, denn wer glaubt, heute noch gegen 
Teilprivatisierungen der Bahn auftreten zu müs­
sen, der ist um 20 Jahre hinten. Denn seit dieser 
Zeit gibt es laufende Teilprivatisierungen, die 
etwa so weit führen - Kollege Roppert, das weißt 
du ganz genau -, daß heute beispielweise zum 
Unterschied von den Gegebenheiten vor Jahr­
zehnten die Bundesbahn keinen einzigen Meter 
Gleisneubau mehr selbst macht und daß über die 
Sicherungsblöcke in den Stellwerken bis hin zum 
Reinigungsdienst der Toilettenanlagen am Linzer 
Hauptbahnhof laufend privatisiert wird. 

Ich glaube, das Prinzip für die Zukunft müßte 
einfach ein vernünftiges sein: Was wir Eisenbah­
ner besser tun können, das sollten wir tun, Dinge, 
die andere vielleicht besser tun könnten, sollten 
wir - das müssen wir jeweils überlegen - diesen 
überlassen. 
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Fünfter Punkt meiner Gedanken: Gemeinko­
stenwertanalyse. Herr Minister! Ich habe Sie im 
Budgetausschuß gefragt über die Auswirkungen 
der Gemeinkostenwertanalyse, die bei den Öster­
reichischen Bundesbahnen auch durchgeführt 
wurde. 

Im Verkehrsministerium, hat es geheißen. war 
das Ergebnis, 34 Prozent müßten eingespart wer­
den können, bei der Post waren es 23 Prozent, in 
der Verwaltung der Österreichischen Bundesbah­
nen wurde als Ergebnis angegeben. 20 Prozent 
der dort beschäftigten 4 600 Mitarbeiter müßten 
eingespart werden können. das sind 920 Köpfe. 

Auf meine diesbezügliche Frage, Herr \lini­
ster. haben Sie mir geantwortet. daß bis zum Ab­
lauf des heurigen Jahres 79 Planstellen eingespart 
werden sollen. Das steht in keinem Verhältnis er­
stens zu den geforderten Einsparungen und zwei­
tens zu den tatsächlich eingesparten Plan posten 
im Bereich des Außendienstes. 

Ich meine es nicht, aber es sieht so aus. Herr 
Minister. daß Sie ein Minister sind, der in der 
Verwaltung nicht spart, im Außendienst aber sehr 
wohl, sozusagen nach dem geflügelten Wort: 
.. G'spart wird halt bei den Kleinen!" 

Sechster Punkt meiner Ausführungen: U-Bahn 
Linz als Stichwort. Die Problematik der Landes­
hauptstadt Linz ist eine dringende: Anschluß der 
Straßenbahnlinie 1 an den Bahnhof. nur Unter­
flurtrasse möglich. Anschluß der Mühlkreisbahn 
an den Linzer Hauptbahnhof. Hineinführen der 
Bahnen in die Industriezentren des Stadtgebietes. 

Ich möchte das ganz kurz deswegen sagen. weil 
eine Lösung nur darin zu finden ist. daß für die 
Auf teilung der sogenannten Nahverkehrsmilliar­
de zwischen Wien und den anderen Bundeslän­
dern a la longue ein anderer Schlüssel gefunden 
werden muß. 

Schließlich siebenter und letzter Punkt meiner 
Ausführungen: Nachtfahrverbot, heute schon 
mehrmals erwähnt. Dazu der Kürze wegen ledig­
lich nur ein Wort als Gewerkschafter. 

Sie selbst haben vor einigen Minuten gesagt, 
Herr Minister, 29 Züge - seien es jetzt Hucke­
pack-Züge oder Container- und Wechselaufbau­
ten-Transporte - werden seit dem Einführen des 
Nachtfahrverbotes von den Eisenbahnern in die­
sem Bereich gefahren. 

Ich möchte feststellen: Ungefragt und selbst­
verständlich nehmen die Eisenbahner diese 
Mehrarbeit auf sich, obwohl es sich um eine Tä­
tigkeit handelt, die sich fast ausschließlich im 
Nachtdienst auswirkt und der Nachtdienst der Ei­
senbahner schon eine grenzwertige Belastung er­
reicht hat. 

Und daß alt das selbstverständlich und ohne ir­
gendwelches Murren getan wird und mit einem 
von 1985 bis 1989 um 4 072 Köpfe verringerten 
Personal mehr Leistung mit weniger Leuten er­
bracht wird. dafür möchte ich am Schluß meiner 
Ausführungen auch meinen Eisenbahnerkolle­
ginnen und -kollegen sehr, sehr herzlich danken. 
- Danke sehr. (BeifaLL bei der ÖVP.) 14.05 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Probst zum Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

f../.I15 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesrninister! Meine Damen und Herren! 
Herr Kollege Bergsmann hat einige Male das 
Wort .,sensibel" erwähnt, hat aber in seinen Lo­
beshymnen für die Initiativen der ÖVP nicht da­
vor zurückgescheut, den Kollegen Schmölz we­
gen seiner Abwesenheit bei Verhandlungen hier 
zu attackieren und die Verzögerungen und der­
gleichen darauf zurückzuführen. (Abg. Dr. La fl­
fl e r: Keine Rede davon.' Seriös bleiben, Freund.') 

Meine Damen und Herren! Ihr alle erinnert 
euch, daß Schmölz und ich hier manche beinhar­
te Klinge gekreuzt haben, aber ich muß sagen, 
Herr Kollege Bergsmann: Einen Mann, der so 
schwer krank ist. daß er sein Mandat deswegen 
zurücklegen mußte, in dieser Art durch den Ka­
kao zu ziehen, das ist etwas derart Unsensibles, ja 
Geschmackloses. daß ich nur mit den Ohren ge­
schlackert habe. Ich hätte Ihnen das nicht zuge­
traut. Das fürs erste. (Beifall bei FPÖ und SPÖ. 
- Rllf bei der SPÖ: Er hat gestern im Haus ein 
hohes Ehrenzeichen verliehen bekommen.') Er 
kann sich ja nicht wehren, das ist sehr leicht. 

Zum zweiten. Herr Kollege Strobl hat auch et­
was Empfindsames von sich gegeben. Da möchte 
ich ihn schon fragen, wozu das gut sein soll. Kol­
lege Moser hat einige Vorschläge gemacht bezüg­
lich A 2, Semmering-Basistunnel et cetera, und 
die einzige nonchalante Antwort meines lieben 
Freundes und Kollegen Strobl war: Das muß er 
schon den Fachleuten überlassen, ob dieses oder 
jenes gebaut wird. 

Meine Damen und Herren! Wozu sitzen wir 
dann hier, wozu haben wir einen Verkehrsaus­
schuß, wozu fassen dann ausgerechnet wir die Be­
schlüsse über Hochleistungsstreckengesetze, über 
Ausbau dieser oder jener Projekte? Auch das ist 
eine ins Leere gesprochene Bemerkung, genau 
wie ich mich immer wieder wundere, warum 
Strobl, Bergsmann und andere ununterbrochen 
Feindbilder Straße gegen Schiene aufbauen und 
Feindbilder Eisenbahner gegen übrige Österrei­
cher oder, um den Kollegen Roppert ein wenig 
auf Trab zu bringen, Eisenbahner gegen normal­
privilegierte Menschen. Das ist bitte Unsinn! 
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Kollege Strobl muß sich natürlich einen inter­
nationalen Vergleich gefallen lassen, der mir noch 
dazu vom Herrn Bundesminister zugekommen 
ist. Und das sind die Vergleiche ... (Abg. R 0 p­
per t: Kollege Probst.' Das wird eine Jubiläumsre­
de! Das höre ich zum 20. Mal von Ihnen! ) Ja, ja, es 
hat sich leider in den letzten zehn Jahren nichts 
geändert, Herr Kollege Roppert, obwohl ihr un­
unterbrochen versprochen habt, ihr werdet das 
ändern. (Abg. R 0 P per t: Auch Ihr Standpunkt 
11m sich nicht geällderc.') Deswegen bringe ich es 
ja, und wahrscheinlich, so mir Gott gnädig ist, 
werde ich es ~1Uch in den nächsten Jahren bringen, 
:1ber ich habe mit Gott noch nicht d::trüber ge­
<;prochen. '.4.ög. Dr. L cl 11 11 L' r: Und der tviihlcr 
gn(idig ist.') Also wegen der \Vähler fürchte ich 
mich, sol::tnge ihr so weiterwirtschaftet. wirklich 
nicht, meine lieben Freunde! (Abg. R 0 pp er r: 
Das ergibt natürlich ein ganz einfaches Arbeitspro­
gramm.') 

Ja, das Arbeitsprogramm, die Rationalisierung 
im Parlament werden dann die Wähler besorgen, 
aber die Rationalisierung bei den Bundesbahnen 
ist natürlich ausständig, und ich betone noch ein­
mal: Der Schaffner kann nicht schneller rennen, 
der Verschieber kann nicht schneller verschieben, 
also der einzelne kann faktisch nichts dazutun. 
Und ich lasse mir auch nicht in Zukunft unter­
stellen, ich gehe auf den kleinen Eisenbahner los. 
Ich gehe auf das fehlende Rationalisierungspro­
gramm los, das weit über die Kompetenz des Ge­
neraldirektors hinausgeht, das, wie sich jetzt zeigt, 
wahrscheinlich auch über die Möglichkeiten des 
Bundesministers hinausgeht, einer übermächti­
gen Gewerkschaft gegenübergestellt, noch dazu 
vor Wahlen. Vergessen wir nicht, daß rund 
70 000 Aktive und 80 000 Pensionisten ungefähr 
16 bis 20 Nationalratsmandate ausmachen. Das ist 
eine große Zahl, und da noch nicht einmal eine 
dritte Personengruppe dazugerechnet. 

Wir liegen in den Parametern Beschäftigte pro 
Million Tonnenkilometer und Beschäftigte pro 
Million Personenkilometer und Beschäftigte pro 
Million Tonnenpersonenkilometer, also in der 
kombinierten Zahl, immer noch ungünstig, bei 
den letzten beiden sogar an schlechtester Stelle. 
Das hat sich seit meiner ersten Rede nicht geän­
dert, Herr Kollege Roppert! Da haben Sie schon 
recht. Ich sage immer das gleiche. Vielleicht hilft 
es etwas, ich weiß es nicht. Der Grund, warum ich 
es sage, ist der, ... (Abg. R 0 pp er t: Bei Ihnen 
kann nichts helfen.' Wir haben x-mal die Argumen­
te dafür gesagt.') 

Ja, Herr Kollege, ... (Abg. R 0 P per t: Aber 
bei Ihnen hilft's nix.') Genau wie der Fritz Prechtl! 
Dem habe ich gesagt, genau von hier: Wir liegen 
an schlechtester Stelle, und Holland liegt an erster 
Stelle. Da hat er gesagt: "Ja!" Dann habe ich ge­
sagt: "So, hier stehfs Messer. Ich erwarte Ihren 

Zwischenruf, Herr Kollege Prechtl!" Darauf 
schreit er fröhlich raus: "Ja in den Niederlanden 
ist ja alles flach!" Da habe ich gesagt: "Und in der 
Schweiz ist es auch ganz besonders flach! - Die 
liegen ja an zweitbester Stelle." (Abg. R 0 P per c: 
Ja selbstverständlich! Sie haben ja nicht die voll­
ständigen Statistiken aus der Schtveiz, weil die Pri­
vatbahnen nicht ben'icks ichtigt sind.') 

Moment einmal! Daraufhin hat er mir gesagt 
als Argument, warum die an zweitbester Stelle 
liegen: weil dort 40 Prozent privatisiert sind! Das 
ist der Grund! Und da war ein Aufheulen hier irn 
Saal. IAbg. R 0 P per t: Schallcn Sie sich doch die 
Sllbl't'IHiofU.'ll der Schll'ciz fiir die Prilmba/u/Cn 
an.') Ich weiß! Wir waren ja clort, wir haben gese­
hen, was sich dort rührt. 

Herr Kollege Roppert! Regen Sie sich nicht 
künstlich mehr auf. als es notwendig ist! (Weitere 
Zwischenrufe des Abg. R 0 P per t.) Ich weiß, ich 
weiß, der alte Fight! 

Es kommt gleich noch etwas. Ich werde Sie 
gleich als Zeugen aufrufen, Herr Kollege Rop­
pert! (Abg. R 0 P per c: Es ist halt schwer, mit ei­
nem zu reden, der objektive Argumente nicht be­
greifen will, weil er die Lebensaufgabe hat. die lu­
biläumsrede zur 50. Wiederkehr . ... ') Nein, das ist 
erst das 49., übertreiben Sie nicht schändlich, das 
tut man nicht! 

Die UIe-Zahlen, die internationalen Zahlen, 
sind ja noch viel kritischer als die hauseigenen. 
Das sind ja Ihre hauseigenen Zahlen, Herr Kolle­
ge Roppert! In einem Punkt sind sogar die Nied­
erländer die schlechtesten. 

Ich erinnere Herrn Kollegen Roppert an eine 
gemeinsame Eisenbahnfahrt mit der ersten Klas­
se. Vorausschickend möchte ich den Kollegen 
Schemel' an ein gemeinsames Erlebnis in der er­
sten Klasse der Schweizer Bahn erinnern. Dort 
steige ich ein mit einem Ticket zweiter Klasse, 
Schemel' sieht mich vom anderen Waggon, winkt 
mich zu sich, ich gehe hin, und er fragt mich, ob 
ich ihm behilflich sein kann beim Kofferabladen, 
und ehe ich noch eine Antwort geben kann, hat 
mich schon der Schaffner am Schlafittchen und 
heißt mich mit barschen Worten, den Ga n g der 
ersten Klasse zu verlassen, weil ich eben nur ein 
Ticket der zweiten Klasse besitze. Am Rande be­
merkt: Die erste Klasse in der Schweiz - es war 
ein kurze Strecke, es hat mir nicht weh getan, 
aber es war sehr bezeichnend - war voll. Das 
heißt, es waren fast alle Sitze in der ersten Klasse 
besetzt. 

Das gibt es in Österreich auch, aber nur bei 
Erlebnissen, wie der Lois Roppert, der Luis Fuchs 
von der ÖVP und ich sie hatten. Wir fuhren nach 
Hause. Ich muß stehen, weil die erste Klasse voll 
ist. Nach gestoppten 14 Minuten steht eine Schü-
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lerin auf und sagt: "Setzen Sie sich jetzt nieder, 
jetzt haben wir genau die halbe Fahrzeit hinter 
uns, und jetzt dürfen Sie sitzen. Sie haben ja erste 
Klasse, ich habe eine Monatskarte." Sage ich: 
"Wie, bitte?" - "Ja, wir fahren immer erste Klas­
se!" Der Waggon war gestopft voll, erste Klasse, 
aber natürlich hatten 75 Prozent aller Passagiere 
kein Ticket erster Klasse. Am Gang saß ein stock­
betrunkener Clochard in einer Riesenlache, von 
der ich hoffe, daß sie ausschließlich aus Bier be­
standen hat. Die Leute mußten über ihn drüber­
steigen. Einige Schüler saßen ebenfalls auf dem 
Boden. 

Es \v;][ ein Anblick \vie im Jahre 1945, als wir in 
Viehwaggons reisen mußten. oder man könnte sa­
gen, es war so. wie es jetzt noch in irgendwelchen 
Abenteueromanen aus ganz. ganz fernen Ländern 
geschildert wird. Angehängt an diesen Zug war 
ein ausgebauter Viehwaggon als Stehbierbeisl. -
Kollege Roppert hat das im Ausschuß schon ge­
geißelt. 

Bitte, Herr Bundesminister und auch Herr Ge­
neraldirektor, das ist nicht der Weg, wie man 
Kunden anlockt! Der Erste-Klasse-Passagier 
kauft sich die Fahrkarte erster Klasse, damit er 
einen gesicherten Platz hat und damit er einen 
gewissen Fahrkomfort hat, und nicht, damit er 
dort noch ärgeren Belästigungen ausgesetzt wird 
als in eier zweiten Klasse. Er vermißt jede Motiva­
tion, vom Auto auf die Bahn umzusteigen. 

Nun noch einige Anregungen oder Gedanken, 
meine Damen und Herren: Es wurde hier das 
Wort Binnenschiffahrt geäußert. und immer wie­
der kommt es: "Ja die Donau muß geändert wer­
den." Bitte. unterlassen Sie die Änderung der 00-
nau, ändern Sie die Schiffstypen! Machen Sie es 
wie die Japaner, schaffen Sie Schiffstypen an, die 
flach sind und die noch dazu viel schneller fahren. 
Vergessen Sie den Eurokahn, er ist eine Totge­
burt, nur teuer! 

Mit 4 Milliarden Schilling können Sie den ge­
samten Süd-Ost-Transit auf die Donau verlagern 
und verlieren für die gesamte Reisezeit nicht ein­
mal einen halben Tag, wie es die Donau Chemie 
zum Beispiel mit ihr.~n Geschäften mit Rußland 
längst vorexerziert. Andern Sie die Investitions­
politik in der DDSG, daß eben in diese Richtung 
investiert wird und alte eingetretene Pfade verlas­
sen werden! 

In Schlagworten weiter: Herr Bundesminister! 
Sie haben verfügt, daß gleichzeitig mit dem 
Nachtfahrverbot auch Geschwindigkeiten be­
schränkt werden. Ich gehe von der Vision aus, 
daß aufgrund der Fakten in einigen Jahren kein 
Nachtfahrverbot mehr besteht, das heißt, daß alle 
LKWs umgerüstet sind, denn ich halte es für ver­
nünftiger, den Verkehr auf den ganzen Tag zu 
verteilen. Ich spreche hier nicht gegen das Nacht-

fahrverbot, sondern für die U mrüstung, und ich 
bin der Meinung - ich erlebe es, und jeder erlebt 
es, daß in der Nacht Autobahnen und Bundesstra­
ßen vergleichsweise leer sind -, daß es besser 
wäre, wenn der Verkehr verteilt würde. 

Aber auf der anderen Seite haben Sie Ge­
schwindigkeitslimits für LKW und PKW mit dem 
Argument Lärmschutz verhängt. Ich kann dem 
nur hinzufügen: Richtig, aber fahren Sie einmal 
diese Transitrouten! Ich spreche jetzt von der 
A 9, der Pyhrn Autobahn, und der A 2 von Wien 
nach Grn, die ja in diesem Fall nicht betroffen 
ist. aber ein gutes Beispiel ist: sie kenne ich beson­
ders gut. 

:vleine Damen und Herren! 80 Prozent - im 
Schnitt - dieser Autobahnen führen durch völlig 
unbewohntes Gebiet, da ist mindestens 5 km 
rechts und links von der Autobahn kein Sied­
lungsgebiet anzutreffen. Das heißt: Ändern Sie 
diese Verordnung auf sektorale Geschwindig­
keitsbeschränkungen, die aber kontrollieren Sie! 
Denn dort, wo Menschen leben, muß der Lärm 
wirklich vermieden werden, und dort haben die 
Menschen auf sicheren Lärmschutz Anspruch. 

Ich halte das auch für günstiger, weil Sektoren 
leichter zu kontrollieren sind als ganze Strecken. 
und ich wiederhole: Die Ärmelzupferei im Aus­
schuß - "Reg dich nicht auf, brauchst dich eh 
nicht daran zu halten, es hält sich auch keiner an 
die 130, wieso sollen wir uns an 110 halten?! -
halte ich eben für doppelbödig und vom System 
her falsch. Der Österreicher wird quasi zum Ge­
setzesbruch genötigt und erzogen. 

Daß wir Steirer die Pyhrn Autobahn dringend 
brauchen, werden vielleicht auch einmal die Grü­
nen bemerken, auch wenn sie jetzt immer von 
"Terror" reden. Wenn es Terror ist, daß eine 
5prozentige Minorität in den Abstimmungen 
über so eine Frage untergeht und dann die 95pro­
zentige Majorität das baut, was sie beschlossen 
hat, dann muß ich die Demokratie neu lernen. 

Herr Bundesminister, ein letztes: Ich bitte Sie 
um mehr und besser aufbereitete Information 
über die Medien, vor allem über das Fernsehen. 
Es gibt Wege der Information, die günstiger sind 
als der "Helmi". Es sollen ja auch Erwachsene 
angesprochen werden. 

Es geht um den Effekt, den ich befürchtet 
habe, daß jetzt nach der Erlaubnis, bei mehrspu­
rigen Fahrbahnen in Stadtgebieten die linke zu 
benützen, ganz deutlich Wiener und niederöster­
reichische Kraftfahrer auf den Autobahnen 
grundsätzlich mit 80 km/h auf der Mittelspur 
oder gar auf der linken Spur dahinfahren und sich 
durch nichts, durch kein auch noch so dezentes 
Lichtzeichen auf die rechte Spur bringen lassen 
und einen zwingen, auf Strecken, die gefährlich 
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sind, weil man immer mit einem Geisterfahrer 
rechnen muß, dann die äußerste Spur in der In­
nenkurve zu verwenden. 

Bessere Aufklärung auch für die Gastarbeiter: 
Ich wiederhole: Ich glaube nicht, daß Gastarbei­
ter, die bequem auf einen Autozug auffahren 
können und in ihr Heimatland durch dieses be­
schwerliche Österreich durchgeführt werden, die­
ses Angebot nicht annehmen, wenn sie erstens da­
von wissen, wenn es zweitens günstig ist, denn -
drittens - alle Visionen, die wir kennen bezüg­
lich Prometheus und anderer Zukunftsvisionen, 
daß Autos impulsgelenkt an der Leitschiene ent­
langfahren, sind an sich ein C nfug, denn das glei­
che-habe ich ja auch mit dem Autozug, ohne-\\e­
sentliche Verzögerung. 

Wieder ein deutlicher Impuls in Richtung 
Helmpflicht und vor allem Gurtenpflicht wäre 
notwendig. Man trifft immer noch Menschen. die 
sich grundsätzlich nicht anschnallen, Ich nehme 
in meinem Auto einen solchen nicht mit, das ist 
mir seit einem sehr schrecklichen Erlebnis klar: 

Die zwei Fahrer des österreichischen Teams. 
das an der Rallye Paris - Dakar teilgenommen 
hat, sind auf der Riesstraße in Graz wegen eines 
hin und her springenden Rehs am Eis ins Schleu­
dern gekommen. Der eine hatte ein frisch ope­
riertes Knie und saß mit ausgestrecktem Bein un­
angeschnallt auf dem Beifahrersitz. der zweite 
knallte in ein Marterl, hatte einen kaputten Gurt 
und blaue Flecken. Mein Freund Kurti Knilli. der 
zweite, flog durch die Windschutzscheibe und 
hatte einen ganz leichten Genickbruch. Aber er 
war tot. Ein 33jähriger, beide exzellente Autofah­
rer! 

In diesem Fall war niemand richtig schuld. 
Aber dieses Beispiel möge doch jedem zeigen. wie 
unsinnig es ist, wenn behauptet wird, man fühle 
sich ohne Gurt sicherer. Das. Herr Bundesmini­
ster, kann man über die Medien transportieren. 
das kann man den Menschen mit anschaulichen 
Beispielen und mit ein bißchen Physik beibrin­
gen. Ich bitte Sie dringend, für mehr Verkehr­
saufklärung im ORF und in den anderen Medien 
zu sorgen, und zwar wirklich so aufbereitet, daß 
sie auch akzeptiert wird und eindrucksvoll ist. 
(Beifall bei der FPÖ.) 14.21 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Felix Bergsmann ge­
meldet. 

Ich weise darauf hin, daß Sie 3 Minuten Rede­
zeit haben, Herr Abgeordneter. 

14.21 .. 
Abgeordneter Bergsmann (OYP): Herr Präsi-

dentl Hohes Haus! Abgeordneter Probst hat be­
hauptet, ich hätte in meinen Ausführungen den 
ehemaligen Abgeordneten Schmölz durch den 

Kakao gezogen. (Abg. Pro b s t: Als Ausrede ge­
brauche!) Tatsache ist, ich habe den Kollegen 
Schmölz nicht durch den Kakao gezogen. (Abg. 
Pro b s e: Weil kein Kakao da l1'ar.') Ich habe le­
diglich gesagt, daß bei den Verhandlungen zur 
"Neuen Bahn" sowohl im Ausschuß als auch hier 
im Plenum Kollege Schmölz nicht anwesend war. 
(Abg. Pro b s t: Jetze sind Sie auch mit dem zwei­
ten Bein ins Fettnäpfchen getreten.') Mir persönlich 
tat es und tut es heute noch leid. daß Kollege 
Schmölz erkrankt ist. Das ändert aber nichts an 
der Tatsache. daß es falsch ist. wenn gesagt wird, 
jemand hätte etwas durchgedrückt. wenn er gar 
nicht da ist. sondern leider krank ist. - Danke. 
(AbI;'. Pro b ~. 1: Die Sellsibilililr eines Ctllerpilfar,'; 
lJluß ich Ihnen bescheinige/1.' - Ahg. Re 11 /1 er: 
Schmöl:: hat gestern eine hohe AllsZeichn/lng be­
kommen.') 1-4.:'3 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Brennsteiner. Ich erteile es 
ihm. 

l.f.:'3 .. 
Abgeordneter Brennsteiner (SPO): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich 
habe heute zum wiederholten Male die Möglich­
keit. mich nicht zu den plauderhaften Ausführun­
gen des Kollegen Probst zu Wort zu melden. 
(Abg. Pro b s l: Warum? - Wegen der geschrie­
benen Rede?) Mit einer Ausnahme, lieber Fritz. 
Ich könnte dir nämlich ein konträres Beispiel aus 
der ersten Klasse erzählen, und zwar deshalb, weil 
ich mich auch in Richtung Westen des öfteren 
bewege. Aber entweder warst du auf der falschen 
Leich, wie man so sagt, oder im falschen Zug oder 
im falschen Bereich. (Abg. Pro b s t: Das war im 
Orient-Express um 0.13 Uhr.') Ich kann das also 
für den Bereich vom Westen her unter keinen 
Umständen in der Form bestätigen. (Abg. 
Pro b s t: Fahr mit einmal.') Bitte. ich möchte 
nicht unbedingt nach Graz fahren, denn ich fahre 
lieber nach Innsbruck. (Beifall des Abg. Dr. Dil­
lersberger. ) 

Hohes Haus! Ich möchte zum Budget zurück­
kehren und mich im besonderen mit dem Kapi­
tel 78, Post- und Telegraphenverwaltung, be­
schäftigen. Dazu einige grundsätzliche Ausfüh­
rungen. 

Die österreichische Post wurde und wird ver­
stärkt zu einem modernen Dienstleistungsunter­
nehmen mit marktorientierten Leistungsange­
boten im Interesse der österreichischen 
Volkswirtschaft ausgebaut. Die Investitionspolitik 
der Post zielt darüber hinaus durch die Zuwen­
dung zu neuesten Technologien auf die Auslö­
sung von Innovationsimpulsen in der österreichi­
schen Wirtschaft ab. Die Post ist dabei. alle durch 
die Annäherung Österreichs an die EG erforder­
lichen Maßnahmen rechtzeitig zu setzen. Die 
Post ist bei der Erbringung ihrer Leistungen be-
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müht, den Erfordernissen des Umweltschutzes 
und des sparsamen Umgangs mit Energie und 
Rohstoffen in optimaler Weise zu entsprechen. 

Betrachtet man die ausgewiesenen Zahlen des 
VA 1990. dann erkennt man, daß sich bei Ge­
samtausgaben von rund 54.50 Milliarden und 
Einnahmen von 48.021 Milliarden ein Überschuß 
von 6,271 Milliarden ergibt. Nur ein Laie würde 
aus den Zahlen feststellen. daß die Post für Lei­
stungen und Gebühren viel weniger verlangen 
könnte. da ja Milliardenüberschüsse erzielt wer­
den. Ein ordentlicher Kaufmann sieht seine Erlö­
se nicht einzeln. sondern im Rahmen der gesamt­
wirtschaftlichen Situation. Er wire! zu unterstüt­
zende Bereiche mit Stützung aus Rücklagen oder 
positiven Geschäftsbereichen bedienen müssen. 
So gehört nun einmal die Post als Teil zur Firma 
Österreich. 

Sehr geehrte Damen und Herren! In ähnlicher 
Weise wurden in den siebziger Jahren im Rahmen 
von Investitionsgesetzen Mittel zur Verfügung 
gestellt, die heute - siehe VA 19901 - Früchte 
tragen. Die Post leistet daher heute neben dem 
hohen Einnahmenüberschuß doch einen wesent­
lichen Beitrag zum Budget, indem die Post die 
Ausgaben für ihre Pensionen selbst trägt und die 
im außerbetrieblichen Interesse liegenden Ge­
bührenbefreiungen und Ermäßigungen aus ihren 
Einnahmen deckt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zu den Ge­
bührenbefreiungen einige Worte. Es ist leichter. 
Befreiungen zu geben, als diese einzugrenzen. 
Die letzte Gesetzesnovelle in dieser Angelegen­
heit hat ja stürmische Proteste eingebracht. Es 
wird bei berechtigten Einsprüchen zu Lösungen 
kommen müssen. doch die grundsätzliche Linie 
muß beibehalten werden. 

Wenn es insgesamt beim Rundfunk per 
1. 11. 1990 337 125 Gebührenbefreite, beim 
Fernsehen 342 887 Gebührenbefreite gibt. wäh­
rend es insgesamt 322 209 Grundgebührenbefrei­
te beim Telefon gibt und beide Teile ohne Beach­
tung des Postomnibusdienstes einen Gebühren­
entgang von rund 800 Millionen Schilling ausma­
chen, so zählt dieser Betrag sicherlich nicht zu 
den vernachlässigbaren Größen und soll als sol­
cher meiner Meinung nach sicher als notwendiger 
Beitrag für Unterstützungswürdige gesehen wer­
den. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Leider haben 
viele Eltern ihre Kinder zuwenig Kostenbewußt­
sein gelehrt. Denn wenn Kinder und Jugendliche 
uneingeschränkt zum Telefon greifen können, 
dann ist ihnen auch später wenig bewußt, daß die­
se Dienstleistung auch etwas kostet. Je mehr Ge­
bühreneinheiten verbraucht werden, desto mehr 
muß an Gebühren bezahlt werden. 

Im Zusammenhang mit den Fragen einer Tren­
nung der Postdienste von den Fernmeldediensten 
sowie der Verhinderung von angeblichen Quer­
subventionierungen zwischen den einzelnen Be­
triebssparten wird immer wieder auf die mit 
I. Juli 1989 in Kraft getretene Reform der Deut­
schen Bundespost als Musterbeispiel hingewiesen. 
Dazu ist festzustellen, daß man zwar die Deut­
sche Bundespost mit dem Ziel, die politischen be­
ziehungsweise hoheitlichen von den unternehme­
rischen Aufgaben zu trennen, in die Unterneh­
men Postdienst. Postbank und TELECOlVI auf­
teilte. gleichzeitig jedoch in den Grundsätzen des 
Poststrukturgesetzes die Einheit der Deut5chen 
Bundespost ~'er:\I1kert hat. Es ist ~\.Uch dezidiert 
festgestellt. daß zwischen den Cntel'l1ehmen. 50-
weit sie nicht in der Lage sind. finanzielle Cn­
gleichgewichte unternehmensintern zu beheben, 
Finanzausgleiche oder, anders ausgedrückt. 
Quersubventionierungen durchgeführt werden 
dürfen. 

Noch ein Wort zur Unternehmensstruktur der 
Deutschen Bundespost. Diese stellt sich so dar. 
daß an der Spitze jedes Unternehmens ein Vor­
stand mit 8 bis 9 Mitgliedern steht. Darüber hin­
aus gibt es in jedem Unternehmen einen Auf­
sichtsrat bestehend aus 15 bis 21 Mitgliedern. 

Wie sieht es bei der österreichischen Post aus? 
Die österreichische Post kennt schon von je her 
eine organisierte Trennung zwischen den einzel­
nen Betriebssparten: Postdienst, Fernmeldedienst 
und Postautodienst. Diese Trennung wirkt sich 
zunächst im finanziellen Bereich aus. das heißt. 
die bei der Deutschen Bundespost auch in Zu­
kunft möglichen Quersubventionierungen gibt es 
bei der österreichischen Post nicht. Dies liegt 
auch im Verfassungs- und Budgetrecht begrün­
det. weil durch die Detaillierung des Bundesvor­
anschlages sichergestellt ist, daß die vom Gesetz­
geber bewilligten Mittel nicht von einer Betriebss­
parte zur anderen verschoben werden können. 
Die organisatorische Trennung besteht auch im 
personellen Bereich, weil der Gesamtpersonal­
stand auf einzelne Betriebssparten aufgeteilt ist 
und über diese Auf teilung die einzelnen Fachbe­
reiche sorgsam wachen. 

Auch die Organisation der einzelnen Sparten 
ist strikt getrennt und läuft in den obersten Stufen 
der Unternehmenshierarchie, zum Beispiel bei 
den Präsidenten, den Stabstellen, der Generaldi­
rektion und beim Generaldirektor zusammen. 
Eine organisatorische Trennung zwischen hoheit­
lichen und betrieblichen Belangen würde aus der­
zeitiger Sicht einen Personalmehraufwand bis zu 
60 Mitarbeitern erfordern, ohne daß sich im Be­
triebsbereich ein angemessener Rationalisie­
rungseffekt erzielen ließe. 

Daraus leitet sich ab, daß unsere Post eine auf 
österreichische Verhältnisse maßgeschneiderte 
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Organisationsform hat, die darüber hinaus kein 
Mehr an Personal, von dem finanziellen Aufwand 
für die Aufsichtsräte, die Vorstände mit ihren 
Mitgliedern erst gar nicht zu reden, aufweist. 

Zusammenfassend kann jedenfalls behauptet 
werden, daß die österreichische Post zumindest 
dieselbe Effektivität wie die Deutsche Bundespost 
aufweist. 

Sehr geehrte Damen lind Herren! Die Post ist 
::tufgrllnd eles hohen Investitionsniveaus ein wich­
tiger Partner eier österreichischen Wirtschaft. 
Fast 20 \;lilliarden Schilling fließen von der Post 
in die Wirtsch::tft. Durch die Liefer- Lind Lei­
stLlngs~\lIftrt\ge können rnehr ::tls .30 000 Arbeits­
plätze gesichert werden. 

Dem Kollegen Moser - leider ist er nicht an­
wesend, aber villeicht hört er mich im Saal ir­
gendwo, sonst werde ich ihm das persönlich sagen 
- möchte ich im Zusammenhang mit seinen In­
vestitionsüberlegungen dringend raten, sich das 
Fernmeldeinvestitionsgesetz anzuschauen und 
sich erst dann über den Schuldenstand, über Ei­
genkapital und Fremdkapital zu unterhalten. 

Die Investitionsausgaben betragen 1990 fast 
15 Milliarden. Von dieser Summe sind 13 Mil­
liarden dem Fernmeldebereich zuzuordnen, je­
nem Zukunftsbereich, der derzeit auch weiterhin 
vorrangig für Einnahmenentwicklung grundge­
legt ist. 

Die Aufhebung des Monopols, eine immer wie­
der angesprochene Privatisierung, ist meiner .. Mei­
nung nach, wie es heute bereits auch von OVP­
Seite gesagt wurde, unter Berücksichtigung des 
verhältnismäßig kleinen österreichischen Marktes 
nicht von Vorteil. 

Ich sage immer wieder, laienhaft ausgedrückt 
und simplifiziert: Ein Bauer, der seine beste Kuh 
schlachtet. ein Kaufmann. der seine besten Kun­
den verjagt, ein Fabrikant, der eine neue Maschi­
ne für zwei alte eintauscht, ein Händler, der seine 
Waren verschenkt, handelt schlicht und einfach 
falsch. 

Eine Privatisierung beziehungsweise Neuorga­
nisation der Post wurde auch vor wenigen Wo­
chen im Bereich der Industriellenvereinigung im 
Zusammenhang mit der Forderung nach einer 
energischen Budgetsanierung verlangt. Ich ver­
weise auf einen Artikel des "Kuriers" vom 
25. November. wo in der Überschrift steht: "In­
dustrie drängt auf weitere Budgetsanierung. " 
Und im letzten Satz steht natürlich auch wieder­
um: Die Post sollte privatisiert werden. 

Im Rahmen des BV A 1989 erwirtschaftet die 
Post einen maßgeblichen Betriebsüberschuß, 
übernahm hohe gemeinwirtschaftliche Lasten 
und trug die Ausgaben für ihre Pensionen selbst. 

Würde man das wegtun, würde das Budget mit 
rund 12 Milliarden Schilling belastet. Das ist si­
cherlich nicht im Sinne des Erfinders. 

Gestatten Sie, meine Damen und Herren, daß 
ich zum Schluß noch feststelle: Seien wir stolz auf 
unseren guten, erfolgreichen, expandierenden 
Dienstleistungsbetrieb! Er bedient uns auch 1990 
zu unser aller Zufriedenheit. dessen bin ich si­
cher. Daher möchte ich mich von dieser Stelle aus 
bei allen Mitarbeitern der Post. vom Zusteller 
und Fernmeldearbeiter angefangen bis zum Ge­
neraldirektor hinauf. recht herzlich bedanken. 

Die sozialistische Fraktion stimmt den Ansät­
zen der Gruppe VII. insbesol~dere ~lem K::tpi­
tel 78. gerne zu. rBeifal! bei SPO und OVP.) I·J.J.J 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Kirchknopf. Ich erteile ihm das Wort. 

/.J.3.J 
Abgeordneter Kirchknopf (ÖVP): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Die 
heutige Debatte über das Budgetkapitel Öffentli­
che Wirtschaft und Verkehr gibt auch mir Anlaß, 
mich mit dem Verkehrskonzept der Österreichi­
schen Bundesbahnen für die Zukunft zu befassen. 

Ich muß trotz Suchens leider feststellen. daß es 
insgesamt gesehen keines gibt. Denn die ÖSS ha­
ben bisher nur da und dort einige Projekte vorge­
legt und wollen diese - wie die Diskussion über 
den Semmeringtunnel zeigt - ohne Rücksicht 
darauf, ob richtig oder nicht, auch durchsetzen. 

Im Arbeitsübereinkommen zwischen der SPÖ 
und der ÖVP vom 16. 1. 1987 wUrden in der Bei­
lage 11 die Österreichischen Bundesbahnen be­
handelt. Unter Punkt 4 heißt es: 

"Wir dürfen nicht das Langsamfahrgebiet Ell­
ropas werden." 

Beim Personenverkehr unter Punkt 5 wird die 
"Anhebung der Reisegeschwindigkeit auf 
160 km/h mit Spitzengeschwindigkeiten bis 
220 km/h verlangt. "Daraus resultiert: Fahrzeit­
verkürzung auf die Hälfte auf den Hauptrouten." 

Und beim Güterverkehr soll die Anhebung der 
Zughöchstgeschwindigkeiten von derzeit 80 km/h 
auf 120 km/h erfolgen." 

Das sind die Vorgaben für die Österreichischen 
Bundesbahnen. 

Ich muß nun die Frage stellen, wie die Österrei­
chischen Bundesbahnen auf der Südbahn diese 
Vorgaben erfüllen wollen. 

Derzeit konzentrieren sich ja die ÖBB auf den 
Semmeringtunnel, da dadurch - wie berechnet 
wurde - eine knapp 30minütige Fahrzeitverkür­
zung von Wien nach Graz erreicht werden kann. 
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Die Gesamtkosten für diesen Neubau des Sem­
meringtunnels werden sich auf über 5 Milliarden 
Schilling belaufen. Aber die unsicheren geologi­
schen Verhältnisse des Semmeringmassivs lassen 
erwarten, daß die Kosten sicherlich höher sein 
werden. Es ist auch errechnet, daß sich diese Ko­
sten erst in 40 Jahren amortisieren werden, das 
aber nur unter der Voraussetzung, daß tatsächlich 
130 000 Reisende pro Jahr mehr diese Strecke be­
nützen, was aber unter Umständen doch bezwei­
felt werden muß angesichts dieser 30minütigen 
Fahrzeitverkürzung. die hier erreicht wird. 

Diese Investition bringt nun. wie gesagt. eine 
Fahrzeitverkürzung von 30 \Iinuten. !vleine D::l­
men und Herren! Im Arbeitsübereinkommen von 
SPÖ und ÖVP wird für diese Strecke aber eine 
Fahrzeitverkürzung auf die Hälfte verlangt. Das 
bedeutet nicht 30, sondern abgeleitet von der der­
zeitigen Fahrzeit von 155 Minuten müßten dies 
77,5 Minuten sein. Daß dieses Ziel auf der derzei­
tigen Streckenführung der Südbahn Wien -
Graz erreicht werden kann, wird von allen Fach­
leuten bezweifelt. 

Ich möchte dazu auf die von den ÖBB in Auf­
trag gegebene Little-Studie hinweisen. Diese Stu­
die. die sich ausführlich mit der Hochleistungs­
strecke Wien - Steiermark - Kärnten nach ita­
lien befaßt. sieht unter anderem die Tatsache als 
Problem, daß derzeit Graz abseits der Durchzugs­
route liegt, wodurch die Angebotsgestaltung er­
schwert beziehungsweise die Angebotsdichte ver­
mindert wird. Die Einbindung von Graz in das 
Hochleistungsnetz ist daher nicht nur wünschens­
wert, sondern auch notwendig. 

Diese Studie stellt dann auf Seite 25 weiter fest, 
daß für ein Hochleistungsniveau von 200 bis 250 
Stundenkilometern die Topographie des Mur­
und des Mürztales ein Ausweichen auf Neubau­
trassen - über das Burgenland, Oststeiermark 
und Koralpe - erzwingt. Diese Little-Studie 
schlägt dann auch folgende kostengünstige Trasse 
vor: Wien - Wampersdorf - Müllendorf -
Sieggraben - Günser Gebirge - Oberwart -
Fürstenfeld - Gleisdorf - Graz. Diese Route 
würde dank relativ weniger Talübergänge und 
nur kurzer Tunnels einen nur etwas größeren 1n­
vestitionsumfang erfordern als der vorgesehene 
Ausbau der Semmeringachse von Wien nach 
Graz. 

Außerdem weist die Studie nebenbei auch noch 
darauf hin, daß der Ausbau der derzeitigen Süd­
bahnstrecke zum Teil ja nur eine Geschwindigkeit 
von 125 Kilometern erreichen läßt. Das Arbeits­
programm der Regierung sieht aber - ich habe es 
bereits erwähnt - 200 bis 250 km/h vor. 

Was die Kosten betrifft, stellt die Little-Studie 
fest, daß zwischen Mürzzuschlag, Bruck, Graz ein 
Ausbau mit mehreren Neuabschnitten und Tun-

nellösungen aus topographischen Gründen äu­
ßerst problematisch erscheint, weshalb die auf 
über 9 Milliarden geschätzten Kosten wegen der 
Vielzahl sensibler und möglicher Änderungswün­
sche mit großen Unschärfen behaftet sind. Das 
heißt, daß dieser Ausbau wahrscheinlich über 
10 Milliarden kosten würde. Die Fahrzeit könnte 
durch diesen sehr kostspieligen Ausbau der der­
zeitigen Südbahn um eine Stunde verkürzt wer­
den. 

Die Fahrzeitverkürzung über die vorgeschlage­
ne Burgenlandtrasse - Oststeiermarktrasse. wür­
de - wie cbs Arbeitsprogr.1mm der Regierung 
vorsieht - die Fahrzeit von Wien nach Graz 
mehr ::lls halbieren. Graz könnte von Wien aus in 
einer Stunde und 6 Minuten erreicht werden. Ich 
habe es vorhin erwähnt: Zur Zeit sind es 2 Stun­
den und 35 Minuten. Die Kosten für den Neubau 
der Trasse über Oberwart, Fürstenfeld, Graz wer­
den mit rund 13 Milliarden Schilling geschätzt. 

Trotz dieser Fakten hält aber die Bahn an ei­
nem Prestigeprojekt - ohne Rücksicht auf die 
Meinung von Verkehrsexperten - fest. Es wird 
- wie vor kurzem auch Generaldirektor Übleis 
am Semmering erwähnt hat - damit argumen­
tiert, daß durch den Bau des Semmeringtunnels 
täglich um 100 Züge mehr auf dieser Strecke ge­
führt werden könnten. 

Das hat mich aber deshalb sehr erstaunt, da bei 
einem Gespräch von Vertretern der Burgenländi­
schen Landesregierung mit den Österreichischen 
Bundesbahnen am 29. Juni dieses Jahres dem 
Wunsch des Burgenlandes. einen Direktzug aus 
dem Bezirk Oberpullendorf über Wiener Neu­
stadt, die Südbahn, nach Wien zu führen, damit 
ein Umsteigen der Pendler vermieden wird, ent­
gegengehalten wurde, daß derzeit eine zusätzliche 
Zugsgarnitur vom Fahrplan her nicht möglich sei. 
Wie man aber dann in weiterer Folge 100 Züge 
mehr führen will, wenn man nicht einmal einen 
Zug problemlos einschieben kann, können wahr­
scheinlich nicht einmal die Österreichische Bun­
desbahn erklären. 

Es ist schon richtig und mir persönlich sehr 
wohl bewußt, daß die Mur-Mürz-Furche eine 
Problemregion darstellt. Man tut aber so, als ob 
durch den Bau der Burgenland-Oststeiermark­
Trasse diese Region noch mehr veröden würde 
und als ob durch eine neue Trassierung die der­
zeitige Bahn eingestellt würde. Dem ist nicht so. 

Die Probleme dieser Region sind aber nicht 
größer als etwa jene im Burgenland und in der 
Südsteiermark. Im jüngsten Monatsbericht des 
Wirtschaftsforschungsinstitutes wird aufgezeigt, 
daß die Lage an den Ostgrenzen - nämlich Kärn­
tens, des Burgenlandes, der Region Süd-Oststei­
ermark und der Region Südsteiermark - ungün­
stig ist. Der Hauptgrund dafür ist die Randlage 
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dieser Regionen. Es muß daher die Bundesregie­
rung alles daransetzen, diese Nachteile zu mil­
dern. Eine verkehrsmäßige Anbindung dieser Ge­
biete ist daher vordringlich, da diese Randlage im 
Falle einer Teilnahme Österreichs am Europäi­
schen Binnenmarkt noch verstärkt würde, meint 
dazu das Wirtschaftsforschungsinstitut. 

Der Osten Österreichs braucht dringend eine 
Einbindung an den norditalienischen und süd­
deutschen Raum. Und das noch aus einem weite­
ren Grund: Wir alle wissen, daß elie politische Si­
tuation der osteuropäischen Länder in Be\\egung 
genden ist. Es ist zu erwarten. c1aß früher oder 
später ein fast freier \Varenverkehr \on Osteuro­
pa nach \Vest- und Südeuropa und umgekehrt 
stattfinden wircl. Es ist dadurch zu erwarten. daß 
sich die Verkehrsströme der CSSR, der DDR. Po­
lens sowie der Sowjetunion bis hinauf nach Finn­
land im Raum Preßburg konzentrieren werden. 
Wie man hört, sollen in Preßburg die auf der 
Schiene herantransportierten Güter auf LKW ge­
laden und durch Österreich transportiert werden. 
Umso notwendiger wären daher ein Auffangen 
dieser Transitbelastung und eine Verlagerung des 
Verkehrs auf die Schiene. 

Das kann aber nur dadurch erreicht werden, 
daß zusätzliche Schienen~apazitäten bereitge­
stellt werden und daß die OBB auch daran den­
ken müssen, Preßburg schienenmäßig voll einzu­
binden, voll anzuschließen. 

Das Burgenland wird sicherlich nicht akzeptie­
ren, daß durch den Transit auf der Straße Ver­
hältnisse wie in Tirol entstehen. Der Ausbau der 
Schiene ist daher vordringlich, und die Einbin­
dung von Preßburg, Ödenburg und Steinamanger 
ist unbedingt notwendig. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.I 

Herr Bundesminister, ich ersuche Sie als zu­
ständigen Verkehrsminister, auf die ÖBB einzu­
wirken, daß ein zukunftsorientiertes Gesamtkon­
zept erstellt wird, in welchem die zu erwartenden 
Verkehrsströme mitberücksichtigt werden. 

Das Burgenland plant eine Studie über die neue 
alternative Hochleistungsstrecke bis Kärnten. Die 
Bundesländer Burgenland, Steiermark und Kärn­
ten haben sich grundsätzlich dazu bereit erklärt, 
diese Studie mitzufinanzieren. Sie soll eine be­
triebswirtschaftliche Nutzung überprüfen und 
vor allem auch die Akzeptanz in der Bevölkerung 
untersuchen. Ich ersuche Sie, Herr Bundesmini­
ster, Ihr Ministerium, sich an den Kosten zu be­
teiligen. Desgleichen ersuche ich alle Zuständi­
gen, den Alternativvorschlag zur Südbahn, einen 
Vorschlag der Länder Burgenland, Steiermark 
und Kärnten, zu unterstützen. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 14.46 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Kuba. Ich erteile es ihm. 

N . .J.7 
Abgeordneter Kuba (SPÖ): Herr Präsidentl 

Herr Staatssekretärl Meine sehr geehrten Damen 
und Herrenl Gestatten Sie mir, zu Beginn meiner 
kurzen Ausführungen vorerst einmal einen Dank 
auszusprechen. Am 7. Dezember hat im Wein­
viertel, im Raum Hollabrunn, eine Verkehrsen­
quete unter Teilnahme des Herrn Bundesmini­
sters für Verkehr lind öffentliche Wirtschaft statt­
gefunden. die vor allem elie Bestrebungen schon 
auch im Hinblick auf die Liberalisierung unseres 
:".iachb::trlandes Tschechoslowakei beinhaltet hat. 
Der Herr Verkehrsminister hat bei dieser Enque­
te im Beisein des Kollegen Or. Bauer eine Ver­
wendungszusage in die Richtung gemacht, daßver 
sich bemühen wird, über den Grenzübergang Sa­
tov/Retz nach Möglichkeit - dort gibt es heute 
nur Güterzugsverkehr - probeweise Personen­
züge zu führen. 

Ich glaube, es ist ein großartiger Erfolg, heute 
mitteilen zu können, daß es über besondere Inter­
vention des Kollegen Bauer und vor allem durch 
die äußerst flexible Haltung der Bundesbahn un­
ter der Führung des Herrn Generaldirektors Dr. 
Übleis gelungen ist, schon morgen und übermor­
gen. am 16. und 17. Dezember, beziehungsweise 
am 22. LInd 23. Dezember von Znaim aus Perso­
nenzüge über Retz in das Weinviertel zu führen. 
Ich glaube, eine rasche Erledigung dieser Ver­
wenclungszusage des Herrn Verkehrsministers 
verdient wirklich den entsprechenden Dank. (Bei­
fall bei der SPÖ.) Wir hoffen al~e, daß diese Be­
strebungen, unser Nachbarland CSSR wieder en­
ger. auch über die Schiene, an uns zu binden, 
auch den entsprechenden Erf'?lg haben werden. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) 

Ein paar Bemerkungen zu den Bundesbahnen. 
Die Bahn im allgemeinen und auch die Neben­
bahnen im besonderen erleben wirklich eine Re­
naissance. Im Bewußtsein der Bevölkerung ist 
eine Änderung eingetreten, und zwar in der 
Form, daß man nicht mehr dem Individualver­
kehr alles opfern will und doch die Prioritäten 
mehr auf den öffentlichen Verkehr legen wird. 

Als Abgeordneter des Weinviertels bemühe ich 
mich immer, nicht nur im Verkehrsausschuß und 
im Budgetausschuß, wenn das Kapitel Verkehr 
behandelt wird, ein bißchen Lokalkolorit mitein­
zubringen. 

Es liegt ein Antrag der Bürgermeister des Zaya­
tales vor, unterstützt von den zuständigen Abge­
ordneten, auf Prüfung der Möglichkeit der Wie­
deraufnahme des Personenverkehrs zwischen Ho­
henau und Mistelbach. Seitens der Bundesbahnen 
wurde das geprüft, ein Investitionsvolumen in der 
Größenordnung von 20 bis 25 Millionen Schilling 
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wurde hiefür geortet. Ich würde bitten und drin­
gend ersuchen, diese Wünsche einer objektiven 
Prüfung zu unterziehen und unter Anstellung be­
triebswirtschaftlicher Untersuchungen doch bald 
zu entscheiden, ob eine solche Wiederaufnahme 
des Personenverkehrs möglich ist, und dann eben 
eine entsprechende Änderung der Nebenbahn­
verordnung zu veranlassen. Gleichzeitig damit 
soll - das ist ein großer Wunsch in dieser Region 
- die Flächenbedienung verbessert werden. 

Ich stehe mit meiner Meinung, was elen Bust::t­
rif bei den Autobussen der Post betrifft. nicht al­
lein cla: Erst gestern hat in einer Aussendung der 
Präsident des Österreichischen ArbeiterkJmmer­
tages Vlag. Vogler erklärt. daß die Bust::trife im 
öffentlichen Verkehr zu hoch sind und an die 
Bahnt::trife angeglichen werden sollten. Diese 
Stimmen kommen aus allen politischen Lagern. 
Ich stimme dem zu, und zwar unter der Voraus­
setzung, daß eine ähnliche Rechnung erfolgen 
wird, wie das bei den Bundesbahnen möglich ist, 
nämlich eine Trennungsrechnung. 

Wenn man A sagt zum öffentlichen Verkehr, 
dann muß man auch B sagen, daß mehr Mittel 
erforderlilch sind, um die gemeinwirtschaftlichen 
Aufgaben erfüllen zu können. 

Das Land Niederösterreich und vor allem 
Herrn Finanzreferenten Dr. Pröll werden wir bei 
dieser Maßnahme nicht auslassen können. Er 
wird da Farbe bekennen müssen. Es genügt nicht. 
rein plakativ zu sagen: Wir fördern den öffentli­
chen Verkehr, sondern wir wollen auch Taten se­
hen. Es erwartet auch die Bevölkerung des Wein­
viertels, daß schnell und effizient gehandelt wird. 

Zum Punkt Verkehrsmaßnahmen im allgemei­
nen: Es besteht eine Forderung auch aus dieser 
Region, einen zusätzlichen Eilzug von Wien nach 
Laa an der Thaya zu führen beziehungsweise eine 
Fortführung von Mistelbach bis Laa. Es bestehen 
Vereinbarungen, Gespräche mit den ungarischen 
Staatsbahnen, mit den tschechischen Staatsbah­
nen, mit den polnischen Staatsbahnen, zwischen 
Warschau und Wien, zwischen Budapest und 
Wien Fernverkehrs- und Eilzugsverbindungen 
herzustellen. Das betrifft vor allem einmal Gene­
raldirektor Or. Übleis. Ich glaube, es kann die 
Bundesbahn im Hinblick auf die Planung und 
Ausarbeitung des Integrierten Taktfahrplanes 
nicht alle Verkehrswünsche dem Integrierten 
Taktfahrplan 199111992 unterordnen, denn viele 
dieser geforderten und berechtigten Maßnahmen, 
die auch von der Bundesbahn anerkannt werden, 
berühren den Integrierten Taktfahrplan nicht. 

Ich möchte Sie, werter Herr Generaldirektor, 
ersuchen, diese Anliegen auch unter einem ande­
ren Gesichtspunkt zu sehen und jene Maßnah­
men, die ohne Beeinträchtigung des IT 1991 er­
folgen können, früher umzusetzen. 

Da die Betriebsdirektion sozusagen den Ideal­
fahrplan für das Jahr 2000 publiziert hat, glaube 
ich, wäre es notwendig, in der Zwischenzeit jene 
Maßnahmen durchzusetzen, die es uns heute 
schon ermöglichen, effizientere Verkehrsverbin­
dungen herzustellen. 

Das Weinviertel und auch das Waldviertel erle­
ben ja durch die Öffnung der Grenzübergänge 
der Tschechoslowakei einen neuen Aufbruch. Die 
Kollegen von meiner Partei, Kollege Parnigoni 
aus dem Waldviertel, Kollege Bauer und meine 
Person haben vor kurzem eine Arbeitsgemein­
schaft .. Zukunft Grenzland'" gegründet. und wir 
\verden uns mit den Vertretern der Handelskam­
mer. der Arbeitnehmervertretungen. des Bundes­
kanzleramtes und aller beteiligten Stellen ::tm 
17. Jänner 1990 in Laa an der Thaya zu einem 
Arbeitsgerspräch treffen, an dem auch Vertreter 
des südmährischen Raumes teilnehmen werden, 
um eben auszuloten, abzusprechen, welche Mög­
lichkeiten aus der Region gegeben werden, um 
bessere Verkehrsbedingungen, bessere Wirt­
schaftsbedingungen - soweit es eben in unserer 
Kompetenz liegt - einzuleiten und gemeinsam 
mit der Arbeitsmarktverwaltung bessere Bedin­
gungen für Arbeitnehmer in diesem Bereich zu 
schaffen. 

Es gibt ja einen großen Arbeitskräftebedarf im 
Weinviertel, der mit den derzeitigen Arbeitssu­
chenden nicht gedeckt werden kann. Eine Zahl 
hiezu: Allein im Bereich der Region Mistelbach 
gibt es 154 offene Lehrstellen, aber nur 10 Lehr­
stellensuchende. Das bedeutet gegenüber einem 
Arbeitsbedarf von 400 rund 150 offene Lehrstel­
len. Nunmehr sehen wir also eine Chance, in Zu­
sammenarbeit mit unseren Nachbarn vielleicht 
jetzt einen Ausgleich finden zu können. 

Die Finanzierung dieser Maßnahmen, die not­
wendig sein werden, um rasche Hilfe in dieser Re­
gion zu leisten, die ursprünglich bestehenden Ei­
senbahnübergänge wieder zu installieren, ist ein 
besonderes Anliegen nicht nur des Herrn Bundes­
ministers für Verkehr, sondern der gesamten Re­
gierung und aller hier im Hohen Haus vertrete­
nen Parteien. Und die rasche Verwirklichung die­
ser Maßnahmen erfordert nicht nur eine genaue 
Planung, sondern auch die entsprechende Finan­
zierung. 

Ich ersuche den Herrn Bundesminister bezie­
hungsweise den Herrn Staatssekretär in dessen 
Vertretung, im Rahmen der Bundesregierung alle 
Maßnahmen zu setzen - sei es im Budget oder 
auch außerhalb des Budgets, damit die finanziel­
len Voraussetzungen dafür gegeben sind -, daß 
diese Maßnahmen schneller verwirklicht werden 
können. 

Herr Staatssekretär! Herr Bundesminister! 
Wenn das geschieht, dann werden Ihnen das be-
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stimmt unsere Gäste aus dem Osten, aber ganz 
besonders die Bevölkerung des Weinviertels und 
des Waldviertels zu danken wissen. - Danke. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 14.54 

Präsident: Als nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. Lanner zum Wort gemeldet. Ich er­
teile es ihm. 

J./..54 

Abgeordneter Dr. Lanner (ÖVP): Herr Präsi­
dent~ Meine Damen und Herren~ Ich möchte zu­
njchst mit meinem "Regionalkollegen" Dillers­
berger beginnen. Er hat vor mehreren Stunden 
hier gesprochen. Ich habe ihm aufmerksam zuge­
hört und h.:ltte den Eindruck: Was Dillersberger 
nicht gedacht. gesagt oder schon gemacht hat, das 
hat es in dieser Republik auf dem Verkehrssektor 
überhaupt noch nicht gegeben. (Abg. Dr. D i [ -
I er 5 b erg er: Na, /lai) 

Und dann habe ich mir gedacht: Er ist ein An­
walt, er legt Wert auf Fakten und Tatsachen. Er 
hat auch eine Reihe von Quellen zitiert. Ich habe 
ihm auch dabei aufmerksam zugehört, dann 
mußte ich aber feststellen, daß all sein Quellen­
material mit dem Jahre 1987 beginnt. Ich habe 
mir gedacht: Warum eigentlich? - Vielleicht des­
halb, weil die FPÖ vorher in der Regierung war 
und dort die Gelegenheit gehabt hätte, einiges in 
die Tat umzusetzen. (Abg. Dr. 0 file r: Wir ha­
ben den Verkehrsminister nicht gestellt.' - Ruf bei 
der Ö VP: Aber in der Regierung seid ihr gewesen!) 

Wir steilen den Verkehrsminister auch nicht, 
glauben aber doch. daß wir in einer Reihe von 
Fragen der Tätigkeit des Verkehrsministers unse­
ren Stempel aufgedrückt haben. (Abg. Dr. 
o f ne r: Ihr glaubt das, aber das ist nicht richtig.') 
Herr Kollege Ofner, da ist "die Suppe zu dünn", 
um einen Ausspruch von Ihnen abzuwandeln. 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. Dr. 0 f ne r: Ihr 
seid die Köche der dünnen Suppen,') Ich möchte 
nur die Dinge ins rechte Lot rücken, nichts ande­
res. 

Zur Verkehrspolitik eine Konsensbemerkung. 
Wir sind natürlich alle der Meinung, daß es not­
wendig ist, eine Verkehrsverlagerung von der 
Straße auf die Schiene durchzuführen. Ich möch­
te auch anerkennen, daß sich die Bundesbahnen 
in der letzten Zeit sehr darum bemühten. Ich 
möchte, weil der Verkehrsminister in der Zwi­
schenzeit wieder da ist, sagen, daß ich mich zum 
Nachtfahrverbot bekenne - das habe ich auch 
schon früher gesagt - und daß ich ihn diesbezüg­
lich überall dort, wo ich die Möglichkeit und Ge­
legenheit dazu habe, dabei unterstützt. - Wir 
sind zwar sonst nicht immer einer Meinung, aber 
in diesem Punkt bedarf es der Unterstützung aller 
Seiten. Je größer diese ist, desto besser für die 
Sache und für Österreich. 

Ich glaube also, daß die Verlagerung des Ver­
kehrs von der Straße auf die Schiene ein gemein­
sames und wichtiges Anliegen ist. Aber - und das 
sage ich bei allem Respekt vor den Leistungen der 
Bahn - das bringt natürlich auch Probleme mit 
sich. 

Und die Probleme werden über kurz oder lang 
größere Lärmbelastungen sein. Ich möchte es da­
her jetzt sagen, damit nicht dann unsere Bürger 
kommen LInd sagen: Ja habt ihr denn nicht früher 
gewußt. was da auf uns zukommt? Denn mehr 
Verkehr - auch auf eier Schiene - bedeutet 
mehr Lirm. \\/as kann man dagegen tun'? - Ich 
glaube. man könnte ein 'itr:1tegisches \Iaßnah­
menpaket 'ichnüren. wobei zu sagen ist, daß vier 
Bereiche von besonderer Bedeutung sind. 

Erstens: Die ÖBB brauchen einen lärmdämp­
fenden Oberbau. Wenn man sich das von vorn­
herein vornimmt und in der künftigen Planung 
darauf besonderes Gewicht legt, dann könnte das 
im Hinblick auf eine stärkere Verkehrsfrequenz 
- zugegebenermaßen - eine kleine, aber es 
kommt auf die Summe der Maßnahmen an, Lär­
merleichterung bringen. 

Zweitens: Es bedarf der Weiterentwicklung 
und des Einsatzes lärmarmer Waggons. Diesbe­
züglich ist bereits einiges geschehen, aber ich 
glaube. da müßte noch viel mehr gemacht wer­
den. 

Dritter Punkt, der umstritten ist. Ich möchte 
meine Meinung dazu sagen. mämlich zur Frage 
der Fahrgeschwindigkeit. Je höher die Geschwin­
digkeit, desto größer der Lärm. Dabei ist es ein 
großer Unterschied. wo die Bahn unterwegs ist: 
Auf dem flachen Land oder in einem engen Ge­
birgstal. In geographisch sensiblen Gebieten soll­
ten wir vom Geschwindigkeitsrausch Abschied 
nehmen. Ich glaube, das ist ein ganz wichtiger 
Punkt, wenn wir der Bevölkerung keine zusätzli­
che Lärmbelastung zumuten wollen. 

Der vierte Punkt betrifft die Lärmschutzbauten 
der Bahn, wobei es darauf ankommt. daß sich die­
se Bauten in das Landschaftsbild einordnen. 

Auch hier gibt es die Möglichkeit der Umwelt­
verschmutzung durch das optische Bild, wie wir 
das im Straßenverkehr in den Anfangstagen lei­
der gemacht haben. Heute ist es besser. 

Wir sollten bei der Bahn nicht den gleichen 
Fehler machen. Wir sollten nicht irgend etwas 
hinstellen, nicht irgend etwas bauen, sondern das 
Beste sollte uns gerade gut genug sein. Hier gibt 
es eine Reihe ausländischer Beispiele, eine Reihe 
von Erfahrungen. Ich glaube, wenn man dieses 
Maßnahmenpaket als Ganzes, also einen lärm­
dämpfenden Oberbau, eine bessere Ausstattung 
und technische Verfeinerung der Waggons, nicht 
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zu hohe Geschwindigkeiten, insbesondere in den 
Gebirgstälern, und landschaftschonende lärm­
schutzbauten, in Angriff nimmt, dann wird auch 
die künftige Frequenzsteigerung bei den Bundes­
bahnen, was die lärmbelastung für die Anrainer 
anlangt, verkraftbar sein. 

All das, was ich gesagt habe, sollte man mit 
Nachdruck verfolgen. Ich glaube natürlich schon, 
daß die Bundesbahnen willens und bereit sind, 
das Bestmögliche zu tun. Aber bei anderer Gele­
genheit meinte heute der Verkehrsminister -
lind ich L1ntersu'eiche das -: Was man nicht vor­
schreibt. v,ird nicht gemacht. lSncl so wie wir Vor­
schriften haben für elen lärmarmen LKW. sollten 
\I" ir :wch ,,"ormen entwickeln für die lärmarme 
Bahn. an die sich die Bundesbahnen zu halten 
haben. damit wir nicht die böse Überraschung er­
leben, daß man uns eines Tages sagt: Jetzt ist es 
soweit, und ihr Politiker habt wieder alles ver­
säumt, habt nicht vorausgedacht. 

Die Verlagerung von der Straße auf die Schiene 
ist ein wichtiges Anliegen. Aber mindestens eben­
so wichtig sollte es uns sein, daß wir diese Verla­
gerung in einer umweltfreundlichen, lärmarmen 
Form mit einer Flüsterbahn durchführen. (Beifall 
bei der Ö VP und Beifall des Abg. Marizzi.) 15.02 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Dr. Dillersberger ge­
meldet. 

Herr Abgeordneter! Es stehen Ihnen 3 Mi­
nuten zur Verfügung. 

15.02 

Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Den Zukunftsvisio­
nen des Abgeordneten Dr. lanner habe ich nicht 
zu widersprechen. Er hat allerdings hier die Be­
hauptung aufgestellt, daß in der Zeit der sozial­
liberalen Koalition, also in der Zeit, als die Frei­
heitliche Partei in der Regierung war, im Transit­
bereich keinerlei Maßnahmen gesetzt worden wä­
ren. (Abg. Dr. La n n e r: Keine wirkungsvollen.') 
Diesen Ausführungen habe ich zu entgegnen, und 
ich habe sie dahin gehend zu berichtigen, daß 
selbstverständlich entsprechende Maßnahmen ge­
setzt worden sind. (Präsident Dr. Marga Hub i -
n e k übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Kollege Dr. Lanner weiß es selbst, weil er 
als oppositioneller Abgeordneter von der damali­
gen Regierung seinen Wunsch, in Angath eine 
Probestrecke für den Flüsterasphalt zu bekom­
men, erfüllt erhalten hat. Und der Abgeordnete 
Dillersberger weiß es, weil er vom derzeitigen Ge­
neraldirektor und damaligen Bautenminister Dr. 
Übleis die Flüsterasphaltstrecke Kufstein im Jah­
re 1985 bekommen hat. Es sind gerade im Be-

reich des Bezirkes Kufstein in dieser Zeit eine 
Reihe von lärmschutzwänden gebaut worden. 

Herr Kollege Dr. lanner! Ihre Ausführungen 
sind auch deshalb unrichtig, weil damals das erste 
Konzept zur Verlagerung von der Straße auf die 
Schiene ausgearbeitet wurde und es einen ge­
meinsamen Antrag von SPÖ und FPÖ auf Maß­
nahmen im Transitverkehrsbereich gegeben hat, 
in dem auch das Nachtfahrverbot enthalten war 
und der nur deshalb nicht realisiert werden konn­
te, weil die Regierung, aus welchen Gründen au.~h 
immer. aufgelöst wurde. 'Beifall bei der FPO. j 
J 5J).J-

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als njchster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Roppert. 

15J)5 

Abgeordneter Roppert (SPÖ): Frau Präsiden­
tin! Herr Bundesminister! Sehr geschätzte Damen 
und Herren! Hohes Haus! Vor einer Stunde und 
14 Minuten - ich bin genau mit der Zeitangabe 
- erlebten wir hier einen der schwärzesten Tief­
punkte des Parlamentarismus. Ich sage das vor 
allem für die Zeit, für die ich hier im Haus als 
Zeitzeuge dastehen kann. und das sind immerhin 
11 Jahre. 

Kollege Bergsmann von der Österreichischen 
Volkspartei ging hier herunter und meinte, sei­
nem Sprecher zum Verkehrswesen, dem Abge­
ordneten PischI, sehr großes Lob zollen zu müs­
sen. Das sei ihm unbenommen. Das soll er tun: 
keine Frage. Wir werden da kaum widersprechen. 
Wir haben auch keine Ursache dazu. Nur, Hohes 
Haus: Wer nur ein bißchen Insider ist in der Ver­
kehrspolitik in den letzten Jahren in diesem Land 
- nur ein bißehen! -, der weiß, daß die "Neue 
Bahn" das Lebenswerk des Abgeordneten Hans 
Schmölz ist. Er braucht nur ein bißchen Insider 
zu sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Liebe Damen und Herren! Geschätzte Abge­
ordnete! Kollege Schmölz war fast 14 Jahre Zen­
tralsekretär. Zum Schluß war er Obmann der Ge­
werkschaft der Eisenbahner. Und er mußte aus 
gesundheitlichen Gründen, wegen einer schweren 
Erkrankung, seine Funktion im Nationalrat zu­
rücklegen. Gestern wurde ihm für seine Tätigkeit 
eine sehr hohe Bundesauszeichnung überreicht. 

Und es blieb dem Kollegen Bergsmann - es 
fällt mir nach diesem Auftritt schwer, "Kollege" 
zu sagen, obwohl er Eisenbahner ist - überlas­
sen, die Verdienste des Kollegen Schmölz nicht 
nur nicht zu erwähnen - auch das ist nicht unser 
Anliegen -, sondern so zu mindern, daß er nicht 
gesagt hat, warum Kollege Schmölz beim Zustan­
dekommen beziehungsweise bei den Beratungen 
im Verkehrsausschuß, als es um die "Neue Bahn" 
gegangen ist, nicht dabei war. Erst nach Zwi­
schenrufen war er bereit, das Wort von einer Er-
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krankung in den Mund zu nehmen. Und, Kollege 
Felix Bergsmann, die Entschuldigung, die nicht 
an mich oder an das Haus, sondern an den Kolle­
gen Schmölz gerichtet sein müßte. fehlt bis jetzt. 
Die fehlt bis jetzt! (Beifall bei der SPÖ. - Ruf bei 
der ÖVP: Ist auch nicht notwendig.') 

Meine Damen und Herren! Es war dies das Ge­
sicht eines Abgeordneten der Partei. mit der wir 
uns in Koalition befinden. Es war dies das Gesicht 
eines FCG-Funktionärs. Zur Verdeutlichung für 
denjenigen. der nicht weiß. was das heißt: Frak­
tion C h r ist I ich e r Gewerkschafter. Ich 
habe aus dieser Bemerkung von Ihnen nichts her­
ausgehört von einem christlichen. geschweige 
denn von einem sonstigen humanen Gedanken­
gut. Vielleicht ist Ihr Auftritt hier die Erklärung 
dafür, Hohes Haus. warum genau diese Fraktion 
Christlicher Gewerkschafter bei den jüngsten 
Personal vertretungs wahlen wieder einmal eine 
vernichtende Niederlage bei den Eisenbahnern 
erlitten hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich richte diesen Vorwurf wirklich ganz 
deutlich nur an Sie persönlich, nicht an die Abge­
ordneten der ÖVP, weil ich das von Ihnen in die­
ser Form .. hier nicht erwartet hätte. I Zwischenruf 
bei der OVP.) Ohne eine tatsächliche Berichti­
gung anbringen zu wollen, halte ich fest: Die Ar­
beit für die "Neue Bahn" wurde im Verkehrsaus­
schuß von Kollegen Pischi und von Kollegen Ob­
mannstellvertreter Brennsteiner gemeinsam ge­
tragen. - Ich glaube. damit wäre die Wahrheit 
hier wieder ein bißehen ins richtige Lot gerückt 
worden. 

Geschätzte Damen und Herren! Wir behandeln 
heute das Budget für das Kapitel 79: Österreichi­
sche Bundesbahnen. Ich halte fest, daß dies zum 
letzten Mal in dieser Legislaturperiode geschieht, 
und ich erinnere ein wenig daran, daß es für die 
Arbeit in der Verkehrspolitik ein Koalitionsab­
kommen gegeben hat. Und damit dies nicht vor 
lauter Kritik untergeht, nenne ich einige Punkte, 
was in diesen vier Jahren in der österreichischen 
Verkehrspolitik mit sehr viel Übereinstimmung, 
mit sehr viel Konsens - das sage ich auch bewußt 
- geschehen ist. 

Die Österreichischen Bundesbahnen haben 
dort, wo man es ihnen vorschreibt, wo sie ihre 
kaufmännische Gesamtrechnung zu legen haben, 
in den letzten zwei Jahren allein über 1 Milliarde 
Schilling eingefahren. Das geht unter. 

Ich halte weiters fest, daß der Bundeszuschuß 
für die Österreichischen Bundesbahnen in den 
letzten Jahren in Milliardengrößen gesunken ist. 

Ich halte darüber hinaus fest, daß die Rationali­
sierungsmaßnahmen, die gesetzt worden sind. 
wirklich greifen. Einer meiner Vorredner hat das 
auch gesagt. Aber, Hohes Haus, dies nicht immer 

zur ausschließlichen Freude der Bediensteten. 
Wenn hier davon gesprochen worden ist, daß 
rund 4 000 Dienstposten in den letzten Jahren bei 
den Österreichischen Bundesbahnen wegrationa­
lisiert worden sind, dann sage ich gleich dazu -
auch das wurde bereits erwähnt -, daß wir bis zu 
600 Züge mehr im Jahr führen und daß wir jetzt 
schon wieder die Situation haben. daß vor allem 
im Westen Österreichs keine Leute zu den Bun­
desbahnen kommen. um dort einen Arbeitsplatz 
zu finden. Ja es geht noch weiter: In Vorarlberg 
rechnen Eisenbahner ab, um in die Schweiz arbei­
ten zu gehen. Das wird also in Hinkunft ein Pro­
blem. 

Sicherlich hängt das auch damit zusammen, 
daß entscheidend';; Belastungen diesen Dienstlei­
stungsbetrieb für viele Mel;schen in Österreich 
unattraktiv machen. wenn ich nur denke: Sonn­
und Feiertagsdienst, Nachtdienst und ähnliche 
Dinge mehr. Vielleicht spielt auch die Bezahlung 
eine Rolle. Damit bin ich ein bißchen beim Kolle­
gen Probst. der jetzt leider nicht im Saal ist. Aber 
einer meiner Nachredner wird ihm auf die ver­
gleichende Gegenüberstellung der Produktivität 
bei den Eisenbahnen. europäisch gesehen, eine 
Antwort geben. Ich hoffe, er nimmt sie so objek­
tiv auf, wie es gedacht ist. 

Geschätzte Damen und Herren! Nur einige we­
nige Zahlen zum Budget, und da sei wieder nur 
herausgegriffen: Welches Investitionsvolumen 
steht den Bahnen für 1990 zur Verfügung? -
Wenn ich auch EUROFIMA, also Fremdfinan­
zierung, miteinrechne, dann heißt das: Im Jahr 
1990 stehen 6,4 Milliarden Schilling für eine Ver­
kehrspolitik, soweit sie die Schiene betrifft, aber 
auch mit entsprechenden Auswirkungen auf die 
Straße, in Österreich zur Verfügung. 

Jeder Schilling, der auf diesem Weg investiert 
wird, ist nicht nur ein Schilling für die Eisenbahn. 
Jeder Schilling., der da investiert wird. bedeutet: 
Ein Baum in Osterreich wird länger leben. Jeder 
Schilling, der da investiert wird, bedeutet: Ein 
Quadratmeter Boden wird weniger mit Schwer­
metallen und anderen Giften verseucht werden. 
Jeder Schilling, der da investiert wird, bedeutet: 
Ein Kind wird nicht so rasch an Atembeschwer­
den in diesem Land leiden. Jeder Schilling an In­
vestition in die Österreichische Bundesbahnen ist 
ein Schilli~g für das österreichische Volk! (Beifall 
bei der SPO.) 

Geschätzte Damen und Herren! Ich möchte 
nur kurz, da ja die zeitliche Vorgabe hier sehr 
enge Grenzen zieht, noch sagen, daß für meinen 
Direktionsbereich in Villach im nächsten Jahr 
rund 608 Millionen Schilling zur Verfügung ste­
hen werden, um die eingleisigen hauptbahnmäßi­
gen Strecken doch zu einer zweigleisigen Gesamt­
führung ausbauen zu können. In diesem Zusam­
menhang habe ich einen Wunsch, der keine 
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Hauptbahn betrifft, aber ein, glaube ich, für Ge­
samtkärnten doch sehr wesentliches Anliegen ist. 

Vor kurzem wurde auf der Strecke St. Paul -
Lavamünd der besetzte DienstelIenbetrieb im 
Bahnhof Lavamünd eingestellt. Es herrscht nun 
die Befürchtung, daß in absehbarer Zeit die ge­
samte Strecke St. Paul - Lavamünd gefährdet 
sein könnte. 

Herr Bundesminister! Herr Generaldirektor! 
Ich gehe ein bißchen in elie Geschichte zurück. 
Beim Bau der launtalbahn vor mehreren Jahr­
zehnten war ursprünglich elie Trassenführung 
über Lavamüncl geplant. Das wurde dann doch 
nicht durchgeführt, und die Trassenführung ging 
bei dieser Bahnstrecke über das Granitztal. Aber 
man hat ein politisches Versprechen - Jauntal­
bahn, Südkärnten - abgegeben, daß durch diese 
neue Trassenführung die Strecke St. Paul - La­
vamünd nicht in Frage gestellt sein darf. Ich bitte, 
daß man sich an dieses Versprechen erinnert und 
tatsächlich die Existenz der Strecke St. Paul -
Lavamünd nicht gefährdet. 

Herr Bundesminister! Ich darf schon zum 
Schluß kommen. Es wäre noch viel zu sagen, aber 
es gibt ja Nachredner. Ich möchte ~!lf diese ver­
kehrspolitische Maßnahme in Ihrer Ara, elie welt­
weit Anerkennung findet. noch einmal eingehen. 
Es ist durchaus möglich. daß nach wie vor irgend­
wo jemand Austria mit Australia verwechselt. 
Aber. Herr Bundesminister, soweit es Ihre Um­
weltpolitik, Ihre Verkehrspolitik, die Verkehrspo­
litik der österreichischen Bundesregierung, be­
trifft. darf das nicht mehr passieren. 

Wir sind Vorreiter beim Katalysator. Wir sind 
jetzt Vorreiter mit dem Nachtfahrverbot, auch 
wenn es von links und rechts bekämpft wird 
durch kurzsichtige Maßnahmen. Es darf doch 
niemand glauben, der nach dem Stimmzettel 
schielt, wenn er Ausnahmegenehmigungen über 
Gebühr gewährt, daß ein roter, ein schwarzer. ein 
blauer oder ein grüner Stimmzettel geeignet ist. 
die gesundheitliche Situation, soweit sie vom Ver­
kehrsgeschehen beeinflußt werden kann, zu ver­
bessern. Das ist eine Frage, die weit über Partei­
grenzen hinausgeht. 

Herr Bundesminister! Wir danken Ihnen für 
Ihren Einsatz in dieser Frage. Und ich sage es 
noch einmal: Was die Umweltpolitik betrifft, gibt 
es ein Verwechseln von Australia und Austria in 
Europa nicht mehr. - Ich danke Ihnen. (BeifaLL 
bei der SPÖ.) 15.15 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Eigru­
ber. 

15.15 .. 
Abgeordneter Eigruber (PPO): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Hohes 

Haus! Ein gutes Beispiel dafür, wie Österreich 
zwischen Schwarz und Rot aufgeteilt ist, hat uns 
gestern Kollege Bergsmann gegeben. (Abg. R 0 P -
per c: Heute auch!) Er hat nicht nur heute einen 
Fehler gemacht, sondern, glaube ich, auch ge­
stern. Er hat nämlich gestern am Schluß ~~ine 
Rede zum Postenausschreibungsgesetz der OBB 
gesagt: Und aufgrund dieses Gesetzes können in 
Zukunft auch die Enkerln der Freiheitlichen zu 
den Österreichischen Bundesbahnen gehen. -
Herr Kollege Bergsmann! Das ist sehr lustig. Ich 
kann Ihnen nur sagen: Wir haben noch keine En­
kerln. Zumindest sind jene des Kollegen Huber 
dafür noch zu klein. Ich hoffe, daß sie bald so 
groß sind. claß sie zu den Bundesbahnen gehen 
können. Ich würde mich freuen. wenn sie elort 
auch wirklich aufgenommen würden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Bundesminister! Ich möchte mich nur ganz kurz 
mit dem LKW-Problem befassen. Ich werde mich 
gar nicht mit den Grünen einlassen, die alles in 
Frage stellen. Ich habe mir zwar einiges vorge­
merkt, aber ich glaube, es wäre müßig, dazu etwas 
zu sagen. Wir wissen ohnehin, wie sich die Grü­
nen verhalten. Sie sind gegen alles. Nur: Wovon 
wir alle leben sollen, das, glaube ich, vergessen 
sie. 

Was mich interessiert, Herr Minister, ist Ihre 
Meinung dazu. daß jetzt Italien nach der Buneles­
republik Deutschland auch ein Nachtfahrverbot 
einführen wird. Ich werde mich gar nicht darüber 
auslassen, welche Probleme das für die Gesamt­
wirtschaft, vor allem für den Verkehr, aber auch 
für die Industrie, bringen wird. Ich möchte nur 
ein ganz kleines Beispiel eines Frächters aus dem 
Mühlviertel bringen. 

Dieser Mann hat drei LKWs und fährt für ei­
nen Holzhändler, der auch schneidet. täglich vom 
Mühlviertel nach Hamburg. Die drei LKWs sind 
für diese Firma voll ausgelastet. Das Ganze geht 
so vor sich, daß das Holz tagsüber geschnitten 
und am Abend verladen wird. Während der Nacht 
fahren die LKWs dann nach Hamburg. Sie müs­
sen um 8 Uhr früh dort sein, und man muß in 
einem Betrieb entladen, wo es keinen Bahnan­
schluß gibt. Auch im Mühlviertel ist weit und 
breit kein Bahnanschluß. Es ist daher nicht mög­
lich, den Transport auf die Schiene zu verlagern. 
Also es muß der LKW fahren. Nach dem Nacht­
fahrverbot, das jetzt in der Bundesrepublik 
Deutschland kommen wird, wird der Unterneh­
mer gezwungen sein, diese Aufträge deutschen 
Firmen zu übertragen. Und der Mann, der bisher 
mit seinen drei LKWs ausgelastet war und teilwei­
se sechs Leute beschäftigt hat, denn diese können 
ja auch nicht ununterbrochen auf Achse sein, 
muß wahrscheinlich den Konkurs antreten. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Was kön­
nen Sie beziehungsweise was kann die Bundesre-
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gierung dagegen unternehmen, daß diese vielen 
Unternehmen in ihrer Existenz bedroht sind? Das 
sind sicher keine großen Firmen. Ich rede jetzt 
nicht für die Multis, die mit einigen hundert 
LKWs auf den Straßen fahren. Diese werden so­
wieso auch ihre Probleme bekommen. aber ich 
glaube. sie sind auch besser in der Lage, diese zu 
meistern. Ich spreche jetzt für die Kleinen. und es 
sind Tausende davon betroffen. Sie wissen ja. es 
sind mehr als 30 000 Personen in dieser Branche 
beschäftigt. und ich würde mir wünschen. hier 
von Ihnen eine Lösung zu hören. 

G::mz kurz, meine Damen und Herren. zu den 
Bundesbahnen. Sie haben große Pläne. Ich kann 
Ihnen nur sagen: Das Angebot liegt im Detail. Ich 
würde Sie bitten, sich mehr um die kleineren Pro­
bleme. die leichter zu lösen sind, zu kümmern. 
denn nur das wird die Bevölkerung kurzfristig an­
nehmen. Und das wäre absolut notwendig. 

Vergessen Sie vorläufig den Semmeringtunnel, 
kümmern Sie sich bitte lieber um die entstehen­
den Transitrouten zwischen Ost und West! Die 
A 1 wird llberlastet sein. Wir bekommen die 
schmutzigen LKWs aus Rumänien, Bulgarien und 
Ungarn herein. Schauen Sie, daß wir bei der 
Nord-Süd-Route schneller vorankommen! Bauen 
Sie endlich die Schleife Traun! Ich weiß, daß die­
se zwar geplant ist und forciert wird, aber bis jetzt 
hat Traun noch kein Ansuchen. 

Schauen Sie, daß die Verladestellen so rasch 
wie möglich gebaut werden! Mein Kollege Dil­
lersberger hat heute Kiefersfelden genannt. Es 
wäre auch wichtig, sich mit den Italienern zu ar­
rangieren. ob sie irgendwann einmal einen Streik 
geplant haben. Ich glaube, dagegen müßte man 
sich absichern, denn wenn die Italienischen 
Staatsbahnen einmal streiken, dann ist das ganze 
System in Frage gestellt. 

Herr Bundesminister! Noch eine Frage bezüg­
lich entstehenden Transits zwischen den Ost­
blockländern und der EG. Was haben Sie inzwi­
schen unternommen, und was gedenken Sie in 
der nächsten Zeit zu tun? Ich glaube, hier kom­
men große Probleme auf uns zu. Ich frage Sie, als 
Oberösterreicher besonders betroffen, da viele 
von der Tschechoslowakei hereinkommen: Was 
haben Sie vor mit der Strecke Linz - Summerau 
- Budweis? Wie wollen Sie versuchen, die Leute 
auf die Schiene zu bekommen? 

Einige Kleinigkeiten noch, aber vielleicht sehr 
wichtig auch für den Personenverkehr. Ich habe 
schon vor Jahren Kollegen Prechtl und den dama­
ligen zuständigen Minister darauf aufmerksam 
gemacht. daß der "Wiener Walzer" immer nur 
einen halben Waggon erste Klasse von Salzburg 
bis Wien führt. Dieser Waggon ist vor allem im 
Winter überlastet, daher können viele Leute nicht 
fahren, die dann natürlich wieder umsteigen. Es 

sind vor allem Angestellte der verstaatlichten In­
dustrie, die wieder mit privaten Autos fahren, 
und das ist gerade das Gegenteil von dem, was wir 
wollen. 

Ist es bitte nicht möglich, innerhalb von acht 
Jahren - in denen laufend auch von Kollegen 
Beschwerden kommen, daß die Leute von der 
privaten Wirtschaft und alle gehobenen Ange­
stellten mit der ersten Klasse fahren wollen -
endlich einmal einen ganzen Erste-Klasse-Wag­
gon zu bekommen: 

D~nn noch eine Erscheinung in der letzten 
Zeit: Der "Wiener Walzer" unel der .. Wien -
Holbnd-Expreß" haben bufend VerspJtungen. 
Es kommt kaum ein Zug pünktlich an. Ist es nicht 
möglich. daß man. wenn man weiß, daß der 
.. Wien - Holland-Expreß" eine Stunde 20 Mi­
nuten und der "Wiener Walzer" 40 Minuten Ver­
spätung hat. in Salzburg zwei Waggons mit einer 
Lok nach Wien schickt. damit die Leute. die in 
Wien Termine haben - es geht nicht um uns Ab­
geordnete, es geht um die vielen Wirtschaftstrei­
benden. um die vielen Angestellten der Wirt­
schaft -. pünktlich nach Wien kommen und ihre 
Termine einhalten können? (Beifall bei der FPÖ.) 
Denn wenn das nicht der Fall ist, dann wird die 
Bahn abgelehnt. und die Leute fahren wieder mit 
dem Auto. Und das wollen wir alle nicht! 

Meine Damen und Herren! Sie werden daran 
gemessen werden, ob Sie so rasch reagieren kön­
nen, wie es für die Wirtschaft und für den Nah­
verkehr notwendig ist. 

Ich glaube, das wären wichtigere Probleme als 
die Frage. ob ich, mit 200 km/h durch Österreich 
flitze. Es ist nicht so wichtig, ob ich eine Viertel­
stunde früher nach Linz komme, es ist mir aber 
wichtig, daß ich ein gutes Angebot habe. das auch 
pünktlich ist. 

Dasselbe gilt für die Nahverkehrsstrecken. Sie 
müssen versuchen, ein besseres Angebot dahin 
gehend zu machen, daß Sie sich nach den Bedürf­
nissen der Menschen richten. zum Beispiel nach 
den Beginnzeiten großer Betriebe oder nach den 
Stadtzentren. Ich glaube, das wäre wichtiger, als 
unbedingt solche großen Projekte durchführen zu 
wollen. (Beifall bei der FPÖ.) 15.~3 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Fink. 

15.~3 

Abgeordneter Fink (ÖVP): Frau Präsidentin! 
Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Schon 1975 hat die Bahn ihre einstmals 
führende Rolle im Personen- und Güterverkehr 
an den Verkehrsträger Straße verloren. 

Der Gütertransport durch Österreich auf der 
Bahn betrug 1975 8,4 Millionen Tonnen und 
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1988 10 Millionen Tonnen, auf der Straße 1975 
10,4 Millionen Tonnen und 1988 21 Millionen 
Tonnen. Die Gründe hiefür liegen in den nicht­
marktgerechten Angeboten, den veralteten Orga­
nisationsstrukturen in unzureichenden Investi­
tionstätigkeiten, mangelhaften Kooperationen 
und Koordinationen. 

Das einfachste Gesetz des Marktes, daß nur gut 
geführte Produkte und Markenartikel dem Kun­
den anbietbar sind, zeigt sich auch auf elem Yer­
kehrsmarkt. 

Durch die .. i\eue Bahn" erhofft sich die Steier­
mark - und das sicherlich zu Recht -. daß die 
seit Jahrzehnten bestehenden Benachteiligungen 
im Bahnverkehr sowohl bei den überregionalen 
Hochleistungsstrecken als auch im Nahverkehr 
rasch behoben werden. Das heißt, daß nicht nur 
das Wirtschaftsdreieck Wien-Linz-Graz bahnmä­
ßig zu erschließen ist, sondern daß auch der zwei­
gleisige Ausbau der Strecke Linz - Spielfeld, der 
Semmering-Basistunnel und in weiterer Folge 
auch der Koralpe-Basistunnel in Angriff zu neh­
men sind. 

Im begleitenden Huckepackverkehr hat die 
Rollende Landstraße Graz - Regensburg jetzt 
zusätzlich durch das Nachtfahrverbot eine starke 
Zuwachsrate. Diese Rollende Landstraße kennt 
nur eine Zufahrt, und die liegt direkt in der Stadt 
Graz. in einer Stadt, die sehr stark von Smog be­
lastet ist. Es ist daher dringend geboten. die Zu­
fahrt nach außen zu verlegen. 

Die Strecke Graz - Bruck ist schon sehr bela­
stet. Allzu viel wird sie nicht mehr vertragen. Für 
eine eventuelle Streckenunterbrechung sind über­
haupt keine Vorkehrungen beziehungsweise 
Überlegungen getroffen worden. 

Die Strecke über Aspang bietet sich als Aus­
weichstrecke an und müßte ausgebaut werden. 

Die Steiermark wird, obwohl sie schon genug 
durch den Transitverkehr in der Nord-Süd-Rich­
tung belastet ist, auch Transitland in der Ost­
West-Richtung werden. Die Veränderung des ge­
samten Ost-West-Verhältnisses wird auch wesent­
liche Auswirkungen auf die Verkehrsbeziehungen 
nach sich ziehen. Es ist mit größeren Transport­
mengen und einer Intensivierung des Verkehrs 
auf der Ost-West-Achse zu rechnen. Das bedeutet 
aber, daß das Burgenland, die Ost- und die West­
steiermark betroffen werden. Vorausschauend ist 
daher die Schaffung entsprechender Infrastruktu­
ren erforderlich. 

Was ist bisher für die Oststeiermark gemacht 
worden, Herr Minister? - Ja, das Verkehrsange­
bot wurde beziehungsweise wird laufend unter 
Berücksichtigung der Wünsche der verschieden-

sten Interessenvertretungen erstellt und den all­
gemeinen Verkehrsbedürfnissen angepaßt. 

Das schlechte beziehungsweise ramponierte 
Image der Eisenbahn kann aber nicht nur durch 
solche Maßnahmen aufpoliert werden. Die Fahr­
zeit für die Strecke Feldbach - Graz mit einer 
Länge von nur 54 km beträgt zwischen 60 und 
75 Minuten. Beinahe täglich beschweren sich 
Pendler, daß die Zuge verspätet in Graz ankom­
men. daß sie zum Teil stehen müssen und daß das 
Wagenmaterial alt ist. - Kein Wunder. Waggons, 
elie man in Villach altsscheidet. finden in der Stei­
ermark Yel"\\.endung! 

An die Pendlerzüge können keine Waggons 
mehr ~ngehJngt werden. weil die Belastungen für 
die Lokomotiven zu groß Sind. Auch nicht ver­
wunderlich. allesamt sind schon über 20 Jahre alt! 
Beinahe jeden Tag bleibt eine Lok auf der Strecke 
liegen. 

Nicht nur schlechte und alte, sondern auch zu 
wenige Züge stehen zur Verfügung. Das ent­
spricht nicht dem Schrei, auf das öffentliche Ver­
kehrsmittel umzusteigen. Die "Neue Bahn" 
macht zwar viel Werbung für ihr Prestigeprojekt, 
geht aber an der Realität vorbei! 

Die Elektrifizierung des Streckenabschnittes 
Graz - Feldbach - Jennersdorf hat man voran­
getrieben, sie ist im derzeit gültigen Elektrifizie­
rungsprogramm der ÖBB enthalten. Das ist aber 
schon alles. Man ist wieder einmal steckengeblie­
ben. - Millionen für Wien, die Oststeiermark 
wieder einmal Null! - So hat es die steirische 
"Kronen-Zeitung" geschrieben. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es kristalli­
siert sich für den Verkehr der Zukunft immer 
mehr heraus, daß für die Länder südlich des AI­
penhauptkammes der Semmering-Basistunnel 
und die Koralpenbahn einschließlich des Tunnels 
von ausschlaggebender Bedeutung für die weitere 
und bessere Verkehrserschließung der Steiermark 
sind. 

Die Verbindung Graz - Klagenfurt ist die Ei­
senbahnstrecke, die in Österreich fehlt. Die 
Bahnstrecke Graz - Klagenfurt über Bruck an 
der Mur ist um 130 Prozent länger als die kürze­
ste Verbindung. Es ist daher verständlich, daß 
diese Strecke weder vom Reisenden noch für den 
Güterverkehr angenommen wird. 

Schon jetzt muß an die Aufgabe der Realisie­
rung des wichtigsten Nachholbedarfes herange­
gangen werden. Die Baukosten dieser rund 
124 km langen zweigleisigen Eisenbahnstrecke 
werden mit 11 Milliarden Schilling geschätzt. 

Die Koralpenbahn ist natürlich ein längerfristi­
ges Ziel und wird im nächsten Jahrzehnt nicht 
realisiert werden können. Sie wird aber nicht nur 
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für die Steiermark, sondern auch für den gesam­
ten südösterreichischen Raum von ausschlagge­
bender Bedeutung sein. 

Verschiedene Prognosen deuten darauf hin, 
daß der europäische Nord-Süd-Verkehr, insbe­
sondere der Güterverkehr in den kommenden 
Jahren, relativ hohe Wachstumsraten aufweisen 
wird. Man spricht sogar von einer Verdoppelung 
in den nächsten 15 Jahren. 

Diese Verkehrszunahmen werden sich zum 
größten Teil ~lIf die österreichischen Verkehrs­
~chsen auswirken. Der Ost-\Vest-Verkehr wird 
noch weit größere Zuw~chsraten :tufweisen. Der 
Gütertransport :lllf der Straße \\ird sich auf der 
Autobahn Fürstenfeld - Graz - Kärnten ab­
spielen. Die anfallenden Tonnagen müssen zum 
überwiegenden Teil auf die Schiene verlagert 
werden, um die Bevölkerung vor einem "zweiten 
Inntal" zu schützen. - Es ist nun Aufgabe der 
Bahn, zu agieren und nicht zu reagieren. 

Der Ausbau der Strecke Sankt Gotthard -
Graz muß neu überlegt werden. Generaldirektor 
Übleis hat bei einem Gespräch in Jennersdorf zu­
gesagt, die Streckengeschwindigkeit bis 140 km/h 
durch Auflassung der ungerichteten Wegüber­
gänge zu erhöhen. Diese Dieselloks fahren aber 
nur eine Höchstgeschwindigkeit von 110 km/ho 
Es war zwar schön zu hören, aber es wird sich 
dadurch nicht sehr viel ändern. 

Sehr geehrte Damen und Herren! In der heute 
zur Diskussion stehenden Beratungsgruppe X 
werden Einnahmen in Höhe von 78.5 Milliarden 
Schilling und Ausgaben von 88.8 Milliarden 
Schilling veranschlagt. Das sind rund 17 Prozent 
des gesamten allgemeinen Bundeshaushaltes. In 
wirtschaftspolitischer und arbeitsmarktpolitischer 
Hinsicht ein gewaltiger Anteil. 

Optimismus, glaube ich. ist daher angesagt. Der 
öffentliche Verkehr hat eine Zukunft, wir glau­
ben an die Zukunft der Bahn, aber mutiges ver­
kehrspolitisches Handeln ~ird von uns gefordert. 
- Danke. (Beifall bei der 0 VP.) 15.3~ 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Sigl. 

15.32 
Abgeordneter Sigl (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Herr Minister! Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus! Am 1. März 1989 wurden 
in diesem Haus die gesetzlichen Grundlagen für 
das Projekt "Neue Bahn" verabschiedet. Dieser 
Beschluß des Nationalrates fand und findet größ­
te Zustimmung in der österreichischen Bevölke­
rung. 

Verkehr heute bedeutet immer öfter verstopfte 
Autobahnen, starken Flugverkehr, blockierte und 
verpestete Städte. Der Drang nach ungebremster 

Mobilität stößt an ökologische und ökonomische 
Grenzen. 

Allerdings - und das war weder für die Ver­
kehrsplaner noch für die Politiker abzusehen -
i.~t die verkehrspolitische Situation infolge der 
Offnung unserer östlichen Nachbarn durch zu­
sätzliche Probleme bereichert worden. Diese Pro­
bleme heißen im einzelnen: 

1. neue internationale Transitverkehre von 
West nach Ost und von Ost nach West, 

2. verstärkte Tr:tnsittätigkeit im Osten Öster­
reichs. verursacht dadurch. daß vor ~lIem Ver­
kehre aus dem skanclin::tvischen R:1U!11 in den Sü­
den Europ:1s verstärkt auf der kürzesten Route 
abgewickelt werden, nämlich über Polen bezie­
hungsweise die DDR, die CSSR, Ostösterreich 
nach Jugoslawien beziehungsweise Italien, und 

3. verstärktes Personenverkehrsaufkommen 
zwischen Ostösterreich, der CSSR und Ungarn. 

Für die Bevölkerung Ostösterreichs bedeutet 
dies, daß eine weitere Verschlechterung ihrer Le­
bensqualität durch den Straßenverkehr zu erwar­
ten ist, zumal auch die technische Ausstattung der 
LKW-Flotten aus dem Osten hinsichtlich der 
Umweltfreundlichkeit keineswegs österreichi­
schen Normen entspricht. 

Die zu erwartende Liberalisierung des Ver­
kehrsmarktes in der EG wird zusätzlich mehr 
Straßenverkehr hervorrufen. 

Beide Entwicklungen, EG-Verkehrspolitik und 
wirtschaftliche Öffnung des Ostens, werden zu ei­
nem noch größeren Chaos auf Österreichs Stra­
ßen führen. 

Wie Sie alle wissen, ist die Bahn umweltfreund­
lich. sparsam und sicher. Autos belasten die Luft 
mit Schadstoffen 8,3mal mehr als die Bahn. Das 
Auto braucht 35mal soviel Energie wie die Bahn, 
die außerdem noch mit Abstand das sicherste 
Verkehrsmittel ist. 

Es ist daher ein Gebot der Stunde, daß sich die 
Verkehrspolitiker und Verkehrsträger rasch Maß­
nahmen überlegen, wie diese drohenden Entwick­
lungen in die richtigen Kreise gelenkt werden. 
Der Bahn wird dabei größte Bedeutung zukom­
men. 

Ich habe schon erwähnt, daß im Projekt "Neue 
Bahn" diese Maßnahmen noch nicht enthalten 
sind. Ich fordere daher die verantwortlichen Ma­
nager bei den ÖBB auf, rasch eine Erweiterung 
des Projektes "Neue Bahn" mit Schwerpunkt Ost­
verkehr zu erarbeiten. Das muß wirklich so rasch 
als möglich geschehen, denn ebenso rasant wie 
die politische wird sich auch die wirtschaftliche 
Öffnung gestalten. Jetzt ist noch Zeit dafür, die 
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entsprechenden verkehrspolitischen Maßnahmen 
zu setzen. In einem Jahr wird es wahrscheinlich 
schon zu spät sein. 

Das Hohe Haus ersuche ich, nach Abschluß der 
Planungsphase durch die ÖBB die erforderlichen 
finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Ebenso ist es ein Gebot der vernünftigen Ver­
kehrsregulierung im Zentralraum von Nieder­
österreich, rund um die Landeshauptstadt 
Sankt Pölten einen Verkehrsverbund einzurich­
ten. 

Ein weiterer Apekt, den ich \,or allem als nie­
derösterreichischer Abgeordneter einbringen 
möchte. ist die Zukunft der Regionalbahnen im 
Osten Österreichs. Ihnen wird i;n beschriebenen 
Szenario größte Bedeutung zukommen. Beden­
ken Sie bitte, daß wir in Niederösterreich, aber 
auch im Burgenland Eisenbahnlinien haben, die 
durch die Entwicklung im Osten heute unter voll­
kommen anderen Voraussetzungen zu beurteilen 
sind! Sie sind keine Nebenbahnen mehr, sondern 
zum Teil internationale Regionalbahnen, die zu 
wichtigen Verkehrsadern werden müssen. 

Diese Regionalbahnen müssen modernisiert 
und attraktiviert werden. Die Regionalbahnen 
werden im internationalen Verkehr eine wichtige 
Funktion zu erfüllen haben, die da heißt: Über­
nahme von den zu erwartenden Verkehren, die 
sonst auf der Straße abgewickelt werden. 

Was die Attraktivierung von Regionalbahnen 
für die Bevölkerung bedeuten kann, möchte ich 
nur anhand eines Beispiels, der Eisenbahnlinie 
Gänserndorf - Groß-Schweinbarth, skizzieren, 
wo nach Einführung eines Taktfahrplanes das 
Personenverkehrsaufkommen im Durchschnitt 
um 1 600 Prozent gestiegen ist. 

Hohes Haus! Dank eines realitätsbezogenen 
und zukunftsorientierten Verkehrsministers und 
eines modernen Bahnmanagements konnten in 
den vergangenen Jahren viele wichtige verkehrs­
politisehe Akzente gesetzt werden. Gemäß dem 
Wunsch der Bevölkerung, der Eisenbahn einen 
höheren Stellenwert beizumessen, sollte diese 
umweltorientierte Verkehrspolitik weiter fortge­
setzt werden. 

Wir haben in Europa zahlreiche Beispiele ver­
fehlter Verkehrspolitik vorliegen. Damit meine 
ich vor allem jene Länder, die öffentliche Ver­
kehrsmittel ausschließlich nach betriebswirt­
schaftlichen Grundsätzen beurteilen, wobei der 
volkswirtschaftliche Gesamtnutzen der öffentli­
chen Verkehrsträger völlig außer acht gelassen 
wurde. 

In Großbritannien haben diese Fehler dazu ge­
führt, daß der öffentliche Verkehr zum Schaden 

der Bevölkerung radikal eingeschränkt wurde, ein 
Prozeß, dessen Umkehr Jahrzehnte dauern wird. 

Etwas anders ist die Situation in der Bundesre­
publik Deutschland. Anfang der achtziger Jahre 
wurde der Deutschen Bundesbahn eine drastische 
Schrumpfkur verordnet. Das Konzept "DB 90" 
sah eine Reduzierung der Verkehrsleistungen, des 
Streckennetzes und des Personals vor. Neben­
strecken wurden seit 1960 um 7 000 Kilometer 
verkürzt, Bahnhöfe abgerissen. Nach einer Studie 
eier DB aus elen achtziger Jahren hätten aus rein 
betriebswirtschaftlicher Sichtweise von elen insge­
samt 30 000 Kilometern Streckennetz eier DB 
nur 3 000 Kilometer eine Existenzberechtigung, 
ich unterstreiche: aus betriebswirtschaftlicher 
Sichtweise. 

Sehr bald mußte man aber die negativen Fol­
gen dieser verfehlten Eisenbahnpolitik einsehen. 
Intern wird die Rückzugstrategie der Deutschen 
Bundesbahn endlich umgekehrt, die Neuaufnah­
me von Personal im September dieses Jahres nach 
jahrelangem Personalabbau ist wohl als deutlich­
stes Zeichen für das Abgehen vom Gesund­
schrumpfen der OB zu bewerten. 

Allerdings geht man bei der Deutschen Bun­
desbahn davon aus. daß aufgrund der restriktiven 
Eisenbahnpolitik der vergangenen Jahre Trans­
portleistungen und Einnahmen bis 2000 unwie­
derbringlich der Bahn verlorengehen. 

Bis zum Jahr 2000 wird die Deutsche Bundes­
bahn im Vergleich zu heute 45 Millionen Tonnen 
Güter an die Straße verlieren, und die Einnah­
men der OB werden weiter sinken, im Güterver­
kehr sogar um 10 Prozent. 

Hohes Haus! Ich möchte im Falle dieses Bei­
spiels von einem folgenschweren verkehrspoliti­
schen Fehler sprechen, dessen Bereinigung Jahre 
dauern wird. Es zeigt sich, daß die übertriebene 
Förderung des Straßenverkehrs, dessen Folgeko­
sten enorme Steuergelder erfordern, die aller­
dings in keiner Rechnung dargelegt werden, gig­
antische ökologische Probleme mit sich bringt. 

Das Zurückdrängen der Bahn aus sogenannten 
betriebswirtschaftlichen Gründen sollte in Öster­
reich keinesfalls Nachahmung finden. Wir wissen 
heute über den volkswirtschaftlichen Nutzen der 
Bahn Bescheid, ein volkswirtschaftlicher Nutzen, 
der der Bevölkerung in jedem Falle in Form von 
Steuerersparnis und höherer Lebensqualität zu­
gute kommt. 

Im großen und ganzen ist die "Neue Bahn" 
nicht nur die Hochgeschwindigkeitsbahn in 
Österreich, sondern das gesamte Konzept der 
Schienverkehre Österreichs. 

Vor 150 Jahren verlieh das Bahnzeitalter in al­
len Gebieten nicht nur der Wirtschaft Auf-

128. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 105

www.parlament.gv.at



~arionalrat XVII. GP - 12X. Sitzung - 15. Dezemher 1 %9 15107 

Sigl 

schwung, sondern brachte auch der Bevölkerung 
die notwendige Mobilisierung. 

Es waren und sind vor allem die Eisenbahner. 
die ein besonders gewachsenes Nahverhältnis zu 
ihrem Betrieb, zu ihrer Bahn, vordemonstrieren. 
So ist es eben nicht verwunderlich, wenn ab und 
zu, besonders in den - politisch gesehen - Sau­
regurkenzeiten, die sog~nannten Privilegien der 
Eisenbahner bis zum Uberdruß diskutiert wer­
den. 

Abgeordneter Probst hat heute schon in seiner 
Statistik. die ,:l.lIch ich vorliegen habe. die Be5ch~if­
ti gten zah len pro NI ill ionen personen kilometer 
u~cI pro .\Iillionentonnenk.~lometer angeschnit­
ten. die in bezug auf die ass sicherlich nicht 
erfreulich sind. Er hat aber aus dieser Statistik 
nicht den Aktivitätsaufwand pro Bediensteten be­
richtet. und der beträgt bei den ÖBB im Jahr 
236 000 S, bei der Deutschen Bahn 304 000 S 
und bei der Schweizer Bundesbahn 471 000 S! 

Meine Fraktion, sehr geehrte Damen und Her­
ren, stimmt dem Sudgetkapitel Verkehr 1990 
deswegen zu. weil darin ein deutliches Bekenntnis 
zu mehr Bahn abgelegt wird, ein Bekenntnis. das 
jedoch in den nächsten Jahren wiederholt abge­
legt werden muß, denn die Bahn hat gegenüber 
der Straße einen gigantischen Aufholprozeß zu 
vollziehen, der mit diesem Budget nunmehr ein­
geleitet wurde. Es ist jedoch nicht von der Hand 
zu weisen: Ein neues europäisches Bahnzeitalter 
bricht an. (Beifall bei SPÖ lind Ö VP.) ! 5..1/ 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Keller. 

/5...11 
Abgeordneter Keller (ÖVP): Frau Präsident! 

Herr Bundesminister! Sehr verehrte Damen und 
Herren! Ich glaube, zum Budgetkapitel braucht 
man nichts mehr zu sagen, es wurde heute schon 
so viel auf Details eingegangen, daß man auch 
über allgemeine Verkehrsprobleme etwas sagen 
muß. 

Ich bin nicht herausgekommen, um über die 
Bundesbahn zu schimpfen, ich bin auch nicht an 
dieses Rednerpult gekommen, um die Transport­
unternehmer zu verteufeln. Ich glaube nämlich, 
daß Verkehr jeder braucht. Viele denken viel­
leicht zum Beispiel gar nicht daran, daß, wenn in 
der Früh schon frisches Brot auf dem Tisch ist, 
dieses der Bäcker mit dem Auto bringt. Also 
schon in der Frühe beginnt der Verkehr. Um den 
ganzen Tag über frische Lebensmittel zu bekom­
men, braucht man auch den Verkehr, damit die 
frischen Lebensmittel dorthin kommen, wo sie 
gebraucht werden. Bei uns in den Dörfern ist es 
halt so, daß es teilweise gar keinen Bäcker mehr 
gibt und auch kein kleines Lebensmittelgeschäft. 
- Das kommt alles mit dem Auto, und daher 

kann man den Verkehr nicht verteufeln, weil je­
der ihn jeden Tag braucht. 

Die Industrie sowie das Gewerbe brauchen ihn 
ebenso, denn Rohstoffe müssen zu den Fabriken 
geführt und Fertigprodukte weggeführt werden, 
damit sie auf den Markt kommen. 

Ich bin nach wie vor der Meinung, daß die 
Bahn und die Straßen auch heute noch Lebens­
adern sind, obwohl sie von vielen verteufelt wer­
den. 

Aber ich möchte jetzt doch im :.Jamen vieler 
Österreicher reden. elie doch \I,'issen. wofür sie 
den Verkehr brauchen. 

Es gibt Gebiete, die weit entfernt von der 
Bahnlinie sind. es gibt Gebiete - bei uns in Tirol 
etwa die Berggebiete. wo die Straßen noch 
schlecht sind -. wo man heute noch im Schatten 
eies Wohlstandes lebt. Da hilft auch der Touris­
mus nicht viel, denn bei 60 S pro Übernachtung 
verdient man sicher nicht mehr, als man zur 
Frühstücksbereitung gebraucht hat. 

Heute glauben auch viele, daß der Verkehr der 
Gesundheit schadet. - Diese Meinung teile ich 
nicht ganz. Ich bin 63 Jahre alt geworden, obwohl 
ich an einer Hauptdurchzugsstraße lebe. und ich 
habe noch nie einen Doktor gebraucht. Von mir 
aus bräuchte es keine Krankenkasse zu geben, 
weil ich nie eine gebraucht habe. (Beifall bei 
ÖVP, SPÖ und FPÖ.) Meine Mutter etwa ist 
90 Jahre alt und ist auch noch gesund, obwohl wir 
an einer stark befahrenen Straße leben. 

Ich glaube, daß in den westlichen Industriestaa­
ten die Menschen von den Medikamenten mehr 
vergiftet werden - das Angebot hat in den letz­
ten zehn Jahren um das Zehnfache zugenommen 
- als von den Abgasen der Autos. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Daß man einen Verkehr braucht, auch wenn 
der Transitverkehr heute oft verteufelt wird, ist 
sicher richtig. Man redet aber nur vom LKW­
Transit, vom PKW-Transit sagt kein Mensch et­
was, weil jeder, ich glaube, alle, die in diesem Ho­
hen Hause sitzen, selbst mit einem PKW unter­
wegs sind. daher können sie nicht gut etwas dage­
gen sagen. 

Wir wissen, daß der PKW~Verkehr ein Vielfa­
ches vom LKW-Verkehr ausmacht, aber den 
PKW-Verkehr braucht man halt auch, vor allem 
in der Fremdenverkehrswirtschaft - das ist in 
Österreich der größte Wirtschaftszweig -.~ weil 
viele unserer Gäste mit dem PKW nach Oster­
reich kommen. 

Viele von Ihnen sind jünger als ich, sie haben 
die dreißiger Jahre nicht erlebt. Damals hat es 
keinen Verkehr gegeben, keinen PKW-Verkehr, 
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aber 2 Millionen Arbeitslose! Ich möchte sagen: 
Lieber ein bißehen mehr PKW-Verkehr, manch­
mal auch ein bißehen zuviel, dafür aber keine Ar­
beitslosen, wie es damals war bei der 
1 OOO-Mark-Sperre. 

Ich finde es auch ungerecht, für mich ist es un­
verschämt, wenn man von diesem Rednerpult aus 
einen Transportunternehmer als Terroristen be­
schimpft. Herr Pilz! Menschen, die bereit sind. 
Tag und Nacht für unseren Staat zu arbeiten. als 
Terroristen zu beschimpfen. Herr Pilz, das war 
ein ge\\agtes Wort! Terroristen sind für mich die­
jenigen. die friedliche Ballbesucher mit Flaschen 
und Steinen bewerfen! Das sind für mich Terrori­
sten. abel" doch nicht ein LK\V-Unternehmer 
oeler ein LKW -Chauffeur. 

Ich möchte nicht behaupten, daß der Verkehr 
keine Probleme mit sich bringt. Sicher bringt er 
für uns alle Probleme. Aber ich glaube, daß man 
diese lösen kann, aber nur gemeinsam lösen kann, 
indem wir alle versuchen. den Gütertransport in 
richtige Bahnen zu lenken. Güter, die man auf 
der Bahn transportieren kann, soll man auch auf 
der Bahn transportieren! Es gibt sicher genug 
Güter, die man vom LKW weg auf die Bahn brin­
gen kann. Es kann aber auch sein, daß man mit 
dem LKW transportieren muß, weil es keine 
Bahnlinie gibt oder weil es oft schneller gehen 
muß. Dann soll man eben auf der Straße trans­
portieren. 

Wenn man das alles auflistet, findet man sicher 
einen Weg ohne Verbote - Verbot ist immer ein 
Wort, das nicht gerade gut im Ohr klingt. Ich 
habe in einer Zeit gelebt, in der es viele Verbote 
gegeben hat. und das war nicht gerade die ange­
nehmste Zeit für uns alle. Darum glaube ich, es 
wäre besser, wenn wir uns an einen Tisch setzen 
und gemeinsam versuchen. ein Verkehrskonzept 
zu erarbeiten, mit dem alle zufrieden sind: Was 
die Bahn transportieren kann - auf die Bahn, das 
andere auf die Straße! 

Ich möchte noch sagen, daß den PKW nicht 
nur die Gäste, die nach Österreich kommen, be­
nötigen, sondern auch viele Pendler aus entlege­
nen Gebieten oder die Menschen, die in den Bal­
lungszentren leben. Vielleicht kann man bei dem 
heutigen Stand der Technik einmal ein Elektro­
auto produzieren, das für einen Pendler ausrei­
chend ist. Man weiß, daß das Elektroauto rund 
60 Kilometer fahren kann, und das würde für 
Pendler und für solche Leute, die viel in die Stadt 
fahren müssen, ausreichen. Das Elektroauto pro­
duziert keine Abgase mehr und fährt mit Energie 
aus Wasserkraft, und Wasserkraft ist ja bekannt­
lich die sauberste Energie, die es überhaupt gibt. 
Die Energie aus Wasserkraft trägt sicherlich nicht 
dazu bei, daß das Ozonloch vergrößert wird. (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) 

Wasser ist auch in Österreich Rohstoff Num­
mer eins, darum bin ich überzeugt, daß wir Ener­
gie aus Wasser erzeugen müssen, weil das die sau­
berste Energie ist, weil es jeden Tag erneuerbar 
ist, weil durch den Abfall Wasser, durch das, was 
durch die Turbine durchgeronnen ist, nichts ver­
giftet wird, kein Grundwasser und kein Boden. 

Darum, glaube ich, müssen wir in Zukunft auf 
die Wasserkraft setzen. unsere unausgenützten 
Wasserreserven nützen, damit wir eine saubere 
Energie erzeugen, die nicht schädlich ist. die we­
der den Wald vernichtet. noch dem \Ienschen 
schadet. Ich glaube. gerade die Stauseen in den 
Berggebieten. wo die Wasserkraftwerke sind. lie­
fern so viel Sauerstoff. daß sie auch für den Wald 
und die Lmwelt gesund sind. 

Darum möchte ich jetzt noch sagen: Überle­
gungen anstellen, daß wir in Zukunft eine saube­
re Energie haben, daß wir den Verkehr in Bahnen 
lenken, der für jeden erträglich ist - dann kom­
men wir sicher einen Schritt weiter mit unserer 
Verkehrspolitik. - Danke schön. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 15.50 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Fuchs. 

15.51 
Abgeordneter Fuchs (ÖVP): Frau Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Ich kann die Auffassung des 
Kollegen Roppert nicht teilen. der behauptet hat. 
daß der heutige Tag für ihn der schwärzeste Tag 
seiner parlamentarischen Tätigkeit ist. Diese Auf­
fassung ist meiner Meinung nach maßlos über­
trieben. 

Kollege Bergsmann hat sich kritisch mit der 
Verkehrspolitik auseinandergesetzt. Ich glaube, 
Kritik muß man auch in einem Parlament aushal­
ten. Wir respektieren die Leistungen des Kollegen 
Schmölz, und Kollege Bergsmann hat in keiner 
Weise die Leistungen des Kollegen Schmölz her­
abgesetzt oder herabgewürdigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vom 
Budget heißt es, es sei der in Zahlen gegossene 
Wille der Regierung, und es gilt, diesen materiel­
len Willen mit den Zielen und Absichtserklärun­
gen zu vergleichen. Es ist zu überprüfen, ob es 
besonders im Verkehr zu einer Neuorientierung 
kommt. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen zur 
Kenntnis nehmen, daß die Verkehrspolitik immer 
mehr in das Zentrum der politischen Aufmerk­
samkeit gerückt ist. Die Bedeutung des Verkehrs 
als Instrument der Ordnungspolitik und im Zuge 
internationaler Arbeitsteilung und der Intensivie­
rung der Wirtschaftsverzweigung über große 
Räume und die Intensität des Wirtschaftsgesche-
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hens überhaupt sind nunmehr allen klargewor­
den. 

Der Verkehr auf Straße und Schiene, auf dem 
Wasser, in der Luft und auch die Qualität der 
Kommunikation und des Postverkehrs sind heute 
erstrangige Barometer unserer Volkswirtschaft. 
Nicht zuletzt sind die östlichen Volkswirtschaften 
an der mangelhaften Verteilung und an der unzu­
reichenden KommunikationsmögJichkeit geschei­
tert. Jedes Wachstum der Volkswirtschaft wird 
zwangsläufig Auswirkungen auf das Verkehrsge­
schehen haben. wenn nicht sogar das Verkehrssv­
stem lind seine Verbesserllng~ Schrittmacher fÖr 
clas Wachstum überhaupt sind. 

Die Budgetansätze des Zli beschließenden Bun­
deshaushaltes werden daher in diese Richtung ab­
zuklopfen sein. 

Es ist auch die Frage zu stellen, inwieweit die 
bestehenden ordnungspolitischen Vorstellungen 
einem Gesamtverkehrskonzept entsprechen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da­
bei ist zu beachten, daß neue Verkehrsströme in 
Richtung Osten, wie heute schon erwähnt worden 
ist, feststellbar sind und Österreich damit eine 
neue Transitfunktion zukommt. Die Transitstrek­
ken Moskau - Mailand, Hamburg - Palermo 
treffen unser Bundesgebiet. 

Die Donau als Schiffstransportstrecke wird un­
zweifelhaft an Bedeutung gewinnen. ebenso auch 
das österreichische Eisenbahnnetz, wobei vor al­
lem unter diesem Aspekt die Verbindung Wien -
Graz - Klagenfurt durch die Koralpe eine zu­
sätzliche Aktualität erhält. 

Die Verkehrssituation wird durch zwei Ele­
mente besonders bestimmt: Transitverkehr und 
Nahverkehr in den Ballungsräumen. Die Tren­
nung dieser Verkehrsströme, besonders im Be­
reich des Straßenverkehrs. wird notwendig sein. 
Für die Lösung dieser wichtigen Fragen brauchen 
wir den Einsatz der besten Köpfe. 

Insbesondere dem bedeutenden Verkehrsträger 
Bundesbahn müssen wir größeres Augenmerk zu­
wenden. Die ÖBB sind so wichtig, daß sie nicht 
allein durch die Eisenbahner bestimmt werden 
dürfen, sondern daß vor allem im Bereich der 
ÖBB auch Verkehrsfachleute herangezogen wer­
den, die im internationalen Spitzenfeld ihre Be­
deutung haben. 

Die EG-Minister haben sich unlängst darauf 
geeinigt, privaten Firmen Zugang zum Fern­
sprechnetz zu gewähren. In der Bundesrepublik, 
meine Damen und Herren, hat die Installierung 
des privaten Mobilfunknetzes einen kleinen Bör­
senboom ausgelöst. Hier werden gewaltige Nach­
frageimpulse wirksam. Das Telefon für jeder­
mann und überall eröffnet einen Milliarden-

markt. Ebenso sind die modernen Techniken wie 
Videokonferenzen und ähnliches wichtige Zu­
kunftsperspektiven, auf die dieses Budget viel­
leicht noch zuwenig Rücksicht nimmt. 

Im Prinzip. das heißt von der Natur der Sache 
her, können wir eigentlich jede Bewegung zwi­
schen zwei Orten, die nur der Informationsver­
mittlung dient, streichen. Und selbst, wenn dies 
nur zum Teil gelänge. wäre allein ein Großteil des 
Verkehrsproblems gelöst. 

Meine Damen und Herren! Rechnet man es 
einmal energiemäßig JUS. so würde eine c1reistün­
dige Telefonkonferenz zwischen zwei 600 kill 
voneinander entfernten Gesprächspartnern 2 kW 
benötigen. eine Flugreise jedoch 2 500 k \V, die 
Kosten für die Infrastruktur und für den zusätzli­
chen Zeitaufwand gar nicht gerechnet. 

Eine Untersuchung des britischen Postministe­
riums kommt zu dem Schluß, daß 25 Prozent al­
ler Konferenzen materielos erledigt werden 
könnten. Gleichzeitig wird der Nachweis geführt, 
daß sogar der Berufsverkehr bei einer Reihe von 
Jobs durch elektronische Kommunikation ersetzt 
werden könnte. 

Meine Damen und Herren! Wie sehr es einer 
vorausschauenden Verkehrspolitik bedarf, bewei­
sen die Vorgänge rund um das Nachtfahrverbot, 
wo man plötzlich unter Druck Entscheidungen 
herbeiführen muß. die bei etlichen Betroffenen 
zu existentiellen Schwierigkeiten und zu weitrei­
chenden Protestmaßnamen führen. Eine derarti­
ge Konstellation, wo ganze Bevölkerungsgrup­
pen, die Bewohner an den Transitstrecken, gegen 
Verkehrsteilnehmer antreten, gilt es durch eine 
vorausschauende Politik zu vermeiden. Es zeigt 
aber auch, daß der Freiheit und der Freizügigkeit 
des Verkehrs Grenzen gesetzt sind. 

Auf mein Bundesland Kärnten zurückkom­
mend, möchte ich festhalten, daß der zweigleisige 
Ausbau der Strecke Klagenfurt - Sankt Veit für 
uns vorrangig ist. Positiv bewerten wir die Milliar­
deninvestition betreffend den Verschiebebahnhof 
Fürnitz, ungenügend beziehungsweise nicht vor­
handen sind hingegen die Einrichtungen für den 
LKW -Huckepackverkehr. 

Eine Herausforderung für Kärnten und Öster­
reich bedeutet, daß Italien und die Bundesrepu­
blik bereits ihr Hochgeschwindigkeitsnetz bis an 
die Grenzen heranführen, bei uns in Österreich 
aber die entsprechenden eisenbahntechnischen 
und organisatorischen Voraussetzungen weit feh­
len. 

Meine Damen und Herren! Es bleibt noch viel 
zu tun in unserer österreichischen Verkehrspoli­
tik. Wenn wir mit der Entwicklung im Westen, 
aber auch im Osten Schritt halten wollen, müssen 
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wir große Anstrengungen sowohl im ideellen als 
auch im materiellen Bereich unternehmen. 

Dieses Budget ist ein Signal für eine umwelt­
freundlichere und bedürfnisorientiertere Ver­
kehrspolitik. Meine Fraktion erteilt diesem Bud­
get die Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) /6.(}() 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Fassla­
bend. 

j fJ .1111 

Abgeordneter Dr. Fasslabend (ÖVP): Sehr ge­
ehrte Frau Prti.siclentin~ Herr Bunclesminister~ 

\Ieine Damen lind Herren! Eine eier Hauptziel­
setzungen eier künftigen Verkehrspolitik ist es 
zweifellos. die Bahn als wichtigste Alternative zur 
Straße attraktiver zu gestalten. Da heute nur sehr 
wenig Zeit zur Verfügung steht, werde ich mich 
primär beziehungsweise ausschließlich mit dieser 
Frage auseinandersetzen. 

Wenn die Bahn attraktiver werden soll, dann 
muß sie auch wirtschaftlich leistungsfähiger wer­
den, und ich möchte einige Vorschläge dazu ma­
chen beziehungsweise an hand einiger Punkte ei­
nige Betrachtungen dazu anstellen. 

Der erste Punkt ist für mich, daß ein klares 
Konzept für künftige gewinnträchtige Geschäfts­
feIder erstellt werden muß. Ich glaube, daß es 
falsch ist, wenn die Bahn einfach die bisherige 
Tätigkeit im bisherigen Umfang in allen Berei­
chen fortsetzt. ich glaube vielmehr, daß es not­
wendig ist, daß sie sich auf die wesentlichen Be­
reiche, wo sie in Zukunft einen kompetitiven 
Vorteil haben wird, konzentriert. Nur dann kann 
ich mir vorstellen. daß es auch gelingt, dort wirk­
lich effizient zu arbeiten. 

Ich halte es daher auch nicht für richtig, daß 
man zum Teil in Geschäftsbereiche hineingeht, 
die selbst unter Grenzkostengesichtspunkten be­
reits problematisch sind. Ich meine dabei zum 
Beispiel den Expreßgutverkehr. Ich gestehe 
durchaus ein, daß man, wenn man einen Perso­
nalüberhang hat, unter Auslastungsgesichtspunk­
ten in einen Geschäftsbereich investieren kann, 
der nicht von vornherein unter Vollkostenge­
sichtspunkten etwas bringt. Aber bei einem Ko­
stendeckungsgrad von nur 54 Prozent muß ich 
diese Vorgangsweise einfach in Frage stellen. 

Ein Kapitel, das ebenfalls in diesen Bereich ge­
hört, ist die Frage der Nebenbahnen. Ich glaube, 
daß da noch lange nicht alle Möglichkeiten ausge­
schöpft sind, daß es nicht nur die Alternative gibt, 
so weiter zu tun oder zuzusperren, sondern daß 
man hier auch Mischformen, andere Formen aus­
probieren muß, daß man sicherlich hier noch 
ganz neue Wege gehen muß. 

Etwas Wesentliches fehlt mir bis jetzt noch: ein 
schlüssiges, kompaktes und kurzfristig durchsetz­
bares Konzept für den Güterverkehr. Zwei Drit­
tel der gesamten Tarifeinnahmen der Bahn stam­
men aus dem Güterverkehr. Dieser Bereich ist 
daher für die Bahn wichtig, und es zeigt sich auch, 
daß sich in der Relation zwischen Personen- und 
Güterverkehrseinnahmen in den letzten Jahren 
relativ wenig geändert hat. 

Allerdings muß man anmerken, daß die Bahn 
gerade in diesem Bereich, was Flexibilität und 
kurze Transportzeiten betrifft. der Straße hoff­
nungslos unterlegen ist. Daher glaube ich. daß 
man sich mit diesem Komplex noch viel intensi­
ver beschäftigen muß, auf der einen Seite mit der 
Ablauforganisation, aber ~lUch mit den Investitio­
nen, weil ich glaube, daß das rollende Material 
auf die neuen Erfordernisse in diesem Bereich 
noch nicht abgestimmt ist und man hier sehr wohl 
weit größere Anschaffungen treffen muß, um die 
Flexibilität zu erhöhen, wie überhaupt - als drit­
ter Punkt - das Investitionsprogramm nach mei­
ner Ansicht überdacht werden muß, nämlich 
eben in Richtung einer Ausrichtung auf die neuen 
Prioritäten bezogen auf die Geschäftsfelder. 

Ich glaube, daß man den infrastrukturellen 
Maßnahmen, dem Tiefbau, zwar einen sehr ho­
hen Stellenwert geben soll, weil hier ein sehr gro­
ßer Nachholbedarf besteht. daß man aber das rol­
lende Material gerade auf dem Gütersektor unter 
keinen Umständen vernachlässigen darf. 

Investitionen haben insgesamt den großen 
Nachteil, wenn ich so sagen darf. daß sie üblicher­
weise erst langfristig wirksam werden. Und ich 
glaube daher, man muß sich, wenn man kürzer­
fristig zu Erfolgen bei der Bundesbahn kommen 
will, vor allem mit den Schwächen der Ablaufor­
ganisation auseinandersetzen und versuchen, die­
se zu beseitigen. Ich bin bereits in der Diskussion 
um das Hochleistungsstreckengesetz kurz darauf 
eingegangen, daß es offensichtlich nicht die 
Fahrtzeit ist, die dort Probleme bereitet, sondern 
daß es die Ablauforganisation ist, daß es zu lange 
Richtzeiten und Beistellzeiten gibt. 

Ich denke aber auch, daß wir ganz neue Wege 
gehen müßten. Ich halte es für falsch, daß die 
Bahn überall als Generalunternehmer auftreten 
muß. Ich halte es nicht für richtig, daß sie glaubt, 
sie müsse das gesamte Geschäft erledigen. Ich 
würde daher vorschlagen, daß die ÖBB dem 
Wunsch oder dem Interesse der Speditionen ent­
gegenkommen, daß man den Speditionen ganze 
Züge zur Verfügung steHt, einmal, zweimal, drei­
mal die Woche nach Stuttgart oder nach Ham­
burg, daß man die Aufgabe, diese Züge zu füllen, 
den Speditionen überläßt. Denn diese werden 
wahrscheinlich mehr Kapazität haben, werden 
zusätzliche Geschäftsverbindungen haben und 
andere Geschäftsmöglichkeiten haben, um das 
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Gesamtvolumen im Gütertransport zu erhöhen. 
(Beifall bei der Ö VP.) 

Die Frage der Ablauforganisation oder der Ef­
fizienz der Ablauforganisation ist nach meiner 
Ansicht nur dann zu lösen, wenn auch die künfti­
ge Organisationsstruktur nicht nur ausdiskutiert 
ist. sondern wenn sie kurzfristig umgesetzt wird. 
Ich weiß. daß es hier verschiedene Modelle und 
Vorstellungen gibt. Ich glaube. daß Sie auf dem 
richtigen Weg sind. Herr Bundesminister! Dabei 
geht es für mich jetzt darum, daß man hier zügig 
handelt und daß man das möglichst bald durch­
<;etzt. und Z\var deshalb. weil selbstversttlndlich 
die gesamte Effizienz der Bahnverwaltung cbvon 
abhJngig ist. wie die Gnll1dstruktur in den Unter­
nehmensbereichen aussehen wird. und weil ei­
gentlich alles darauf wartet. vom Vorstand bis zu 
den einzelnen Bahnhöfen. 

Für mich ist das eine Schlüsselfrage. Die ganz 
wesentliche Frage im Bereich der Bundesbahnen 
sind aber nach wie vor die Kosten. Die Bahn wird 
nur dann auch wirtschaftlich leistungsfähig sein, 
wenn sie nicht nur einnahmenseitig agiert, son­
dern wenn sie vor allem versucht, auf der Ausga­
benseite wirklich bedeutende Einschnitte zu ma­
chen. Ich halte es zwar für sehr erfreulich, daß es 
im heurigen Jahr gelingt, das Defizit unter 
25 Milliarden zu bringen, aber langfristig ist es 
doch einfach undenkbar, daß laufend Defizite 
von 25 Milliarden. von 20 Milliarden oder von 15 
oder 10 Milliarden gemacht werden. Man muß 
hier einfach ausgabenseitig ansetzen. 

Das betrifft verschiedene Bereiche. aber - ich 
glaube, darüber muß man auch ganz offen reden 
- sicherlich auch den Personalsektor. Es ist zwar 
erfreulich, daß es zum erstenmal gelungen ist, 
den Personalstand erkennbar zu verringern: 
2 800 Personen innerhalb von zwei Jahren. das ist 
sicherlich nicht ganz unerheblich! Aber auf der 
anderen Seite muß man auch sagen, daß allein 
der natürliche Abgang in einem Zweijahreszeit­
raum bereits mehr als 3 000 Personen ausmachen 
müßte. 

Insofern muß man in diesem Bereich noch 
mehr Maßnahmen setzen, vor allem auch des­
halb, weil ja - das sieht man, wenn man die inne­
re Struktur der ÖBB betrachtet - ansonsten gra­
vierende Probleme entstehen. Wir haben insge­
samt 500 Züge mehr. Das Leistungsangebot soll 
ja erhöht werden. Und da stößt man dann eben 
auf die Tatsache, daß eben nur 3 900 Personen in 
der Zugbegleitung beschäftigt sind, daß es aber 
5 000 oder fast 5 000 in den Direktionen sind, 
21 000 in den Bahnhöfen, 10000 in den Werk­
stätten beziehungsweise im Zugförderdienst et 
cetera. 

Es muß hier einfach zu einer Verlagerung 
kommen. Derzeit - ich möchte ja keine Beispiele 

oder nicht sehr viele Beispiele aufzählen - ist es 
einfach so, daß es ein krasses Mißverhältnis gibt 
zwischen dem Bereich des Unternehmens, der in 
der echten Dienstleistung steht, und dem Bereich, 
der eigentlich nur systemerhaltend wirkt. 

Ich glaube, daß man zusätzlich zu dieser Frage 
als sozusagen letzten Punkt auch die internationa­
le Situation miteinbeziehen sollte. daß man die 
Chance aufgreifen sollte. Es ist vielleicht zu früh. 
darüber wirklich konkrete Aussagen zu machen. 
denn hier muß man sicherlich noch einiges ab­
\varten. 

Ich glaube nur. daß man jetzt darangehen soll­
te. die Konzepte zu entwickeln. weil gerade die 
Länder im Osten von uns nicht nur Verbindun­
gen. sondern auch Hilfestellungen in der Koordi­
nation erwarten. 

Ich möchte damit bereits zum Schluß kommen. 
Herr Bundesminister! Sie haben gerade in den 
letzten Wochen oder Monaten in Ihrer Haltung 
zum Nachtfahrverbot, zumindest bei all den Leu­
ten. die mit der Problematik des Termins nicht 
vertraut waren, durchaus gepunktet, und zwar ge­
punktet durch Ihre Standfestigkeit, Standfestig­
keit, die bis zur Härte gegangen ist. 

Gerade diese Eigenschaft, muß ich sagen. ver­
misse ich in der Frage der ÖBB-Reform. Ich glau­
be. daß hier - zumindest für mich - erkennbar 
eine Politik des Glacehandschuhs betrieben wird. 
Daß man aber auf der anderen Seite die ÖBB­
Reform nicht linkshändig durchführen kann, das 
erscheint mir als selbstverständlich. 

Ich möchte Sie daher zum Schluß auffordern, 
die Probleme, die vorliegen, beidhändig anzupak­
ken. Ich verspreche Ihnen gleichzeitig, daß wir 
Sie dabei unterstützen werden, und ich verspre­
che Ihnen auch, daß das ein gutes Ergebnis für 
die Bundesbahnen und für die gesamte österrei­
chische Volkswirtschaft sein wird. (Beifall bei der 
ÖVP.J 16.11 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Spezialberichterstatter ein 
Schlußwort? Das ist erstaunlicherweise nicht 
der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim m u n g 
über die Beratungsgruppe X des Bundes­
voranschlages 1990. Diese umfaßt die Kapitel 65, 
78 und 79 samt den dazugehörenden Teilen des 
Konjunkturausgleich-Voranschlages (1100 der 
Beilagen). 

128. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)76 von 105

www.parlament.gv.at



15112 ~ationalrat XVII. GP - 12~. Sitzung - 15. Dezember 1989 

Präsident Dr. Marga Hubinek 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über die bei der 
Verhandlung der Beratungsgruppe X des Bun­
desfinanzgesetzentwurfes eingebrachten Ent­
schließungsanträge sogleich vorzunehmen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? 
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über elen 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Helga 
Erlinger LInd Genossen betreffend den endgülti­
gen Ausstieg österreichischer Betriebe in mittel­
barem oder unmittelbarem Bundeseigentum aus 
dem Kernenergiegeschäft. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag zustimmen, um ein Zei­
chen. - Das ist die M i n der h e i t. A b g e -
I e h nt. (Ruf bei der ÖVP: Eben. die Minderheit!) 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Mo­
sel' und Genossen betreffend ein gesamteuropäi­
sches Verkehrskonzept. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist die M i n der h e i t. A b gel e h n t. 

Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 

Kapitel 51: Kassenverwaltung 

Kapitel 52: Öffentliche Abgaben 

Kapitel 53: Finanzausgleich 

Kapitel 54: Bundesvermögen 

Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 

Kapitel 59: Finanzschuld 

Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol) 

Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 

Bundesfinanzgesetz, Stellenplan, Fahrzeugplan 
und Plan für Datenverarbeitungsanlagen 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir gelangen 
jetzt zur Verhandlung über die Beratungs­
gruppe XI des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1990, Finanzen, sowie über den Text des Bundes­
finanzgesetzes und alle Anlagen, soweit sie noch 
nicht in Verhandlung gestanden sind. 

Spezialberichterstatter zur Beratungsgruppe XI 
ist Herr Abgeordneter Eder. Ich ersuche ihn um 
seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Eder: Frau Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich erstatte den 
Bericht des Budgetausschusses über die Regie­
rungsvorlage: Bundesfinanzgesetz für das Jahr 
1990 samt Anlagen. 

Der Spezialbericht zur Beratungsgruppe Xl 
umfaßt die Kapitel Finanzverwaltung, Kassenver­
waltung, Öffentliche Abgaben. Finanzausgleich, 
Bundesvermögen. Pensionen (Hoheitsverwal­
tung), Fin~nzschulcl. Glück'i'ipiele (\Ionopol). 
Branntwein (Monopol). 

Der Buclgetausschuß hat die in der Beratungs­
gruppe XI zusammengefaßten finanzgesetzlichen 
Ansätze des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1990 in seiner Sitzung am 27. November 1989 in 
Verhandlung gezogen. 

Die Gruppe umfaßt die Kapitel 50 bis 55, 59, 
74 und 75. Im Bundesvoranschlag 1990 sind Aus­
gaben von 164 513 Millionen Schilling, Einnah­
men von 319 443 Millionen vorgesehen. Im Aus­
gleichshaushalt, Kassenverwaltung und Finanz­
verwaltung, sind Ausgaben von 74 044 Millionen 
und Einnahmen von 137 000 Millionen vorgese­
hen. 

Der Bundesvoranschlag wird gemäß Bundes­
haushaltsgesetz in der geltenden Fassung in einen 
Allgemeinen Haushalt und in einen Ausgleichs­
haushalt gegliedert. 

Der Ausgleichshaushalt umfaßt die Einnahmen 
aus der Aufnahme und die Ausgaben für die 
Rückzahlung von Finanzschulden und zur vor­
übergehenden Kassenstärkung eingegangenen 
Geldverbindlichkeiten, der Allgemeine Haushalt 
die übrigen Einnahmen und Ausgaben. 

Aufgrund des Bruttoverrechnungsprinzips 
werden gemäß der Bundeshaushaltsgesetz-Novel­
le 1989 erstmals im Bundesvoranschlag 1990 die 
Währungstauschverträge brutto dargestellt. 

Zu den einzelnen Kapiteln möchte ich bemer­
ken, daß ja die einzelnen Kapitel dem Hohen 
Haus vorliegen, sodaß ich mir hier die Verlesung 
erspare. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen 
die Abgeordneten Dkfm. Holger Bauer, Elfriede 
Karl, Helga Erlinger, Dr. Ditz, Resch, Dkfm. Dr. 
Steidl, Schmidtmeier, Auer, Poseh, Dr. Lackner, 
Dipl.-Ing. Kaiser und Schwarzböck das Wort. 

Von den Abgeordneten Posch und Dkfm. Dr. 
Steidl wurden drei Abänderungsanträge einge-
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bracht. Auch diese Abänderungsanträge liegen 
vor. Ich erspare mir ebenfalls die Verlesung. 

Dem Bundesvoranschlag für das Jahr 1990 
wurde mit den dem schriftlichen Ausschußbe­
richt angeschlossenen Abänderungen die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Für den Fall. daß Wortmel­
dungen vorliegen. ersuche ich. die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Danke vielmals. 

Ich ersuche nunmehr die Gener:llberichterstJt­
terin. Frau Abgeordnete Dkfm. Graenitz. um ih­
ren Bericht. 

Generalberichterstatterin Dkfm. I10na Grae­
nitz: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich erstatte den Bericht des 
Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(1100 und Zu 1100 der Beilagen): Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1990 samt Anlagen. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage. die 
von der Bundesregierung am 16. Oktober 1989 
dem Nationalrat vorgelegt wurde. besteht aus 
dem eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anlagen; 
es sind dies: der Bundesvoranschlag (Anlage I) 
samt den Gesamtübersichten (Anlagen I abis 
I c). der Konjunkturausgleich-Voranschlag (An­
lage 11) samt dessen summarischer Aufgliederung 
(Anlage II a), der Stellenplan (Anlage III), der 
Fahrzeugplan (Anlage IV) und eier Plan für Da­
tenverarbeitungsanlagen (Anlage V). 

Hinsichtlich der näheren Angaben über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes, den Stellenplan. 
den Fahrzeugplan und den Plan für Datenverar­
beitungsanlagen erlaube ich mir, Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, auf meine Ausfüh­
rungen bei der Einleitung der Beratungen über 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1990 am 
Mittwoch, den 29. Oktober 1989, sowie auf den 
gedruckten Ausschußbericht zu verweisen. 

Die entsprechenden Anträge des Budgetaus­
schusses werde ich in meinem Schlußwort am 
Ende der Beratungen vorbringen. 

Frau Präsidentin! Ich ersuche Sie, die Debatte 
fortzusetzen. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich danke den 
Berichterstattern für die Ausführungen. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Dkfm. Holger Bauer. 

16.19 
Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): Ho­

hes Hausl Herr Bundesminister! Wir halten mit 
dem Budgetkapitel Finanzen beim letzten Kapitel 

des letzten Budgets dieser Legislaturperiode. Es 
ist daher vielleicht angebracht und vielleicht auch 
ganz interessant, zu versuchen, Bilanz zu ziehen, 
Bilanz zu ziehen, inwieweit die von der derzeiti­
gen Bundesregierung, von der großen Koalition, 
selbst gesteckten Ziele - ich unterstreiche "selbst 
gesteckten Ziele" - tatsächlich erreicht worden 
sind oder nicht. 

Die große Koalition hat Ende 1986/Beginn 
1987. also in der konjunkturellen Talsohle. für 
1990 ein Defizit von 59 Milliarden Schilling ge­
plant. sich das Ziel gesetzt. das Defizit im Jahre 
1990 oder bis zum Jahre 1990 auf 59 \[illbrclen 
Schilling zu drücken. 

\Venn Sie sich nun den Voranschlag des kom­
menden Jahres ansehen. werden Sie c10rt ein De­
fizit von 63 Milliarden Schilling finden. Dieses 
selbstgesteckte Ziel ist daher nach Adam Riese 
um 4 Milliarden Schilling verfehlt worden. Aber 
ich muß dazusagen: Das ist im Lauf einer Legisla­
turperiode, einer Periode von vier Jahren kein 
krasses Danebenhauen!. das muß man deutlich 
dazusagen. 

Es wäre daher durchaus akzeptabel, wenn eben 
- und das muß man dreimal deutlich unterstrei­
chen - die Rahmenbedingungen die gleichen ge­
blieben wären. wenn die Rahmenbedingungen des 
Jahres 1987. als man sich dieses Ziel steckte, auch 
heute gälten. 

Ich habe schon daran erinnert. daß dieses Ziel 
in einem Jahr gesteckt worden ist, in dem wir uns 
in einer konjunkturellen Talsohle befunden ha­
ben. während wir ja jetzt bekanntermaßen welt­
weit Hochkonjunktur haben. Das hat dem Herrn 
Bundesminister für Finanzen auf der einen Seite 
mit Minderausgaben unter die Arme gegriffen 
und auf der anderen Seite konjunkturell bedingte 
Mehreinnahmen beschert. Das heißt, man hätte 
meines Erachtens angesichts dieser sehr erfreuli­
chen Entwicklung das Ziel, wenn man es schon 
verfehlt, im positiven Sinn verfehlen müssen oder 
sollen. Man hätte das Ziel überschreiten und 
nicht unterschreiten sollen, man hätte das Sanie­
rungstempo anstatt in der Hochkonjunktur zu 
verlangsamen, beschleunigen müssen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Dazu kommt das, was die Sache schlimmer 
macht, was ein weiterer Vorwurf ist und was des 
öfteren von mir von diesem Pult aus schon ausge­
führt wurde: Sie haben Ihr Ziel nicht nur nicht 
erreicht, obwohl Ihnen die Konjunktur kräftig zu 
Hilfe gekommen ist, sondern Sie haben dieses 
Ziel auch nicht erreicht, obwohl Sie über die gan­
ze Legislaturperiode gerechnet Bundesvermögen 
im Gesamtausmaß von rund 25 Milliarden Schil­
ling veräußert und so den Saldo verbessert haben! 
Sie haben Ihr Ziel verfehlt, obwohl Sie Rücklagen 
in der Größenordnung von 10 Milliarden Schil-
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ling aufgelöst haben! Und Sie haben Ihr Ziel ver­
fehlt, obwohl Sie in dieser Legislaturperiode rund 
48 Milliarden Schilling - die außerbudgetäre Fi­
nanzierungsform über die Post- und Telegra­
phenverwaltung eingerechnet - außerbudgetär 
finanziert haben! 

Ich möchte, wie gesagt, nicht mehr näher dar­
auf eingehen. Wir haben uns über diese Dinge 
schon des öfteren und im Detail auseinanderge­
setzt und unterhalten. Es stellt sich aber, glaube 
ich, berechtigterweise die Frage: Wieso wurde 
dieses Ziel trotz all clieser jetzt aufgezählten Fak­
ten und Cmst5.nde nicht erreicht': Wieso wurde es 
verfehlt? - Ich sJge Ihnen die Antwort von'veg 
uncl werde sie dJnn untermJuern. 

Sie haben es deswegen verfehlt. meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren von der großen Koali­
tion - ich richte mich mit meinen Worten jetzt 
ganz bewußt an Sie alle und nicht nur an den 
Herrn Finanzminister -, weil es Ihnen nicht ent­
scheidend gelungen ist, die Ausgaben zu reduzie­
ren. Sie haben die unerwarteten Mehrerträge -
grosso modo gesprochen - gleich wieder ausge­
geben, anstatt sie zur Senkung des Defizits zu ver­
wenden. Aber schauen wir uns auch da, bevor wir 
uns in allgemeine Betrachtungen ergehen. lieber 
gleich wieder an, wie das von den Zahlen her aus­
sieht. 

Ich bitte Sie, dazu das Arbeitsübereinkommen 
zur Hand zu nehmen, dort werden Sie finden, daß 
das Ziel der großen Koalition für diese Legisla­
turperiode im Bereich der Ausgaben folgendes 
war: das Ausgabenwachstum - wieder über die 
ganze Periode gerechnet - mit 21 Milliarden 
Schilling oder 4,9 Prozent Zuwachs zu beschrän­
ken, ohne Finanzschuldzinsen gerechnet. Gewor­
den sind es - wieder, ohne die Finanzschuldzin­
sen hinzuzurechnen - 40 Milliarden Schilling 
oder 9 Prozent. Also anstatt 21 Milliarden: 
40 Milliarden, anstatt 4,9 Prozent Zuwachs: 
9 Prozent Zuwachs. 

Wenn Sie nun die Gesamtausgaben heranzie­
hen - und das muß man wohl tun -, also die 
Finanzschuldzinsen miteinrechnen, dann beträgt 
das Ausgabenwachstum, also der Zuwachs an 
Ausgaben während der gesamten Legislaturperio­
de, 59 Milliarden Schilling oder 12,1 Prozent, 
und damit liegen Sie deutlich über der Inflations­
rate - natürlich wieder der gesamten Legislatur­
periode -, die bei etwa 9,8 Prozent liegt. 

Das bedeutet: Sie haben im Budget nach wie 
vor ein reales Gesamtausgabenwachstum. Sie ha­
ben nach wie vor ein reales Wachstum bei den 
Ausgaben, und das in Zeiten der Hochkonjunk­
tur! (Abg. Pos c h: Haben Sie die 6.5 Milliarden 
mitgerechnet? Sie müssen das Budget genau lesen.' 
- Abg. Dr. Fe r (I: Er kenm sich aus. er war 
Staatssekretär.') Wir können uns dann gerne un-

terhaIten, Herr Kollege. Also ich habe diese Rech­
nung anhand der Unterlagen des Arbeitsüberein­
kommens und nach bestem Wissen und Gewissen 
angestellt. 

Ich will jetzt gar nicht behaupten, daß Sie, Herr 
Bundesminister - da richte ich mich jetzt ganz 
speziell an Sie; wir nähern uns Weihnachten, und 
alle sind mild und gütig gestimmt -, sich nicht 
bemüht hätten einzusparen und zu sparen. Sie 
haben das im Ermessensausgabenbereich sicher 
getan. nur ist dort eben nicht mehr viel drin. ist 
clort nicht mehr viel zu holen, clort haben wir in 
der kleinen Koalition schon damit angebngen. 
Sie hJben cl::tnn Jt11 Beginn der großen Koalition 
fortgesetzt, dJS ist weitgehend Jusgereizt. dort ist 
nicht mehr viel drin. Sie können dort noch ein 
bißchen drücken, und es werden noch ein paar 
Tropfen kommen, aber den großen Brocken. die 
wirklichen Einsparungen werden Sie dort auch 
beim besten Willen nicht zustande bringen. 

Es hätten eben in dieser Legislaturperiode all 
jene Strukturreformen kommen müssen, über die 
wir uns auch schon des öfteren hier von diesem 
Pult aus ... (Zwischenruf der Abg. Dr. Helga 
R ab l - S ( a dIe r.) 

Frau Kollegin Stadler! Ich bin froh, daß Sie 
jetzt gekommen sind 'und daß Sie sich gleich mit 
einem Zwischenruf bemerkbar machen. Frau 
Kollegin Rabl-Stadler, ich werde Ihnen aber fol­
gendes sagen: Genau Sie - nicht Sie persönlich, 
sondern Ihre Partei und auch die Sozialistische 
Partei - haben als Begründung und als Rechtfer­
tigung für die Bildung einer großen Koalition 
eben genau die Durchführung dieser notwendi­
gen Strukturreformen angegeben. Sie haben ge­
sagt: Ihr habt ja nur im Ermessensausgabenbe­
reich gespart. Damit man wirklich nachhaltig ent­
lasten und sanieren kann, bedarf es der notwendi­
gen Strukturreformen im Bereich der Verwal­
tung: Besoldungsreform, Spitalsreform, Pensions­
reform, Neuordnung des Agrarsektors und, und, 
und. (Abg. Dr. Fr i s c h e n s c h lag e r: Handels­
kamrnerreform!! Wo sind sie denn geblieben? Sie 
haben zwar alle ins Koalitionspapier hineinge­
schrieben, aber nichts gemacht! (Beifall bei der 
FPÖ.) Sie haben keine einzige durchgeführt, Frau 
Kollegin Rabl-Stadler! 

Sie haben damals gesagt - Sie erinnern sich 
genau an den Slogan -: Die Lösung der großen 
Probleme in diesem Land bedarf der Zusammen­
arbeit der beiden großen Parteien. - Mittlerweile 
sind sie gar nicht mehr so groß. speziell Sie. Aber 
das war doch die Begründung für die Bildung der 
großen Koalition, Frau Kollegin! Aber gemacht 
haben Sie nichts in diesem Bereich. absolut 
nichts! 

Weil Sie das unterlassen haben, weil Sie das 
nicht geschafft haben, sind Sie letztlich auch in 
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der Budgetsanierung gescheitert, und ich muß sa­
gen: mußten Sie scheitern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sage noch einmal: Ich richte diesen Vorwurf 
wirklich weniger an den Herrn Finanzminister, er 
kann ja wirklich nicht die Pensionsreform durch­
führen, er kann nicht die Verwaltungsreform 
durchführen, er kann nicht die Spitalsreform 
durchführen, er kann nicht den Agrarsektor re­
formieren. IAbg. Be r gm an n: Warum ise ein so 
gescheiter .i\r!ensch fliehe in der Regierung?) Das 
müssen Sie gemeinsam machen, wie Sie das dem 
Wähler versprochen und sich das in Ihrem Ar­
beitsübereinkommen vorgenommen hJben. DJS 
müßten Sie und hätten Sie gemeinsam tun müs­
sen. Sie haben es nicht getJn. Sie haben es unter­
I:lssen. Sie haben es nicht zu Wege gebracht. Sie 
alle miteinander und die große Koalition als Sy­
stem sind daher insgesamt gescheitert! Nehmen 
Sie das zur Kenntnis! I Beifall bei der FPÖ. -
Z wisehenrufe.) 

Hohes Haus! Ich möchte damit auch schon zum 
Schluß kommen und meinem Versprechen ge­
recht werden, um das Sie mich gebeten haben, 
mich kurz zu halten. 

Ich habe Ihnen im Laufe der diesjährigen Bud­
getdebatte eine ganze Reihe von sehr kritischen 
Stimmen zur Kenntnis gebracht, die sich mit Ih­
rer gescheiterten Budget- und Sanierungspolitik 
auseinandergesetzt haben, von Ihren eigenen 
Staatssekretären beginnend über die OECD bis 
hin zum Wirtschaftsforschungsinstitut. 

Ich möchte mit einem letzten Zitat aus einem 
anderen Bereich schließen, dem ich nichts hinzu­
zufügen habe. 

In der Zeitung "Die Presse", ein Organ. das 
Ihnen gegenüber wahrscheinlich nicht besonders 
feindlich eingestellt ist ... I Z~vischenruf des Abg. 
Mag. G u g gen be r ger.) Nicht Ihnen persön­
lich, Herr Kollege, und nicht der Sozialistischen 
Partei, solange die Österreichische Volkspartei in 
einer Regierung vertreten ist. (Abg. Dr. G r a f f: 
Sie haben gesagt, Sie haben nichts hinzuzufügen.') 

Und diese Zeitung schreibt unter der Über­
schrift: Das häßliche Gesicht des Budgets. Die 
Koalition - und sie sagt Ihnen wieder genau das, 
was ich Ihnen jetzt anhand von Fakten und Daten 
nachgewiesen habe, das bringt also der Kommen­
tator Dieter Lehnhardt mit folgenden Sätzen auf 
den Punkt, er schreibt: 

Die Koalition versuchte erst gar nicht ernsthaft, 
ihre Budgetpolitik diesem Glück anzupassen. -
Mit dem Glück meinte er die unerwartet herein­
geschneite internationale Hochkonjunktur. (Abg. 
Dr. G raft: Vorlesen.') 

Also: "Die Koalition versuchte gar nicht ernst­
haft, ihre Budgetpolitik diesem Glück anzupas-

sen:' (Rufe: Noch einmaL vorlesen! - Weitere 
Zwischenrufe.) Sie hören es so gerne, Herr Kolle­
ge Graff! Hören Sie es so gerne? Gerne. Also 
noch einmal: 

.,Die Koalition versuchte erst gar nicht ernst­
haft, ihre Budgetpolitik diesem Glücke anzupas­
sen." (Abg. F Cl u la n d: Jetzt wissen ,vir es.') "Er­
leichtert pumpte man zweistellige Milliardenbe­
träge in Ausgaben hinein und feiert nun eine 
Neuverschulclung von mehr als 60 Milliarden 
Schilling als Sparbuclget." Quod erat demonstran­
c1um - das galt es nachzuweisen. Dem ist aus 
freiheitlicher Sicht und aus meiner Sicht nichts 
hinzuzufügen. (Bcilall bei der FPÖ.) Iri.3-1 

PrJsiclent Dr. \ilarga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Poseh. 

16.3../ 
Abgeordneter Posch (SPÖ): Hohes Haus! Sehr 

geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister für Finanzen! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Wir haben soeben erlebt, 
daß sich Herr Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer 
eher abfällig und nicht sehr positiv über das Bun­
desfinanzgesetz und dessen Anlage, das Budget 
für das kommende Jahr geäußert hat. (Ruf bei der 
FPÖ: Ist ja kein Wunder.') 

Wir erleben nun seit Tagen, daß sich Herr Ab­
geordneter Dkfm. Bauer mit einer tibetanischen 
Gebetsmühle in der Hand hier im Raum herum­
bewegt und diese schwenkt. Er tritt zwar nicht 
mit seiner Rosinante gegen Windmühlenflügeln 
an, aber er hat diese Gebetsmühle in der Hand, 
hat aber vergessen, die verkrusteten und vergilb­
ten Papierrollen herauszunehmen. Man müßte 
ihm empfehlen. sich mit der neueren, jungen Na­
tionalökonomie sehr intensiv zu beschäftigen. 
Das wollte ich nur einleitend sagen. 

Die Rechenkunststücke, die er soeben zum be­
sten gegeben hat, sind ja auch nicht von Pappe. 
Eines im Zusammenhang mit Steyr hätte ihm ja 
fast eine Klage eingebracht. So weit, so gut. 

Meine Damen und Herren! Die Beratungs­
gruppe XI - "Finanzen" - umfaßt im "Allge­
meinen Haushalt" präliminierte Ausgaben in 
Höhe von etwa 164,5 Milliarden Schilling und 
319,4 Milliarden Schilling veranschlagte Einnah­
men, die nächstes Jahr voraussichtlich herein­
kommen sollen. Es ist dies der größte Teil der 
Einnahmen, die in einer Beratungsgruppe enthal­
ten sind, nämlich in der Gruppe Finanzen. 

Darunter befinden sich auch die öffentlichen 
Abgaben, von denen dem Bund im kommenden 
Haushaltsjahr nach Überweisung an Länder, Ge­
meinden, Fonds und dergleichen nettomäßig 
etwa 274,1 Milliarden Schilling zur teilweisen Be­
deckung der Ausgaben des kommenden Jahres 
voraussichtlich verbleiben werden. 
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Mit ihren Steuern, meine Damen und Herren, 
finanzieren Bürger und Unternehmungen unse­
res Landes den Großteil der Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden. Die Steuern sind zu­
gleich ein wichtiges ordnungs- und wirtschaftspo­
litisches Instrument der Finanzpolitik. 

Meine Damen und Herren! Viele Themen sind 
im Zuge dieser Budgetdebatte im Hohen Hause 
diskutiert worden; darunter solche, welche die 
Menschen zweifelsohne in höchstem Maße be­
rühren. 

In einer FrJge. die im Jahr 19~9 die \lenschen 
ganz be50nder5 berührte. haben wir als Abgeord­
~ete jedoch in geradezu klassischer Form ~ unser 
Licht unter den Scheffel gestellt - ich meine die 
Steuerreform 1988! Jenes Reformwerk, mit dem 
eine spürbare Änderung des überholten Steuersy­
stems mit seinen manchmal gar nicht mehr er­
klärbaren Begünstigungen möglich wurde. 

Meine Damen und Herren! Mit Jänner des Jah­
res 1989 nämlich - man muß das immer wieder 
sagen - ist die umfassendste Steuerreform in 
Österreich nach dem Zweiten Weltkrieg in Kraft 
getreten, deren Wesen in einer ganz deutlichen 
Senkung der Steuersätze bei gleichzeitiger Ver­
breiterung der Bemessungsgrundlage durch Re­
duktion von Ausnahmen in der bisherigen Steu­
ergesetzgebung besteht. 

90 Prozent der Österreicherinnen und Öster­
reicher profitieren nun von dieser umfassendsten 
Steuerreform, Herr Abgeordneter Dkfm. ~auer, 
die jemals von einem Finanzminister in Qster­
reich realisiert wurde. (Beifall bei der SPO.) So 
kann es auch nicht überraschen, daß eine im Auf­
trag des Bundesministeriums für Finanzen durch­
geführte Umfrage eine entsprechend positive Re­
aktion der Bevölkerung ergab. 

Ein Vergleich zeigt zudem, daß Österreich seit 
Beginn des Jahres über eines der attraktivsten 
Steuersysteme auf internationaler Ebene verfügt, 
womit die Wettbewerbsfähigkeit der österreich i­
sehen Unternehmungen beträchtlich gesteigert 
wurde. Das sollten Sie, Herr Abgeordneter Bauer, 
zur Kenntnis nehmen! (Abg. Dr. 0 f ne r: Es ist 
noch nicht einmal ein Jahr alt, und schon haben 
wir es novelliert.') 

Hohes Haus! Die Steuerreform wurde mit dem 
Abgabenänderungsgesetz 1989 adaptiert, welches 
weitere Erleichterungen für die Steuerpflichtigen 
brachte. 

Hohes Haus! Es ist oft von der Finanzschuld 
des Bundes gesprochen worden. Sie belief sich 
zum Jahresende 1988 auf 746,7 Milliarden Schil­
ling. Gegenüber dem Vergleichswert des Vorjah­
res entspricht dies einer Zunahme um 49,2 Mil­
liarden Schilling oder um 7 Prozent. 

Von 1986 auf 1987 - und das sollten Sie sich 
merken! - hatte die Steigerung von 80,1 Mil­
liarden Schilling oder 13,1 Prozent betragen. -
Ich glaube, Sie waren damals Staatssekretär. Doch 
führte nunmehr die Konsolidierungspolitik des 
Finanzministers, des sozialistischen Finanzmini­
sters, im Budget 1990 zu einer geringeren Neu­
verschuldung und erfordert künftig eine geringe­
re Bedienung der Finanzschulden des Bundes 
und auch des Schuldendienstes des Bundes. 

Wie in den vergangenen Jahren weisen alle In­
dikatoren und Parameter hinsichtlich der Ver­
schuldung Österreichs darauf hin, daß nur die 
Schweiz. elie BlIndesrepublik Deutschland und 
Frankreich geringfügigere positive Relationen in 
dieser Hinsicht hatten. Bei den Kennzahlen "Ver­
schuldung des Zentralstaates in Prozent des BIP 
beziehungsweise pro Kopf der Bevölkerung" liegt 
Österreich im Mittelfeld der betrachteten neun 
westlichen Industrieländer, und ich glaube anneh­
men zu können, daß sich diese Relationen in den 
nächsten Jahren noch verbessern werden. 

Damit zählt Österreich weltweit nach wie vor 
zu den Staaten mit bester Kreditwürdigkeit! Dies 
muß auch als Beweis dafür gelten, welches Ver­
trauen die Welt in den österreichischen Weg so­
zialdemokratischer Finanz- und Wirtschaftspoli­
tik setzt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Tatsache. meine Damen und Herren, 
wird ferner durch die Nachricht untermauert, daß 
Wien künftig Sitz einer EG-Ostbank werden 
könnte - es sind Gespräche im Gange: Berlin, 
Luxemburg oder Wien -. jener Bank, die den 
Reformprozeß in üsteuropa finai1Ziell unterstüt­
zen wird. 

Im Zusammenhang mit der internationalen 
Hilfe für Polen beabsichtigt die Bundesregierung 
einen Beitrag an den Stabilisierungsfonds für Po­
len im Gegenwert von 20 Millionen US-Dollar zu 
leisten. Aus diesem Grunde wird eine Überschrei­
tungsermächtigung für den Voranschlagsansatz 
1/54846 benötigt. 

Auch im Sinne der Budgetkonsolidierung beab­
sichtigt die Bundesregierung, etwaige Maßnah­
men betreffend eine Gehaltsregulierung im öf­
fentlichen Dienst durch entsprechende Maßnah­
men bei den Sachausgaben einzusparen. Eine ge­
setzliche Bestimmung soll hiefür die Grundlage 
schaffen. 

Meine Damen und Herren! Ich gestatte mir, 
hier einen Antrag einzubringen: 

Antrag 

der Abgeordneten Pasch, Dr. Steidl und Genos­
sen zur RegierungsvorLage betreffend das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1990 samt AnLagen (I 100 
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und Zu 1100 der Beilagen) in der Fassung des 
Ausschußberichtes ( 1150 der Beilagen) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvorlage ist 
wie folgt zu ändern: 

I. Dem Artikel VII wird folgende Bestimnwng 
angefiigt: 

.,6. beim VoranschlagsallSatz 115";'8";'6 bis Zll ei­
Ilem Betrag im Gegcll\\crt \'011 20 .Hillioncn US­
Dollar für Zahlllflgen (/11 dcn SltlbilisicrtlllgsfC)llds 
für P(){ell", 

2. Nach Artikel XV ist folgender Artikel einZ/l­
fügen: 

"Artikel XVI. Der Bundesminister für Finanzen 
ist ermächtigt, falls im Finanzjahr 1990 bei Perso­
na/ausgaben (Ufllerteilung 0) und bei den Sach­
ausgaben (Umerteilung 7) für die Ersätze von Be­
soldungskosten sowie für sonstige vom Bund be­
zahlte Personengruppen ein unab'>i'eisbarer Mehr­
auj\vand entsteht, zur Bedeckung dieses Mehrauf­
wandes im Einvernehrnen mit der Bundesregierung 
Ausgabenrückstellungen zu verfügen." 

3. Die bisherigen Artikel "XVI" und "XVII" er­
halten die Bezeichnungen "XVlI" und "XVllI". 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! lvlit 
dem Finanzgesetz wird der Bundesregierung all­
jährlich Gelegenheit geboten, ihr beschlossenes 
Regierungsprogramm in Zahlen vorzustellen und 
dem Nationalrat in Form des Budgetentwurfes 
vorzulegen. 

Die Budgetdebatte stellt alljährlich einen Hö­
hepunkt des parlamentarischen Geschehens dar, 
und aufgrund der Öffentlichkeit kommt ihr als 
Instrument zur Kontrolle über die Regierung be­
sondere Bedeutung zu. 

Angesichts der positiven Entwicklung des Bun­
desbudgets und dessen Auswirkungen auf Berei­
che des Wirtschaftswachstums, Beschäftigung, 
Verteilung des Volkseinkommens und Währung 
erleben wir Österreich in seiner Gesamtheit als 
blühendes Staatswesen. Dies nicht zuletzt des­
halb, weil sich die Regierung Vranitzky den sozia­
len, wirtschaftlichen und politischen Herausfor­
derungen sowie den weltwirtschaftlichen Gege­
benheiten unserer Zeit erfolgreich und mit Ent­
schlossenheit und Tatkraft stellte! (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Wir werden deshalb diesem Bundesvoran­
schlag 1990 unsere Zustimmung geben und dan­
ken dem Bundesminister für Finanzen Dr. Ferdi­
nand Lacina sowie den mit diesem Budget befaß­
ten Beamten in ganz Österreich für die sorgfältige 

und gewissenhafte Erstellung dieses Bundesvor­
anschlages. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 16.45 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Der soeben vor­
gelesene Abänderungsantrag ist genügend unter­
stützt und steht mit in Beratung. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Dr. Pilz. 

ItJ . .J.5 
Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine Damen 

und Herren! Wir haben jetzt viele Tage lang das 
Budget in allen Facetten diskutiert. lind ich 
möchte eigentlich im Gegensatz zum Kollegen 
B::wer nicht mehr auf ctlle Standardvorwürfe ge­
genüber einem Regierungsbudget eingehen. die 
da heißen: Budgetfrisur, Defizit nicht korrekt 
ausgewiesen. Auslagerung von Ausgaben und so 
weiter und so fort. Ich bin der Meinung, daß diese 
Vorwürfe im großen und ganzen berechtigt sind, 
nur haben wir sie im Laufe dieser Wochen so oft 
diskutiert, daß ich es für müßig halte, diese De­
batte jetzt zum vierten, fünften oder sechsten Mal 
zu führen. 

Deswegen möchte ich auf einige sehr konkrete 
Punkte eingehen und in diesem Zusammenhang 
auch einige Fragen an den Finanzminister rich­
ten, 

Zum ersten. Eines der wesentlichen Probleme 
im Zusammenhang mit Ihrem Ressort ist die Fra­
ge: Wie schaut die Zukunft der Steuerreform aus, 
wann und wie werden Sie den entscheidenden 
Schritt zur ökologischen Steuerreform tun? 

Und da möchte ich Sie folgendes konkret fra­
gen. Es gibt da eine Entwicklung in den interna­
tionalen Sozialdemokratien, die äußerst unter­
schiedlich verläuft. In einer Zeit, in der sich die 
SPD in der Bundesrepublik ganz klar und ener­
gisch und mit aller Vehemenz für die Einführung 
einer Energiesteuer, einer Primärenergieabgabe 
ausspricht, wird von seiten der SPÖ und gerade 
von seiten des Finanzministers mit aller Vehe­
menz in dieser Richtung gebremst. 

Herr Finanzminister, ich kenne Ihre wesentli­
chen Argumente kontra Primärenergieabgabe: 
die Frage der Verteilungswirkungen, die Frage 
der Auswirkung auf die Inflation, auch die Frage 
der Auswirkung auf die verstaatlichte Industrie. 
Aber Sie wissen genausogut wie wir, daß es ent­
weder eine grundlegende ökologische Steuerre­
form geben wird, oder dieses Steuersystem wird 
in die Gegenrichtung steuern und wird auch an 
die Grenzen der Finanzierungsmöglichkeiten sto­
ßen. Und das ist der entscheidende Punkt. Ich 
möchte einmal von Ihnen öffentlich hören: War­
um betätigen Sie sich im Rahmen der Bundesre­
gierung derzeit als der entscheidende Bremser in 
der Frage der Durchsetzung und Einführung ei­
ner Primärenergieabgabe und eines ökologischen 
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und sozialen Steuersystems? Warum gehen Sie 
nicht her und sagen Sie nicht: Okay, führen wir 
eine Primärenergieabgabe ein, so wie sie die Grü­
nen in einer gewissen Art und Weise fordern, 
aber wie es auch die Österreichische Volkspartei 
in einer ganz bestimmten und gar nicht so unter­
schiedlichen Art und Weise öffentlich fordert, ge­
hen wir das einmal ganz konkret an, und reden 
wir dann darüber. wie man Fragen der Vertei­
lung, wie man Wettbewerbsnachteile für die ver­
staatlichte Industrie und wie man Fragen einer 
möglichen inflationären Entwicklung durch wirt­
schaftspolitische ~vlaßnahmen lind durch struk­
turpolitische \bßnahmen in elen Griff bekom­
men kann!? 

Dies ist eine konkrete Frage: Wie soll man Ih­
rer Vorstellung nach angesichts eines ständig stei­
genden Energieverbrauchs - Benzin plus 5 Pro­
zent, andere Energieträger ein bißchen darunter 
-, angesichts eines ständigen Energieverbrauchs­
zuwachses damit eigentlich umgehen? Resignie­
ren Sie angesichts dieser Entwicklung? Resignie­
ren Sie angesichts einer Entwicklung langfristig 
sogar verfallender Ölpreise? Geben Sie da einfach 
die ökologischen Steuerungsmechanismen eines 
Steuersystems auf, oder sagen Sie, man kann da 
etwas machen? Heißt für Sie Ökosteuer nichts 
anderes als ein paar isolierte Lenkungsabgaben. 
wie etwa die Abwasserabgabe. oder gibt es da 
mehr? Beantworten Sie mir bitte diese eine kon­
krete Frage. 

Zweitens: Angesichts der Situation in Osteuro­
pa stellen sich grundsätzliche Fragen für Ihr Res­
sort, grundsätzliche Fragen, die da lauten: Was 
wird von seiten des Finanzministers und mit U n­
terstützung des Finanzministers an Projekten in 
Osteuropa finanziert? Was machen Sie zum Bei­
spiel im ganzen Bereich Energiesystem? 

Wie gehen Sie mit dem Energiesystem in Ost­
europa und den möglichen Reformen dieses Sy­
stems um? Sie wissen, Herr Finanzminister Laci­
na - Sie müssen offensichtlich zwischendurch 
ein paar Akten erledigen, aber ich habe Zeit. 
(Bundesminister Dkfm. La ci n a: Ich höre ja 
nicht mit den Augen.') 

Ich bewundere das immer an den Mitgliedern 
der Bundesregierung: daß sie gleichzeitig Akten 
erledigen, mit Sekretären reden und die Budget­
debatte verfolgen. Wirklich, wenn sie in der Sach­
politik genauso genial wären wie im diversifizier­
ten Gebrauch ihrer Sinnnesorgane, dann wäre es 
um diese Regierung besser bestellt! 

Ganz konkret stellt sich zum Beispiel eine Fra­
ge zum Energiesystem: In Osteuropa haben wir 
einen Pro-Kopf-Energieverbrauch, der weit über 
dem Schnitt in Westeuropa liegt. Es gibt die 
Chance, durch Projekte effizienter Energienut­
zung völlig neue Wege der Energiepolitik in Ost-

europa zu gehen. Es besteht gleichzeitig die Ge­
fahr, daß von österreichischer Seite her völlig an­
dere Projekte finanziert werden. Projekte, die in 
die Richtung gehen, alle Fehler des Westens jetzt 
noch einmal im Osten auszuprobieren. Das ist 
eine zentrale Frage für Sie, Herr Finanzminister: 
Wofür setzen Sie sich ein? Für welche Art von 
Projekten sind Sie bereit. Finanzierungen zu un­
terstützen? Legen Sie irgendwelche Kriterien an 
diese Unterstützungen an, oder sagen Sie einfach, 
wenn österreichische Cnternehmen kommen, 
egal ob es die DoKW' oder ein Privater ist: Wir 
schauen. daß wir das Geld dafür kriegen, egal. ob 
es zum Beispiel effiziente Energienutzung ist 
oder elie Verbauung eier Weichsel in Polen, wie 
jetzt verplant vom Verbundkonzern, oder zum 
Beispiel die Asbestzementwerke in Ungarn!? Er­
klären Sie dem Parlament, was Sie eigentlich fi­
nanzieren wollen! 

Erklären Sie am Beispiel Verkehr: Es gibt Ei­
senbahnnetze in Osteuropa, die nur der Moderni­
sierung harren, und es gibt gleichzeitig großzügi­
ge österreichische Angebote, riesige Autobahnen, 
riesige Transitstrecken quer durch Ost- und Süd­
oste uropa zu bauen. Was wollen Sie finanzieren? 
Wollen Sie irgendwelche Weichen stellen? Sind 
Sie bereit, endlich zur Kenntnis zu nehmen. daß 
ein Teil der Verkehrszukunft Osteuropas derzeit 
in österreichischer Hand liegt und daß damit die 
Verkehrszukunft von Österreich entscheidend 
mitgestaltet wird, daß sich über die Frage, welche 
Verkehrsprojekte wir finanzieren, auch die Frage 
beantwortet. welcher Verkehr auf uns zukommt? 

Wenn wir die Autobahnen in Ungarn und in 
Jugoslawien bauen und finanzieren. dann werden 
wir Autoverkehr und LKW-Verkehr in Öster­
reich ernten, und wenn wir auf die Schiene gehen 
und in die Schiene drüben investieren, Kredite 
zur Verfügung stellen, Know-how zur Verfügung 
stellen, dann werden auch wir Anschluß an Schie­
nenverkehr und Konversion von der Straße auf 
die Schiene in Österreich ernten. 

Das sind entscheidende Punkte, und ich frage 
Sie: In welcher Art und Weise haben Sie das ge­
stern im Sonderministerrat behandelt? Ist gestern 
im Sonderministerrat zu Osteuropa die Frage be­
handelt worden, ob man nicht durch verstärkten 
Taktverkehr der ÖBB mit der Tschechoslowakei 
etliches von den stinkenden tschechischen Bussen 
und PKWs auf die ökologisch verträgliche Schie­
ne verlagern könnte? Was haben Sie dazu gesagt? 
Was ist gestern im Sonderministerrat dazu be­
sprochen worden? Ist die Frage gestellt worden, 
ob mit einer einmaligen Investition von 150 Mil­
lionen Schilling - und die müßten wir uns leisten 
können - der Tschechoslowakei ein Verkehrsan­
gebot gemacht werden kann, wo man wirklich 
den dreckigen tschechischen Verkehr, der jetzt 
auf uns zurollt, auf die Schiene bringen kann? 
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Sind Angebote für Taktfahrverkehr gemacht 
worden - Wolfsthai - Brünn und andere Städte 
-, wo den Tschechen ein attraktives ökologisches 
und ökonomisches Angebot gemacht wird? Ist es 
denkbar, daß an Ihrem Widerstand, Herr Finanz­
minister, dieses Verkehrsprojekt, dieses großzügi­
ge, ökologische Verkehrsangebot in Richtung 
Tschechoslowakei gescheitert ist? Wollen Sie ein 
Verkehrsangebot Schiene zwischen Österreich 
und der Tschechoslowakei an 150 Millionen 
Schilling scheitern lassen? 

Das ist elie ganz konkrete Frage. elie sich stellt. 
Diese Frage müssen Sie auch für elie \Viener Be­
völkerung beantworten. denn ich sehe jetzt schon. 
wenn ich durch \Vien gehe, welche unglJublichen 
Ressentiments lind welcher Fremelenhaß durch 
diesen stinkenden PKW-LInd Busverkehr in Wien 
wieder an die Oberfläche gespült wird, wobei die 
tschechischen und slowakischen Besucher. über 
die wir uns ungeheuer freuen in diesen Tagen und 
nach all dem, was derzeit in der Tschechoslowakei 
passiert, durch die Verkehrsmittel. die sie zu be­
nützen gezwungen sind, weil es derzeit die billig­
sten sind, die sie haben, diskreditiert und diskri­
miniert werden. Wie wollen Sie dem entgegenwir­
ken, und sind Sie bereit. hier 150 Millionen Schil­
ling zur Lösung dieser Frage einzusetzen? 

Diese zwei Fragen möchte ich an Sie richten. 
abseits von dem, was an Budgetroutine heute wie­
der diskutiert und was an Budgetfloskeln wieder 
ausgetauscht wird. (Beifall bei den GrÜllen. -
Abg. Be r gm all 11: Wie kommen Sie auf i 50 Mil­
lionen?) 

Ein letztes grundsätzlich zum Budget. Wenn 
ich viele Tage Budgetdebatte zusammenfasse. 
dann möchte ich eines für Sie konkret festhalten: 
Wofür haben Sie in diesem Budget nachgegeben? 
- Sie haben nachgegeben für zusätzliche Militär­
ausgaben. Sie haben zusätzliche Waffensysteme, 
zusätzliche sonstige militärische Ausgaben dem 
Verteidigungsminister zugestanden. Sie sind im 
Laufe dieser Budgetverhandlungen vor dem Ter­
ror der Frächter in die Knie gegangen. Sie haben 
sich budgetmäßig und finanziell der Erpressung 
der Straße gebeugt. 

Dort, wo es wirklich wichtig gewesen wäre, wo 
es um ökologisches und soziales Gegensteuern ge­
gangen wäre, in der Umweltpolitik, beim Um­
weltfonds, in der biologischen Landwirtschaft, in 
der Stärkung des Sozialsystems in Österreich, 
dort ist es Ihnen nicht gelungen. irgendwelche 
Akzente zu setzen. 

Und nicht, weil Sie wieder Budgetkosmetik be­
trieben, weil Sie wieder ausgelagert haben und 
weil Sie dieses Budget, wie alle Jahre vorher, wie­
der frisiert haben, sondern weil Sie einfach völlig 
falsche Schwerpunkte gesetzt haben, weil Sie dem 
Militär und der Erpressung der Frächter nachge-

geben und weil Sie für die Umwelt und für die 
Sozialpolitik wieder nichts gehabt haben, da of­
fensichtlich die Lobbies dafür zu schwach waren, 
deswegen können wir grundsätzlich diesem Bud­
get in seiner Gesamtheit keine Zustimmung ge­
ben. (Beifall bei den Grünen.) 16.58 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Dr. Ditz. 

/6.58 

Abgeordneter Dr. Ditz (ÖVP): Sehr geehrte 
Fr~lI Pdsident! Herr Fin~nzminister! ~leine sehr 
geehrten Damen und Herren! ~lein Vorredner 
hzlt von Budgetroutine gesprochen lind hat damit 
gemeint. d~ß Kollege Holger B~uer immer dassel­
be ~usführt. 

Ich glaube. man könnte auch von einer grünen 
Steuerroutine sprechen, denn hier wird auch 
schon die ganze Debatte hindurch immer dassel­
be ausgeführt. nämlich die Einführung einer 
Energiesteuer. die man selbst nicht genauer spezi­
fizieren kann, gefordert. 

Wenn Kollege Pilz meint, man müßte dann ei­
nen Ausgleich machen für die Stahlindustrie. 
dann zeigt das ja genau. daß er sich noch nicht im 
klaren ist. welches Konzept er anwenden will. 
weil ein solcher Ausgleich natürlich bedeutet, daß 
die Lenkungsfunktion nicht zum Tragen kommt. 
Und das kann ja nicht der Sinn einer ökologisch 
orientierten Steuerreform sein. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
stehen am Ende einer langen und, was die zeitli­
che Anspannung betrifft, auch sehr intensiven 
Budgetdebatte. Ich möchte aber ehrlich zugeben, 
daß ich die Auffassung vertrete, daß die inhaltli­
che Intensität und die inhaltliche Qualität nicht 
das gleiche Maß erreicht haben. Ich glaube, je län­
ger die Debatte gelaufen ist, umso deutlicher wur­
de, daß die derzeitige Opposition einfach keine 
Alternative zur Budgetpolitik der Regierung auf­
zeigen konnte. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Die Opposition, vor allem die FPÖ, mußte, je 
länger die Debatte gelaufen ist, immer stärker zu 
den üblichen Schwarzweißmalereien Zuflucht 
nehmen, und sie mußte sich wieder in eigentlich 
nicht beweisbare Phrasen flüchten. 

Wenn es einmal zu differenzierten Auseinan­
dersetzungen gekommen ist, dann waren es die 
Abgeordneten der Regierungsparteien, die hier 
eine differenzierte Stellungnahme abgegeben ha­
ben. Es war dann sofort die Opposition bei der 
Hand - ich nenne als Stichwort die dringliche 
Anfrage von gestern -, die versucht hat, mit die­
ser differenzierten Aussage neue Kronzeugen für 
das Scheitern der Regierungspolitik zu finden. 
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Um allfällige Mißverständnisse auszuräumen, 
um nicht wieder aus dem Zusammenhang geris­
sen zitiert zu werden, möchte ich klar feststellen: 
Ich glaube, daß diese Bundesregierung auch in 
der Budgetpolitik gute Arbeit geleistet hat. Ich 
glaube, daß es dieser Bundesregierung gelungen 
ist, eine durchaus schwierige Budgetsituation zu 
entdramatisieren, und daß es dieser Bundesregie­
rung gelungen ist, die Glaubwürdigkeit der öster­
reichischen Finanzpolitik international sicherzu­
stellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vleine sehr geehrten Damen und Herren! Aus 
Sicht der Regierung ist es einfach positiv. elaß bei 
der S~lllierung und bei eier Einsparung nicht un­
differenziert vorgegangen wurd~. sondern daß 
man versucht hat. dort. wo man Cberschüsse hat. 
wegzunehmen und jene Positionen zu dotieren, 
die unterversorgt sind. 

Das ist das Wesen jeder Budgetpolitik, das ist 
das Wesen einer neuen Prioritätensetzung, und 
wer das als budgetäres Täuschungsmanöver, als 
Vernebelungsaktion brandmarken will, der hat in 
Wahrheit die ganze Nullbudgetierung, die ja auch 
einmal von der FPÖ gefordert wurde, einfach 
nicht begriffen. 

Kollege Bauer hat von Budgetschönung in der 
Höhe von 30 Milliarden gesprochen. Er hat im 
Rahmen dieser Debatte Steuerentlastungen von 
20 Milliarden gefordert und hat Belastungen in 
Höhe von in etwa 10 Milliarden beklagt. 

Das bedeutet, daß die Freiheitliche Partei all 
diese Maß'nahmen natürlich nicht gesetzt hätte, 
mit dem Ergebnis, daß dann das Budgetdefizit 
130 Milliarden gewesen wäre, mit dem Ergebnis, 
daß dann die Sicherheit im Bereich der Staatsfi­
nanzen verlorengegangen wäre. (Der Prä s i -
den l übernimmt den Vorsitz.) 

Man müßte fragen: Welche Maßnahmen hätte 
die Opposition gesetzt. um die Defizite zu sen­
ken? - Hier konnte keine Antwort gegeben wer­
den. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
dem Budget 1990 ist aus meiner Sicht und aus der 
Sicht der ÖVP die erste Phase der Konsolidierung 
abgeschlossen. 

Ich glaube, es bietet sich an, am letzten Tag ein 
Resümee zu ziehen und auch zu versuchen, aus 
dieser ersten Phase Erfahrungen für die weitere 
Budgetpolitik zu gewinnen. 

Der erste Punkt, bei dem ich es für wichtig 
erachte, daß er herausgearbeitet wird, ist jener, 
daß man sich vor Einsparungen nicht zu fürchten 
braucht und daß es völlig falsch ist, wenn punktu­
elle Änderungen, die immer notwendig sind, so­
fort als Belastungen sozusagen hysterisch nahezu 
ettiketiert werden. 

Der Opposition ist es hier gelungen, kurzfristig 
- ich sage bewußt: kurzfristig - ein Belastungs­
gefühl in der Bevölkerung zu erzeugen, das durch 
die objektiven Daten nicht nachweisbar war. 

Aber mittlerweile - das ist das Wesentliche, 
und das werden wir auch der Bevölkerung deut­
lich machen - sind all diese Prognosen und Vor­
würfe zusammengebrochen wie ein Kartenhaus. 

Einige Beispiele sollen das verdeutlichen: Wir 
haben - und ich bekenne mich dazu - die Inve­
stitionsprämie abgeschafft. Kollege Bauer! Sie ha­
ben gemeint. damit sei eier Investitionsmotor ge­
stoppt. blockiert. - Das Gegenteil ist eier Ldl. 
Die Investitionstätigkeit weist Rekorct\\lerte ~HlS. 

Wir haben die Bausparprämie neuen Entwick­
lungen angepaßt. IAbg. Dkfm. Holger Ball e r: 
Gekürzt haben Sie sie!) Ihr Parteiobmann Haider 
hat das Ende der Bausparförderung gesehen, hat 
gemeint. Wohnungsneubau steht vor dem Finan­
zierungsinfarkt, anderes mehr. In Wahrheit: Wir 
haben die beste Baukonjunktur seit Jahren. In 
Wahrheit: Wir haben Rekordergebnisse im Be­
reich des Bausparens. Auch hier haben sich Ihre 
Prognosen als völlig falsch erwiesen! (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Im Familienlastenausgleich haben wir auf der 
Steuerseite höher dotiert, daher auf der Ausga­
benseite ein wenig zurückgenommen. Ergebnis: 
Sie haben ... (Abg. Dkfln. Holger Ba Cl e r: Das 
Ilennt man Nllll-Sumnzen-Spiel.') Das war nicht ein 
Null-Summen-SpieI. sondern Sie haben gesagt. 
damit werde der Familienlastenausgleich ausge­
räumt. In Wahrheit haben wir die Konjunktur 
verbessert, die Beiträge dadurch erhöht, und dann 
konnten wir mit diesen Beiträgen aus dem Fami­
lienlastenausgleichsfonds jene Maßnahmen finan­
zieren, die diese Woche beschlossen wurden. Das 
heißt, er war nicht ausgeräumt, er war nicht leer, 
sondern man konnte die notwendigen und die 
von allen begrüßten Finanzierungen vornehmen. 

Für uns sind daher diese Maßnahmen keine 
Tricks, sondern sie sind vielleicht so etwas wie die 
höhere Kunst der Budgetpolitik, nämlich Maß­
nahmen zu setzen, ohne wirklich gravierend 
wichtige Leistungen des Staates zu kürzen. 

Für uns ist das Ausdruck einer Reformpolitik, 
und wir haben jene Reformpolitik gemacht, die 
Sie immer gefordert haben, aber in dieser Debatte 
nie näher spezifizieren konnten. 

Natürlich mußten kurzfristig auch Opfer ab­
verlangt werden. Ich bekenne mich dazu, auch 
das war der Fall in meiner Staatssekretariatszeit. 
Wir mußten im Bereich der Beamten und der 
Pensionisten einmal sehr leise treten, aber wir 
können heute sagen: Dank der günstigen Wirt­
schaftsentwicklung haben wir mittlerweile dieses 
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Opfer längst wettgemacht durch sehr hohe und 
sehr günstige Nettoeinkommenszuwächse. 

Ich komme damit schon zur zweiten Schlußfol­
gerung, zum zweiten Resümee, das ich aus dieser 
ersten Sanierungsphase ziehen möchte. 

Ich glaube, wir haben Konsolidierungserfolge 
erreicht. aber es wäre völlig falsch. zu meinen, 
daß jetzt die Budgetentwicklung abgeschlossen 
ist. daß wir jetzt die Konsolidierung als beendet 
erklären können. Im Gegenteil. trotz dieser wirk­
lich gravierenden Defizitreduktionen zeigt sich. 
daß nach wie \01' die Zinsenbelastung enorm ist. 
lind würden wir den Kurs der Konsolidierung 
nicht fortsetzen. cbnn würde das bedeuten. daß 
wit' im Jahr 2000 bei 110 Milliarden Schilling 
Zinsenaufwand stünden. und das würde wieder 
bedeuten. daß es zu einem echten Crowding-out 
kommt. zu einem Crowding-out der produktiven 
Ausgaben durch die Zinsen. Das muß verhindert 
werden. und daher muß natürlich das Defizit 
auch weiter gesenkt werden. nicht zuletzt des­
halb, weil wir noch heute an den Folgen der fal­
schen Strukturpolitik der siebziger Jahre finan­
ziell leiden. (Abg. Par fl i gon i: Das ist flicht 
richlig.') Das ist richtig. Herr Kollege! 

Würden Sie einmal in das Budget hineinschau­
en und nicht nur diskutieren, ohne die U nterla­
gen zu kennen (Abg. Par n i gon i: Das ist eine 
UmersieLllll1g.'). dann würden Sie feststellen. da ß 
wir in den nächsten Jahren für die verstaatlichte 
Industrie allein per anno 5 1/2 Milliarden Schil­
ling aus dem Budget leisten müssen. 

Sie werden feststellen. daß wir für die CA-Sa­
nierung nach wie vor Mittel zur Verfügung stel­
len müssen. Sie werden feststellen, daß für den 
Bereich der Länderbank nach wie vor Millionen 
zur Verfügung gestellt werden müssen! (A.bg. 
Dkfrn. Ho/ger B a Cl er: Dort war der "Supersanie­
rer".') Das sind Maßnahmen, die wir nicht beein­
flussen können, die aber die Budgets der nächsten 
Jahre noch immer tangieren werden. Das ist das 
Problem, das nicht nur diese Regierung hat, son­
dern das jede Regierung hat, auch die kommende! 

Vorsicht ist auch geboten bei der Frage der 
Ost-Finanzierung. Natürlich müssen wir helfen, 
wir dürfen aber nicht übersehen, daß in der Ver­
gangenheit ein wenig unreflektiert und, ich würde 
sagen, ein wenig zu stark den falschen Regimen 
geholfen wurde mit dem Ergebnis, daß wir allein 
gegen Polen 40 Milliarden Schilling an Forderun­
gen haben, wo in irgendeiner Form - das meine 
ich sehr vorsichtig - wahrscheinlich eine Wert­
berichtigung notwendig werden wird. 

Resümee und Ergebnis sind: Wir müssen versu­
chen, die Strukturen weiter zu verbessern, damit 
diese Entwicklung verkraftet werden kann, und 
ich bin überzeugt, wir können sie verkraften, wir 

dürfen aber nie übersehen, daß wir hiezu eine gut 
wachsende Wirtschaft, eine solide Staatstätigkeit 
und eine solide Staatswirtschaft brauchen. Hier 
haben wir einfach kommunizierende Gefäße. 
Und nur dann, wenn es uns gelingt, die Wirt­
schaft in Schwung zu halten, werden wir über die 
Beschäftigungssituation und über die günstige 
Einnahmenentwicklung jene Einnahmen haben, 
die wir zur Absicherung der sozialen Leistungen 
benötigen. 

Zementieren wir elie falschen Strukturen. ist 
die Gefahr groß. daß der Rückfall in die Bela­
stungspolitik kommt. und dann ist auch elie \virt­
schaftliche Entwicklung in Gefahr. Damit ist elie 
Frage: ~lehr oder weniger Staat. niedrigere oder 
höhere Belastung? für diesmal positiv beantwor­
tet. aber sicher nicht auf Dauer geklärt. und nur 
dann. wenn man sich zu einer Ausgabenreform. 
zu einer Fortsetzung dieser Politik bekennt. kön­
nen wir auch den Steuerentlastungskurs weiterge­
hen. 

Daher ist für uns von der Österreichischen 
Volkspartei die Frage, wie es im Bereich des Bud­
gets weitergeht, welche Steuerpolitik wir machen. 
eine zentrale wirtschaftspolitische Frage. die für 
uns eindeutig so beantwortet wird, daß wir für ein 
ausgabenseitiges Reformkonzept eintreten. 

Wenn ich von einem ausgabenseitigen Reform­
konzept spreche, so meine ich. daß wir überprü­
fen müssen, wo die Staatsaufgaben mit weniger, 
mit geringeren Kosten und organisatorisch besser 
gelöst beziehungsweise erfüllt werden können. 
Wir müssen uns überlegen, welche wirtschaftli­
chen Risiken auf den Staat übertragen werden 
sollen und wo Eigeninitiative lind Eigenvorsorge 
zugemutet werden können. 

Wir müssen die Rolle des Staates als Unterneh­
mer in Frage stellen und hier den Einfluß des 
Staates aus unserer Sicht weiter reduzieren. Und 
dies erfordert - ich glaube, das ist vielleicht ein 
Resümee, das von allen getragen werden wird -
auch neue Formen der Budgetierung. Ich glaube, 
wir werden die Strukturen nur dann verändern, 
wenn es uns gelingt, über den tagespolitischen 
Aspekt hinauszusehen und eine längerfristige 
Perspektive ins budgetpolitische Visier zu bekom­
men. 

Ich halte daher den Übergang von der Budget­
prognose zu einem Finanzplan für eine wichtige 
und richtige Entwicklung, denn die Budgetpro­
gnosen waren gut und richtig, solange sie vom 
Beirat angestellt wurden, weil der Beirat natürlich 
hier aufgezeigt hat, was passiert, wenn nichts pas­
siert. Es ist weniger zielführend, wenn sozusagen 
die Regierung verpflichtet wird, aufzuzeigen, was 
passiert, wenn nichts passiert, und sobald die Ab­
geordneten das lesen, ist es eigentlich schon Ma­
kulatur, weil natürlich jede Regierung auf Ent-
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wicklungen reagiert und dadurch natürlich diese 
Entwicklung nicht eintritt. 

Wenn wir einen solchen Finanzplan haben, 
dann ist der Einwand, daß die konjunkturelle 
Entwicklung nicht berücksichtigt werden könnte, 
ein relativer, Kollege Nowotny, denn wir können 
in Form einer rollierenden Planung durchaus die 
notwendigen Vorkehrungen treffen. Natürlich, 
wenn sich die Konjunktur ändert, müssen sich 
auch die Parameter ändern. und das ist ja schon 
wieder ein wichtiger Denkprozeß, auch das hier 
im Hohen Haus ganz offen auszusprechen und 
nachzuweisen. 

Ich glaube, daß uns nur eine solche mittelfristi­
ge Orientierung vor einem budgetpolitischen 
Blindflug in der Zukunft bewahren kann. Dann 
sehen wir, welche Einnahmen mit welcher Maß­
nahme verbunden sind, welche Ausgaben in wel­
chem Zeitablauf eingespart werden können, und 
wir können dann auch wesentlich besser die Fol­
ge kosten von Gesetzen berücksichtigen, die jetzt 
meiner Meinung nach noch immer zuwenig be­
rücksichtigt werden. 

Der zweite Punkt. den ich anregen möchte und 
der auch im Finanzausschuß zur Diskussion 
stand, ist der, daß natürlich heute das Schulden­
management eine ganz andere Bedeutung wie am 
Beginn der siebziger Jahre hat. Damals hatte man 
47 Milliarden Finanzschulden, und da war das 
ganze Problem des Debt-Managements eines der 
internationalen Literatur, aber keines von Öster­
reich. 

Heute ist es anders: Wir müssen versuchen. hier 
sehr professionell zu arbeiten, und es muß auch 
überlegt werden, wie der Vermögensbesitzer 
Staat die Vermögenstransaktionen optimal setzen 
kann. Ich behaupte, daß derzeit niemand ganz ge­
nau weiß, was der Staat an Vermögen wirklich 
besitzt. 

Dritter Punkt: Österreich braucht meiner Mei­
nung nach so etwas wie ein Infrastruktur­
konzept 2000, ein Strukturkonzept, das die Prio­
ritäten in der Infrastruktur neu setzt. 

Angesichts der neuen Umweltprobleme, ange­
sichts der neuen Verkehrsprobleme - das ist ja 
hier öfter angesprochen worden - können wir 
nicht die Prioritäten der sechziger und siebziger 
Jahre einfach fortschreiben, sondern müssen 
neue Akzente setzen. Und hier ist es natürlich 
ganz entscheidend, daß nicht nur der Bund, son­
dern auch die anderen Gebietskörperschaften in 
diese Prioritätensetzung eingebunden werden, 
einfach deswegen,weil sich zum Beispiel gerade in 
der Gesundheitspolitik gezeigt hat, daß eben der 
"Schwanz nicht mit dem Hund" wedelt und daß 
man über den KRAZAF nicht eine große Ge­
sundheitsreform machen kann. 

Hier ist es wichtig - die Lösung fällt mir auch 
noch nicht ein -, aber wichtig wäre es, über neue 
Entscheidungsmechanismen in diesem Zusam­
menhang nachzudenken, wobei es notwendig ist, 
in die Beratungen eben alle betroffenen Körper­
schaften einzubinden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Schon zum Schluß kommend glaube ich aber, 
daß für mich und viele der Anwesenden der ei­
gentliche Höhepunkt dieser Budgetdebatte die 
Freude dieses Hauses über die Entwicklung an 
unseren Grenzen zum Osten war, die Freude, daß 
Systeme sich öffneten, die Freude. daß \tlauern 
zerbrochen sind. 

Ich glaube, daß sich Europa neu formiert, cbß 
eine ganz dynamische Entwicklung in Gang kom­
men wird, wo es für uns wiederum entscheidend 
ist, welche Position Österreich einnehmen wird. 
wo es für uns entscheidend ist, daß uns keine Po­
sition zugewiesen wird, sondern daß wir unsere 
Position selbst bestimmen. 

Dazu scheint es mir notwendig zu sein, daß wir 
unseren Kurs in der Wirtschaftspolitik fortsetzen 
und daß wir bereit sind, in der Frage der Budget­
strukturen neue Wege zu gehen und uns damit 
für die Zukunft zu wappnen. - Danke schön. 
(Beifall bei der Ö VP.i 17.19 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Abgeordnete Elfriede Kar!. Ich erteile es ihr. 

17.19 
Abgeordnete Elfriede Karl (SPÖ): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte mit einem Zitat aus der Stu­
die des Wirtschaftsforschungsinstituts zum 
Bundeshaushalt 1990 beginnen, auf die sich unter 
anderem auch die Dringliche der FPÖ vor zwei 
Tagen gestützt hat. Es heißt dort: 

,,Im Arbeitsübereinkommen der Regierungs­
parteien ist für 1990 ein Abbau des Nettodefizits 
auf 3,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes vor­
gesehen. Der Voranschlag 1990 entspricht mit ei­
nem Abgang von 63 Milliarden Schilling diesem 
Ziel." 

Das bedeutet, Herr Kollege Bauer - ich weiß 
jetzt nicht, ich habe das Regierungsübereinkom­
men nicht bei der Hand, ob darin absolute Zahlen 
stehen -, Sie wissen das wahrscheinlich genauso 
gut wie ich, daß die Relation zwischen Bruttoin­
landsprodukt und Nettoneuverschuldung ent­
scheidend ist, und diesbezüglich bestätigt auch 
das Wirtschaftsforschungsinstitut, daß dieses Ziel 
erreicht ist. 

Ich würde sagen, wenn vor zwei Tagen diese 
Studie des Wirtschaftsforschungsinstituts für Sie 
ein so unumstößliches Kredo war, daß Sie sie ei­
ner dringlichen Anfrage zugrunde gelegt haben, 
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dann müßten Sie heute für sich auch die Aussa­
gen des Wirtschaftsforschungsinstituts in diesem 
Punkt akzeptieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum zweiten. Wenn man die Entwicklung der 
Budgetdaten verfolgt und sie sich anschaut, dann 
sieht man, daß sich die Relation Nettoabgang -
Bruttoinlandsprodukt seit 1987 verbessert. Gera­
de Sie, Kollege Bauer, müßten ja wissen, daß die 
höheren Abgänge vorher nicht von ungefähr ge­
kommen sind. Sie waren ja an der Budgeterstel­
lung in elen Jahren vorher nicht ganz unbeteiligt, 
wenn ich mich richtig erinnere. (Abg. Dr. 
o f f1 e r: Dort hilllc:1l sitzt da Hallptbc:tc:iliglC:.') Ich 
W:lr zum Teil ~lUch beteiligt, cbs i"t richtig. es "it­
zen mehrere da. Aber Sie müssen cbnn :luch \\ is­
sen, elaß elie Probleme, die damals Lind auch Jahre 
vorher bestanden haben und die auch zu höheren 
Abgängen geführt haben, ja nicht zuletzt auch der 
Ausfluß einer doch längere Zeit anhaltenden und 
sehr einschneidenden internationalen krisenhaf­
ten Wirtschaftsentwicklung gewesen sind, und Sie 
müßten auch wissen - und auch das läßt sich mit 
allen Daten belegen -, daß es mit der damaligen 
Politik und auch schon mit der Politik Mitte der 
siebziger Jahre. als diese Dinge zum Teil schon 
begonnen haben, doch gelungen ist. die Folgen 
elieser Krisen in vielen Punkten, vor allem was die 
Arbeitslosigkeit betrifft, vor allem was auch die 
Preissteigerungsraten betrifft - das zeigen diese 
Zahlen ganz deutlich -, besser von den Men­
schen abzuhalten, als das in vielen anderen Län­
dern der Fall gewesen ist. Daß wir zum Beispiel 
nie einen so hohen Stand der Arbeitslosigkeit er­
reicht haben, daß wir nie eine so hohe Sockelar­
beitslosigkeit erreicht haben wie viele andere 
Länder, das. würde ich sagen, hilft uns auch heute 
noch. 

Ich glaube, man muß halt zur Kenntnis neh­
men, daß das Ziel der Politik und auch der Wirt­
schaftspolitik nicht nur sein kann, eine möglichst 
geringe Neuverschuldung, ein möglichst ausgegli­
chenes Budget zu erreichen, so wichtig das ist, das 
will ich überhaupt nicht bestreiten, sondern daß 
es auch andere Ziele geben muß. 

Ich glaube - damit möchte ich diese Einlei­
tung auch schon schließen -, daß wir uns dessen 
bewußt sein müssen, daß wir auch mit unseren 
wirtschafts- oder gerade mit unseren wirtschafts-, 
mit unseren budgetpolitischen Entscheidungen 
natürlich auch in das Schicksal von Menschen 
eingreifen, daß das keine Federstriche sind, daß 
das keine abstrakten Dinge sind, sondern daß die­
se Entscheidungen für viele Menschen vieles be­
deuten: Arbeit, Einkommen, mehr Einkommen, 
weniger Einkommen, Hilfen oder Nichthilfen 
und so weiter und so fort. 

Ich möchte deshalb auch in Erinnerung rufen 
und sagen, daß ich mich eigentlich sehr freue, daß 
wir, wenn wir jetzt den Bundeshaushalt verab-

schieden, auch Vorsorgen beschließen für eine 
Reihe von Maßnahmen, die gerade den sozial 
Schwächsten oder den Schwächeren in diesem 
Land helfen sollen. 

Ich erinnere noch einmal kurz: Es ist noch 
nicht sehr lange her, daß wir mit einer Novelle 
zum Arbeitslosenversicherungsgesetz die Unter­
stützungen für die Bezieher niedrigster Einkom­
men angehoben haben. Wir beschließen die Vor­
sorge für eine doch überdurchschnittlich starke 
Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze. Wir 
beschließen die Vorsorge für eine deutlich stärke­
re Erhöhung der Pensionen, als sich aus dem nor-
111alen Berechnungsmoclus ergeben würde. "Vir 
haben im Budget :luch die Zurücknahme eier Be­
steuerung dei' Unfallrenten drin. Wir beschließen 
die Vorsorge für die Erhöhung der Familienbei­
hilfen. wir beschließen die Vorsorge für den Zu­
schlag zur Familienbeihilfe von 200 S pro Kind 
für die Bezieher sehr niedriger Einkommen. 

Da die Familienförderung, auch Familie und 
Steuerrecht in den Debatten der letzten Tage im­
mer wieder eine Rolle gespielt haben, möchte ich 
hier ganz kurz zeigen, welch weiter Weg eigent­
lich in den siebziger und achtziger Jahren zurück­
gelegt worden ist und welch weiten Weg Sie hier 
mit uns gegangen sind: zunächst einmal im Steu­
errecht von einem Kinderfreibetrag - eingeführt 
vom damaligen Finanzminister Schmitz -, der 
bewirkt hat, daß der Steuervorteil umso größer 
war, je mehr jemand verdient hat, gegen Ihren 
Widerstand, meine Damen und Herren, zu einem 
Absetzbetrag von der Steuerschuld, der zumin­
dest gleichgeblieben ist, solange man eine ent­
sprechende Steuerschuld im Zusammenhang mit 
dem Einkommen zu zahlen hatte. 

Weiter - gegen Ihren Widerstand - die Um­
wandlung der Steuerermäßigung für Kinder, die 
Überführung in die direkte Familienbeihilfe mit 
dem Ziel, vor allem jenen zu helfen, die entweder 
wegen eines geringen Einkommens und/oder ei­
ner großen Kinderzahl Steuerbegünstigungen. 
Steuerermäßigungen nicht oder nicht voll ausnüt­
zen konnten. 

Wir sind dann, und zwar gemeinsam, mit dem 
Kinderzuschlag zum Alleinverdienerabsetzbetrag 
wieder in das Steuerrecht hineingegangen, aber 
mit einer Negativsteuer, das heißt, die, für die er 
nicht voll wirksam wird, bekommen ihn ausbe­
zahlt. 

Und wir haben schließlich jetzt, wieder gemein­
sam, diesen Zuschlag zur Familienbeihilfe für Fa­
milien beziehungsweise für Alleinerhalter be­
schlossen, die wenig verdienen, und zwar gilt die­
ser Zuschlag jetzt vom ersten Kind an. 

Das heißt, wir sind zunächst gegen Ihren Wil­
len, dann mit Ihrer Zustimmung gegangen von 
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einer Familienförderung, die die höheren Ein­
kommensgruppen bevorzugt hat, zu einer Fami­
lienförderung, die zunächst alle Leistungen auch 
den weniger Verdienenden voll zugänglich ge­
macht hat, und schließlich zu einer Familienför­
derung, die die unteren Einkommensgruppen be­
vorzugt. 

Das, meine Damen und Herren. heißt für mich, 
daß wir als sozialistische Fraktion, als diejenigen, 
die über einen weiten Teil dieser Periode die Re­
gierung gestellt haben, die diese Maßnahmen in­
itiiert haben, mit diesen Maßnahmen und mit un­
seren Argumenten recht behalten haben. 

Herr Kollege Bauer! Ich möchte in diesem Zu­
sammenhang auch auf unsere Diskussion im Fi­
nanzausschuß zu Ihrem Antrag. der unter ande­
rem auch das Familiensplitting beinhaltet, einge­
hen. Sie erinnern sich, ich habe Sie gefragt, was 
Sie daran für so sozial gerecht halten. Sie haben 
mir ja dann die Wirkung des Splittings zugege­
ben, nämlich daß damit der Steuervorteil für die 
nichtberufstätigen Familienangehörigen, also 
Ehepartner und Kinder - denn nur darauf kann 
es sich beziehen -, umso größer ist, je mehr je­
mand verdient. Und Sie haben mir sinngemäß ge­
antwortet, daß Ihnen schon bewußt ist. daß dieser 
Effekt nicht sehr sozial ist, und haben gemeint. 
man könnte ja mit Splittingfaktoren arbeiten, ha­
ben dann aber gesagt - und das war für mich das 
Interessante -. man könnte das ja auch mit einer 
Negativsteuer ausgleichen. I Abg. Dkfm. Holger 
B a Cl e r: Splittinggrenze.' ) 

Meine Damen und Herren! Das zeigt eigentlich 
schon sehr deutlich, welchen Bewußtseinswandel 
unser Weg in der Familienpolitik bewirkt hat. Ich 
möchte das sehr klar sagen, für alle, die das Split­
ting immer wieder in die Diskussion bringen, und 
das kommt ja immer wieder. Denn das. was Sie 
gemeint haben, das kann man wirklich auf einem 
einfacheren Weg machen, nämlich mit der Nega­
tivsteuer ausgleichen. Da brauche ich wirklich 
kein Splitting dazu. Splitting heißt Teilung des 
Einkommens nach der Zahl der Köpfe, für die es 
gedacht ist, Berechnung der Steuer dafür und 
dann das Addieren der Steuer. 

Natürlich bewirkt dieses Teilen der Einkom­
men bei einem progressiven Tarif, daß sich damit 
die Steuer, je höher das Einkommen ist, umso 
mehr ermäßigt. Meine Damen und Herren! Da­
mit ist die Dotierung der nichtberufstätigen Fa­
milienangehörigen zu Lasten der Allgemeinheit 
eben umso größer, je mehr jemand verdient. Ich 
möchte sehr deutlich sagen, daß wir uns dazu 
nicht verstehen können. 

Wir sind der Meinung, wenn die Familienför­
derung weiter ausgebaut wird - wir haben jetzt 
eine beträchtliche Erweiterung verabschiedet, 
aber es wird sicherlich zu weiteren Maßnahmen 

kommen müssen -, dann so, daß sie auch und 
vor allem den weniger Verdienenden zugänglich 
bleibt und zugänglich wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte schon 
zum Schluß kommen und mir gerade im Hinblick 
auf das Thema, das ich hier behandelt habe, wün­
schen, daß diese Politik der besonderen Hilfe für 
die sozial Schwachen, wie wir sie eigentlich in den 
siebziger Jahren durchgeführt haben. wie sie auch 
in den achtziger Jahren immer wieder in verschie­
denen Schritten fortgesetzt worden ist und wie 
wir sie gerade jetzt auch mit einer Reihe von 
~laßnahmen für das nächste Jahr ausgelnut ha­
ben, auch in Zukunft fortgesetzt werden kann. -
Danke. (Beifall bei der SP().) f 7.31 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Ich erteile es ihm. 

17.31 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Mei­
ne sehr verehrten Damen und Herren! Eine kurze 
Antwort - ich wurde aufgefordert - auf das, 
was hier in der Debatte gesagt worden ist. 

Zunächst zu den Ausführungen des Herrn Ab­
geordneten Bauer. Herr Abgeordneter Bauer, wir 
haben vorgestern längere Zeit damit verbracht, 
die Fragen zu klären. mit denen Sie nur kurz ein­
geleitet haben. 

Nur zur Frage der Ausgabenentwicklung. Herr 
Abgeordneter Bauer, Sie haben mir vorgerechnet, 
daß die Gesamtausgaben um 59 Milliarden, das 
sind 12,1 Prozent. gestiegen sind; das ist richtig. 
Das findet sich auch auf Seite 23 eier Beilagen. 

Ich würde nur um eines bitten, und um das er­
suche ich aus gutem Grund: Es ist in dieser Tabel­
le eine Vielzahl von Fußnoten enthalten, die ein­
fach darauf hinweisen, daß es eine Veränderung 
eier Definition der Ausgaben gegeben hat, die 
nicht ganz unbedeutend war. So sind rund 
17 Milliarden, genau sind es 17,4, an Wohnbau­
förderungsmitteln früher nicht als Ausgaben, 
sondern als Vorwegüberweisungen an die Bun­
desländer gegangen. Das heißt, das jetzige Ausga­
benvolumen ist einfach durch die Verländerung 
der Wohnbauförderung allein um 17,4 Milliarden 
höher. (Abg. Dkfm. Ho/ger B a Cl e r: Das ist ja ge­
glättet!) Nein, das ist so. Sie finden es auch in der 
Fußnote. 

Zum zweiten. Sehr geehrter Herr Abgeordne­
ter Bauer! Wir haben eine ähnliche Umstellung 
beim Katastrophenfonds, wir finden eine ähnliche 
Umstellung im Münzregal. Ich habe in der Bud­
getrede darauf hingewiesen, daß die durchschnitt­
liche Steigerung der Ausgaben in der Periode, die 
Sie unterstellt haben - und das ist die Legislatur­
periode -, 2,8 Prozent pro Jahr beträgt, daß die 
durchschnittliche Inflationsrate 2,4 Prozent be-
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tragen hat, sodaß tatsächlich eine minimale, und 
zwar die niedrigste seit vielen Jahren, eingetrete­
ne reale Steigerung der Ausgaben festzustellen 
ist. Ich glaube, das ist auch vernünftig. 

Wir haben uns von Anfang an dazu verstanden, 
eine Budgetkonsolidierung mit Augenmaß, nicht 
durch eine Schocktherapie durchzuführen. Ich 
möchte schon daran erinnern - das ist mir gera­
de von Sprechern auch Ihrer Fraktion das letzte 
yIaI gesagt worden, was ich auch wei ß -, daß es 
eine Reihe von Ermessensausgaben gibt, wo es 
noch immer kräftigen Bedarf gibt, daß wir auch 
5icherlich in den nächsten Jahren. wann immer 
das geht. reale Steigerungen deI' A.usgaben haben, 
solange wir uns das auch vernünftigerweise lei­
sten können, 

Herr Abgeordneter Bauer! Wenn es Wirt­
schaftswachstum gibt, warum sollen dann die 
Ausgaben des Bundes nicht wachsen? Warum 
wollen Sie das auf das Inflationsniveau zurück­
führen? - Das wollen wir doch alle miteinander 
nicht! Herr Abgeordneter Ofner will das ganz si­
cherlich auch nicht. (Abg. Dr. 0 f fl e r: Alle alten 
Lehren vom Alllizyklischen sind Sc/Wll ganz H·eg.') 

Zum Herrn Abgeordneten Pilz. Zur Frage der 
Primärenergieabgabe: Vieles ist auch hier gesagt 
worden. Herr Abgeordneter Pilz, es ist schon dar­
auf hinzuweisen, daß man da nicht einfach die 
Standpunkte verschiedener Parteien abheben 
kann von der ... (Abg. Dkfm. Ho/ger Ball e r: 
Antizyklische Budgelpolirik gibt es nicht mehr?) 
Herr Abgeordneter Bauer, antizyklische .,. 
(Abg. Dr. 0 f ne r: Die gibt es nur mehr als Be­
gründung, wenn ~dr kein Geld haben.') 

Herr Abgeordneter Bauer, wenn Sie den Arti­
kel des Wirtschaftsforschungsinstitutes, den Sie 
vorgestern zitiert haben, lesen, dann werden Sie 
lesen, daß dieses Budget restriktive Wirkung hat, 
eine leicht restriktive Wirkung. Herr Abgeordne­
ter Bauer, es hätte nur dann eine expansive Wir­
kung, wenn nicht nur die Inflationsrate ausgegli­
chen würde, sondern wenn die Ausgaben stärker 
steigen würden als das reale Wachstum. IAbg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Ich weiß, daß es eine neue 
Entwicklung gibt, die gerade von Sozialdemokra­
ten befürwortet wird.') 

Ich habe darauf hingewiesen, daß tatsächlich 
die reale Steigerung pro Jahr 0,4 Prozent betra­
g.en hat. Das entspricht selbst einer sehr strengen 
Uberprüfung einer antizyklischen Budgetpolitik, 
auch wenn ich einmal herausnehme, daß das Jahr 
1987 noch nicht als Jahr der Hochkonjunktur be­
zeichnet werden kann und daß das Jahr 1988 sich 
in der zweiten Hälfte sehr erfreulich zu entwik­
kein begonnen hat, daß bei der Budgeterstellung 
des Jahres 1988 das noch nicht so absehbar war. 

Daher, Herr Abgeordneter Bauer, auch die 
hohe Budgetdisziplin, daher auch die Raten der 
Defizite niedriger, als sie ursprünglich angesagt 
waren. Es ist ja eine vernünftige Sache gewesen, 
daß wir da reagiert haben und daß wir damit ei­
nen Schritt der Budgetkonsolidierung voraus sind 
und nicht nachhinken. Glücklicherweise ist das 
gegangen. Es hat uns sicherlich die Konjunktur 
dabei geholfen, nur war diese Konjunktur nicht 
zuletzt auch unterstützt - und zwar kräftig un­
terstützt - durch die Politik der Steuerreform 
und durch die wirtschaftspolitischen Grundsätze. 
(Beljall bei der SPÖ.I 

Aber nun zu den Ausführungen cle5 Abgeord­
neten Pilz. Herr Abgeordneter Pilz! Wenn Sie die 
Haltung der deutschen Sozialdemokraten mit der 
der österreichischen vergleichen, dann muß ich 
sagen: Das können Sie natürlich tun, nur gehen 
Sie dort von einem ganz anderen Niveau aus. 
Schauen Sie sich an, wie hoch dort die Mehrwert­
steuer auf Energie ist, schauen Sie sich an, wo 
etwa die Mineralölsteuer liegt! Ich muß sagen, die 
Bundesrepublik Deutschland hat einen relativ 
weiten Weg zu gehen, wenn sie unser Niveau der 
Belastung von Primärenergie überhaupt errei­
chen möchte, das wir hier in Österreich haben, 
Das zum ersten. 

Das heißt, ich kann nicht eine Forderung ein­
fach international vergleichen, ohne konkret zu 
sagen, wie denn dort die Verhältnisse ausschauen, 
wie denn dort die Steuerstruktur ausschaut. -
Das ist eben eine andere. 

Herr Abgeordneter Pilz! Eines sollten Sie tat­
sächlich nicht vergessen: Sie sagen' hier, man kön­
ne ja darüber reden, daß man zunächst einmal 
eine Steuer einführt, nämlich eine Primärenergie­
abgabe. Ich habe mich ja nie dagegen gewandt, 
sondern nur gegen den Glauben, daß man durch 
eine massive Einführung einer Primärenergieab­
gabe Lenkungserfordernissen Rechnung tragen 
kann, aber sonst keinen Schaden anrichtet. 

Zum Beispiel bei den Einkommensbeziehern. 
Jetzt nehmen wir einmal Ihr Beispiel. Sie sagen, 
jetzt führen wir einmal massiv eine Lenkungsab­
gabe auf Primärenergie ein. - Das bedeutet, daß 
wir negative Einkommenseffekte haben werden 
gerade bei denen, die ein sehr geringes Einkom­
men haben. Dann machen wir eines - sehr ver­
ehrter Herr Kollege Pilz, das haben Sie hier etwa 
gemeint, ich will es Ihnen zunächst einmal unter­
stellen, und das ist keine bösartige Unterstellung 
-: Wir gleichen ihren Einkommensverlust sofort 
wieder aus, damit sie sich genau die Energiemen­
ge kaufen können, die wir ihnen vorher verteuert 
haben. Und dann haben wir einen ungeheuren 
Lenkungseffekt erzielt. 

Oder wir machen es so: Weil wir wissen, daß 
die eine oder andere Industrie in Schwierigkeiten 
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kommt, helfen wir dieser Industrie, gleichen das 
aus, damit sie sich die teurer gewordene Energie 
wieder kaufen kann. - Herr Abgeordneter Pilz, 
wir haben einen "ungeheuren" Lenkungseffekt 
erzielt! 

Das heißt, wir sollten uns doch auf den Boden 
... (Zwischenruf des Abg. Dr. Pi I z.) Herr Abge­
ordneter Pilz, ich würde Sie gerne ganz kurz auf 
den Boden der Nationalökonomie zurückführen, 
würde Sie ganz gerne zurückführen von der Pro­
paganda der Primärenergieabgabe als Lenkungs­
abgabe. wo 50. 60. 70 Milliarden - das spielt ja 
überhaupt keine Rolle - einfach so in elen Raum 
gestellt werden. Auch wenn es -1-5 sind und auch 
wenn es von unserem Koalitionspartner kommt 
oder von einigen Kollegen in der Österreichi­
schen Volkspartei, wird es nicht viel glaubwürdi­
ger. 

Herr Abgeordneter Pilz, das ist ein so tiefer 
Eingriff, der in Wirklichkeit planwirtschaftlicher 
Gegenmaßnahmen bedarf. um nur ein Minimum 
dessen herauszuholen, was man tatsächlich ein­
setzen möchte. 

Daher würde ich wirklich ersuchen, sich einmal 
die Felder der Umweltpolitik genauer anzuschau­
en. Diskutieren wir über eine moderierte Form 
der Primärenergieabgabe mit moderaten Len­
kungseffekten. überlegen wir uns aber gleichzei­
tig, wie wir vielleicht Spareffekte in der Energie­
wirtschaft ohne Steuer - es gibt ja auch andere 
Instrumente - anreizen könnten! 

Was könnte man da machen? - Da gibt es ei­
nen Tarif. da gibt es die Möglichkeiten. auf Inve­
stitionen Einfluß zu nehmen, und, und, und. 
Warum denn nur ein Instrument?! Reden wir von 
der Abwasserabgabe, warum denn nicht. aber wir 
müssen sie technisch gut vorbereiten. Der Volun­
tarismus hat uns da noch nie geholfen. 

Reden wir von der Frage der Belastung durch 
Düngemittel! - Ja, natürlich tun wir das. Aber 
auch da sollten wir sichern, daß es einen Len­
kungseffekt wirklich gibt. 

Kehren wir zurück zu einer seriösen Diskus­
sion! Für eine solche werden Sie mich immer fin­
den. Sie wissen auch: Wir haben ja deshalb eine 
Arbeitsgruppe im Finanzministerium eingerich­
tet, um das in aller Ruhe, und zwar nicht in einer 
parteipolitischen Diskussion, sondern in einer 
sachlich geführten Diskussion zu besprechen. 

Zur Frage Verkehr. Sehr geehrter Abgeordne­
ter Pilz! An sich ist die Verkehrsdebatte heute 
bereits gewesen, aber ich bin gerne bereit, Ihnen 
zu sagen, was hier gestern besprochen worden ist: 
nicht ein Projekt von 150 Millionen Schilling! Ich 
glaube, mit einem Projekt von 150 Millionen 
Schilling können wir nicht einmal einen Teil jener 

Investitionen finanzieren, die in Österreich not­
wendig sind, um das sichern zu können, was wir 
sichern wollen, nämlich den hohen Anteil des 
Gütertransits auf der Schiene zu halten, und zwar 
auch in Zukunft, wenn sich die Wirtschaftsbezie­
hungen zwischen Österreich und unseren östli­
chen Nachbarländern normalisieren. Heute ha­
ben wir einen vernünftig hohen Anteil am Güter­
transit auf der Schiene. Wenn wir das sichern 
wollen, brauchen wir wesentlich mehr als 
150 Millionen Schilling - und sicherlich auch in 
der Tschechoslowakei. in Ungarn oder auch in 
Polen wesentlich höhere Investitionen; zweistelli­
ge i'vlilliardenbeträge sind wahrscheinlich die Cn­
tergrenze. Das werden wir aber nicht allein kön­
nen, sondern wir werden mithelfen. Da hätte zum 
Beispiel eine Europäische Entwicklungsbank ein 
sehr vernünftiges Betätigungsfeld. 

Ich bekenne mich voll zu dieser Zielsetzung, 
aber, Herr Abgeordneter Pilz, Sie sollten folgen­
des nicht machen: Sie haben nämlich davon ge­
sprochen, daß wir natürlich jetzt mit dem Schwall 
von Menschen, zum ersten Mal seit vielen Jahren 
den Duft der Freiheit wieder riechen können, die 
hierherkommen und sozusagen mit dazu beitra­
gen, daß das vorweihnachtliche Verkehrschaos 
noch größer wird, Menschenmassen bei uns ha­
ben. 

Herr Abgeordneter Pilz, Si~. sagen, die., verstin­
ken" alles mit ihren Autos. Uberlegen Sie doch: 
Sie tragen so zur Diskriminierung bei. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. - Abg. Dr. Pi t z: Das ist ja llf1ge­
heuerlich!) Herr Abgeordneter Pilz, Benzin -
auch nicht aus diesen Ländern - hat noch nie gut 
gerochen. Aber jetzt gibt es eben e'ine ganz beson­
dere Situation. Herr Abgeordneter Pilz. jetzt sind 
Sie einmal sozusagen ein bißchen erwischt wor­
den. (Abg. Dr. Pi I z: Sie wissen selber ganz genau, 
daß das eine ungeheure Frechheit ist, was Sie da 
sagen! So geht das nicht!) 

Herr Abgeordneter Pilz, viel eher sollten Sie 
sich doch überlegen ... (Abg. Dr. Pi l z spricht 
mit einem Klubkollegen.) Herr Abgeordneter Pilz, 
bei mir sagen Sie, ich habe Schwierigkeiten beim 
Zuhören, wenn ich gleichzeitig Unterlagen lese, 
aber Sie haben offensichtlich auch Schwierigkei­
ten mit dem Zuhören. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) Wir sollten uns eher überlegen, Herr Ab­
geordneter Pilz, warum die Bürger der tSSR, 
warum die Bürger Ungarns, warum die Bürger 
Polens mit ihren Individualverkehrsmitteln zu 
uns kommen. 

Herr Abgeordneter Pilz, wenn wir uns das 
überlegen, müssen wir uns sagen - und das ist 
ausschlaggebend -: Diese Leute werden große 
Schwierigkeiten haben, überhaupt Devisen aufzu­
bringen, um öffentliche Verkehrsmittel benützen 
zu können. Das heißt, es wird sehr vernünftig 
sein, wenn wir uns jetzt schon überlegen, ob wir 
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nicht die Möglichkeit geben könnten - zumin­
dest für eine Ubergangszeit -, daß diese Tarife in 
nationaler Währung entrichtet, auch hier abge­
rechnet werden und dann für österreichische Un­
ternehmen zur Verfügung stehen, etwa zur Fi­
nanzierung von lokalen Anteilen bei Investitio­
nen in diesen Ländern. Das wäre ein sehr konkre­
ter und auch ein sehr vernünftiger Vorschlag, den 
ich in diesem Zusammenhang gestern in der Re­
gierungssitzung vorgebracht habe. 

Herr Abgeordneter Pilz, weil Sie so ungeheuer 
empfindlich reagiert haben: Ihre Empfindlichkeit 
möchte ich nicht jenen Kollegen wünschen, die 
sonst immer von Ihnen angegriffen werden. Sie 
haben offensichtlich bessere Geber- als '\ehmer­
qu~lIiülten. (Beifall bei SPÖ. Ö VP und FPÖ.) 

Herr Abgeordneter Ditz hat auf den sehr for­
mellen Charakter der Budgetvorschau hingewie­
sen. Ich habe im Ausschuß, auch vorgestern hier 
im Hohen Haus gesagt, daß ich von der wirt­
schaftspolitischen Seite her gesehen tatsächlich 
nicht zufrieden bin, was die Aussagekraft dieser 
Vorschau anlangt. Ich halte es wirklich für ver­
nünftig, die Diskussion in Richtung Finanzplan 
weiterzuführen. Ich glaube, diesbezüglich könn­
ten wir eine ganz wesentliche Verbesserung erzie­
len. 

Nur eine Anmerkung, Herr Abgeordneter Ditz: 
Ich bin einverstanden damit, daß wir uns jene 
Länder sehr genau ansehen sollten, denen wir Ga­
rantien geben, denen wir begünstigte Kredite ge­
ben. Herr Abgeordneter Ditz, ich nehme an, daß 
wir da keine Schwierigkeiten haben bei Ländern, 
die uns nicht so besonders "passen", die in der 
letzten Zeit Veränderungen erleiden mußten, die 
uns gar nicht gefallen, so zum Beispiel China. 
Dort müssen wir in unserer Politik sehr deutlich 
zum Ausdruck bringen, daß uns das nicht gefällt. 
Und ich hoffe, das einigt uns in dieser Debatte. -
Ich danke. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.J 17..+6 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Pilz. Ich erteile es ihm. - Herr Ab­
geordneter, es stehen Ihnen noch 9 Minuten Re­
dezeit zur Verfügung. (Ruf bei der ÖVP: 9 Mi­
nuten zuviel! Abg. Dr. Fr i sc hell -
sc h lag e r: Man kann auch in 9 Minuten viel 
Blödsinn reden!) 

17..16 
Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Herr Bundes­

minister, so geht es sicherlich nicht! (Ironische 
Heiterkeit bei Abgeordneten von SPÖ und ÖVP.J 
Sie wollten hier den Beweis antreten, daß Sie 
gleichzeitig eine Budgetdebatte verfolgen und 
Akten erledigen können: Sie haben aber den 
überzeugenden Beweis dafür geführt, daß Sie das 
eben nicht können! Ich würde Ihnen empfehlen, 
in Zukunft dieser Debatte wirklich sauber und 
seriös zu folgen, denn offensichtlich sind Sie nur 

in der Lage. entweder das eine oder das andere zu 
tun. 

Zweitens: Ich habe selten einen Minister gese­
hen, der bei seiner Antwort in einer Budgetdebat­
te derart aus der Rolle gefallen ist, die Nerven 
verloren hat wie dieser Finanzminister. (Z .. vi­
schenruf bei der SPÖ.) 

Wenn Sie, Herr Minister, zugehört hätten, 
wenn Sie Ihre Ohren aufgemacht hätten. dann 
hätten Sie zum ersten verstanden, daß ich Sie 
nicht gefrJgt habe nach den Gesamtkosten der 
Reform des osteuropäischen Eisenbahnwesens -
\venn Sie einigermaßen zugehört h:-i.tten. h~1tten 

Sie dJS verstehen mLIssen, sondern ich hZibe Sie 
etwas gJnz anderes gefragt. (Abg. Dr. Fr i­
sc hell sc h lag e r: Er ~drd doch flicht zuhören 
bei diesem Gescln-vafel VOll Ihnen.') Ich habe Sie 
gefragt, ob im Ministerrat die Frage des Perso­
nentaktverkehrs bei den Verbindungsstrecken in 
die Tschechoslowakei zur Sprache gekommen ist 
und ob hiefür 150 Millionen Schilling fehlen. Das 
ist der Punkt. Sie waren aber nicht bereit, darauf 
einzugehen. IAbg. Dr. Fis c her: Diesem dllln­
men Gerede soll man nicht zuhören.') Herr Kolle­
ge Fischer, seien Sie so lieb und lassen Sie meine 
Wade los! Sie verbeißen sich seit Monaten darin, 
aber - das ist nicht die feine parlamentarische 
Art. IAbg. Dr. Fis ehe r: So gehl es nicht. Herr 
Pilz.' Nein. Herr Pilz. so geht es nicht!) 

Wenn Sie mir zugehört hätten, verehrter Herr 
Finanzminister. dann hätten Sie auch gehört. daß 
ich darauf hingewiesen habe, daß gerade der 
"Duft der Freiheit" von immer mehr Menschen 
in dieser Stadt und in diesem Land mit dem Duft 
von Trabant und Ikarus-Bussen verwechselt wird. 
Und das ist der Punkt, daß ich davor warne und 
daß ich hoffe. daß den Bürgern der Tschechoslo­
wakei und Ungarns von Österreich Verkehrsan­
gebote gemacht werden - gerade von Ihnen und 
vom Verkehrsminister -, die sie nicht dazu zwin­
gen. in derartigen PKWs nach Wien zu kommen 
I Beifall bei den Grünen), die einen Schadstoffaus­
stoß zwischen dem 8- bis lSfachen der östen'ei­
chisehen PKWs haben. (Bundesminister Dkfm. 
L ac i n a: Da haben Sie mir nicht zugehört.') Ich 
habe Sie gefragt, ob Sie bereit sind, die notwendi­
gen finanziellen Mittel hiefür zur Verfügung zu 
stellen. (Abg. Dr. Fis ehe r: Das ist die "geschei­
[este" Frage des Tages.') Sie haben hier aber alles 
auf den Kopf gestellt und dann noch erklärt: Na, 
wenn ich mir überlege, was Pilz gesagt haben 
könnte, so könnte er folgendes gesagt haben, und 
ich halte ihm folgendes entgegen, et cetera. -
Das ist ein Stil, der zumindest bisher bei Ihnen 
nicht üblich war. Aber vielleicht haben Sie eine 
Anleihe bei Ihrem Klubobmann genommen. So 
sind Sie wenigstens in dieser Hinsicht vielleicht 
ein gelehriger Schüler. (Abg. Dr. Fis c her: 
Nicht einmal die Grünen klatschen zu so einem 
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Geschwafel.') Ich rufe Ihnen zum letzten Mal zu: 
Weg von meiner Wade! 

Zum letzten und Grundsätzlichen: Die Frage 
der Empfindlichkeit stellt sich natürlich unter­
schiedlich. (Abg. Dr. Fis ehe r: Kinder hört zu.' 
Eine "große" Rede wird gehalten.') Wissen Sie: In 
einer Fraktion, in einer Partei, die nie in Fälle 
von Korruption, von Waffenschieberei und so 
weiter und so fort verwickelt war, kann man sich 
mit gutem Recht gegen jede Art von Unterstel­
lungen wehren, Unterstellungen, die schlechten 
politischen Stil und so weiter beh~upten. Sie. 
Herr Kollege Fischer. haben guten Grund, die 
~erven zu ~erlieren fAbg. Dr. Fis c h c r: So hc/­
rCIl Sic mir H'icder sllchen.' J, ~Is Klubobmann einer 
"Fraktion. die sich immer wieder hierhersteIlen 
muß - wie zum Beispiel gestern abend - und 
etwa das" lOO-Millionen-Ding" verteidigen muß. 
diesen unverschämten Griff in die Taschen der 
österreichischen Steuerzahler! (Abg. 
Sc h i e der: In die Taschen Ihres "Arma­
ni"-Leiberls.' - Abg. Dr. Fis ehe r: Bei "Nacht 
und Nebel"!) 

Sie wissen es ja, wie Sie Ihre Nacht-und-Nebel­
Aktionen anlegen, und Sie wissen, warum Sie re­
gelmäßig bei der Rechtfertigung dieser Aktionen 
die Nerven verlieren. (Abg. Dr. Fis c It er: Umer 
dem Schwz der Staatspolizei ist das geschehen.') 

Wissen Sie, Herr Kollege Fischer: Ein ehemali­
ges .,Blauhemd" wie Sie (Abg. Sc h i e der: Sie 
haben ein .,Armani"-Leiberl an und kein "Blall­
hemd".'), der einmal mit dem Kinderfreunde-Lied 
zur Reform der ganzen Welt ausgezogen ist, heu­
te aber einen Korruptionsfall nach dem anderen 
decken muß, einen Fall von Waffenschieberei 
nach dem anderen decken muß, der hat sicherlich 
nicht das Recht, das Wort "politische Moral" in 
den Mund zu nehmen. (Zwischenrufe bei der 
SPÖ.J 

Ich empfehle Ihnen, Herr Finanzminister, das 
nächste Mal, wenn wir hier über das Budget de­
battieren und auch über - meiner Meinung nach 
wirklich sehr ernsthafte und konkrete - Fragen 
wie etwa (Abg. Dr. Fis ehe r: So gehl es niche!): 
Wie lösen wir die Frage des Personentaktverkehrs 
in Richtung Tschechoslowakei? Wie lösen wir die 
Frage des osteuropäischen Energiesystems? Wie 
gehen wir um mit der Primärenergieabgabe? , dis­
kutieren, erstens einmal die Ohren aufzumachen 
und zweitens seriöse und dieses Hauses würdige 
Antworten zu geben. (Beifall bei den Grünen. -
Abg. Dr. Graf f - zum Abg. Dr. Fischer -: Und 
den haben Sie aufgepäppeLt! - Abg. Dr. 
Fis ehe r: Das stimmt ja nicht.') 17.53 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dr. Steidl. Ich erteile es ihm. 

17.53 

Abgeordneter Dr. Steidl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich habe vor, 
meine Damen und Herren, Ihnen ein doppeltes 
Weihnachtsgeschenk zu machen: erstens, daß ich 
kürzer rede als mir Zeit zugemessen ist, und zwei­
tens, daß ich es jetzt Ihnen und mir erspare, auf 
die unqualifizierten Ausführunge.~ des HerEn Dr. 
Pilz einzugehen. (Beifall bei 0 VP, SPO und 
FPÖ.J 

Beim Abgabenänderungsgesetz haben wir uns 
auch mit der wichtigen Frage eier Liebhaberei be­
schJfti~Tt. Bevor Sie-jetzt ~l~f schlechte Gecbnken 
koml11~n: .,Liebhaberei·· natürlich im steuerli­
chen Sinne, das bedeutet jene Betätigungen. die 
auf Dauer keinen Gewinn erwarten lassen. Das ist 
heute im Steuerrecht eine sehr umstrittene Frage, 
es hängen eine Menge Rechtsmittel an, und es 
herrscht große Rechtsunsicherheit. 

Deshalb hat der Herr Finanzminister angekün­
digt, hiezu eine Verordnung zu erlassen. Wir sind 
im Finanzausschuß übereingekommen, eine Ver­
ordnung eies Inhaltes zu erwarten, daß genau prä­
zisiert wird, was "Liebhaberei" in ihren einzelnen 
Erscheinungsformen ist. (Abg. Dr. F.{ sc her: 
Mir gehl der Pilz ab.' - Ruf bei der OVP: Mir 
nicht.' ) 

Als Punkt 1 die typische Liebhaberei in Form 
von Jagden und Yachten etwa und so weiter, wo 
bereits bei Beginn der Ausübung dieser Tätigkeit 
die Beweislast beim Steuerpflichtigen liegt. Er hat 
zu beweisen, daß das keine Liebhaberei ist. 

Es gibt zweitens eine Aufstellung, was auf kei­
nen Fall Liebhaberei ist, und wir haben den drit­
ten Bereich, wo man dann streiten kann: Ist es 
Liebhaberei oder nicht? Das allerdings erst nach 
einigen Jahren. wo man sieht, wie sich die Dinge 
entwickeln. Dann soll dem Steuerpflichtigen un­
ter Umständen ein Wahlrecht eingeräumt wer­
den: Entweder er wird in Zukunft Gewinne ma­
chen oder aber sein Betrieb wird als "liebhabe­
rei" behandelt. Das allerdings erst ab der Ent­
scheidung durch die Finanzbehörde, nicht rück­
wirkend, was ganz entscheidend ist, denn jetzt ha­
ben wir ja die Liebhaberei-Feststellungen 
rückwirkend, was oft zu ungeheuren Auswirkun­
gen führt. Denken wir daran, daß bei Liebhaberei 
kein Vorsteuerabzug möglich ist, daß kein Ver­
lustausgleich möglich ist und so weiter! 

Wir sind dank der Kooperation auch der Beam­
tenschaft hier auf einem guten Weg, und ich bitte 
Sie, Herr Minister, dafür zu sorgen, daß wir im 
Sinne des Beschlusses des Finanzausschusses die­
se Liebhaberei-Verordnung vielleicht schon am 
Beginn des nächsten Jahres haben, um diese 
Rechtsunsicherheit zu beseitigen. 
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Seit zehn Jahren rede ich am letzten Tag der 
Budgetdebatte unter Zeitdruck, bei nicht mehr 
vollster Konzentration über den Finanzausgleich. 
Das Ergebnis war natürlich, wie man sieht, sehr 
unbefriedigend. Ich habe deshalb eine Bitte: Wir 
sind in der Frage des Finanzausgleiches in der 
Funktion eines Staatsnotars. Wir haben beim Fi­
nanzausgleich selbst mehr oder weniger nichts zu 
bestimmen, sonelern nur zu unterschreiben. Die 
Finanzausgleichspartner handeln in einem langen 
Prozeß e1ie ihnen - so glauben sie jeweils - im 
einzelnen zustehenden Anteile aus. Und wir ha­
ben fast keine \löglichkeit. da einzugreifen, denn 
wehe. \\.ir würden das uns vorgelegte FinJnzaus­
gleichspaktum :lnclern: Wir könnten uns dann 
wahrscheinlich aussuchen. von wem wir geschla­
gen werden wollen: vom Finanzminister. von elen 
Landesfinanzreferenten oder von den Bürgermei­
stern. Deshalb haben wir das Paktum in der Re­
gel, so wie es uns vorgelegt wurde. übernommen. 
Allerdings müssen wir uns darüber im klaren 
sein. daß wir damit auch Ungerechtigkeiten besie­
gelt haben, denn es ist uns allen klar, daß die fi­
nanzschwachen Gemeinden im Finanzausgleich 
benachteiligt sind. (Beifall bei ÖVP lind SPÖ 50-

~vie Beifall des Abg. Schönhart.) 

Die Länder, der Bund, auch die Städte können 
sich helfen, denn die Finanzausgleichsverhand­
lungen spielen sich interessanterweise fast immer 
nur im vertikalen. nicht im horizontalen Bereich 
ab. wo es Spannungen in der Finanzkraft von 
1 : 5 gibt. Diesbezüglich müßten wir uns einmal 
etwas einfallen lassen. Es wird wahrscheinlich 
nicht genügen, elen bestehenden Finanzausgleich 
einfach zu adaptieren. Wir könnten wohl etwa 
eine Erleichterung schaffen durch Änderung des 
Finanzkraftschlüssels. durch eine neue Defini­
tion, aber das sind keine gravierenden Änderun­
gen. 

Lassen wir uns etwas einfallen, damit wir diese 
finanzschwachen Gemeinden nicht mehr länger 
mit den knappen Mitteln arbeiten lassen, sondern 
daß wir ihnen das geben, worauf sie an sich An­
spruch haben, nämlich zur Bewältigung der Auf­
gaben, die ihnen aufgrund der Kompetenz zu­
kommen, auch die entsprechenden Mittel zu ge­
ben! Ich glaube, ein schöneres Weihnachtsge­
schenk könnten wir den finanzschwachen Ge­
meinden nicht machen. (Beifall bei ÖVP. SPÖ 
und FPÖ.) 17.58 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer 
gemeldet. Es stehen Ihnen 3 Minuten hiefür zur 
Verfügung, Herr Abgeordneter. 

17.58 
Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): Ho­

hes Haus! Der Herr Finanzminister und meine 
Wenigkeit waren uns darüber einig, daß die Ge­
samtausgaben in der nun zu Ende gehenden Le-

gislaturperiode - inklusive der Finanzschuldzin­
sen - um 59 Milliarden Schilling steigen werden; 
das sind 12,1 Prozent. 

Der Herr Bundesminister meinte aber, man 
müsse dabei berücksichtigen. daß eine Umstel­
lung bei der Bruttoverrechnung der Wohnbauför­
derung, des Katastrophenfonds und des Münzre­
gals nicht berücksichtigt sei. - Dies ist unrichtig, 
Herr Bundesminister. Ich berichtige das hiemit 
und belege es wie folgt - ich habe diese Zahlen 
aus eier "Amtsübersichf' Ihres Ressorts. aus der 
Übersicht 9. und hier heißt es unter Darstellung 
der Ausgaben und des Nettoabgangs der jah­
re 1986 bis 1990 -: 

.. Bei Angleichung eier Jahre 1986 lind 1987 :111 

die geänderte Rechtslage: 1." Und dann steht bei 
1: "Umstellung auf Bruttoverrechnung bei 
Wohnbauförderung, Katastrophenfonds lind 
Münzregal." 

Das heißt also, das ist in dieser Zahl berück­
sichtigt und daher geglättet. (Abg. 5 c Iz i e der: 
Nein.') Natürlich! Herr Kollege Schieder, seien Sie 
mir nicht böse: Ich schätze Sie sehr. aber ich glau­
be, da wissen Sie wirklich nicht, wovon Sie da 
jetzt reden! IAbg. 5 chi e der: Das ist ein sprach­
liches Problem.') 

Das heißt also, diese Zahl ist bereits geglättet; 
die ungeglättete Zahl wäre eine höhere. Meine 
Darstellung ist daher richtig. daß eben diese Stei­
gerung die vom Herrn Bundesminister genannte 
Veränderung technischer und haushaltsrechtli­
cher Natur bereits mitberücksichtigt. (Beifall bei 
der FPÖ.) 18.()() 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
Herrn Abgeordneten Dr. Johann Bauer das Wort. 

18.UO .. 
Abgeordneter Dr. Johann Bauer (SPO): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Wir alle verfolgen 
mit großer Anteilnahme und auch mit großer 
Freude die Vorgänge, die sich in den Nachbar­
staaten abspielen. Wir nehmen deshalb so daran 
teil, weil wir über Jahrzehnte den Wunsch gehabt 
haben, eine friedliche Grenze zu haben und in 
einer vernünftigen Form kooperieren zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
sage das deshalb, weil ich als Grenzlandabgeord­
neter schon immer um erträgliche Beziehungen 
bemüht war. Die Region Hollabrunn ist die einzi­
ge Region dieser Republik, die ein Regionalab­
kommen mit dem Nachbarbezirk Znaim hat. Und 
ich sage das auch deshalb, weil ich als Sozialde­
mokrat mit großer Freude mitverfolgen kann, 
daß die Demokratie die einzige Staatsform ist, die 
wirklich Bestand hat. Die Völker holen sich sozu­
sagen ihre Freiheit zurück. Das sage ich deshalb, 
weil wir Sozialdemokraten selbst in der finster-
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sten Zeit unserer eigenen Geschichte den Weg 
der Demokratie nicht verlassen haben; daher 
auch unsere besondere Anteilnahme an diesen 
Vorgängen. (Beifall bei der SPÖ.J 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
schon eigenartig, wenn manche Abgeordnete so 
tun, als wären sie die einzigen, die einigermaßen 
erkennen, welche Aufgabensteilung sich da auf­
tut. Wir wissen - ich habe das im November be­
reits in Presseaussendungen mit Bundesminister 
Streicher diskutiert -, daß wir zum Beispiel das 
auf uns zukommende Verkehrsproblem selbst­
verständlich gemeinsam bewältigen müssen, und 
hier bedeutet gemeinsames Be\vältigen primär, 
den Verkehr auf die Schiene zu verlagern. Das ist 
natürlich ein Aspekt. den wir hier diskutieren und 
sehen müssen. Andererseits ist es natürlich so -
auch Bundesminister Lacina hat das gesagt -, 
daß hier vier oder fünf Personen in einem Auto 
fahren und diese Reise daher wesentlich billiger 
ist, als wenn man öffentliche Verkehrsmittel be­
nützte. Man muß halt auch diese Freude über die 
Freiheit verstehen. Ich glaube, daß Bundesmini­
ster Lacina hier wirklich das richtige Maß getrof­
fen hat. Wir sollen uns nicht darauf reduzieren, 
daß wir die unangenehmen Begleiterscheinungen 
hochstilisieren. 

Aber nun zum zweiten, zur Wirtschaft. Wir, die 
jahrzehntelang im Grenzland Nachteile in der 
Wirtschaft gehabt haben, hoffen heute, daß wir 
aus der Grenzlage heraustreten und gemeinsam 
zu einem neuen Wirtschaften im Grenzland kom­
men und damit die Nachteile der Randlage besei­
tigt sind. Das ist die eine Seite, über die wir uns 
alle gemeinsam freuen. 

Die andere Seite ist natürlich, daß das alles un­
mittelbar und kurzfristig nicht nur Vorteile brin­
gen wird, sondern selbstverständlich auch mit Be­
gleiterscheinungen auf dem Arbeitsmarkt, bei der 
Konkurrenz verbunden ist. Da möchte ich schon 
einmal sagen oder anmelden, daß daraus, daß wir 
die Förderung des Grenzlandes so lange betrie­
ben haben, nicht der Schluß gezogen werden darf, 
daß wir diese Grenzlandhilfe jetzt nicht mehr 
brauchen. Im Gegenteil. Ich meine, daß einer der 
Vorteile der Grenzregionen darin bestanden hat, 
daß die Lohnkosten niedrig waren und daher Be­
triebe manchmal in Grenznähe umgesiedelt sind, 
nämlich die Niedriglohnbetriebe, um diese Vor­
teile zu lukrieren. Jetzt besteht selbstverständlich 
die Gefahr, daß diese Niedriglohnbetriebe, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, weiterwandern 
könnten. Das heißt, daß der Wettbewerbsvorteil 
nun von unseren Nachbarn genutzt werden könn­
te, was kurzfristig sogar zu einer Verschlechte­
rung führen würde. (Abg. Dr. G r a f f: Warten Sie 
es ab.') Das heißt, daß wir trachten müssen, wert­
schöpfungsintensivere Produktionen in diese Re­
gion zu bekommen. Wir brauchen die Förderung 

in diesem Raum in Zukunft für diese innovatori­
schen Prozesse. (Abg. Dr. G r a f f: Man soll 
schauen, daß man von der Förderung wegkommt. 
wenn es geht!) 

Dies wird aber ganz ohne Förderungen nicht 
möglich sein. Ich teile grundsätzlich Ihre Auffas­
sung. Aber ich habe aufgrund meiner - ich 
möchte fast sagen: jahrzehntelangen - Erfah­
rung eines festgestellt: In fast allen Klein- und 
Mittelbetrieben besteht ein Engpaß in eier Mana­
gementkapazität und im Organisatorischen. Un­
ser Problem, wenn die mit uns reden, ist. daß sie 
deshalb wenig Ansprechspartner haben. weil wir 
selbst in elen Klein- und t\littelbetrieben eben 
nicht genügend ~v1anagementkapazität haben. Das 
heißt. es gibt ein hervorragendes Know-how lind 
ein hervorragendes Wissen, wie man es macht, 
aber man ist auf seinen Betrieb konzentriert und 
nicht in der Lage, dieses Know-how, diese Mana­
gementkapazität auch anderen zur Verfügung zu 
stellen. Das bedeutet, daß wir zwar den Vorteil 
haben. daß genau dieser Bedarf gegeben ist, daß 
wir aber den Nachteil haben, daß wir selbst Eng­
pässe in Österreich haben. (Präsident Dr. Marga 
H Li bin e k übernimmt den Vorsitz.) 

Das ist, meine ich, ein Problem, das wir auch 
erkennen müssen und das wir durch gezielte För­
derungsmaßnahmen - ich bleibe dabei, sie lassen 
sich nicht vermeiden - ausgleichen müssen. zu­
mindest temporär. Längerfristig erwarten wir uns 
wichtige Impulse. Wir meinen, daß dieses Zusam­
menwachsen Europas längerfristig eine große 
und gemeinsame Aufgabe ist. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
zur Steuer, zum Kapitel Finanzen. Es wurde 
schon viel Gutes über die Steuerreform gesagt, 
über ihre Auswirkungen, darüber, wer profitiert. 
Ich möchte an die Abgeordneten nun einen ande­
ren Appell richten: Die Vorteile und der große 
Nutzen dieser Steuerreform sollen nicht im nach­
hinein durch zu viele Korrekturen allmählich 
wieder ausgeglichen werden und dadurch gar ver­
loren gehen. Ich meine, daß wir unsere eigene 
Steuerreform - auch wenn wir am Mittwoch ge­
meinsam eine notwendige Korrektur beschlossen 
haben - nicht durch zu viele Korrekturen wieder 
aushöhlen sollten. Und ich möchte hinzufügen, 
daß Steuer- und Budgetpolitik ja nicht nur in die­
sem Kapitel gemacht wird, sondern letztlich in al­
len anderen Bereichen, in Materien, die man eben 
zu Gesetzen werden läßt und die dann letztlich 
auch ihre Auswirkungen haben. 

Noch eine Feststellung: Die Steuerreform war 
nicht aufkommensneutral, sondern hat im Jahr 
1990 Mindereinnahmen von 8 Milliarden Schil­
ling zur Folge. Auf der anderen Seite steht aber 
eben die Erhöhung des Nettoeinkommens der 
Österreicherinnen und Österreicher. 
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Ein paar Stichworte zur Verwaltungsvereinfa­
chung: Gerade hier haben wir einen großen 
Sprung gemacht, sowohl beim Lohnsteuerverfah­
ren, das jetzt gleichgestellt ist oder analog ange­
wendet wird bei der Veranlagung, als auch beim 
österreichischen Körperschaftsteuergesetz, wel­
ches eine sehr einfache Handhabung hat. Da­
durch ist auch die Attraktivität unseres Standor­
tes weiter angehoben worden. Während die Bun­
desdeutschen nämlich 50 Prozent für thesaurierte 
und 36 Prozent für ausgeschüttete Gewinne ge­
trennt verrechnen und außerdem noch dazu ge­
wisse Anrechnungsverbhren notwendig sind. gibt 
es bei unserem Steuersvstem einen einheitlichen 
Satz. der auch sehr einfach in eier Anwendung ist. 
Es kommt nicht von ungefähr. daß die Bundesre­
publik elen Vorteil unseres Körperschaftsteuerge­
setzes heute schon in elie Diskussion einfließen 
läßt. Ich erkenne aber auch, daß eine gewisse 
Stärkung der Eigenkapitalbasis dadurch eintritt, 
daß die thesaurierten Gewinne hier gleich behan­
delt werden, ohne daß die ausgeschütteten Ge­
winne benachteiligt werden. Auch das ist ein sehr 
wichtiger Grundsatz. (Abg. Dr. G ra f f: Du Izällsl 
eine gute ÖVP-Rede.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
ist keine ÖVP-Rede, sondern eine Rede, die sich 
eben mit diesen Problemen auseinandersetzt. die 
ÖVP trägt vielleicht Teile davon mit. Das ist bei 
einem Koalitionspartner doch nicht etwas so Au­
ßergewöhnliches. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte auf noch etwas hinweisen. Wir sollten in 
Zukunft auch zu einem gemeinsamen Einkom­
mensbegriff kommen, weil es nämlich wichtig ist, 
daß im österreichischen Steuerrecht das tatsäch­
lich verfügbare Einkommen und das ausgewiese­
ne Einkommen, das ja nicht den Lebensstandard 
bestimmt. sozusagen enger zusammengebracht 
werden. Ich möchte das vorsichtig ausdrücken. 

Als Sozialdemokrat möchte ich aber auch eine 
Bemerkung zur künftig notwendigen zweiten 
Etappe der Steuerreform machen. (Abg. Dr. 
K hol macht eine Bemerkung zu Bundesminister 
Dkfm. Lacina.) Ich bin gleich fertig, ich rede nicht 
mehr über das alles, das sind meine Unterlagen, 
wenn man mich unter Umständen um einen Pro­
zentsatz fragt, Herr Kollege. (Der Redner weist 
seine Umerlagen vor.) 

Ich möchte hinzufügen, daß wir Sozialisten und 
Sozialdemokraten uns sehr wohl zu einer ange­
messenen Steuerquote bekennen, weil wir davon 
ausgehen, daß der Sozial- und Wohlfahrtsstaat fi­
nanziert werden muß. Und daher glaube ich 
auch, daß die Vorstellung jener Steuerreformer, 
die meinen, daß jeder Steuernachlaß oder Steuer­
ausfall durch eine Selbstfinanzierung kompen­
siert werden kann, in das Reich der Träume ver­
wiesen werden muß. 

Und nun ein paar Sätze zur Ökosteuer. Unser 
Bundesminister Lacina hat schon darauf hinge­
wiesen. Wir bekennen uns zur Ökosteuer als Len­
kungsabgabe und als Lenkungsinstrument. Wir 
meinen aber, daß sie als fiskalpolitisches Instru­
ment nicht sinnvoll ist. weil sich auch gezeigt hat, 
daß fiskalpolitische Instrumente. oder sagen wir: 
steuerrechtliehe Lenkungsfunktionen. nicht im­
mer das bringen, was man erwartet. siehe auch bei 
der Umverteilung. 

Ein Beispiel: die in Diskussion stehende Ener­
giesteuer. Ich möchte die Beträge gar nicht nen­
~en. Die ÖVP hat. glaube ich. ~in~al etwas von 
50 ~vlilliarden gesagt. Das ist praktisch die Hälfte 
eier Lohnsteuer. Ich kann mir nicht vorstellen. 
wie man hier elie Kompensation anbietet. Ich mei­
ne, daß das zu wenig ausgegoren ist. daß das ein­
fach eine Größenordnung ist, die nicht ganz über­
legt ist. wenn man sie ins Spiel bringt. (Abg. 
Fall I a fl d: Wir möchten applaudieren.') 

Ich komme schon zum Ende. - Grundsätzlich 
meine ich, daß wir die Ökosteuer als Lenkungsab­
gabe brauchen, daß wir uns aber mit einer ganz 
anderen Dimension auseinandersetzen. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß mir das 
Energiekonzept des Bundesministers Schüssel -
er ist heute nicht hier - auch wirklich etwas un­
ausgegoren erscheint. Ich kann mir nicht vorstel­
len. daß es ohne entsprechende Überarbeitung 
auch angenommen werden kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Bei­
faLL des Abg. Dr. Neidlzart. ) Meine Kollegen zollen 
mir bereits Applaus. Das heißt, ich soll zum Ende 
kommen. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich möchte aber zum Schluß noch etwas zum 
Finanzausgleich sagen. weil das schon auch ein 
niederösterreichisches Problem ist. Nur einen 
Satz zum F AG. In Niederösterreich hat man sich 
bereits geeinigt gehabt, aber im Hinblick auf die 
Gemeinderatswahlen hat man seine Meinungen 
überdacht. In der Zwischenzeit haben sich 
48 Gemeinden zu einer Interessengemeinschaft 
zusammengeschlossen. Und diese Quasi-Eini­
gung hat dazu geführt, daß ~!n anderes Bundes­
land im Vertrauen auf dieses Ubereinkommen die 
Klage beim Höchstgericht zurückgezogen hat. 
Daher meine ich, daß es nicht darum geht, daß 
man nicht über alles diskutieren kann, sondern 
daß es darum geht, wie paktfähig eine Partei tat­
sächlich erscheint. (Beifall bei der SPÖ und Bei­
fall des Abg. Dr. Graff.) 18.15 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Mag. Frieser. 

18.15 
Abgeordnete Mag. Cordula Frieser (ÖVP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren! Mit dem Abga-
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Mag. Cordula Frieser 

benänderungsgesetz 1989 haben wir den ersten 
wichtigen, entscheidenden Schritt in Richtung 
Bürokratieabbau zum Nulltarif gesetzt. Und die­
sen Weg müssen wir, Herr Finanzminister, in den 
neunziger Jahren entschlossen fortsetzen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Die österreichische Verwaltung und Bürokratie 
sind im Vergleich zu den anderen westlichen In­
dllstrieländern die am meisten aufgeblähten. Je­
der fünfte werktätige Österreicher ist Beamter ei­
ner Hoheitsverwaltung. Mehr als ein Fünftel. 
ntimlich 22.8 Prozent des BlIndesbuclgets frißt die 
Bundesverwaltung. Lnd diese Budgetpost steigt 
Llberproportional, denn im Jahre 19R3 waren es 
lediglich l7.R Prozent. 

Diese überproportionale Steigerung geht zu 
Lasten anderer wichtiger Bereiche, wie zum Bei­
spiel der Wissenschaft und Forschung oder der 
Sicherheit. Im Bildungsbereich herrscht ein be­
sonderer Anachronismus zwischen Budgetausga­
be und Effizienz. In Österreich kommen nämlich 
auf einen Lehrer 11 Schüler, in der Bundesrepu­
blik auf einen Lehrer 17 Schüler und in Japan gar 
24 Schüler. Und ich kann mir nicht vorstellen, 
daß unsere Kinder so viel besser ausgebildet die 
Schule verlassen als die japanischen oder die bun­
desdeutschen Kinder. (Abg. Par n i gon i: Frau 
Kollegin Frieser.' Haben Sie das schon einmal mit 
den LandesschuLrälen besprochen, mit Stricker?) 
Danke, Herr Parnigoni, für die Anregung! Ich 
würde Ihnen empfehlen. auch in Ihrem Bereich 
dieser besonderen Situation ernsthaft nachzuge­
hen! (Abg. Par ni go 11 i: Gern.') 

Hohes Haus! In der Bundesrepublik beträgt die 
Budgetpost für die öffentliche Verwaltung ledig­
lich 20 Prozent, wiewohl wir alle wissen, daß die 
Bereiche Sicherheit und Verteidigung wesentlich 
größer sind als in Österreich. Und in der Schweiz, 
die in dieser Hinsicht wohl am besten und am 
ehesten mit Österreich zu vergleichen ist, beträgt 
diese Budgetpost gar nur 12 Prozent. Das ist um 
die Hälfte weniger als der Aufwand in Österreich. 
Das Wirtschaftsforschungsinstitut ist daher zu 
Recht der Ansicht, daß 1 bis 2 Prozent des Brut­
toinlandsproduktes, das wären zirka 35 Mil­
liarden Schilling, durch Einschränkung der über­
bordenden Bürokratie eingespart werden könn­
ten. 

Vor dem Hintergrund dieses Szenarios darf ich 
Ihnen, Herr Finanzminister, für die neunziger 
Jahre nur einen Wunsch mitgeben, nämlich die 
Harmonisierung der Lohn- und Gehaltsverrech­
nung. (Abg. G ra b n e r: Alles Gute!) Nicht mehr 
vier verschiedene Abgaben mit verschiedenen 
Prozentsätzen an drei verschiedene Inkassanten 
für ein und denselben abgabenrechtlichen Tatbe­
stand. 

Aber die Reputation der öffentlichen Verwal­
tung leidet ganz besonders. wenn die skurille Si­
tuation eintritt, daß der Finanzprüfer, der Ge­
bietskrankenkassenprüfer und der Gemeindeprü­
fer gemeinsam an der Tür stehen und sich um die 
Unterlagen ein und derselben Lohn- und Gehalts­
abrechnung streiten. 

Wir vom Wirtschaftsbund unter der Führung 
von Johannes Ditz haben ein entsprechendes Mo­
dell ausgearbeitet und würden uns freuen, wenn 
Sie, Herr Minister. diese gangbaren Vorschläge 
umsetzen würden. 

t'v[eine Damen und Herren! Ich möchte noch 
einmal kurz auf das Abgabenänelerungsgesetz 
1989. nämlich auf elen § -+ eies Einkommensteuer­
gesetzes betreffend Denkmalschutz, zurückkom­
men. In meiner elreijährigen Tätigkeit hier im 
Haus war dieses Gesetz das einzige, das nicht in 
Roßtäuschermanier, im Glasperlenspielersystem 
oder in obskuren Junktimen innerhalb der Koali­
tion zustande gekommen ist und auch das einzige 
Gesetz, das die Opposition ohne Wenn und Aber 
gutgeheißen hat. 

Meine Damen und Herren! Es war dies, glaube 
ich, das einzige Gesetz, das eine Koalition der 
Vernünftigen und ehrlich Engagierten über alle 
Parteigrenzen hinweg in dieser Legislaturperiode 
zustande gebracht hat. 

Hohes Haus! Nun komme ich zum Wünschen. 
Ich darf mir für die Arbeit hier im Hohen Hause 
eine große Reform wünschen, und zwar eine Re­
form der Geschäftsordnung. Diese Budgetdebatte 
zeigt nämlich wieder einmal, daß eine solche Re­
form dringend notwendig wäre. Aber auch die 
Arbeitsbedingungen für uns Abgeordnete sind 
dringend reformbedürftig. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Wir haben den technischen und organisatori­
schen Standard der fünfziger Jahre. An der 
Schwelle der neunziger Jahre aber wünsche ich 
mir, und vor allem meinen vielen Nachfolgerin­
nen, daß man Arbeitsbedingungen vorfindet, de­
nen auch ein Arbeitsinspektorat seine Zustim­
mung geben könnte! (Beifall bei ÖVP und SPÖ. 
- Abg. G r a b n e r: Den Männem und den ande­
ren nicht?) 

Hohes Haus! An der Schwelle des letzten Jahr­
zehnts in diesem Jahrtausend gestatten Sie mir, 
mir auch von den vier hier im Parlament vertrete­
nen Parteien etwas zu wünschen. (Abg. 
Sc h mi d t me i er: Das klingt gut.') 

Von der SPÖ, unserem Koalitionspartner, wün­
sche ich, daß sie zu einer Weisheit und Offenheit 
für Neues findet, die jemandem ansteht, der gera­
de seinen 100. Geburtstag gefeiert hat und vom 
nächsten Jahrhundert träumt. (Abg. Lud w i g: 

128. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 97 von 105

www.parlament.gv.at



:-';ationalrat XVII. GP - 1:2~. Sitzung - 15. Dezember lq~q 15133 

Mag. Cordula Frieser 

Wir sind schon dort! 
Schon erfüllt!) 

Abg. Dr. No wo t n y: 

Von der FPÖ wünsche ich, daß sie sich im 
nächsten Jahrzehnt an der Schwelle zu den näch­
sten tausend Jahren endgültig von einem Denken 
lösen kann, das älter ist als alles, was es in anderen 
Parteien an altem Denken manchmal geben 
könnte. (Beifall bei Ö VP und SPÖ sowie BeifaLL 
der Abg. Helga Erlinger. - Zwischenruf des Abg. 
Dr. G /I ger ball e r. ) 

Und von elen Grünen wünsche ich bei allem 
Verst51ldnis für ihre A.ufgabe der Opposition, daß 
sie vom negathen Denken zum positiven Denken 
zurückfinden, wie sich das ihre ehem:-dige Klub­
obhau und Gallionsfigur auch gewünscht hat. 
IBe{jall bei der ÖVP [~lld bei Abgeordneten der 
SPO. - Abg. Dr. Fis c Iz er: JeTZt H;ird 's span­
nend.' - Ruf: Und VOll der Ö VP? - Abg. Dkfm. 
Holger Ball e r: Daß sie überlebt.' - Abg. R II -

hai tin ger: Eine fleue Mannschaft.' - Weitere 
Zwischenrufe und Heiterkeit.) 

Ich wollte es Ihnen eigentlich vorenthalten, 
aber wenn Sie schon darauf dringen: Von der 
ÖVP wünsche ich mir (Abg. Dkfm. Holger 
Ball e r: Daß sie überlebt!), daß ihr ein Partner­
tausch erspart bleibt (BeifaLL des Abg. Ludwig), 
daß es ihr aber gelingen möge, die Rolle mit dem 
Partner zu tauschen. (Beifall bei der Ö VP. - All­
gemeine Heiterkeit.) 

Und für uns alle, meine Damen und Herren 
dieses Hohen Hauses, wünsche ich, daß sich für 
Österreich und für Europa die Hoffnungen erfül­
len, die diesen Jahreswechsel 198911990 begleiten. 
- Danke. (Beifall bei ÖVp, SPÖ Ilnd den Grü­
nen.) 18 . .22 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. Dillers­
berger. 

18.2~ .. 
Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPO): Frau 

Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister! Meine 
sehr geschätzten Damen und Herren! Der Kolle­
gin Frieser ist es vorbehalten gewesen, in diese 
weihnachtliche Stunde einen schrillen Mißton zu 
bringen. (Abg. Dr. Fis c her: Ah geiz.' - Weitere 
Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) Ich möchte 
Ihre Äußerungen gegenüber der Freiheitlichen 
Partei auf das allerschärfste zurückweisen! (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg. Ve II e r: So humorlos.') 

Ich stimme allerdings mit der Kollegin Frieser 
darin überein, daß das Hohe Haus gestern einen 
großen Fehler gemacht hat. Wissen Sie, was Sie 
getan haben, meine Damen und Herren? Sie ha­
ben den Zentralismus Ihrer Parteien dadurch ge­
stärkt. daß Sie 100 Millionen Schilling den Partei­
en dazugegeben haben (Abg. Lud w i g: Da sind 
auch einige Millionen für die FPÖ dabei!), anstatt 

daß Sie einige Millionen Schilling genommen hät­
ten, um unsere Arbeitsbedingungen zu verbes­
sern. Ich glaube, man soll sich nicht hier heraus­
stellen und nach besseren Arbeitsbedingungen ru­
fen, die natürlich Geld kosten, wenn man vorher 
das Geld in die Parteikassen geschaufelt hat. 
(Abg. Dr. Fis c her: Sieg heil.') 

Und dann möchte ich Ihnen noch eines sagen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Es hat, 
so wie es Gepflogenheit in diesem Haus war, zwi­
schen den Ordnern der Klubs Gespräche gege­
ben. Sie werden mittlerweile bestritten. \lir ist es 
im Prinzip auch egal. Ich möchte Ihnen nur eine<; 
<;agen: Wir haben uns mit Ihnen in sachlicher 
Weise jetzt sehr lange Zluseinanclergesetzt und ha­
ben versucht, Ihnen klarzumachen, warum wir in 
dem einen oder anderen Punkt dem Budget nicht 
zustimmen. Die freiheitliche Opposition ist sogar 
soweit gegangen, daß sie Teile des Budgets an­
nimmt. 

Bitte, benützen Sie nicht die letzte vorweih­
nachtliche Stunde dazu, uns noch davon überzeu­
gen zu wollen, daß wir dem Budget zustimmen 
können. Wir werden ihm sicherlich nicht zustim­
men. (Beifall bei der FPÖ.) 18.2../ 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Remplbau­
er. 

/8 . .2../ 

Abgeordneter Remplbauer (SPÖ): Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Mir ist schon klar, daß und warum die 
Oppositionsparteien die positiven Kernaussagen 
zum Budget in Frage stellen. Es gibt aber für uns 
und für die Regierung gar keinen Anlaß, unser 
Licht unter den Scheffel zu stellen. 

Wir haben eine sehr schwierige Aufgabe gelöst: 
Wir haben sinkende Defizite mit geringerer Steu­
erbelastung verkraftet. Überdurchschnittliche 
Wachstumsraten beim privaten Konsum und bei 
Investitionen haben Österreich wieder auf die 
Überholspur gebracht. (Beifall des Abg. Dr. No­
wotny.) Ein Teil der reformbedingten Einnah­
menausfälle bei der Lohnsteuer wird durch ein 
höheres Umsatzsteueraufkommen, mehr Sozial­
versicherungsbeiträge und geringere Arbeitslo­
senunterstützung kompensiert. 

Meine Damen und Herren! Auch für das kom­
mende Jahr sind die Aussichten gut. Seit zehn 
Jahren hat unser Land kein so hohes Wirtschafts­
wachstum wie in letzter Zeit verzeichnet. Die In­
dustrie ist auf Expansionskurs. Die oft totgesagte 
Grundstoffindustrie arbeitet erfolgreich. Die Ver­
staatlichte profitiert davon. Die Sanierung macht 
gute Fortschritte. Die Produktivität der gesamten 
Wirtschaft steigt. 

128. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)98 von 105

www.parlament.gv.at



15134 Nationalrat XVII. GP - 12~. Sitzung - 15. Dezemher 19x9 

Remplbauer 

Dieser Wirtschaftsboom ist getragen vom ver­
stärkten Privatkonsum, von der guten Beschäfti­
gungslage, vom florierenden Export. Dazu 
kommt der erfreulich geringe Preisauftrieb, und 
der Fremdenverkehr verzeichnet einen enormen 
Aufschwung. Ebenso erfreulich sind die Handels­
und Leistungsbilanz bei hohem Wirtschafts­
wachstum und rückläufiger Arbeitslosigkeit. 

Es gebührt nicht nur der Bundesregierung, 
sondern auch allen unselbständig und selbständig 
Erwerbstätigen in den Betrieben, in der Industrie. 
im Gewerbe, in den Klein- und \littelbetrieben 
unser Dank. (Beifall bei AbRf!()fdl1f!/Cll \"()Il SPÖ 
undÖVP.) ~ 

Skeptiker meinen, die Budgetsanierung werde 
sonderfinanziert. Natürlich werden langfristig 
wirksame Infrastrukturinvestitionen von beson­
derer wirtschaftlicher Bedeutung über Sonderfi­
nanzierungen getätigt wie zum Beispiel das Pro­
jekt "Neue Bahn" oder hochrangige Straßenbau­
projekte und Hochbauten. Der Erfolg zeigt sich 
auch in einer deutlichen Verlangsamung des An­
stiegs der Staatsschuld. 

Auch im internationalen Vergleich kann sich 
unsere Wirtschafts- und Finanzpolitik sehen las­
sen. Österreich gehört zu den preisstabilsten Län­
dern. Mit 2,7 Prozent wird Österreich heuer eine 
geringere Inflationsrate aufweisen als die Bundes­
republik Deutschland und die Schweiz. Wir sind 
viel. viel besser. als wir manchmal selber glauben. 

Trotz Konsolidierungskurs ist eine Reihe von 
Verbesserungen in der Pensionsversicherung 
möglich. Die günstige Konjunktur erlaubt es. zu­
sätzliche Leistungen für unsere Familien zu be­
schließen, die mit 1. 1. 1990 wirksam werden. 
Meine Damen und Herren! Das sind Beispiele da­
für, daß Budgetkonsolidierung sozial ausgewogen 
sein kann. Und das entspricht einem Grundsatz 
sozialdemokratischer Politik. 

Meine Damen und Herren! Mit der Steuerre­
form ist der Koalitionsregierung unter Federfüh­
rung des Finanzministers ein großer Wurf gelun­
gen. Schon heute kann festgestellt werden, daß 
diese umfassendste Reform der Steuergesetzge­
bung der Zweiten Republik ein von vielen in die­
sem Ausmaß nicht erwarteter Erfolg ist. Das Ziel: 
ein soziales, gerechteres und leistungsförderndes 
Steuersystem, ist weitgehend erreicht. (Beifall des 
Abg. Dr. Nowomy.) 

Ein neues Lohnsteuerverfahren bringt wesent­
liche Erleichterungen für den Bürger. Langes An­
stehen und Warten beim Finanzamt fallen weg. 
Die Finanzämter haben ihre Serviceleistungen 
verstärkt. Mehr Zugang des Steuerzahlers zu In­
formation trägt ebenfalls zur Akzeptanz der Steu­
erreform bei. 

Die zweite Etappe der Steuerreform wird eine 
Harmonisierung mit den niedrigeren Steuersät­
zen in vielen EG-Staaten bringen müssen. Ebenso 
muß der ökologische Aspekt entsprechende Be­
rücksichtigung finden. Wachsende Umwelterfor­
dernisse wird man in Zukunft allein durch Gebo­
te, Verbote und Zuschüsse nicht befriedigen kön­
nen. Wir werden um Ökosteuern nicht herum­
kommen. Dabei wird das Zusammenwirken von 
Ökologen, Technikern und Steuerfachleuten not­
wendig sein, um möglichst gerechte Lösungen zu 
finden. 

Abschließend darf ich noch feststellen: ~vlit 

dem Budget für 1990 erbringen Finanzminister 
lInel Regierung den Be\.veis, daß Buclgetkonsoli­
elierung, positive Wirtschaftsentwicklung und 
ausgewogene Sozialpolitik durchaus vereinbar 
sind. Das Spannungsfeld, bei sinkenden oder zu­
mindest stabilen Ausgabenquoten die Quantität 
und Qualität öffentlicher Ausgaben zu erhöhen. 
bleibt auch für die Zukunft als Aufgabe bestehen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Yleine Damen und Herren! Wir beschließen 
heute das letzte Budget dieser Legislaturperiode. 
Möge auch in Zukunft mit so viel Fachkompe­
tenz. mit so viel politischem Augenmaß. mit so 
viel Verantwortungsbewußtsein und mit so viel 
Erfolg, wie das diese Bundesregierung unter Bun­
deskanzler Vranitzky und Finanzminister Lacina 
nachweisen kann, fortgesetzt werden. (Beifall bei 
Abgeordneten der SPÖ.J 

So wünsche auch ich abschließend - natürlich 
kann ich das nicht in so charmanter Weise wie 
meine Vorrednerin - allen Österreicherinnen 
und Österreichern einen gemeinsamen Weg in 
ein gemeinsames Europa in Frieden und Freiheit 
auf Basis unserer Wirtschaftspolitik, die in den 
letzten Jahren so erfolgreich war. - Ich danke 
schön. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 18.31 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Neuwirth. 

18.31 

Abgeordneter Neuwirth (SPÖ): Frau Präsiden­
tin! Herr Minister! Hohes Haus! Der Bundeshaus­
halt 1990 - wir konnten dies im Laufe der Bud­
getdebatte verfolgen - ist ein guter Haushalt. 
(Abg. Dr. 0 f ne r: Eine ZUSälzliche Facette.') Es 
hat allerdings bei der Debatte auch einige, wie 
man sagt, Budgetsplitter gegeben. Die Grünpartei 
hat in Gmunden - mehr oder weniger ihr Haupt­
anliegen neben der Personaldiskussion - auch 
dem Fortschritt den Kampf angesagt. (Abg. Helga 
E r I in ger: Ja sag einmal.') Liebe Kollegin, ich 
konnte das ja lesen, Sie haben aber auch der So­
zialpartnerschaft den Kampf angesagt. (Weiterer 
Zwischenruf der Abg. Helga E r L in ge r.J 
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Neuwirth 

Sie haben in einer Pressekonferenz mitgeteilt, 
daß die Hauptpunkte mehr oder weniger die Um­
welt und der soziale Bereich sind. (Abg. Helga 
Er l i Tl ger: Weil ihr nichts tut dafür, bleibluns ja 
gar nichls anderes übrig.') Wissen Sie, ich meine, 
gerade diese zwei Bereiche benötigen zur Sanie­
rung viel Geld. Dieses viele Geld kann wiederum 
nur durch eine gute und funktionierende Wirt­
schaft hereinkommen. (Abg. Dr. GEI ge ,.­
ball e r: Wo habeIl Sie das gelesen?) Diese gute 
Wirtschaftspolitik wird von unserem Finanzmini­
ster und von unserem Bundeskanzler beziehungs­
wei?,e von der Regierung gemacht. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Hai ger l1l () \' er: Hallelllja.') 

Sie haben in einer Pl'esseaussendung ;wch Kri­
tik an der, wie Sie gesagt haben, parastaatlichen 
und allmächtigen Sozialpartnerschaft geübt. Ge­
statten Sie mir dazu einige Feststellungen. 

Ich möchte gar nicht viel darüber reden, daß 
auch in ÖVP-Regierungskreisen die Sozial part­
nerschaft unter Kritik geraten ist. indem man ge­
äußert hat. die Interessenvertretungen sollen die 
Spitzenfunktionäre zurückziehen, möchte aber 
für die SPÖ die Meinung vertreten, daß unsere 
Spitzenfunktionäre am Ort des Geschehens hier 
im Parlament bleiben müssen, denn wir haben 
eine Zeit erlebt. in der das Hohe Haus ohne Ar­
beitnehmervertreter war, und diese Zeit war für 
die Arbeiter und Angestellten keine gute. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
wurde erkannt, daß Konflikte zwischen Dienstge­
bern und Dienstnehmern nicht einfach durch fei­
erliche Erklärungen abgestellt werden können. Es 
wurde auch erkannt, daß beide Seiten und die ge­
samte Wirtschaft - und damit das ganze Land -
nur gewinnen können, wenn diese selbstverständ­
lichen Konflikte nicht in Form von Kämpfen a la 
Pilz ausg~tragen werden, sondern in der gemein­
samen Uberzeugung, daß nur eine blühende 
Wirtschaft Zukunftschancen hat und nur damit 
der so wertvolle soziale Friede erhalten werden 
kann. 

Wir .~tehen daher zu dieser Sozialpartnerschaft, 
denn Osterreich war 1945 kein blühendes Land, 
sondern ein Trümmerfeld, das mit bloßen Hän­
den durch die Sozialpartnerschaft wiederaufge­
baut wurde. (Abg, Hai ger m 0 s e r: Ich habe ge­
glaubt, das waren die Österreicherinnen und 
Österreicher.') Die Sozialpartnerschaft, Kollege 
Haigermoser, ist nicht etwas, was ganz oben zwi­
schen zwei oder drei Präsidenten funktioniert 
(Ruf bei der ÖVP: Vier.'), die Sozialpartnerschaft 
ist eine Partnerschaft, die sich im Betrieb, an der 
Basis gebildet hat. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Abgeordneten der ÖVP. - Abg. Helga Er­
li n ger: Geh, hör auf.' - Abg. Dr. 0 fn e r: Hy­
pokrit!) 

Zum Schluß möchte ich, weil Weihnachten ist, 
auch zwei Wünsche vortragen. (Ruf bei der ÖVP: 
Das reißt ein.') 

Herr Minister! Das Invalideneinstellungsgesetz 
hat zwei Schwachpunkte: einmal den finanziellen 
Bereich und dann den sozialpolitischen Bereich. 
Ich meine, die Erhöhung der Ausgleichstaxe wird 
Ihrem Kollegen, dem Sozialminister, sicherlich 
nicht erspart bleiben. Aber, was Sie tun müßten, 
wäre, dafür zu sorgen, daß die Ausgleichstaxe 
nicht zu 50 Prozent absetzbar ist. Ich möchte Sie, 
Herr \'linister, auffordern. die Ausgleichstaxe 
nicht nur zu erhöhen, sondern :Hlch deren Ab­
setzb.:lrkeit .:lbzuschaffen. Es kann nicht ltlnger 
hingenommen werden, daß Invalide .:lusgegrenzt 
werden, und es kann nicht länger hingenommen 
werden. daß Unternehmer und auch Gebietskör­
perschaften ihr soziales Gewissen beruhigen, in­
dem sie die steuerlich begünstigte Ausgleichstaxe 
entrichten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Schluß. Sie wissen, mein Anliegen, die 
Steuerreform, ist Ihnen, Herr Minister, in hervor­
ragender Weise geglückt. Ein Schwachpunkt ist 
die Berechnung des Jahressechstels, weil dadurch 
Kollegen, die längere Zeit im Krankenstand oder 
arbeitslos sind, bei den Sonderzahlungen zum 
Handkuß kommen. Ich bitte Sie, auch in dieser 
Richtung nachzusehen und die Angelegenheit 
wohlwollend zu prüfen. 

Ein Sprichwort sagt: Nur die Sache ist verloren, 
die man aufgibt. Ich weiß, Herr Minister, Sie wer­
den die Reparatur, auch wenn Sie schwierig ist, 
nicht aufgeben und den Gewe~kschaftern und 
den Arbeitnehmern diesen Wunsch erfüllen. -
Danke schön. (Beifall bei der SPÖ sowie Beifall 
des Abgeordneten Auer.) 18.39 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als letztem De­
battenredner darf ich Herrn Günter Dietrich das 
Wort erteilen. 

/8.39 
Abgeordneter Dietrich (SPÖ): Frau Präsiden­

tin! Herr Bundesminister! Sehr geschätzte Damen 
und Herren! Meine Wortmeldung ist kurz, und 
der Anlaß dazu ist die Einbringung eines Ent­
schließungsantrages, der in den vergangenen Ta­
gen nach eingehenden Beratungen mit Vertretern 
aller Fraktionen zustande kam. Gestatten Sie mir 
aber trotzdem, daß ich eine kurze Bemerkung 
voranstelle und eine dann auch noch anschließe. 

Für das erste möchte ich doch meine Genugtu­
ung und Freude darüber zum Ausdruck bringen, 
daß mit den gestrigen Wahlen in Chile 16 Jahre 
Militärdiktatur zu Ende gingen und dieses Land, 
wie mir heute in einem sehr netten Telex ge­
schrieben wurde, aus einer langen Nacht ans 
Licht getreten ist. Ich bringe auch Genugtuung 
zum Ausdruck, daß mit dem Christdemokraten 
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Dietrich 

Patricio Alvin ein Mann an die Spitze dieses Lan­
des getreten ist, der zur berechtigten Hoffnung 
Anlaß gibt. daß es auch in diesem Land vorwärts­
geht. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Der Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dietrich. Steinbauer, Klara Motter und Helga Er­
linger befaßt sich mit der Gewährung humanitä­
rer Hilfe für die leidgeprüfte Bevölkerung EI Sal­
vadors. nachdem uns tagtäglich Nachrichten von 
dort über schwere Auseinandersetzungen zukom­
men, deren Leidtragende die Zivilbevölkerung. 
insbesondere Frauen und Kinder. ist. 

\Vir meinen. daß es in dieser Situation nicht 
genügt. die GewJ.lt und den Verlust von Men­
schenleben zu beklagen, sondern auch konkrete 
Hilfe gewährt werden soll. wie dies von kirchli­
chen Hilfsorganisationen bereits beispielgebend 
getan wurde. Deshalb darf ich den folgenden An­
trag einbringen: 

Antrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ers.~lchl, dem Beispiel 
kirchlicher Organisacionen in Osterreich folgend, 
humanitäre Hilfe an die leidgeprüjle Bevölkerung 
EI Salvadors zu leisten. 

Hier darf ich noch einen Dank anfügen an die 
weiblichen Abgeordneten der sozialistischen Par­
lamentsfraktion, deren Zahl sich heute erfreuli­
cherweise um eine erhöht hat. Denn unsere weib­
lichen Abgeordneten haben eine Initiative im 
Rahmen des sozialistischen Klubs gestartet, um 
für eine Flüchtlingsorganisation Mittel zu sam­
meln. 

Diese Spendenaktion im Rahmen unseres 
Klubs hat den erfreulich hohen Betrag von 
40 630 S erbracht. Gerne überbringe ich diesen 
Betrag am Montag dem Hochkommissar für 
Flüchtlingsfragen in Genf, damit er unverzüglich 
an die Flüchtlingsorganisation in EI Salvador wei­
tergeleitet werden kann. 

Dafür möchte ich mich recht herzlich bedan­
ken bei unserem Klub und bei allen Abgeordne­
ten, die sich dazu bereit finden können, auch den 
von mir eingebrachten Entschließungsantrag z~ 
unterstützen. - Danke schön. (Beifall bei SPO 
und ÖVP.) 18.42 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Der soeben ein­
gebrachte Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dietrich, Steinbauer, Klara Motter und Helga 
Erlinger ist genügend unterstützt und steht mit in 
Beratung. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die De­
batte ist geschlossen. 

Wünscht einer der Berichterstatter das Schluß­
wort? - Das ist der Fall. 

Generalberichterstatterin Dkfm. Ilona Grae­
nitz (Schluß~vort): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Am Ende dieser 
Beratungen über das Budget 1990, das letzte in 
dieser Legislaturperiode und das erste, das die 
neunziger Jahre als letztes Jahrzehnt unseres 
Jahrtausends einleitet. darf ich Ihnen einen kur­
zen Rückblick auf die langen und ausführlichen 
Beratungen geben. 

Der Blidgetalisschuß hat vom 15. bis 27. ~o­
vember :ln sieben Verhandlungstagen die Debatte 
über das Bundesfinanzgesetz 1990 durchgeführt 
und abgeschlossen. Nach dem Anfangsbericht 
durch mich als Generalberichterstatterin gab es 
14 Spezialberichte, die mit ihren Erläuterungen 
die Verhandlungen einleiteten. 

Die Dauer der diesmaligen Budgetdebatte im 
Ausschuß war 58 Stunden und 20 Minuten. In 
dieser Debatte über die 14 Beratungsgruppen gab 
es 249 Wortmeldungen von Abgeordneten und 
23 Wortmeldungen von Regierungsmitgliedern, 
Staatssekretären. des Rechnungshofpräsidenten 
und der Volksanwälte. 

Die Zahl der Debattenredner teilte sich nach 
den Fraktionen wie folgt auf: SPÖ 105, ÖVP 107, 
Freiheitliche Partei 24, grüne Fraktion 13. 

Nach den Schlußabstimmungen im Budgetaus­
schuß am 27. November 1989 wurden die Bera­
tungen am 29. November 1989 im Plenum aufge­
nommen und fortgesetzt. An sechs Tagen wurde 
der Entwurf zum Budget 1990 hier im Hohen 
Haus beraten. 

Im Zuge dieser Debatte, die insgesamt 64 Stun­
den und 12 Minuten dauerte, kam es zu 
246 Wortmeldungen. Davon entfielen auf die 
SPÖ-Fraktion 92, auf die ÖVP-Fraktion 76, auf 
die FPÖ-Fraktion 47 und auf die Grünen 
31 Wortmeldungen. Außerdem meldete sich Ab­
geordneter Buchner, der keinem Klub zugehörig 
ist, zweimal zu Wort. Regierungsmitglieder und 
Staatssekretäre ergriffen insgesamt 20mal das 
Wort. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß ich sicherlich in Ihrem Sinne spreche, 
wenn ich an dieser Stelle meinen Dank an die 
Bediensteten des Hauses richten möchte (allge­
meiner Beifall), deren Arbeitstag, lange bevor die 
Frau Präsidentin oder der Herr Präsident die Sit­
zung einleitet, beginnt und, lange nachdem die 
letzten Abgeordneten das Haus verlassen haben, 
endet. Nochmals ein herzliches Dankeschön da­
für, daß unsere Arbeit hier ermöglicht wird! (All­
gemeiner Beifall.) 
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Generalberichterstatterin Dkfm. Ilona Graenitz 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Budgetausschuß hat den Text des Bundesfinanz­
gesetzes für das Jahr 1990, den Stellenplan, den 
Fahrzeugplan des Bundes und den Plan für Da­
tenverarbeitungsanlagen gemeinsam mit den Be­
ratungsgruppen X und XI des Bundesvoranschla­
ges in Verhandlung genommen. 

Das Bundesfinanzgesetz wurde unter Berück­
sichtigung eines Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Posch und Dkfm. Dr. Steidl angenom­
men. 

Dem StellenplJn wmc1e unter Berücksichtillung 
z\\eier Ab~nclerungsanträge eier AbgeOl'cll{ete~ 
Posch und Auer so~wie eit{es Abtindel:-una'i~l.tltra­
ges der Abgeordneten Posch und Dipl.-I~g. Kai­
ser. welcher im Unterausschuß einvernehmlich 
ergänzt wurde, hinsichtlich dieser Teile mit Stim­
meneinhelligkeit. im übrigen mit Stimmenmehr­
heit die Zustimmung erteilt. 

Weiters wurde der Fahrzeugplan unter Berück­
sichtigung eines Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Posch und Okfm. Or. Steidl mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Schließlich wurde der Plan für Datenverarbei­
tungsanlagen mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Zuletzt darf ich eine Druckfehlerberichtigung 
vorbringen, die sich auf elen Spezialbericht zur 
Beratungsgruppe IV, Kapitel XI: Inneres, be­
zieht. 

Der auf Seite 1 in Z. 5 bei Titel 111 angeführte 
Betrag für die Einrichtungen zur Verkehrsüber­
wachung hat anstelle von .,40 000" ,,40 Mil­
lionen" zu lauten. 

Namens des Budgetausschusses stelle ich somit 
den A n t rag. der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1990 in der vom Ausschuß beschlossenen Fas­
sung samt den nachstehend genannten Anlagen 
- aber ausgenommen die Anlagen I und 11, die 
bereits Gegenstand der Anträge des Ausschusses 
in den Spezialberichten waren -, und zwar 

Anlagen I a bis I c - Gesamtübersichten unter 
Berücksichtigung der sich aus den Spezialberich­
ten ergebenden Abänderungen, 

Anlage II a - summarische Aufgliederung des 
Konjunkturausgleich -Voranschlages, ebenfalls 
unter Berücksichtigung der sich aus den Spezial­
berichten ergebenden Abänderungen, 

Anlage III - Stellenplan, 

Anlage IV - Fahrzeugplan und 

Anlage V - Plan für Datenverarbeitungsanla­
gen, 

wird im Sinne des Ausschußantrages in 
1150 der Beilagen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich danke der 
Frau Generalberichterstatter. 

Wir kommen jetzt zur Ab s tim m u n g über 
die Beratungsgruppe XI des Bundesvor;1nschlages 
1990. 

Diese umfaßt elie Kapitel 50 bis einschließlich 
55. 59. 7-1- und 75 in 1100 der Beilagen in der 
Fassung eies Spezialberichtes in 1150~der Beila­
gen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben. um ein Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes samt Titel und 
Eingang in 1100 der Beilagen in der Fassung des 
Ausschußberichtes 1150 der Beilagen. 

Hiezu liegt ein Zusatzantrag der Abgeordneten 
Pasch, Dr. Steidl und Genossen vor, über den ich 
- ziffernweise getrennt - zuerst abstimmen las­
se. 

Wir kommen daher zunächst zur Abstimmung 
über die Z. 1 des Zusatzantrages der Abgeordne­
ten Posch, Dr. Steidl und Genossen auf Anfügung 
einer Z. 6 an Artikel VII des Bundesfinanzgeset­
zes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben. um ein Zeichen. - Das 
ist mit Me h r h e i t a n gen 0 m m e n. 

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über 
die Z. 2 des Zusatzantrages der Abgeordneten 
Posch, Or. Steidl und Genossen auf Einfügung 
eines neuen Artikels XVI in das Bundesfinanzge­
setz. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Damit ändern sich die Bezeichnungen der bis­
herigen Artikel XVI und XVII auf XVII und 
XVIII. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes samt Titel und 
Eingang in 1100 der Beilagen in der Fassung des 
Ausschußberichtes. 

Ich bitte um Zustimmung. - Das ist mit 
M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 
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Präsident Dr. Marga Hubinek 

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über 
die zum Bundesfinanzgesetz gehörenden Anla­
gen, soweit über diese nicht bereits abgestimmt 
wurde. 

Es sind dies: 

die Anlagen I a bis I c - Gesamtübersichten, 
und 

die Anlage TI a - summarische Aufgliederung 
des Konjunkturausgleich-VOl"anschlages. 

in 1100 der Beilagen, unter Berücksichtigung 
der sich aus den Spezialberichten in 1150 eier Bei­
lagen ergebenden Änderungen zu den Beratungs­
gruppen. 

ferner die Anlagen III - Stellenplan. lind 

IV - Fahrzeugplan, 

jeweils zu L 100 der Beilagen, in der Fassung 
des Ausschußberichtes 1150 der Beilagen, sowie 

Anlage V - Plan für Datenverarbeitungsanla­
gen, 

Zu 1100 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Damit ist die zweite Lesung über das Bundesfi­
nanzgesetz 1990 samt Anlagen beendet. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. 
- Das ist mit Me h r h e i t in dritter Lesung 
a n gen 0 m m e n. 

Damit ist das Budget für das Jahr 1990 verab­
schiedet. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Ing. 
Murer und Genossen zur Beratungsgruppe IX 
des Bundesvoranschlages 1990 betreffend kreu­
zungsfreie Abfahrt nach Weißenbach. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag zustimmen, um ein Zei­
chen. - Das ist die M i n der h e i t. A b g e -
I e h n t. (Rufe bei der ÖVP: WO ist der Murer? 
M urer fehLt!) 

Wir gelangen weiters zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Günter Dietrich, Steinbauer, Klara Motter, Helga 
Erlinger und Genossen betreffend Gewährung 
humanitärer Hilfe für die Leidgeprüfte Bevölke­
rung EI Salvadors, der bei der Verhandlung über 
die Beratungsgruppe XI gestellt wurde. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das 
ist ein s tim m i g an gen 0 m m e n. 
(E 1./2.) 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Selbständigen Anträge 319/A und 320/A ein­
gebracht wurden. 

Ferner sind die Anfragen 4762/1 bis 4788/J ein­
gelangt. 

Die n ä c h s te Sitzung des \fationalr:l.tes, die 
für \littwoch. den 24. Jänner 1990. um ll uhr in 
Aussicht genommen ist. wird auf schriftlichem 
Wege einberufen werden. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde be­
ginnen. (Der Prä s i den t übernimmt den Vor­
sitz. ) 

Schlußansprache 

Präsident Pöder: Hohes Haus! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! In diesen Tagen geht 
das dritte Jahr der XVII. Gesetzgebungsperiode 
zu Ende. Im kommenden Jahr wird das österrei­
chische Volk zu Nationalratswahlen aufgerufen 
werden. Ich beabsichtige nicht, eine Dreijahresbi­
lanz zu ziehen, sondern möchte anläßlich der be­
vorstehenden Festtage und des Jahreswechsels 
nur die wichtigsten Schwerpunkte der parlamen­
tarischen Tätigkeiten des Nationalrates des heuri­
gen Jahres hervorheben. 

Bevor ich das tue, will ich aber doch festhalten, 
daß die Arbeit des Nationalrates in eine Zeitspan­
ne fällt, in der sich wahrhaft dramatische U mwäl­
zungen in unseren nördlichen, östlichen und süd­
lichen Nachbarländern vollzogen haben. Wir alle 
sind Zeitzeugen von Volksbewegungen gewor­
den, die zur Hoffnung berechtigen, daß der Zen­
tralstaat und die Einparteienherrschaft stalinisti­
scher Prägung überwunden sind und endgültig 
der Vergangenheit angehören. (Allgemeiner Bei­
fall. ) 

Es war heute eine Delegation junger tschechi­
scher Frauen und Männer hier im Parlament und 
hat Abgeordneten Flicker symbolisch ein Stück­
ehen des Eisernen Vorhangs überreicht. Es ist er­
hebend, zu wissen, daß in absehbarer Zeit Öster­
reich nicht mehr von einem Eisernen Vorhang 
umgeben sein wird. (Neuerlicher allgemeiner Bei­
fall.) 

Sicher wird eine Spanne Zeit vergehen müssen, 
um diese Ereignisse auch einer richtigen Würdi­
gung aus historischer Sicht unterziehen zu kön­
nen, aber ich wage heute schon die Voraussage, 
daß die Geschichte der zweiten Hälfte unseres 
Jahrhunderts wesentlich davon geprägt sein wird. 
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Präsident Pöder 

Einen Schwerpunkt parlamentarischer Bera­
tungen sowohl im zuständigen Ausschuß als auch 
im Plenum nahmen die umfassenden Diskussio­
nen und Aussprachen um die Gestaltung der Be­
ziehungen Österreichs zur Europäischen Ge­
meinschaft ein. Die österreichische Außenpolitik 
ist sowohl wegen der eingangs erwähnten politi­
schen Ereignisse in den Oststaaten als auch wegen 
der Absicht des Beitritts zur Europäischen Ge­
meinschaft viel stärker ins Licht der Öffentlich­
keit gerückt. Die Medien haben den parlamenta­
rischen Beratungen breiten Raum gegeben und 
mit dazu beigetragen. Österreichs Außenpolitik 
mehr als bisher in den \-littelpunkt eies politi­
schen Geschehens zu rücken. 

Nun aber zur heurigen Parlamentsal'beit: 

Das österreichische Parlament hat in diesem 
Kalenderjahr 111 Bundesgesetze verabschiedet, 
von denen ich nur einige wenige aufzeigen will: 

Das sogenannte Familienpaket, die Anhebung 
der Familienbeihilfen. das Eltern-Karenzurlaubs­
gesetz sowie das Jugendwohlfahrtsgesetz 1989 
und das Kindschaftsrechtsänderungsgesetz haben 
wesentliche und, wie ich glaube, sehr positive 
Weichenstellungen auf dem gesellschaftspoliti­
schen Sektor gebracht. Die Änderung des Erb­
rechts und die erweiterte Wertgrenzen-Novelle 
1989 sollen ebenfalls Erwähnung finden. 

Die Ausschreibung neu zu besetzender Dienst­
posten und die Objektivierung der Vergabe lei­
tender Fupktionen im öffentlichen Dienst hatte 
das Ausschreibungsg.esetz 1989 zum Ziel: auch 
auf dem Sektor der Osterreichischen Bundesbah­
nen wird durch eine analoge gesetzliche Maßnah­
me eine Versachlichung der Personalpolitik ange­
strebt. 

Das Hochleistungsstreckengesetz sieht eine 
neue, leistungsfähigere Bahn für unser Land vor, 
der angesichts der Umweltbelastung durch andere 
Verkehrsträger immer größere Bedeutung zu­
kommt. 

Neben der gesetzgebenden Aufgabe des Natio­
nalrates wurde auch der Kontrollfunktion beson­
deres Augenmerk geschenkt, und zwar mit den 
herkömmlichen Mitteln schriftlicher und mündli­
cher Anfragen, aber auch durch eine vermehrte 
Inanspruchnahme der Einsetzung von U ntersu­
chungsausschüs~.en. Hiedurch hat der Parlamen­
tarismus in der Offentlichkeit einen höheren Stel­
lenwert gewonnen, und es wurde die T~.tigkeit der 
Abgeordneten mehr in das Licht der Offentlich­
keit gerückt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl Ho­
hes Haus! Die mit der Verabschiedung der gro­
ßen Nationalrats-Geschäftsordnungsgesetz-No­
velle verbundene Aufwertung des Nationalrates 

hat naturgemäß auch zu einer fühlbaren Arbeits­
vermehrung für die Bediensteten des Hauses ge­
führt; dies trifft insbesondere auf die Tätigkeit 
der Untersuchungsausschüsse zu. die unseren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mitunter ein 
Übermaß an Leistungen abgefordert haben. Ich 
bin daher sicher, in Ihrem Namen zu sprechen, 
wenn ich den Parlamentsbediensteten für die im 
Jahre 1989 erbrachten außerordentlichen Lei­
stungen genauso danke wie für ihre stete Pflicht­
erfüllung und Loyalität. (Allgemeiner Beifall.) 

Angesichts des qualitativen wie quantitativen 
Arbeitszuw3chses bitte ich. dies nicht bloß als 
eine Art Pflichtübung zu werten. sondern als :lllf­
richtigen Dank für erbrachte Dienste. 

Mein Dank gilt ferner auch den Beamten des 
Rechnungshofes, der Volksanwaltschaft, des Bun­
deskanzleramtes und der Bundesministerien für 
die stets einsatzbereite Unterstützung der Volks­
vertretung, insbesondere in den Ausschüssen und 
Unterausschüssen, in denen der gediegene Sach­
verstand der Beamten der ZentralstelIen unver­
zichtbar ist. 

Schließlich möchte ich nicht verfehlen. den 
Sachverständigen und Auskunftspersonen für 
ihre wertvolle Mitarbeit ebenso zu danken wie 
den Mitarbeitern der Medien. die einen hervorra­
genden Beitrag zur Umsetzung des parlamentari­
schen Geschehens leisten. 

Im Dezember dieses Jahres ist die Sendung 
"Hohes Haus" 10 Jahre alt geworden. Es ist mir 
ein Herzensbedürfnis, den Leitern und Mitarbei­
tern dieser Sendung herzlich zu danken, denn ich 
glaube, daß diese Sendung einen ungeheuer in­
formativen Wert hat und den Österreicherinnen 
und Österreichern das Parlament näherbringt. 
Leider ist es uns bisher noch nicht gelungen, eine 
bessere. für elie Seher günstigere Sendezeit zu er­
reichen. 

Es ist nicht nur Tradition, sondern auch ein 
Herzensbedürfnis, daß der Präsident des Natio­
nalrates in seiner Schlußansprache den Auslands­
österreichern und insbesondere den österreichi­
schen Soldaten, die in friedenserhaltenden Mis­
sionen tätig sind, sowie den Entwicklungshelfern 
und nicht zuletzt unseren Diplomaten dankt, die 
für das Ansehen Österreichs im Ausland wertvol­
le Beiträge erbringen. (Allgemeiner Beifall.) 

Unser Gruß gilt aber auch besonders den Völ­
kern, die den Weg der pluralistischen Gesell­
schaftsordnung und der parlamentarischen De­
mokratie einzuschlagen beabsichtigen. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Gestatten Sie mir abschließend noch eine per­
sönliche Bemerkung. Ich hoffe, daß sie nicht allzu 
theatralisch klingt. aber sie ist ehrlich gemeint: 
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Präsident Pöder 

In einer Woche, am Weihnachtsabend, werden 
wieder die Kerzenlichter an den Christbäumen 
erstrahlen und der Gabentisch wird vielfach 
reichlich gedeckt sein. 

Im Hinblick auf das kommende Wahljahr sol­
len unter den Weihnachtsbäumen der Politiker 
unsichtbar und symbolisch einige wenige Päck­
chen liegen. die da beinhalten: 

Toleranz und Achtung vor der Meinung des an­
deren. 

Fairneß in eier politischen Auseinandersetzung. 

Achtung der persönlichen Würde des anderen. 

Wenn diese wenigen Beigaben in der Vorwahl­
zeit beachtet werden, dann können wir alle neue 
Hoffnung schöpfen, daß Politik und die Men­
schen. die sie machen, auch wieder mehr Achtung 

und Respekt unserer Mitbürgerinnen und Mit­
bürger finden. (Allgemeiner Beifall.) 

Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren des Nationalrates, sowie allen Österreicherin­
nen und Österreichern wünsche ich von Herzen 
- auch namens der Zweiten Präsidentin des Na­
tionalrates, Frau Or. Marga Hubinek, und des 
Dritten Präsidenten des Nationalrates, Herrn 
Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix - dem wir baldige Ge­
nesung wünschen -, fröhliche Weihnachten und 
ein erfolgreiches, friedliches Jahr 1990. (Allge­
meiner Beifall.) 

Die Sitzung ist ge sc h los 5 e n. 

(Ullter dem BeIfall des Hauses begeben sich die 
Klubobmäfliler Dr. Fis ehe r, Dkfm. DDr. 
K Ö fl i g, Dr. G Ci ger bau e rund W abi 
Zllm Präsidenten und envidem im Namen ihrer 
Klubs die Wünsche.) 

Schluß der Sitzung: 19 Uhr 3 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 2232 9 
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